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Vorwort 



Die Torliegeode Sdirlft AmMhiM dm SdMlMfMk 

den Inhalt von Vorlesungen wieder, die idi kn Nl^teriielbjalur 
1917/1918 in der ArbeiierbildimtfMchiile zu Berlin fMtai iMibe. 
Ich habe an der damals liierffir «bgelafiteD Niedenchrilt nichts 
Wesentliches geändert« absichtlich selbst diejenigen S&tse unver- 
ändert gelassen, aus denen hervorgeht, daß die Arbeit im Kriege 
geschrieben wurde. Allerdings kommen die Empfindungen, die dieser 
in mir ausgelöst hatte, infolge verschiedener Rücksichten, die ich 
in Hinblick auf den Kriejjszustand zu beobachten halte, in ihr 
meist nur abgetönt zum Ausdruck. Etwas davon schimmert aber 
doch durch, und davon nichts wegzustreichen schrieb sich um so 
mehr vor, als das Urteil und der grundsätzliche Standpunkt des 
Verfassers die gleichen geblieben sind. 

Redaktionell habe ioh für die Buchausgabe die direkte Anrede 
beseitigt und die einzelnen, hier Kapitel genannten Vorlesungen 
der besseren Übersicht halber in Unterabschnitte eingeteilt. Ein 
kurzes Zusatzkapitel stellt summarisch den auf die Grundfragen 
des Völkerrechts bezÜL^Hclicn Beschlüssen der Pariser Konferenz 
der alliierten Mächte die entsprechenden Beschlüsse der inter- 
nationalen Sozialistenkonferenz gegenüber, die Anfang Februar 
dieses Jähre's: in Bern ^elat^t hat, und wird erkennen lassen, wie 
sehr diese letzteren zum Unterschied von jenen geeignet sind, ein 
wirkliches Völkerrecht zur Wahrheit zu machen. 

Über die Notwendigkeit, einem breiteren Publikum darzulegen, 
was der Komplex internationaler Abkommen, den wir Deutsche 
Ydlkerrecht nennen, wirklich besagt, wird man nicht viele Worte 
zu verlieren haben. Die Unwissenheit und die Betfriffsverwirrung, 
die darüber im Volke, das Bürgertum eingeschlossen, herrschen, 
spotten aller Beschreibung. Welche große Gefahr sie bilden, wie 
sehr sie das Werk der Irreführung und Verhetzung der Völker 
erleichtern, hat sich im Kne^ auis deutlichste gezeigt. Die 
Geiahr ist jedoch keineswegs vorüber« Auch heute noch ist die 
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natioiuile VerlMtmng ftatkste Walf e ifir die Reaktiootparteleii, 
<lie «oost weni^ tfenug för sich anzuitthren hAbcn, was Ümen 
grftfiarea Anhang loiVolka siobantallan k&mte* Di« wstfimmalte 
Fotnit iii dar dar varhaiBana wid Ton allan Fraimdaii dasVdlkar- 
friadena Iieiß arsalmle Bund dar Nationan mm Ina Laban tratan 
arjrd, aor^ abar dafür, daß dia Frafan das Völkarradits noch langa 
dia Völker basdbSititfan wardan. mir das sdiware Wark 

fahin^ aaia, ikra Natur und Badautiing dam jxiristisch nicht ^ 
achallan Lasar wstXndlich darsulagan« 

Barlin-Sohtaabaig, fan Juni 1919« 

Eduard Barnataia. 
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Begriff und Ursprung des Völkerrechts. 

A. Vom Betriff Völkerrecht 

Vom Völkerrecht wird heute viel gesprochen, aber gering im 
Verhältnis ist die Zahl derer, die einen klaren Begriff davon 
haben,- was eigentlich das Wesen des Völkerrechts ausmacht, 
welches seine leitenden Grundgedanken sind und was 
für eine Art von Bestimmungen es umfaßt. Bei denjenigen 
wiederum, die etwas davon verstehen, findet man sehr ausein- 
andergehende Auffassungen von seiner Bedeutung. Ich habe bei 
einer bestimmten Gelegenheit das Experiment gemacht und drei 
Personen von mehr als Durchschnittsbildung gebeten, mir ge- 
% trennt von einander in einem kurzen Satz niederzuschreiben, was 
sie <unter Völkerrecht verstehen, und habe drei Antworten er- 
halten, von denen zwei zwar ähnlich lauteten, aber doch nicht 
völlig sich deckt«!, während die dritte sogar ganz erheblich von 
beiden abwich. Und ich bin ganz sicher, daß, wo immer ich das 
Experiment wiederholte, das Resultat kein wesentlich anderes 
sein würde. 

Es ist das kein Wimder. Weichen doch sogar die Bezeichnungen 
für das, was man im Deutschen heute Völkerrecht nennt, bei den 
verschiedenen Nationen nicht unerheblich voneinander ab. In 
den Ländern englischer Sprache hat sich dafür der vom Philo- 
sophen des Utilitarismus Bentham, vorgeschlagene Name 
International Law — Intemaüonales Gesetz — einge- 
bürgert, die Franzosen spracheh früher vom Droit des Gens, 
wörtlich übersetzt: Recht der Völkersdiaften, ein vom lateinischen 
Wort jue gentiam abj^eiteter^ Ausdruck, der aber, nvie wir 
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noch «dieii ««erden, unprOn^lich wafarsclieiiiUch etwas fanz 
anderes bedeutet hat, «Is was heut« imser deutsches Wort V6lker- 
recht aiizeiii^t, und ttetierdin||s sprechen die Franzosen und mit 
Urnen die anderen Nationen romanischer Sprache vom Droit 
International (italienisch: Diritto Intemazionale, spanisch; 
Deredio Intemacional), täbersetzt: Internationales Recht, was 
wieder nicht ganz dasseUbe besagt als der Ausdruck Internationales 
Gesetz. Mit dem Wort Gesetz verbinden wir den Be^if f einer 
bestimmten Verordnung, wihrend mit dem Ausdruck Recht ein 
Inbegriff von anerkannten grundsätdichen Rechtsregeln ver- 
bunden ist Die Russen endlich haben das Wort Narodno{e 
P r a V o,, was man mit völkisches Recht zu übersetzen hätte. Oboe 
damit sdion zu diesem Wortstreit Stellung zu nehmen, wird von -* 
uns im Folgenden das im Deutschen übliche Wort Völkerrecht 
festgehalten. 

Gehen wir nun vom Namen zum Begriff über, so stoßen • 
wir auf eine Tatsache in den Lehrbüchern des Völkerrechts, 
die vielen, welche sich nicht näher mit dem Gc^estand be- 
faßt haben, überraschend kommen wird. Sehr drastisch drückte 
sie vor etwa vier Jahrzehnten ein junger Angehöriger eines 
Balkanstaates aus, der in läerlin Rechtswissenschaft studierte und 
vor seinem Doktorexamen stand. Er erzählte seinen Bekannten, 
zu denen auch der Schreiber dieses damals gehörte, er werde in 
der mündlichen Disputation den Satz vertreten, daß das 
Völkerrecht weder ein Recht sei, noch von den Völkern 
handle. Aber weim man das Lehrbuch emes der angesehensten 
heutigen deutschen Völkerrechtslehrer zur Hand nimmt, nämlich 
das Buch „Das Völkerrecht" von Dr. Franz von Liszt, Professor 
an der Berliner Universität und volksparteilicher Abgeordneter, 
so findet man gleich zu Beginn des Werkes den Begriff Völker- 
recht folgendermaßen bestimmt: 

.Völkerrecht (richtiger Staatenrecht) itt der Inbegriff der Rechts- 
regeln, durch welche Rechte und Pflichten der zur mtemationaleii Staateor 
gemefanchafe (VdJkerrechlagemeuiichaft) gehörenden Staaten unler- 
etoander, und zwar in bezug airf die Auiübung der staatlidien Hobeils« 
rechte, bestimmt werden." 

In seiner näheren Begründiing dieses Satzes bemerkt Liszt noch, 
daß, „da ni c h t die Völker, sondern die Staaten Subjekte 
des Völkerrechts siad sich am besten der von Kant 1797 in seiner 
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Abhandlung „Methaphysische Anfangsgründe der Rechtsichrc" 
gebrauchte Ausdruck ,,5 t a a t e n r e c h f " empfehle, und er fügt 
hinzu: „Das Völkerrecht hat es nur mit den Staaten als Staaten, 
d. h. in bezug auf die Ausübung der staatlichen Hoheit s- 
r e c h t e zu tun." Man sieht, daß hier die Völker, al« vom Völker- 
recht direkt betroffen« vollständig verschvrinden. 

Im Ldirbuch eines angesehenen englischen Völkerrechtslehrers 
wiederum, nämlich dem Werk „The Principles of laternational 
Law" (Die Grundsätze des Völkerrechts) von T. J. Lawrence, 
ein Mann, der außer in England mlhai auch in Amerika, an der 
Umversatät von Chicago, doziert hat, finden wir im ersten Para- 
graphen ünsern Gegenstand erklärt als „die Re^ln, welche das Ver- 
halten des allfemeiiien Körpers der zivilisierten Staaten in ihreti 
Beziehungen zu innander bestimmen'*. Lawrence bemißt jedoch 
dieser Erklfining nur den Wert einer Annäherung an das Wesen 
der Sacbe bei. Obwohl die Darsteller des Vdlkerrechts, schreibt er, 
sich im Laufe der Zeit in bezug auf dessen AusbÜdong zu einem 
einheitlichen Lehrgebäude ziemlich genähert hätten, seien sie doch 
noch nicht zu einer vollet ändigea Überein- 
stimmung über den genauen Charakter seiner Ableitung 
gekommen, All«n Erklärungen hänge etwas von den besonderen 
Anschauungen des betreffoDden Verfassers an und seine eigene 
mache da keine Ausnahme Sie betrachtet, sagt er, ,/das Völker- 
recht nicht als eine Handhabe für die Anüfindung und Auale^g 
eines transzendentalen Rechts, dessen Regeln die Staaten als 
moralische Wesen verpflichten, gleichviel ob sie es in der Praxis / 
beobachten oder nicht, sondern als eine Wissenschaft, deren 
Hauptaufgabe es ist, durch Beobachtung die Regehi aufzufinden, 
dib von den Staat«i in ihrem Verkehr miteinander tatsächlich 
befolgt iwerden, und diese Regeln zu klaasilizicren und zu ordnen, 
'indem sie sie auf gewisse fundamentale Grundsätze bezieht, die 
ihnen zugrunde liegen." 

Ein der romanischen Völkerfamilie ang^öriger Gelehrter, der 
Belgier Emest Nys, seinerzeit Professor an der Universität Brüssel, 
tritt in seinem 1894 erschienenen Buch über die Ursprünge des 
Völkerrechts (Les Origines du Droit International) mit ^roikr 
Energie dafür ein, daß das Völkerrecht einen juristischen 
Charakter hat und nicht lediglich eine M oral der Staaten 
ist". Gegenüber denen, die den Ausdruck Recht dort nicht für an- 
wendbar erklären, wo Vorschriiten nicht mit Strafandrohung ver- 
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sehen sind und die Instanz dee Sfrafvollzugs fehlt, sei daran fest- 
zuhalten, <daB die Existenz des Rechts von der Anwendung der 
Strafe tmaJbihftngig sei. 

Wie dieser sehr angesehene Forscher, der Mitglied des Inter- 
nationalen Instituts für Völkerrecht war, lehnt auch ein deutscher 
Völkerrechtslehrer von großem Ruf, der verstorbene Ludwig von 
Bar, in seiner Abhandlung „Grundlage und Kodifikation des 
Völkerrechts" energisch die Lehre ab, welche den Willen der 
. Staaten, wie er durch Gewohnheit und internationale Über- 
einkünfte zum Ausdruck gekommen ist, für die eigentliche Quelle 
des Völkerrechts erklärt. Ihm ist die letzte Quelle des Völker- 
rechts „die über den Willen der Staaten stehende 
unmittelbar und immer geltende Gerechtigkei t". Mit 
andern Worten, Bar erblickt, um mit Lawrence zu reden, im 
Völkerrecht gerade ein transzend e n t a 1 es, d, h. von Be- 
schlüssen unabhängiges, auf Grundsätze der Ethik zurückzu- 
führendes Recht, 

Woran sollen wir uns nun halten? Wenn wir den tatsäch- 
lichen Zustand des Völkerrechts bezeichnen wollen, wie er in der 
Praxis Geltung hat oder wenigstens bis zum Ausbruch des gegen- 
wärtigen Krieges gegolten hat, so werden wir am richtigsten 
handeln, wenn wir die Erklärung zugrunde legen, die Liszt in dem 
zuerst zitierten Ruch gibt. In diesem Sinne genoß das Völkerrecht 
allgemeine Anerkennung hei allen Nationen, die der sogenannten 
Völkerrechtsgemein schaft angehören. Man versteht 
unter diesem letzteren Wort die Gesamtheit der Staaten, welche aus- 
drüdilich die durch allgemeine Verträge oder Übereinkünfte der 
Kulttu'staaten festgesetzten Regeln des gegenseitigen Verkehrs als 
für sie bindend erklärt haben, und die Liszt zusammenfassend als 
einen, auf dem genossenschaftlichen Prinzip beruhenden „Zweck- 
verband der Staaten" begriffen wissen will. In T,vie weit Liszts 
Erklärung des Begriffs Völkerrecht der Abänderung oder Er- 
gänzung bedarf, wird sich erst zeigen, wenn wir das Wesen und 
den Inhalt dieses tatsächlich geltenden Völkerrechts näher kennen 
gelernt haben. Ganz richtig sagt Professor Lawrence, daß, wie in 
andern Wissenschaften, so auch im Völkerrecht eine gute Erklärung 
das letzte Resultat der Forschung ist. Erst wenn wir eine 
Sache genau kennen gelernt haben, werden wir mit Sicherheit sagen 
können, wie sie am besten durch eine zusammenfasseoide Begriffs- 
bestimmung zu keimzeichnen wäre. 

12 
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1k Der Ursprung des Völker rechts, 

Nim kann man Wesen mid Inhalt eines Gegenstandes dadurdi 
erforschen, dafi man Ihn in seinem normalen Zustand vornimmt 
und hl hmg auf AuIImmi wid Wirkung methodisch zeigUedert. 
Man iwvind dann jedenfalls wissen, wie er aussieht und was er be- 
sagt Oh wir ihn ganz richtig verstdien, Ist aber damit nodi nicht 
veiihOrgt Seine wahre Natür und Bedeutung mrlrd uns erst klar, 
wenn wir auch aeine Entstehung, sdn Werden kennen gelernt 
haben. So gehen seit langem auf ihren Forsehnngsgdbleten die 
Naturwissenschaften Tor, so ist es auf verschiedenen Zweigen der 
Geisteswisseaschalten mit großem Vorteil für deren Eikemitnis 
geschehen, und so wollen wir es auch ndt unserem Gegenstand tun. 
Das Völkerrecht ist, darin stimmen alle s^e wissensdiafdiGhen 
Lehrer flberein, kein abgeschlossenes Recht Es kennt 
überdies nicht einmal ein systematisch angeordnetes, in Kapitel und 
Paragraphen ehigeteUtes Gesetdiudi, d. h* es Ist nicht, wie der 
technische Ausdrude daüfar lautet, kodlfi ziert Es best^ 
vielmehr lediglich aus einer Reihe von Über einkfinf ten, die 
Im Latde der Zdt entetanden sind und bis hi die letzte Zeit fort- 
schreitend durch neue Verträge oder Abmachungen Erweitertmg 
erfahren haben* Es ist auf diese Weise etwas in beständigem 
Fluß BegriffeneSf und darum werden wir sein Wesen am besten 
begreifen^ wenn wir in der Geschichte zurückgehen bis auf seine 
ersten Anfänge und untersuchen, aus welchen Bedürfnissen und 
Anschauungen heraus es überhaupt entstanden ist. 

Das ist nun freilich keine sehr leichte Sache. Die Lehrbücher 
des Völkerrechts, die wir haben, gehen nur bis auf die Zeit zurück, 
yo in der Geschichte Staaten oder staatenähnliche Gemeinwesen 
auftauchen, für deren Verkehr, wenn nicht im Krieg und Frieden, 
so doch mit Bezug auf den Krieg gewisse anerkannte Regeln 
Geltung gewonnen hatten. Die Keime des Völkerrechts liegen 
aber sicherlich viel weiter zurück. Aus der Volkerkunde wissea 
\ wir, daß selbst bei den sogenannten wilden Völkerschaften es ge- 
wisse Regeln gibt, die sie im Verkehr miteinander beobachten. 
Dieser Verkehr ist nun freilich zunächst der Krieg, Der Krieg 
ist in der Geschichte der aus der Tierwelt herausj^etretenen, sich 
Werkzeu{^e herstellenden Menschheit der ursprüngliche Zustand, 
er ist, wie Marx es einmal ausdrückt, „früher da, als der 
Friede n". Womit natürlich nicht gesaj^t ist, daß er der Normal- 
zustand der Menschheit sei. Ganz im Gegenteil. Die Kultur- 
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geschichte der Menschheit ist eine oft untt-i brocliene und nicht 
selten sogar zurückgeworfene, aber stets sich von Neuem auf- 
drängende Überwindung des Krieges. Diejenige Auf- 
fassung, die den Krieg als den Normalzustand der Menschheit 
hinstellen möchte, entspricht faiitisch nur dem geistigen Niveau 
der barbarischen Zeitalter, Die wilden und halbwilden Stämme 
betrachten, wie das ihre Lehensverhältnisse mit sich bringen, die 
den Kampf um Jagdgründe, später um Viehweiden und noch 
später UJH anbaufälliges Land zur Folge haben, die Beziehungen 
zu anderen Stämmen im Wesentlichen unter dem Gesichtspunkt 
des Krieges, und diese Denkart herrscht auch noch in den Staats- 
wesen des Altertums vor. Aber auch da heißt Krieg nicht un- 
unterbrochenes Morden und geht es bei ihm nicht völlig regellos 
zu. Für die Eröffnung der Feindseligkeiten, für die Behandlung 
der Unterhändler, für das Verfahren mit den Frauen und Kindern 
des Feindes nach Tötimg der Männer und Väter setzen sidh be- 
stimmte Regeln durch« von denen die meisten so streng emgehaltea 
werden wie Gesetzesvorschriften, obwohl kein geschriebenes Ge- 
aetz darüber besteht und keine Instanz da isti die Nichteinhaltung 
zu bestrafen. 

Welchen Antiiaben irt die Entsialiua| dleaer Regeln suin- 
admMben? 

Wir hßhm darüber habe hawaiakrSitigea Urkunden. Oft aM 
aie mit gewliaaa nbaiigliobiacfaen Veralalkuigan whiwtat wie 
das muh. bei manchan iabr gfauaanMB Gebrinchen der Fall iaf, 
s. B* bai der Menaehenltiaaaerei, die Tieliacb aagar «da tellgifiaer 
Akt betrieben wM. Dm aaUiaBi ied»ab aiabt ama, dftB nsabt aie oder 
die eine oder die aadeva aolabe «uch «itf etbiacbe- Be^rifie 
«irSckgeben. Dann ta lal ja «ine mdmltbare Voratellvipg, am»- 
nehmen, daß aiabt miob die Natnrvftlker olhiadM oder Raablavor- 
Stellungen ha ben« so nrwdehsig roh sie auch sein mfigen« Das 
ZuaaaunenMan bi dar Hoide und apitcr i« Stamm aetet daa Ver- 
handenaein aoleber athiBalian Bagiliia oder Regabi «oraua, die 4m 
Menseban wtbraobabsUdi ranlehai ida Sitte snm BanraBlaain 
liemmea, wie denn Rtcbt und Sitte md dan hi9km Knltnr* 
atnfen noab aldit a« ttannan sind und zum Teil der gleieben 
Wnrael entataaman. Kebi lelirhaftea DanlNn, sondern die 
Sitte cntMhebfet. wßs Redit iat. aber da die Sitte doch auoh 
ebien Unprung giliabt liabw aaoS, d«r in irgend efaier Dberlegong 
wvraait, iat der Gadaaiie nicht abzuieeiBea, daS ilv Empfindungen 
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oder Eindrücke zugrunde liegeiif die mit Vorstellungen von Recht 
und Unredit verbuBden sind. Wenn Reisende der Kulturwelt« die 
mit Wilden ztisAmmen IcMMti« das nicht aus deren Äußerungen 
heraus erkannten, 80 liegt die Erklärung dafür darin, daß die Be- 
griffe über dae« was Recht und Unrecht ist, bei den Wilden voU- 
stindig ireriehieden sind von 4Wt was der Kulturmensch dartmter 
versteht. Der Wilde bildet so wenig wie das Kind die abstvakten 
Begriffe Recht und Uniedit, er kennt nur den Gefarainch und die 
Sitte und fC&rt die Regebi saiaea Vefbaltens stete o|ir auf sie 
zttvfldb Im bestimmten Fall handelt er so oder so, weil es in 
seinem Stamm oder seiner Sippe so fibtick ist*) Oft wird dsbel 
binsugesetat, daß es srtt undenklichen Zeiten so gewesen sei, und 
irgend ein Gott, Halbgott, Dämon oder yerehrter Vorfahr wird als 
Schöpfer der Sitte bes^chnet. 

DaB die Knegffihrunc der Wilden und Barbami eine SnSerst 
g^usame war bexw. Ist, wen sollte dies Wunder nehmen? Man 
darf nicht veiilessen, daß bei Völkenn« die im urwfichsigen Zustand 
der Horde oder des Stammes bezw« der umhermehejadten oder eben 
erst aeßliaft gemrdenen Völkersobaft W^n, ein Menschheits- 
begriff noch nicht besteht und aiuch gar nicht bestehen 
konnte. Auf Geffible anderer Lebewesen Rfickaicht zu nehmen, 
soweit nicht §kk Interesse, wie bei Haus- oder Zuchttieren, 
oder ein Aberglauben« ein FetisddsnMss oder Totemismus, dies yor- 
adueiben, hat der Wilde nicht gelernt, der Stammesfremde siebt 
ihm in dieser Hinsicht nicbt niber als das Tier, DaB das Mensdien- 
lel>en etwas beiliges sei, ist eine aeiner Denkweise lern liegende 
Überlegung. Auch innerhaH» des Stammes oder der Horde selbst 
atcbt das Menschenleben aumeist sehr niedrig im Wert. Wilde 
tMen ans den winsigsten Anlässen, und viele Reisende, die das 
Leben von Wilden erforscht haben, stellen mit Entsetzen fest, wie 
gleiebnfitig es hin^enonofien wind, wenn Eltern im Zorn Kinder 
erschlagen. ^ 

Der Amerikaner Lewis H. Morgan, der bei dem Indianer- 
Stamm der Irokesen das Leben einer Völkerscliaft studiert hat, die 
noch auf der Unterstufe der Barbarei stand und deren Sitten tmd 
Auffassungen sich nicht wesentlich von denen anderer Indianer- 
Stimme Nordamerikas unterschieden, stellt fest, daß bei iihnen 
prioiipiell jeder Stamm ^ im KriegaausUuid mit jedem andern 

*) Wm hcdbilt ««eh dl» KiA n m eM d w a la «id hdwMi Milt In, di ile tldi tdbtt 
eMtdMe* 
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Stamm betrachtet wurdet mit dem er nicht ausdrücklich einen 
Friedeiis?<ertitag gefichlossen hatte. Ein Gleiches Ifißt vch bei allen 
Völkern leststelleii, die dieser 'Entwicklungsstufe anhören. Die 
Safen imd Helde&^dichte der Nordlandvdlker« wie die der 
Völker «ies Orients und die Mythologie und HeldeoenSUungen 
der Giiedhen sprechen es entweder direkt aus oder lassen es 
klSrfich durchbÜdcen, daB die Anffsstung von den Besiehungen 
der Stimme und StammesveHiande zueinander niij^nds eine 
wesentlidi andere war. Oberall herrscht auf diesen Entwicklungs- 
stufen der Zustand, den Friedrich Engels in seinem, an die Unter- 
suchungen 'Morgans anknfiplenden Buch fiber den Ursprung der 
Familie, des Privateigentums und des Staates mit den Worten 
bezeichnet: 

V Wo nicht ausdiÖckUcher Fiiedenimtrag vorlag, henschte Krieg von 
Stamm ZN Stanmit und der IGicg wurde, geführt mit der Graatsmkeit, die 
den Menicfacn vor den fibr^en Iterea auaeeichnet und die erst später 
gemildert wurde durch das Interesse/ 

Nach der Bibel, fünftes Buch Moses, 7, Kapitel, ließ der Gott der 
Hebräer diesen, als sie nadi Palästina zogen« durch Moses folgen- 
des Gebot verkünden: 

i,Weui dich der Herr dein Gott ins Land bringet:, darein du kommen 
wirst, es einzunehmen, und ausrottet viele Völker vor dir her, die Hethiter, 
Girgestter. Amoritar, Kananiter, Pheresiter, Heviler und Jevusiter. sieben 
Völker« die 906er und starker sind denn du, und wenn iie der Herr dein 
Gott vor dir gibt, daE du sie schlägst, so solbt du sie ausrotten, da6 du 
keinen Bund mit ihnen machest noch ihnen Gunst erweisest." 

Im 1. Buch Samuel, Kapitel 15, vdederum wird erzShlt, daB zur 
Zeii, ats die Hebräer sich im eroberten Kanaan schon festgesetzt 
und es zu einer Stufe der Entviricklung gebracht hatten, wo ihnen 
die einfache Bundesverfassung der Stamme nicht mehr genügte und 
das Königtum aufkam, Samuel, der Oberpriester, dem gegen die 
Amalekiter zu Felde ziehenden Saul folgendes „<jebot des Herrn*' 
verkündetes 

pSo ziehe nun hin und schlage die Amalekiter und rotte sie aus mit 
allem, das sie haben. Schone ihrer nicht, Sooden töte beiden Maan und 
Weib, IQnder und Sioglinge, Odisen und Schale, Kamele und Esel." 

Saul tat, so wird erzählt, wie ihm ([cboten, ließ aber den Köiii;^ 
der Amalekiter Agag leben, indem er ihn einfach in Gefant^en- 
scliait nahiu, und duldete ferner, daß das Krie^svolk dasjenige 
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Vieh ci«r Amalekitcr, das des Mitnchmens lohnte, mcht tötete, 
sondern sich aneignete und fortschleppte. Darauf uogehcurer 
Zorn des Samuel ob dieses Ungehorsams. Er erklärte dem Saul 
dessen bevorstehenden Sturz, zerhaut den Agag „zu Stücken vor 
. dem Herrn in Gilgal" und laßt von da an den Sau! nicht mehr 
vor sich. 

Gleichzeitig erzählt uns aber das alte Testament aus dieser Zeit, 
daß Verträge für heilig erachtet wurden und die Mißhandln von 

Abt^esandtcTi für eine Schandtat j^alt. Und ferner unterscheidet 
es zwischen dem Recht des Verhallen«? der Stämme ,i^c^'en Iremde 
und gegen hebräische Stämme. Auch findet man Vorschriften, 
wie die folgende Kriegsrcgcl aus dem 20. Kapitel des 5. Buch 
Moses, in der manche einen Anfang von wirklichem Kriegsrecht 
«rblicken: 

^ «Wenn du vor dner Stadt lango Zdt liegen maßt, Iwider Sc dn 
streitest, sie zn erobern, so soUat du die Bäume nidit venlerben, daft du 
nA Asien daran fahrest; denn du kannst davon essen, darum tollst dn 
(dorn der Baum auf dem Felde ist des Mensdien Leben) sie nidit aus- 
rotten« sie zu einem Bollwerk za verwenden. Welches aber Baume sind, 
die du wrifit» da& man nicht davon isset, die soHsl dn veniiehlen und 
' ntederhauen und Bollwerk daraus bauen wider die Stadt, die mit ^ 
krieget, auf daS du ihrer michtig werdest/ 

Und aus einer vorgeschritteneren Zeit erfahren wir im 6. Kapitel 
des 2. Buch der Könige, daß etwa 500 Jahre nach der Eroberung 
Kanaans und gegen 200 Jahre nach dem Aufkommen des König- 
tums der Prophet Elisa einem Konige von Israe|, der vor Samaria 
kommt und dieses erobert, auf die Frage, ob. er die Bevölkerung 
niedersohlagen solle, antwortet: 

»Du sollst sie nicht niederschlagen; würdest du diejenigen nieder- 
schlagen, die du mit Schwert und Bogen zu Gefangenen flonacht? Setze 
Brot und Wasser vor sie, dafr sie essen und trinken mS^en und su ihrem 
Herrn anückkefaicn.*' 

Genaueres als tiber das Kriegsredit und das Verhältnis der 
Stamme zu einander bei den Hdbräem wissen wir von den 
Gr lachen der geschichtUcheii Zeit Hier- finden wir Bnndes- 
wtri^ hellenischer Stämme miteinander, die unzweifelhaft als 
Keime eines spätefen allgemeiiieii V6lkerrechis' bezeichnet werden 
kSonea. Es sind dies die Satztmgen der sogenannten Am- 
phiktyonenbflade, Vertrii(fe oder Abmachungen von in 
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näherer NodilNkrscluilt lebenden Stänunesi, durch welcKe dieee 
unter andMm einander «u milderer Beliandlimg im Kriege ver- 
pflichteten« als dies Nicht-Hellenen oder hellenischen AuBenseltem 
^genfiber der Fall war. 

Allerdings waren die Amphiktyonenbimde in erster Linit Ver- 
bindungen zum Schutz eines gemeinsamen Hcilij^tums und hatten 
insofern einen Kultus zum Mittelpunkt. Aber dies ist kein Grund, 
ihnen ihre Bedeutung für die Entstehung eines Völkerrechts zu 
bestreiten. Wo der Kultus noch so eng mit dem staatlichen Leben 
verbunden war, wie bei den Völkern der alten Welt und, um dies 
gleich mitzuerwähnen, im Mittelalter, da kann die Verknüpfung 
solcher Verträge mit Kultuseinrichtungen nicht als ein Grund be- 
trachtet werden, ihnen den politischen Charakter abzuerkennen. 
Die den Satzungen der Amphiktyonenverbände zugrunde liegenden 
Grundgedanken bildeten die , .Gesetze der Hellenen" (ta nomina 
ton Hellenon], auf die sich die Dichter und Redner oft berufen 
und deren Nichtbeachtung im Kriege sie als besonderes Vergehen 
geißeln. Thomas A. Walker, ein neuerer englischer Völker- 
rechtslehrcr, schreibt im ersten Bande seiner Geschichte des 
Völkerrechts (A History of the Law of Nations) darüber: 

»Der Amphiktyonenr^. der von einigen als eine Art hlerwitionsler 
Schiedshof nach dem MnstN* von Kant hingestellt worden ist, war In 
Wirklichkeit dne rebgidfe und nicht eine politische Venanimhuig» wirkte 
aber nichtsdestovreniger ab ein Symbol intemitionaler gnter KamcnKl- 
schaft und bis zu einem gewissen Grade als eine aktive intelnationale 
Kraft. Eine Ampfaiktyooie war in ihren Hauptbestimmungen ein Bund 
benachbarter Staaten mm Schutz eines gemeinsamen Tempels, und der 
Wordaut des Eidschwms der Amphiklyoaie von Delphi (das Haupkirakel 
Griechenlands) halle hauptsächlich (fe Sicherung dieses Schutzes im 
Ange. DioMT Eid ging «ogv so weit, die vollige Zerrtwung einer Stadt, 
die dem Amphik^nenbund angeh&te, sowie die Ableitung des Wassers 
von einer belagerten Stadt zu verbieten." 

Freilich setzt Walker hinzu, daß dieser frühe Versuch, die gegen- 
seitigen Gewalttätigkeiten einzuschränken, mehr notwendig als 
wirksam gewesen sei. Als der Delphische Amphiktyoncnbund in 
weltlichen Dingen sich betätigte, habe er eher als ein Werkzeug, 
in Macedonien einzudringen, denn als ein internationales Rechts- 
institut sich hetätij^t. Indessen ist zwischen dem, was die Menschen 
für Recht erklären, und dem, was sie tatsächlich einhalten und tun, 
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bis in unsere erleuchtete Zeit hmein ein großer Untersciiied fest- 
zustellen. Für uns aber handelt es sich in erster Linie um die 
Vorführung der Entwicklung der Rechts anschauiungen der Völker 
hinsichtlich unseres Gegenstandes. Auch fehlt es nicht an Fällen« 
wo die Amphiktyoncnbünde in bezug auf Einschränkung von Grau- 
samkeiten des Krieges tatsächlich in dem Sinne gewirkt haben, wie 
dies in der obigen Vorschrift bestimmt wird, zu deren strenj^er Be- 
obachtung es nicht einmal die Nationen {Gebracht haben, welche sich 
heute rühmen, an der Spitze der Kultur zu marschieren. Und daß 
die Amphiktyonenbünde sich auf die Stämme der hellenischen 
Rasse beschränkten, war begreiflich genug in einer Zeit, wo ein 
großer internationaler Verkehr der Völker sich noch nicht ent- 
wickelt hatte. Sie stellen, wie der Bund der Hebräer, einen Schritt 
vorwärts dar in der Entwicklung ^ej^cnüber dem Zustand, wie er 
bei den meisten Indianerstämmen zur Zeit des Zusammenstoßes 
mit den Europäern und bei den germanischen Völkerschaften zur 
Zeit Casars im letzten Jahrhundert vor unserer Zeitrechnung vor- 
herrschte. 

Übrigens bildeten sich bei den Griechen, je mehr sich der Außen- 
handel, 4« h. der Handel und Verkehr mit nichtgriechisohen Völkern, 
bei ihnen entwickelte, auch weitherzigere Anschauungen in bezug 
auf das Kriegsrecht fremden Völkern gegenüber aus. Ein Beispiel 
dafür liefert der Geschichtsschreiber Xenophon, der um das 
Jahr 400 vor unserer Zeitrechnung lebte, in seiner Kyropädie, 
ein Buch, das fast romanhaft die Lebensgeschichte des Perser- 
kSm^s Kyros beschreibt und dabei vielfach insofern tendenziös 
ist, als es Erziehungsgrundsätze entwickeltf die wahrscheinlich 
mehr den ethischen und Rechtsanschauunfen des "^ch reibers Aus- 
druck ^ben, 4er ein Schüler des Sokrates war, als daß sie Wirk- 
liches schilderten. Xylophon läßt seinen Idealkönig mit einem 
Feinde eine Vereinbarung schließen, daß beiderseits die Acker- 
bauer auf dem Lande im Krieg verschont und die Kriegshand* 
lungen nur auf daa bewaffnete Volk beschräiikt bleiben 
sollen. Ein Grundsatz, der lange Zeit brauchte, bis er selbst bei 
den cfafistltclieii Völkern in grdßerem Umlange Geltung eriiieit 
und, mie wk, «eben werden, beute schon "von gewisser Seite als 
unzweoimiäßig bekämpft wird. 

Ebenso erz&Ut der Griecbe Plutarcfa, dafi Im Jahre 371 vor 
unserer Zeitrechnung der griechische Stamm der Thdbaner im Krieg 
gffgen die Spartaner sich vor der entscheidenden Schlacht bei 
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Leuktra unter Führung des hochgesinnt<?n F^paminondas nicht ent- 
schließen konnte, gemäß alter Sitte Menschenopfer zu bringen« 
sondern dies für gottlos und b«arbarisch erklärte. Hundert Jahre 
vorher Jedoch hatten vor der Schlacht von Salamis die den 
Thebanern in der Kultur bedeutend überlei^enen Athener keinen 
Anstand genommen, jener alten Sitte zu folgen. 

Während die Griechen im hohen Grade ethische Werke von welt- 
geschichtlicher Bedeutung uns hinterlassen haben, verdanken wir 
den Römern die erste systematische Ausbildung des Rechts- 
wesens. Die Römer waren das eigentliche juristische Volk, 
und bei ihnen erfährt denn auch der Keim des Völkerrechts, wie 
wir ihn bisher kennen gelernt haben, eine stärkere Ausbildung, 
Ursprünj^i ich, soweit man dies feststellen kann, verhielten sie sich 
andern Völkern oder Völkerschaften gegenüber ähnlich wie die 
Griechen, als deren Abkömmlinge sie sich gern bezeichneten. Sie 
gingen Bundesverträgc rait stammverwandten oder als solche be- 
trachteten Nachbarn ein und unterschieden auch ohne solche Ver- 
träge zwischen stammverwandten und stamracsfremden Völker- 
schaften, Für einen Teil der Grundsätze nun, nach denen sie ihren 
Verkehr mit andern Volksschaften regeln, kommt bei den Römern 
der Gebrauch des Ausdrucks jus gentium auf, ein Name, von 
dem nicht nur das französische Wort „droit des gens", sondern 
auch unser deutsches Wort Völkerrecht abstammen« Er bedeutet 
aber ursprünglich eine ganz andere Sache. 

Die Juristen hiben sich viel damit abgequält, den Begriff dieses 
ius ^tium genauer zu bestimmen. Es fällt nämlich bei den 
Römern weder mit dem Kriegsrecht — jus b e 1 1 i — nooh mit dem 
Zivilrecht — jus dvile — noch mit dem Naturrecht — 
jus naturale — zusammen, wie dieses letztere auf einer späteren 
Stufe verstanden wurde. Warum nicht? Zweifelsohne deshalb, 
weil es von Hause aus und lange Zeit ein Recht war, das sich 
weder auf die Beziehungen der Völker zu einander bezog, noch 
natürliche oder andere Rechte des Einzelnen, des Individutmis, 
betraf. Wir werden seiner ursprünglichen Bedeutung am nächsten 
kommen, wenn wir das Wort so fibersetzen, wie es nach der ur- 
sprünglichen Bedeutung des Wortes gens übersetzt werden mu8, 
nämlich mit Sippenrecht. Die romische Gens ist der durch 
Blutbande verbundene Geschlechtsverband, dem wir bei allen 
Völkern auf einer bestimmten Kulturstufe begegnen und für den 
wir im Deutschen das Wort Sippe haben. Das rSmiscfae Volk 
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gliederte sich nach Stämmen und Sippen in -der Weise, daß ein 
Stamm eine mehr oder weniger große Zahl von Sippen umfaBte und 
für bestimmte allgemeinere Zwecke als Einheit auftrat, während 
für andere Zwecke die Sippen (römisch: gentes) die rechtlichen 
Einheiten bildeten, und die gegenseitigen rechtlichen Beziehungen 
dieser letzteren sowie ihre Stelltmg im Staat umschrieb eben das 
jus gentium. In dieser Tatsache haben wir meines Erachtens die 
Erklärung dafür zu suchen, daß dieses Recht sowohl Züge eines 
Menschenrechts und solche eines Rechts der Völker trägt, von den 
Juristen bald als eüie Abart des Naturrechts — jus naturale — 
«md bald als dem vom Staat erlassenen bürgerlichen Privatrecht 
— jus ctvile — gleich geachtet wird. Denn die Sippe ist ja zu* t " 
nächst nur eine erweiterte Familie, die namentlich auch gewisse 
Kultusakte gemeinsam pflegt, und so versteht man die Verwandt- 
schaft des jus gentitmi mit dem Naturrecht. Sie ist aber dbea 
doch eine Kollektivität und als solche wiederum etwas dem Stamm 
ähnliches. Mit dem Wachstum Roms mußte somit das Recht der 
Gentes immer mehr den Charakter eines allgemeinea Rechts an« 
nehmen und als Verkehrsrecht der Menschen und Staaten mitein- 
aader ' erscheinen. Andererseits aber konnte sieh aus dem jus 
gentium allein kein genaueres Recht von Krieg und Frieden der 
Staaten untereininder ableiten, 

Ffir Krietfserklirungen und Friedensschluß niebst dem Abschlufi 
von Vertrigen hatten die Römer ein besonderes Institut, das 
priesterartige Kollegium der Fetialen und ein besonderes Recht, 
das luemadi das jus fetiale genannt wurde. Die Felialen 
waren ^die Bewahrer der öffentlichen Vertragstreue. Ohne ihre 
Mitwirkung, heißt es im deutsch von Holtsendorf f herausgegebenen 
Lefarlmdi der rtaisdien Rechtsgesduchte des Quido Padelletti, 
gab es keinen gerechten und ordnungsmäßigen Krieg. Die ältesten 
Formehi des }us fetiale enthfillen uns den ▼erhältnismäßig hohen 
Rechtsbegriff, zu dem die italischen Staaten sogar bezüglich des 

' Krieges gelangt waren. Zur Zeit der Könige, d. h. wo Rom in die 
Geschichte eintrat, also im 8. Jahrhundlert Tor unserer Zeitrechnung, 
und attdh noch in der ersten Zeit der römischen Republik wurde 
kein Krieg dieses Volkes von Kikgem und Eroberern für gerecht 
oder gottesfOrchtig erachtet, dem nicht die Verwerfung einer 
formellen Fwdenmg auf Erfüllung von Verpflichtungen oder Ab- 

Stellui^ von Schädigungen vorangegangen war, welche Forderung 
durch einen Fetialen als Herold mit bestimmtem Zere- 
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moniell dem betreffenden Volk mitgeteilt wurde. Erfolgte dann 
innerhalb dreiimddreißig Tagen die geforderte Genugtuung nicht, 
so wurde der Herold entsandt, den Krieg dadurch zu erklären, 
daß er einen in Blut getauchten Wurfspieß in das Gebiet des 
Feindes schleuderte« Ähnliche Formalitäteai waren für den Ab- 
schluß von Verträgen vorgeschrieben, der im Auftrage und Namen 
des römischen Volkes erfolgte, und Sache der Fetlalen war es, die 
Beobachtung der Verträge zu überwachen. Als das Institut der 
Fetlalen, das, wie gesagt, einen priesterlichen Charakter 
hatte, später in Verfall geriet, blieb doch bei den Römern das 
Geiuhl von der Unverletzlichkeit von Gesandten und ihrer streng 
begrenzten Rechte und Pflichten in starker Geltung. Aber die 
Verletzung dieser Rechte und Pflichten wird nun als eine Ver* 
letzung des jus gentium bezeichnet. Beim Geschichtsschreiber 
Titus Livius, der um die Zeit des Augustus lebte, also um das 
Jahr 1 imserer Zeitrechnung, und dem noch späteren Geschichts- 
schreiber Sallust begegnen wir wiederholt dem Gebrauch dieses 
Ausdrucks mit Bezug auf das Recht der Gesandten. Wie hoch 
aber die Römer dieses Recht mit den daran geknüpften PIlichten 
hielten, geht aus folgenden Tatsadien hervor, die Livius erzahlt. 
Als Abgesandte des vertriebenen Königs Tarquinius sich in eine 
Verschmrorung zur Wiederherstellung des Königstums eingelassen 
hatten, wurden zwiar, nach der Entdeckung der Verschwörung, die 
andern Verschwörer in Ketten geworfen, dage^n ward nach 
einiger Disbission beschlossen, den GesKodten gegenüber das f u s 
gentium zu beobachten und sie farei zu lassen. Umgekehrt 
wurde das Verhalten römischer Gesandten, die zu den OaUsem 
entboten waren, um sie zu veranlassen, von einem Angriff auf die 
Stadt Clusium Abstand zu nehmen, sich aber dann am Kampf 
gegen jene beteiligten, für einen Bruch des jus gentium er- 
klärt; ihr Anführer wurde zwar nicht den GaiÜem ausgeliefert, 
wie diese verlangten, aber doch in Rom vor Gericht gestellt und 
entging, so wird erzahlt, der Bestrafung nur durdi frdwilligen Tod. 

Das Kriegsrecht der Römer, das im Kriege selbst ursprfingHch 
fast noch brutaler war, als das vieler anderer Völker der Epoche, 
und einzelne brutale Züge noch lange bewahrte, erluelt im Laufe 
der Zeit, als Rom zum Weltstaat iwurde, manche Milderungen. Ein 
kosmopolitisches Menschheitsempfmden entwickelte sich und fand 
bei Philosophen und hochstehenden politischen Führern, darunter 
mehrere Kaiser, waimherzige Befürworter. Aber zur Ausbildung 
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eines Völkerrechts in dem Sinne, wie es heute von den Völker- 
rechtslehrern verstenden wird, nämlich als Recht von Staaten zu 
Staaten, konnte es deshalb nicht kommen, weil Rom ursprünglich 
nur immer mit Staaten als Einzelnen Verträge schloß, später aber 
als Weltherrscherin die game zivilisierte Welt um£a6te und nach 
außen nur mit Völkern aui der Stufe der Barbarei zu tun ihatte. 
Das jus gentium war demgemäß im Wesentlichen ein inneres 
Kecht des römischen Reiches oder der Inbegrilf byestimmter Regeln 



Einfall der. Barbaren in Rom, die Überziehung des Reiches durch 
Germanen und ihnen verwandte Völkerschaften warf die |[anze 
Entwicklung zunick. Der römische Weltfriede, die Pax romana« 
¥dch verheerenden Kriegen. Wilde Plünderung und Zerstörung 
von Städten imd sinnlose VerMdistuaig von Landereien kennzeichnen 
das Überziehen und die Eroberxaig des römischen Reichs durch 
germanische St&nune, Das aufkommende Christentum erweist sich 
lange Zeit ohnmächtig, dieser Rfiddcehr in die Kriegssitten bar- 
barischster Zeitaltw zu sIeuenL Von einem internationalen Ver* 
band der Staaten ist lange Z^t keine Rede. Erst Jafaidinnderte 
später, nachdem die Völkerwanderung sur Rnhe gekommen war 
und gefördert durch die Rückwirkung des Zusammeswirkens 
christlicher Völker in den Kreuzzagen, findet der Gedanke im 
öffentlichen Geist Boden und wird vom nun erstarkten römischen 
Papsttum aufgenommen. 

Aber auch der Kirche gelingt die Auafaildung eines Völkerrechts 
nicht, sie bringt es über Ermahnungen zur Milderung der Kriegs- 
sitten, wie z. B. Schonung der Nichlkampfer und der «eh frei- 
wUUg Ergebenden, nicht hinaus. Ebenso brachten es 4las von 
^ Karl dem Großen gegrfindete Frankenreich imd dessen Fortsetzer, 
dies römische Reich deutscher Nation, während des ganzen Mittel- 
alters zu keinem durchgreifenden Fortschritt Diesem Reich ge* 
lang es nicht einidal, Im Umkreis seines Gebietes einen der pax 
romana gleichkommenden inneren Frieden sicher zu stellen. 
Seine Geschichte ist die Geschidite ewiger Kämpfe von Feudal- 
herren untereinander oder g^gen St&dfe, «ofwie von Lehnsherren zur 
Bildung und Vergrößerung von nahezu souveränen Territorial- 
herrschaften, dem Landesfüratentum. Das Faust- oder Fehderecfat 
der Feudalherren ist während ganzer Jahrhunderte der Fluch der 
Nation. Ihm suchen die Kirche durch den sogenannten Gottes- 
Irieden, Kaiser imd Fürsten durch den Landfrieden zu 
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steuern. Der Gottesfriede (lateinisch; treuga Dei), der zum 
ersten Mal in Frankreich im Jahre 1041 verkündet wurde, ordnet 
gegen Belegung mit Exkommunikation und Geldbußen die 
Einschränkung der Fehden auf bestimmte Tage — von Mittwoch 
abend bis Montag morgen — an imd verbietet sie später für die 
ganze Advent- und Fastenzeit, Ferner gebietet er, daß bestimmte 
Kategorien von Menschen, wie Geistliche, Mönche, Wanderer» 
Bauern, Weiber usw. von den Fehden verschont bleiben sollen, und 
dbcnso die Schonung bestimmter Arten von Sachcigentuim. Der 
L a n d f r i e d e, entweder vom Kaiser für das ganze Reich oder von 
Fürsten für ihr Land verfügt, setzt eine völlige^ oder partielle Ein- 
schränkung des Fehderechts für bestimmte Zcidauer fest. So be- 
stimmt die erste dieser Verordnungen, der vom Kaiser Heinrich IV. 
im vJahre 1103 zu Mainz verkündete Landfriedc, daß innerhalb 
4 Jahren keine Fehden ausj^efochten werden sollen. Inwieweit es 
gelanj?, die durcli Land- und Gotlesfrieden festgesetzten Be- 
stimmungen buclistäblich durchzuführen, muß dahingestellt bleiben; 
je nach den Machtverhältnissen der weltlichen und geistlichen , 
Fürsten einerseits und der Feudallierren andererseits werden sie 
häufiger und seltener überschritten worden sein. Das Erstarken 
der Städte und die Ausbreitung von Handel und Verkehr setzten 
den Fehden der Adligen nicht nur Grenzen, sondern schufen ein 
immer schärferes Bedürfnis nach ihrer allgemeinen Unterdrückung, 
die außerdem auch im Interesse der Landesfürsten lag und von 
ihnen auf ihrem Gebiet vielfach erzwungen wurde. So kam es 
denn am Vorabend der Ära des aufkommenden Kapitalismus 
dazu, daß im Jahre 1495 Kaiser Maximilian L zu Worms den 
„ewigen Landfrieden" verkündete, der ein für allemal alle 
Fehden privater Natur verbot und unter strenge Strafe stellte. Ein 
eigenes Reichskammergericht zu ihrer Aburteiltmg wand eingesetzt 
und das Reich in Landfriedenskreise eingeteilt, denen die Über- 
wachung der Beobachtung des Landfiiedeos oblag. Natürlich 
konnte das Verbot nicht fiberall sofort erzwungen werden, es dauert 
noch mehrere Generationen, bis die Privatfebden voUstaadi^ aus 
der deutschen Geschichte verschwinden. 

In dem Maße ntm, als sich aus dem ehemaligen Weltreidi 
selbständige Königreiche ablösten oder fast völlig souveräne 
Fürstentümer in seinem Bereiche sich ausbildeten, und die Pflege 
und Sicherung des Außenhandels' ein wachsendes Bedürfnis dieser 
Staaten wurden wuchs auch das Verlang nach allgemein aner- 
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kannten Regeln für die Unterscheidtmg von Kämpfern und Nicht- 
kämpf ern und Beteiligten und Neutralen im Kriege wie für den 
Veikehr der Staaten und ihrer Angehörigen untereinander im 
Frieden. Es fand seinen Ausdruck in Vereinbarungen und Ver- 
• träigeii, aus denen unser modernes Völkerrecht hervorgegangen ist 
Im 16. und 17. Jahrhundert findet es seine ersten großen theo- 
letischen Begründer, unter denen hervorragen die Spanier Francis- 
COB a Victoria (1480—1549) und Fernando V a s q u e z (1509—1566), 
der Franzose Jean B o d i n, meist latci n' ert Bodinus genannt, 
und der Holländer Hugo Gropt (1583—1645), mehr bekannt 
tmter seinem lateinisierten Namen Grotius. Des letzteren sechs- 
bändiges Werk über das Recht von Krieg und Frieden galt lange 
Zeit als das klassische Werk vom Völkerrecht und wird selbst 
heute noch gern zitiert. Der erste Deutsche, der ak namhafter 
Theoretiker des Vdlkenrechts anerkannt ist« war Sam uel Pu f en- 
do r f, der von 1632—1694 lebte* ^ 

Ehe wir uns nun der Schilderung dieses aufkommenden neuzeit- 
lichen Völkerrechts zuwenden, haben wir indes noch einer großen 
Völkerschaft zu gedenken, deren Reich dem frühen Mittelalter an- 
gehört und die über die zeitgenössischen Völker des Abendlandes 
in bezug auf Einführung menschlicherer Art der Kriegführung für 
ihre Zeit weit hervorragte. Es sind dies die Araber <unter dem 
Einfluß der von ihnen aulgenomraenen und verbreiteten Lehre 
Mohammeds. Die Kriegführung der Sarazenen, wie die Araber 
meist genannt wurden, unterschied sich in den ersten Jahrhunderten 
ihres Reiches sehr vorteilhaft von der Kriegführung ihrer christ- 
lichen Zeitgenossen. In den Vorschriften, die Abu B e k r, der 
erste der Kalifen nach Mohammed, bei Beginn seines syrischen Feld- 
zugs den Truppen einschärfen ließ, heißt es nach den Ermahnungen, 
als Kämpfer für die Sache Gottes ohne Todesfurcht zu streiten: 

„Wimn Gott euch den Sieg gibt, miObraucht euren Vorteil 
nicht und hfitet euch, euer Schwert nicht im Blute dessen zu 
beflecken, der sich ergibt Behelligt nicht di^ Kinder, die 
Fnnen und die altersschwachen Männer, die ihr unter euren 
Feinden antreffen möget. Wenn ilir durch des Feindes Land 
MA, schlagt keine Paicnenb&ume oder andere Fruchtbäume 
nieder, serstllrl nicht die Erzeugnisse des Bodens, verwüstet 
k^e Felder, veiiirennt keine Wohnstätten und nehmt von den 
Lagerli&ttsem eurer Feinde nur, was ihr für eturen Gebrauch 
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nötig Habt Behandelt den Gefangenen und den, der weh 

eurer Gnade ergibt, mit Erbarmen, wie Gotl es euch in eurer 
Not tun soli, aber tretet die Hochmütigen tmd Widersetzlichen 
nieder und ermangelt nicht, alle diejenigen zu vernichten, 
welche die ihnen auferlegten Bedingungen gebrochen haben. 
Lasset in euren Verträgen mit euren Femden keine Hinterlist 
noch Falschheit sein, seid treu in allen Dingen, erweist euch 
als stets aufrecht und edel und haltet redlich euer Wort und 
Versprechen,** 

Die Oesdiichte der Sarazenedariege weist in den ersten Jahr- 
Inrnderten viele Beispiele «uf« dafi diese und ihnliclie Satximgen 
ke&i leeres Wort Ui^>en. Wie das Reioh der Sarazenen Terlnm 
und der Islam eines Tages als 2^efist3ier der Kultur seiner Zeit 
auftmtt gebort nidit in unsere Untersttchung. Von dem aber, "^as 
er in jenem Zeitalter hinsichtlich einer edleren MenscfalicMcett in 
der KriegffihruQg geleistet hat, ktente auch unsere Zeit noch 
mancherlei lernen. 
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Die Auf finge des neuxeitlidieii VölkemcliU. 

Das Völkerrecht im Frieden. L 

Rechtsgrundlagen des Verkehrs der V6lker. 

Das neuzeitliche Vdlherredit ist Ifundsitzlich auf intcmatianakii 
Veftr&^en und Ihnen gleichgesetzten fiberkominenen Ge- 
wohnheitsrechten aufgebaut Als Vertragsrecht konnte 
es sich ent entwickeln, als die beiden groBen Mächte des Mittel* 
alters davon Abstand nahmen und Absland nehmen mußten, als 
Weltbefaerrscher den Völkern bindende Gesetze über Ihr Verhalten 
zueinander zu ▼eskünden. Diese Mächte waren die römische 
Kirche einerseits und das römische Kaiserreich 
deutscher Nation andererseits. Daß die Kirche sich dazu 
berufen fühlte, den Völkern solche Regeln für ihr Verhalten zu 
einander vorzuschreiben, ist begreiflich gcnuj^ und war sicherlich kein 
verwerflicher Gedanke.Er entsprach ja t^rundsätzlich den Lehrendes 
Christentums, deren Wächterin die Kirche sein wollte. Einen ge- 
wissen Einfluß im Sinne der Zusamniengehörigkcdt der Christenheit 
auch in weltlichen Dingen hat sie sicherlich ausgeübt, imd wieder- 
holt haben Päp«ste sich als Friedensstifter betätigt. Aber die 
Macht der Kirche über die Geister war nicht stark genug, die 
Staaten in ihren Macht- und Interessenkämpfen zu leiten, und 
außerdem ließ die Kirche bald selbst sich viel zu sehr in weitliche 
Angelegenheiten und Interessenkämpfe ein, um von den auf- 
kommenden Nationen als unparteiische Instanz anerkannt zu 
werden. Das Kaisertum seinerseits konnte dort, wo es als Herrscher 
oder Oberherr auftrat oder aufzutreten suchte, wohl als Gesetz- 
geber sich geberden, aber nicht die Rolle einer Vertragsmacht über- 
nehmen. Ein Vertrag setzt Vertragschließende mit seihständigem 
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Willen voraus, di« in bezug auf den Gegenstand, hinsichtlich dessen 

sie Vertraj^ schließen, sich unabhängig j^cgenüber stehen. Das 
Kaisertum konnte daher den seiner Macht unterworfenen Völkern 
Gesetze vorsclueiben, aber es konnte aus eigener Macht kein 
Völkerrecht schaffen. Die Schriftsteller des Spätmittelalters, die 
völkerrechtliche Fraj^en behandeln, ^ehen dabei entweder vom 
naturrechtlich aufgefalJtcn jus gentium aus, oder sie 
berufen sich auf Gewohnheitsrechte, die für allgemein anerkannt 
galten, sowie auf Grundsätze des römischen und des kirciilichen 
bezw. kanonischen Rechts, die auf das Gebiet des Verkehrs der 
Völker und Staaten übergreifen. Aber das Naturrecht hat nicht die 
Krait verpflichtender Gesetze, sondern bindet den, der es aner- 
kennt, nur moralisch, und das kanonische Recht wurde von den 
Staaten, die sich verselbständigt hatten, gerade für ihren Verkehr 
untereinander nicht als bindend anerkannt. 

Die ersten Vorläufer des vertraglichen Völkerrechts finden wir 
in Abmachungen von Handelsstädten tmd Handelsgesellschaften 
verschiedener Nationen, welche die Sicherunt* eines freien 
Seehandels und Seeverkehrs bezwecken. Das ^^emein- 
same Interesse an der Sicherung gegen Seeräuber und der Be- 
nutzung verschiedener Schutzmittel, des Lotsenwesens usw. schuf 
zuerst bei Anwohnern des Mittelmeeres solche Vereinbarungen. 
Die umfassendste davon war im Mittelalter das „Consulato del 
Mar" genannte Seereclit, dessen Entstehung bis ins II, Jahrhundert 
zurückreicht und das aus einer um das 14. Jahrhundert in Barce- 
lona bewirkten Zusammenstellimg von überkommenen und neu 
hinzugesetzten Abmachungen besteht. Ähnliche Abmaohungen be- 
trafen den fdandel in der Nord- imd Ostsee. Das Seerecht bildet 
einen der wichtigsten Gegenstände des Völkerrechts, um dessen 
genaue Bestimmung, wie man weiß, auch heute noch der Kampf 
geht. Der seinen Ausgangspimkt bildende Grundsatz, daß das 
offene Meer jedem, der es befahren kann, so frei stehen müsse, 
wie der Gebrauch der Luft, ist prinzipiell eigentlich niemals ange- 
fochten worden. Wohl aber hat zu verschiedenen Zeiten großer 
Streit obgewaltet, wo die Grenzen des offenen Meeres lie^gen und 
wie weit das Recht von Uferstaaten über das Gewässer geht, 6m 
ihre Ufer bespult, inwieweit sie auf dieses den Grundsatz des ge- 
schlossenen Meeres (mare clausum) anwenden dürfen, ein 
Begriff, der unangefochten nur für solche Seen gilt, die zwar mit 
dem offenen Meer durch breite Wassemtraßea verbunden, dber vom 
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Gebiet ein^ einzelnen Staates ttmschlossen sind. Der Streit über 
diese Frage spielte iast immer zwischen Staaten« die scboii eine 
große Seemadit ausübten, und solchen, die hinter ihnen zurück- 
geblidbea waien oder sich überhaupt erst eine Seemacht gründeten. 
So iatereseant die Geschichte dieses Kampfes um« Meer istt 
4er besondei«^ heftig im Zeitalter der Entdecktmgen zwischen 
Spanien, Portugal, England imd den Niederlanden spielte und dem 
eine beirfihmte Schrift des Grotius aus dem Jahre 1609 gewidmet 
Ist, so kdnnen wir hier nicht auf sie eingehen, sondern müssen uns 
aitf die Darstellung des gegenwärtigen Zustandes imd der Prdbkme 
unserer Zeit besclvanken. 

Den heute maßgebenden und allgemein anerkannten Crundsats 
dieses Reefatsxustandes formuliert lisst in seinem ««Völkerrecht** 
lolgendermafien: 

„Der völkerrechtliche Grundsatz der Meeresfrriheit schliefet jede staat- 
liche Herrschaft über die offene See aus. Jeder ursprüngliciic oder ab- 
geleitete Erwerb der Gebietshoheit über Teile des offenen Meeres ist 
völkerrcchthch unmöglich. Das Meer ist in diesem Sinne nicht res 
nultius (herrenlos), sondern res communis omnlum (gemeinsame 
Sache aller), Jeder Staat hat das Recht, Flandelsschifle und Kriegsschiffe 
im Frieden wie im Krieg unter seiner FUgge und unter der ausschließ- 
lichen Herrscliaft seiner Gesetze die hohe See befahren zu lassen und 
den unerschöpflichen Reichtum, den die Tiefen des Meeres bieten, durch 
seine Fischerei für sich zu verwerten. Im Kriege gehört auch das Meer, 
unbeschadet der Rechte der Neutralen, zum Kriegsschauplatz. (§ 26, 1.) 

Wenn dieser Grundsatz auch seit Generationen allgemein an- 
erkannt ist« so liat seine Anwendung doch eiben dadurch zo Streitig- 
keiten Anlafi gegeben, daß der Begyifi des offenen Meeres von 
versdiiedenen Staaten anders ausgelegt wurde. 

Die heute geltende Einschränkung des Rechts auf das Meer be- 
steht darin, dafi den Uferstaaten das Recht eingeräumt wird, 
Aber ihre Küstengewässer bis zu einer bestimmten Entfernung 
ei g en e H o h ei t s r e ch t e auszuüben. Diese Entfernung wurde 
so bemessen« daß man dasjenige Gewässer für Küstengewässer er- 
klärte, das der Uferstaal vom Ufer aus durch seine Strandbatterien 
beherrschte. Und lange Zeit ward dafür ein Raum von drei See- 
meilen (etwas über 5 Kilometer), vom niedrigsten Wasserstand der 
TiefeWbe aus gemessen, berechnet. Seitdem aber Geschütze von 
immer größerer Tragweite hergestellt worden sind, ist in neuerer 
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Z«it von Uferstaaften du Raum Meerei v<mi zdm SeemeUen 
(16 KUometer) Breite als ihr Gewinn beanspnicbt aad ihnen 
auch sueriDinnt worden, und wenn es mit der Zunalime der Trag- 
i&bigkeit von. Gesc&fiftzen« zu deren Heratellung die technkche 
MSigliclikett gegsben ist, so mtübeit gehen wfirde^ -wie bisher« so ist 
gar nicht abzusehen, mit welchen Ekischr&iilctmgen des offenen 
Meeres die Zukunft noch würde zu rechnen haben. Dies weist auf 
die Notwendigkeit hin, sich international nicht mit der Feststelhmg 
des allgemeinen Grundsatzes zu begnügen, sondern für die See- 
grenze durch internationales Recht ein Höchstmaß festzusetzen, 
über das kein Staat hinausgehen darf, und es jedem einzelnen Staat 
zu überlassen, sofern er dies für zweckmäßig hält, für sich eine 
kürzere Grenze festzusetzen. 

Die Hoheitsrechtc, die hier in Frii[5e kommen, sind die A u s- 
übung der Seepolizei und einer bet^renzten Gerichts- 
barkeit, Ferner kann der Uferstaat die Küsten fracht- 
fahrt und die Küstenfischerei den eigenen Staatsange- 
hörigen unter Ausschluß alier Staatsfremden vorbehalten. 

Das offene Meer ist also für Schiffahrt imd Fischerei frei. Die 
Angehörigen jeden Staates k^mnen, sofern sie über Boote dazu 
verfügen, überall auf dem Meere Hochseefischerei betreiben. Das 
hat indes nicht verhindert, daß Staaten mit starker Fischerei mit- 
einander Verträge geschlossen haben, durch welche jeder von 
ihnen, um Konflikte zwischen ihren Fischerbooten zu vermeiden, 
für die Fischerei seiner Staatsangehörigen sich Beschränkungen 
hinsichtlich des diesen freistehenden Gebiets auferlegt. Diese Be- 
deutung hat u. a. der im Jahre 1882 zwischen Deutschland, Belgien, 
Dänemark, Frankreich, Großbritannien und die Niederlande abge- 
schlossene und seitdem verschiedentlich ergänzte „Vertrag be- 
treffend die polizeiliche Regelung der Fischerei 
in der Nordsee außerhalb der Küstengewässe r.** 
Jedem Staat ward da für seine Fischerei sozusagen eine Interessen- 
sphäre auf dem offenen Meere zuerkannt, und wenn es auch nach 
Abschluß des Verlra^ss noch an Zusammenstößen von Fischerbooten 
infolge gelegentlicher Überschreitung der Grenze nicht gefehlt hat, 
so hat doch im Ganzen die Abmachung sich ibewährt, Ihr verwandt, 
wenn auch durch einen andern Zweck verursacht, sind die Ver- 
einbarungen zwischen England und den Vereinigten Staaten über 
die Einschränkung des Robbenfangs im Behringsmeer. Diese Ver- 
einbarungen, denen epäter andere Staaten sich anschlössen« sollen 



der Ausrottung der Robben vorixjugen, sind abtr durch Umgehungen 
verschiedener Art in ihrer Wirksamkeit scla beeinträchtigt worden. 

Das Recht der Benutzung derjenigen Seen, auf welche die weiter 
oben j^e^ebcnc Bcstininnmg des geschlossenen Meeres (mare 
ciausum} zutrifft, unterliegt der Gesetzgebung des Staats, dessen 
Ufer sie umgeben. Anders wenn der Binnensee vom Staatsgebiet 
mehrerer Uferstaaten umschlossen ist. Er gilt dann für diese 
als , .offenes Meer". Und als offenes Meer füralle gilt das- 
jenige vom Gebiet mehrerer Staaten umschlossene Gewässer, das 
vom offenen Meer her erreicht werden kann, wie z. B. die Ostsee, 
dasSchwarzeMeer, dasBehringsmeer. Meerengen, welche Teile 
der offenen See miteinander verbinden, stehen, auch wenn sie vom 
Ufer aus durch einen oder durch mehrere Staaten beherrscht 
werden können, der Durchfahrt der Kriegs- iwie Handelsschiffe der 
übrigen Mächte offen. Das trifft z. B. für den Sund und die Straße 
von Gibraltar zu. Letzteres ist deshalb zu bemerken, weil heute 
vielfach die Frage der Dardanellen als gleichartig mit der Fraise 
der Straße von Gibraltar hingestellt wird. Tatsächlich handelt es 
sich da um zwei in verschiedener Hinsicht unterschiedene Fragen» 
Von Spezialbedingungen hinsichtlich der Frage des offenen 
M^cM und der Küstengewässer ist noch zu bemerken, daß, 
wenn auch dem Uferstaate bestinunte HoheiUrechte über 
sein Küsten^ewasser eingeräumt sind, dieses doch nidit« wie 
die Binnenseen, ztmi Staatsgebiet gerechnet wird. So darf die 
Durchfahrt durch die Küstengewässer den Handels* 
wie den Kriegsschitfen fremder Staaten weder versagt, noch von 
Abgaben abhängig gemacht werden (Liszt § 9, V. 2a). DaM«n 
der Aufenthalt in den Küstenf ew ässern (zu See- 
m^overn, Vermessungen usw.) von der Genehmigung des Ufer* 
Staates abhängig. 

So weit das Seerecfaft im Frieden. 

Ober seine Bestimmung für den Krieg an anderer Stelle. Das 
eigentliclie Staatsgebiet bildet überall das feste 
Land, der oberhalb dessen gegebene Lultiaum und der Erdraum 
unter der durch die Staatsgrenzen umscbriebenen Erdoberfl&cbe. 
Das Betreten des Staatsgebiets jedes der Vdlkerrechtsgemein- 
sohalt angdi6rendea Staats, der seitweilige Aufenthalt und die 
daiuerade Niederlassung auf demselben stehen nach dem geltctiden 
YdUcerrecht grundsätzlich allen Angehörigen derjenigen 
Staaten zu, die selbst der Völkerrechtsgemeinschalt an^hdiea. 
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Die Asericcmiimg dietet Grundsatzes veilifirjt aber Doehnieht 
die gleiche Behandlung der Landesfremden mit 
der einheimischen Bevölkerung. Versdiiedeae Staaten hdben es 
verstanden, durch Verordnungen oder Gesetz hierfür sdir bedeut- 
same Untersch^dungen festzusetzen, ganz abgesehen davon, daß 
fiberall den Landesfremden bestimmte politische Staatsbürgerrechte 
▼orent^ten sind. Sie dürfen nirgends zu den Parlamenten wählen, 
vielfach auch nicht zu Ortsvertretungen (Ausnahme bisher Eng- 
land). Fast alle Staaten beanspruchen das Recht, gewisse Kate- 
gorien von Landesfremden nicht zuzulassen und haben dafür be- 
sondere Gesetze. Ebenso behalten sie sich das Recht vor, Landes- 
fremde, die sich lästig gemacht haben, auszuweisen, nur wird der 
Begriff „lästig" von den einen weniger engherzig ausgelej^t als von 
anderen. Auch sind der Willkür bei Ausweisung oder N i c h t- 
zulassung von Landesfremden vielfach durch besondere Gesetze 
Grenzen gezogen. Einzelne Länder haben außerdem eine Art 
Ersitz unßsrecht in ihren Bestimmungen über die Nieder- 
lassung Landesfremder, so daß diejenigen, die eine gewisse Mindest- 
zahl von Jahren schon im Lande leben, entweder überhaupt 
nicht mehr oder n u r d a n n des Landes verwiesen werden dürfen, 
wenn sie sich richterliche Verurteilung wegen gemeiner Ver- 
gehen zugezogen haben. In einigen Staaten darf die Ausweisung 
nur durch verantwortliche Oberbehörden oder nach Begutachtung 
durch diese verfügt werden. Eine allgemein gültij^c inter- 
nationale Vereinbarung über das Fremdenrecht gibt 
es indessen nicht. Der Grundsatz, daß Jedes der Völker- 
rechtgemeinsohaft beigetretene Land den Angehörigen jedes an- 
deren solchen Landes erschlossen sein muß, wird aus dem Begriff 
dieser Völkerrechtsgemeinschaft gefolgert und ist noch nie be- 
stritten worden. Es bestehen jedoch eine größere Zahl von be- 
sonderen Niederlass 11 ngs vertragen, welche für bestimmte 
Staaten die Rechte der beiderseiti);^en Staatsangehörigen in bezug 
auf Niederlassung, Gewerbetrieb, Landerwerb tmd 
so weiter genau bestimmen. Fast ausnahmslos wird den Landes- 
fremden die Gleichberechtigung auf dem Gebiete d€$ 
Zivilrechts imd Zivilprozesses zuerkannt, ebenso 
unterstehen sie den Strafgesetzen des Landes, in dem sie 
sich aufhalten. Dagegen wird es nicht für dem Völkerrecht wider«- 
sprechend erachtet, Landesfremden das Recht Grundbesitz zu er- 
werben und darüber zu verfügen, entweder Hanz zu versagen oder 
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nur mit Einscfarfinlnm^ zu gewShren, und eiaSge Staaten liabea 
in der Tat Yon diesem Ehischrünlmn^srecht Gebcwidb gemacht 

So England Ins 1870, so Rußland. Rumänien usw. 

Nicht in das eigentliche Gebiet des Volkerrechts gehören 
Fragen der Handelspolizei und Handelspolitik, von 
dem oben erwähnten Grundsatz der Freiheit abgesehen, überhaupt 
Handelsgeschäfte mit den Angehörigen anderer Länder der 
Völkerrechtsgcnieinschaft abzuschließen ■ und in diesen Ländern 
Handelsniederlassungen zu errichten. Dieses grund- 
sätzlich anerkannte allgemeine Recht kann aber durch Steuer- 
gesetze und vexatorische Polizeivorschriften ein- 
geschränkt werden, und außerdem kann der Handelsverkehr 
von Land zu Land entweder durch Zölle ganz unter- 
bunden oder auf ein bestimmtes Maß herabgedrückt 
werden. Eine gewisse Sicherung gewähren die Handelsver- 
träge, welche Staaten miteinander schließen und die eine allge- 
meine Einrichtung geworden sind. Der Krieg hat sie für die 
Staaten, die gegeneinander Krieg führen, sofort außer Kraft gesetzt. 
, Und es .wird, wie man weiß, in einzelnen kriegführenden Ländern 
dafür agitiert, mit bestimmten feindlichen Landern nur dann neue 
Handelsverträge abzuschließen, wenn der Friedensschluß verläß- 
liche Sicherung dauernder friedlicher Beziehungen verbürgt. Diese 
Agitation verdankt ihre Entstehung gewissen Vorgängen im Kriege, 
die als grobe Verletzung des Volkerrechts betrachtet wurden und 
werden. Daß sie in ihren extremen Forderungen Erfolg haben 
wird, kann heute schon als außer aller Wahrscheinlichkeit be- 
zeichnet werden/) Der vollige Ausscbluß bestimmter Länder aus 
dem Handelsverkehr ist ebenso schwer durchzuifiliren, wie er un- 
geeignet wäre, die in Frage kommenden Völker zu versöhnen. Aus- 
genommen hiervon ist der ^ Fall, wo ein solcher Ausschluß von 
einem internationalen Schiedshof als Maßnahme ver- 
lögt wird, durch ihn einen einzelnen Staat oder Staatenbund zur 
Aneikeiinung und Beobachtung bestimmter international lestge- 
tetzter Regeln oder fietobltoe zu nötigen« 

*) Dm war im Winter 1916/17 getehikboi nd beiog tldi auf dl« BaMgimKia Enghad, 
die durch 6m deuttckaiTaackbootkrieg herrorgaufea worden war. SeHdem kat sich keine 
\ Veibetsetuog, tondera nur noch pfne Verschlimmeranj der Stimmung der öffentlichen 
Meinung Englends In bezug auf DeuUchlaDcl vollzogen und «chließlich nach der Niederlage 
Dentichland« in den Friedens bedmgungea der Alliierten Niederschlag gehinden,die Deatsc^- 
had huddipolMMb wohl PIlichica «nferlegeo, ab« keine Rechte zuerkennen. Aber der 
EiMg auf d&m Fwplin bedeutet aoeb afcbt dea Erfolg k der Sache. 
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SelbstmsfSiidÜdi mufi es du 7M jeder auf Demokratisierusig 
des Völkerrechts abzielenden Bewegung sein, die Schranken zu 
beseitigen, die dm Innigen wirtschaftlichen und kulturellen Ver- 
kehr der Völker in dem Weg liegen; and so beklapfen de&n die 
entschiedeneren Fraktionco der Sozialdemokratie in allen Lindem 
die Tendenz, die Friedeotvorscfaläge so abzulassen, daB sie die 
^ Fortsetzung des Krieges In der Form des Wirtschaflslaieges mög- 
lich machen» 

Für den Verkehr der Völker kommt ferner In Betracht 
das Redit der Benutzang der Seeh&fen und der inter- 
nationalen Verbindungswege — Flfisse, KanSle, Eisen- 
bahnen, Fahrstrafien — , ^e durch verschiedene L&nder gehen* 
Auch hier ist der allgemein anerkannte Grundsatz 
der, dafi die Benutzung dieser Verbindungswege den Angehörigen 
aller Staaten eowohl fflr ihre Person wi» fflr Waren und andere 
bewegliche Gegenstände freistehen soll. Es ist aber hier gleich- 
falls möglich, durch Tarife der Abgaben für deren Benutzung 
unbillige Vorrechte oder Benachteiligungen 
auszuteilen. Gegen solche Unmöglichkeiten bestehen eine ganze 
Anzahl internationaler Verträge, die zu den Bestand- 
teilen -des vertraglich geordneten V ölkerrcchts ^^ehoren. 

Femer sind als völkerrechtliche Einrichtungen 
für den Verkehr zu erwähnen der seit 1874 bestehende und sich 
immer weiter ausdehnende Weltpostverein, sowie die nach 
seinem Muster getroffenen internationalen Bestinmiungen über 
den Telegraphenverkehr imd den Eisenbahnver- 
kehr. Teils direkt, teils indirdkt gehören hierher die Verein- 
barungen, welche die Unterhaltung von Flußwegen, die 
Bekämpfung von Seuchen, den Schutz bestimmter 
Tiere, die Beobachtung der Gestirne und der Luft- 
strömungen und ähnliche Kulturaufgaben im Auge haben, die 
als ein allgemeines Interesse der Völkerfamilie erkannt und an- 
erkannt sind. Überall hat die Verdichtung des Verkehrsnetzes 
auf der Erde dahin geführt, daß Einrichtungen materieller oder 
rechtlicher Natur geschaffen wurden, um das Interesse der 
ganzen Völkergemeinschaft gegenüber dem bösen 
Willen oder der Nachlässigkeit einzelner Staaten 
oder Nationen wahrzunehmen. Dem Völkerrecht entspricht 
eben auch die Verpflichtung der einzelnen Volker, dem 
Gemeininteresse bestimmte Opfer zu bringen. 
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b. Die Subjekte dea Völkerrechts. 

1 

Iii üma reclitliclieii i]itetiiatioiude& BeadbiuD^ uperdea 
die Völker keitie durdi ihre Regiemagen vertreteo, d. h. 
durch die Inkaber tuid Leiter der Staetagewalt Als S t a« t wird 
Im ▼ölkenredttlidieii Veikdir jedes Gemdnwesen betradifet, 
das dne zentrale Behörde bat tmd roa Uaer fremden 
Macht nonnalecweise Gesetze annimmt Wo sich Staaten zu 
ähfesdilossenen Einheitsa — Bundesstaaten oder Reiche — zu- 
sanuaengescbloseen haben, an die ele gewisse Hoheitsrechte Über- 
tragen haben, wird der Bund oder das Reich im internationalen 
Völkerrechtsvetkshr als ein Staat betrachtet, der im Namen 
seber Cinzelstaaten handelt Das deufsche^eicfa« die Vereinigten 
Staaten von Amerika, die schweizerische Eiid^enossensohaft, das 
Vereinigte Königreich Großbritanien und Irland, sie alle bilden 
im Völkerrechtsverkehr je nur einen mit vollem Hoheitsrecht 
ausgestatteten Staat, Ihre Gliedstaaten, wie man die Einzelstaaten 
in dieser Beziehung heute auch nennt, haben völkerrechtliche 
Hoheitsrechte entweder gar nicht od^r nur in beschränkter An- 
wendung. Die völkerrechtliche Hoheit heißt in der Verkehrs- 
sprache der Staaten Souveränität. Ein Fremdwort, auf 
dessen Gebrauch nicht vernichtet werden kann, weil es eben inter- 
national in einem ^anz bestimmten Sinn gebraucht wird imd jede 
Übersetzung Gefahr läuft, als etwas anderes sagend begriffen zu 
werden. So wäre es ganz falsch statt souverän selbständig zu 
sagen. Es gibt viele Arten von Selbständigkeit, der Mensch als 
Persönlichkeit, die freie Verbindung, die Gemeinde, die Genossen- 
schaft, der Kanton usw., sie alle sind in ihrer Art selbständig, aber 
sie alle sind in ihrem Tim und Lassen Gesetzen unterworfen, die 
ane äußere Macht ihnen auferlegt oder vorschreibt imd sind daher 
völkerrechtlich nicht souverän, Souveränität als 
Eigenschaft des Staates", heißt es bei Liszt, ,,ist 
die höchste, nach außen wie im Innern selbst- 
ständige, von keinem Höheren abhängige Herr- 
achermacht" 

Frettidh, selbst der nach dem heutig V^errecfat Itegrifflich fär 
souv^rfin Utende Staat ist es in tatsächlicher Wirk- 
lichkeit nnr noch in begrenztem Umisn^ So hat er zwar 
iofmal das Recht, aus gewissen internationalen -Veihindungen rieh 
ausznscfalieBen, aber die tatsädilichen Verhältnisse zwingen 
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ilm, dieses Recht nlcHt zu gdbraudien. Keinem Kiiltttrstaat 
wird aad kann es lieote einfalleo, ««• dem iaternatioiialeii 
Weltpostverein austreten ztt wollen« Das cülgemeine Bedürfnis 
der Sicherung gewisser Flufiwege oder MeeressfraSen zwingt 
bestimmte Staaten, durc)i deren Gebiet idie Flufiwege gehen, oder 
die selbst an einer der befreienden Meeresstrafie liegen, aui einige 
der Vorteile, welche ihnen die geographisdier Lage sichert, zu ver- 
ziditen oder Verpflichtungen zu fibemehmen, jdle sldi aus ihr .er- 
gdben. Solcher Besdbrlnlnmgea der SourverSnität selbst von Grofi- 
Staaten gibt es noch mehrte. Nur fehlt noch die einheitliche 
zentrale Oberinstanz Über sie alle. Die Oberhoheit wird 
fast ifir jedes besondere Öed^rlnis von bescmderen Kon* 
gr essen und standigen Kommissionen ausgefibt. Aber sie ist 
dben da« so daß liszts Definition schon nicht mehr unbedingt zu* ' 
trifft, sondern nur einem erst noch au schaffenden 
höchsten Weltstaat zukonunen wfirde. Ein soldher Welt- 
staat, oder richtiger ausgedrückt, eine solche Weltrepublik, 
liegt, wie die eben angeführten Beispiele zeigen, auf dem Wege 
der gesellschaftlichen Entwicklung und wird hoffentlich dereinst 
Wahrheit werden, soviel Hemmnisse ihr auch noch im Wege 
stehen. Zur Zeit jedoch müssen wir daran festhalten, den Begriff 
der Souveränität überall dort gelten z.u lassen, wo ein Reich 
oder Staat oder ein völkerrechtlich einen Staat bildender Bund 
den Gesetzen keines anderen Staates oder Reiches untersteht. 

Neben der Souveränität kennt das Völkerrecht 4ie H a 1 b - 
Souveränität und das völkerrechtliche Protektorat. 
Diese werden überall dort angenommen, wo ein Staat in be- 
stimmten völkerrechtlichen Beziehungen selbständig 
handelt, in anderen aber durch einen andern Staat 
vertreten wird. Dieser andere Staat wird dann als des 
ersteren Suzerän betrachtet. So war bis zum Ausbruch des 
Weltkrieges die Türkei völkerrechtlich der Suzerän Egyptens, 
wenngleich sie faktisch gar keine Macht mehr über diese ausübte 
und tatsächlich England schon als Vormundsfaat, wie man das 
Wort Suzerän übersetzen könnte, an ihre Stelle getreten war. Im 
Laufe des Weltkriegen hat England auch formell sein Protektorat 
über Egypten ausgesprochen, und es wird vom Verlauf des Krieges 
und dem Fried«isschluß abhängen, ob dieses Rechtsverhältnis be- 
stehen bleibt. England ist des weiteren Suzerän einer Anzahl 
von Staaten Indiens, darunter die Staaten Üyderabad C13Vt MilL 

I 
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fimwohner), Mysore (6 MilL), Owalior (3 Mili.). Baroda (2 Mill.). 
ferner des Sultanats von Sanzil^r, des 1895 gründeten malai- /• 
kcfaen Bundesstaats imd noch einiger anderer halbsonverftner ^ 
exotischer Staaten. 

Von den lialbeottver&nen Staaten zu unterscheiden sind die 
Kolonien, Besitziingen oder Schutzgebiete, die volker- 
rechtlidi keine yelbsttodigen Rechte ausüben, anders ausgedruckt, 
nicht die Tfilkenechtliche Handkmgsfähigkat besitzen. So sind 
z. B. die BundesrepttbUk Kanada oder die Bundesrepublik 
Australien TÖlkerrechllicli nicht 'einmal balbsouTerftn, obwohl 
sie f akti s di ihrem Mutterland &igland viel «elbstSndiger gegen* 
fiberstdien, als z, B. das KSnigreich (Khedi^at) Ägypten« Dagegen 
sind die genannten ödere andere Kolonien Efl^Iands, wie eolche 
anderer Staaten der Vdlkerrechtsgemeinschaft, in ihrer inneren 
Verwaltung und Rechtsprechung als gleichberechtigte 
Teile der Vdlkerrechisgemeinschaft anerkannt, kein 
Aufiensfaat mischt sidi in Üire Recht^flege ein. Das Letztere ist 
jedoch der Fall bei eini^n anfiereuropSischen Staaten, die unter 
dem Protektorat toq Staaten europfiischer Kultur stehen, und bd 
eiaigen sonst eelbstfindigen Staaten, die nodi nicht der Völker* 
rechtsgemeinachaft beigetreten sind. In Ägypten, in bestimmten 
Ortschaften Chinas, in Marokko sind besondere Gerichte 
entweder von Europäern allein oder von BnropSem in Verl)induQg 
mit einheimisdien Riditem eingesetzt, um den dort sich auf- 
haltenden oder ansässig gewordenen Bürgern, sei es bestimmter 
Staaten, sei es der ganzen Vdlkerrechtsgemeinschaft, eine zuver- 
lässige Rechtspflege und Rechtsprechung nach 
den Begriffen dieser zu sichern. Es sind dies die sogenannten 
konsularischen oder gemischten Gerichtshöfe, 
und die Verträge, durch welche diese Gerichte eingesetzt sind und 
für die Angehörigen der Völkerrechts.mächte und deren Schlitzge- 
nossen Recht sprechen, werden Kapitulationen genannt. Sie 
verdanken ihre Entstehung teils dem Umstände, daß die Rechts- 
begriffe in jenen Staaten sich von den in der europäischen Kultur- 
welt geltenden Rechtsanschauungen in vielen Punkten wesentlich 
unterscheiden und die unparteiische Rechtsprechung nur in ganz 
ung€»Eiügendem Maße gesichert ist, teils aber der Tatsache, daß der 
Stolz der Angehörigen der Staaten europäischer Kultur es nicht 
vertrug, ihre Rechtshändel von Richtern aburteilen zu lassen, die 
einer von ilmen als minderwertig angesehenen Rasse oder 
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Kultur angehörten. Ob die Konsul argerickte stets unparieüscher 
oder mehr im Sinne einer edlen Gerechtigkeit cntsdiiedcn haben, 
als es einhelmiscbe Gerichte jener Länder j^ctan hätten, wird man 
billig bezweifeln dürfen. An Beschwerden über ihre Rechtsprechung 
bat es nicht gefehlt, und die Bewegung auf Abschaffung dieser e x- 
territorialen Gerichte, wie sie in der Sprache der Fack- 
leute genannt werden, weil das territoriale Hoheitsrecht des Staates, 
in dem sie tätig sind, sich nicht oder nur zum Teit auf sie erstreckt« 
hat im Laufe der Zeit bedeutend zugenommen und auch ver- 
schiedentlich Erfolg gehabt. Eine zuverlässig, möglichst genau 
niedergelegten Rechtsgnmdsätzen entsprechende Rechtspflege 
ist selbstverständlich eine der wesentlichsten Vorbedin- 
gungen engen und freundscha ftlichen Verkehrs 
der Völker. Wohl handelt es sich bei den exterritorialen Ge- 
richten überwiegend um die Interessen von Kapitalisten und deren 
Agenten, die ja durchaus nicht immer die besten Repräsentanten 
europäischer Kultur sind, und oft genug mag es um ihre Rechtsan- 
sprüche zweifelhaft genug beschaffen sein, Indes sind sie nun ein- 
mal, solange wir in der kapitalistischen Gesellschaft leben, in jenen 
Gebieten die einflußreichsten Träger dieser Kultur, die mit all ihren 
Mängeln schließlich doch in ihren Rechtsgrundsätzen wenigstens der 
Kultur der in Frage kommenden Völkerschaften überlegen ist. Mit 
Hilfe welcher Gewalttaten imd Greuel sie sich oft Gebiete und 
Länder unterwirft, wissen wir zur Genüge, und unser ganzes Be- 
suchen muß darauf gerichtet sein, hierin Wandel zu schaffen. Aber 
der Vormarsch dieser Kultur tmd ihrer Rechtsbegriffe ist nicht auf- 
zuhalten, ihm dauernd Grenzen ziehen zu wollen wäre utopistisches 
Vorhaben, Was «ich alle wahrhaft sozial tmd weltbürgerlicfa 
Empfindenden zum Ziel setzen müssen, ist ein Verkehrsrecht der 
Völker zu entwickeln und zu begründen, das den berechtigten Eigen- 
tümlichkeiten jeder Kultur gerecht wird, und seine Verbreitung und 
Anerkennung fiber die ganze bewohnte Erde hinweg zu enwlrken. 
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Das V5ikemcht im Frieden IL 

StaattluAeit, Staattgebiet imd Staatsrolk. 

a. Die Staatshoheit und ihre Repräsentanten. 

Die Staaten sind heute, wie wir gesehen haben, die anerkannten 
Träger — „Subjekte" — ■ des Völkerrechts. Sie vermitteln es, 
sie erwirken seine Änderungen und Erweiterungen, und sie bezeichnen 
sich als die berufenen Hüter seiner Einhaltung und je 
nachdem Rächer seiner Verletzung. Repräsentiert 
werden die Staaten nach außen hin durch ihre Ragierungen, je nach 
der Art ihrer verfassungsmäßigen Organisation oder politischeil 
Verfassung, In monarchischen und auch in verschiedenen 
republikanischen Staaten ist deren oberste staatsrechtliche Ver- 
tretung einem einzelnen (Fürst oder Präsident) übertragen. Aber 
tdiesa oberste Vertretung ist im Verkehr der Staaten miteinander 
mehr eine formale oder bezieht sich auf deren auswärtige 
Politik, Der völkerrechtliche Verkehr der StaeteQ dagegen 
wird geleitet durch ihre auswärtigen Amt er imd besorgt 
durch besondere, dazu berufene Beauftragte (Agenten) , die den 
euftra^ebeaden Staat auf Grund besonderer Vollmachten 
viertreten. Man unterscheidet bei ihnen xwiadben et findigen 
und außerordentlichen Beauftragten, und bei den erateren 
zwischen Beauftragen, die ihren Staat in allen aeinen vÖlker- 
rechtlichen BezielHmgen vertreten, und solchen, die ihn nur in 
wirtschaf tspolitiscken Besie&ongen und ekigen 
betoaderen Aufgaben vertreten« 

Stindige Beauftragte, die ihren Staat bei «iderea Regieruagea 
in allen seinen vftlkerrechtliclien Bexiehangen 
Yertretcn, werden als seine diplomatischen Agenten be- 
tachtet und als Botachalter, Gesandte oder Ge- 
scbiltstriger bezeichaet; ndben ihnen sind nocb ständige 
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Beauftragte der Staaten die Konsuln, die bestimmte Ver- 
trettmgspflichten in wirtschaftlichen (Handels-) und Verwalttings- 
Au^egenheiten besorgen, sowie Kommissare, die in standii^e 
internationale Kommissionen für die Erledigung bestimmter Über- 
wachfungs- usw. Aufgaben entsandt werden. Die diplomatischen 
Vertreter, welche die rdmlsche Kurie in verschiedene Staaten ent- 
sendet, tragen die Bezeichnung Nuntien, Nichtständige oder 
«ofierordentliciie Beauftragte sind, wie schon aus der Bezeichnung 
liervorgeht, Botschafter, Geschäftsführer usw., die nur auf be- 
scliräalcte Zeit für die Erledigung bestimmter be- 
sonderer Angelegenheiten entsandt werden. 

Da der Fürst oder PtSsident in seiner Person die volle Hoheit 
(SonverSnitftt) des Staates vertritt, auch wenn er im Staate selbst 
tatsftehlich keineswegs indieBchränkte Rechte hat, ist er, sobald er 
steh zo Besuchen oder sonst un Frieden ins Ausland beg&t, keiner 
ftttßeeen Staatniadit und Oesetzgebimg unterworfen. Er genießt 
das Recht, das man als Exterritorialität bezeidmet, d. h, 
^ er wird so afl^tfesdhen und behandelt, als ob er sich persItnUch nicht 
in fremdem Lande befinde. Er ist persönlich unverletz- 
lich, «eliie Person gilt als sakrosankt (geheiligt)* Nur die 
lufierste Not, nämlich, &lls er sdbst skh Rechtswidri^citen 
frlShster Art erlaubte, würde es rechtfertigen, Gewalt gegen ihn 
anzuwenden. Niemand darf ohne seine oder seiner Beauftragten 
Ertauhnis seine Wohnung betreten oder in dieser befindliche 
Ge^stande nefameii oder beschla^ahmen. Er steht au fi er- 
halb 4er Gerichtsbarkeit des fremden Staates 
und genießt ihm gegenOber Steuer- und Abtfabenf reiheit, 
sowie das Recht auf den ungehemmten und unein- 
geschrinkten Verkehr mit dem eignen Staat 
Er darf an diesen chiffrierte Depeschen schicken und 
Kuriere (Feldjäger) mit geschlossenen, keiner Gienzkontrolle 
unterworfenen Mappen oder Koffern entsenden* 

Weit^gefaende Exterritorialität geoieOen auch die 
diplomatischen Vertreter (Botsdiafter, Gesandte usw.). 
Auch sie sind von der Befehls- und Zwangsgewalt 
des Staates, M dessen Regierung sie begktdsigt sind, befreit. 
Die Getiditsbarkeit des Staates, ecine staatlichen und kommunalen 
direkten und persönlichen Steuern erstrecken sich nicht auf sie, 
ihre Wohnung oder Haus (das «rOesandtschaftshotel") 
dürfen ohne ihre Erlaubnis nicht betreten werden, 

40 



Digitized by Google 



sie hthok das Recht auf einen tinein^eschränkteo und ungc- 
lieiiuiitea Verkehr mit ihrem Heimatsstaat, sowie das Recht auf 
imbedingtes Brief- und Depeschengeheinmit. Da« Gepick der 
GesaadtBchaftskiixiefe darf keiner Grenzimtersuchtmg unterzogen 
werden. Und vor allein ^eaieBi auch der fiotsohelter die per- 
ednllche Unantaetbarkeit. Seibat wenn er die Gesetze 
dea Staates verletzt, bei dem er be^aobi^t istt darf dieser, Ffille 
unbedingter Ndtwefar allenfalls ans^enrnnmeB, nicht Hand an Um 
oder letfen lassen. Der iremde Staat bat nur das Recbt, 
die Abbemfmif dnes diplomatiscfaen V e r trete rs zu verlangen oder 
— womit tfewöbnUcb der Kriegszostaiid dem betreffenden Staat 
^l^ilBaBheir eingeleitet wird ^ «i^nm&cbtitf die Bezidinngen zu ihm 
abzubrechen und Ihm die P&sse für sidh und sein Personal aazu- 
stellen« £s sind nXmlich anfier dem Gesandten eefaie mit ihm 
lebenden Familieamitglkder, die sonstigen Mitglieder der Gesaadt- 
schalt samt Familie, eein Gesdiiltspersooal, sowiie die seinem 
Staat angehörigen Diener des Gesandten exterritoriaL Die 
diplomatische Sammelbezeicfanuag f6r den Gesandten und sein 
Hilispenonal ist Mission, und der Gesandte oder Botachafter ist 
der „Cbef der Mission". 

Die Unantastbarkeit der Gesandten ist ein schon 
vonaltenZeiten her, selbst bei baribarischen Völkern hoch- 
gehaltener Rechts Grundsatz. Wir haben im ersten 
Abschnitt gesehen, wie streng sogar die Römer auf ihn gehalten 
haben. Aller staatliche Verkehr der Völker beruht auf ihm, seine 
Verletzung wird daher ganz besonders streng verurteilt. Daß im 
Jahre 1799 die zum Friedenskongreß nach Rastatt entbotenen Ge- 
sandten der franzosischen Republik, als sie nach Scheitern der 
Verhandlungen die Stadt verließen, noch in deren Bannkreis von 
Husaren der österreichischen Besatzung (sog. Szekier) ermordet 
wurden, rief weit und breit die größte Entrüstung hervor und ist 
bis in die neueste Zeit hinein eingehend von Historikern abge- 
handelt worden, die sich bemüht haben, die Vorgesetzten der 
Mörder von der Verantwortung für die Tat zu entlasten. In 
unseren Tagen hat der Versuch der russischen Revolutions- 
regiernng, als Repressalie gegen Akte der rumänischen Regierung 
den rumänischen Gesandten Diamandi als Gefangenen zu be- 
handein, sofort einen einheitlichen Protest sämt- 
licher sonst noch in Petersburg weilender Gesandten und Ge- 
schaitsträ^ des Auslands zur Folge gebabt» eodaß die Bolsdie- 
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franzosischen Sduriftstellem bis in unsere Tage festgehalten worden. Die 
lierrschcndc Ansicht innerhalb der volkerrcchllichra Literatur steht auf 
dem enlgegengesetzleD Standpunkt und gewi& mit vollem Recht. Ent- 
scheidend für die Verwerfung dieser Forderung ist in erster Linie nicht 
die Tatsache, da& jede gewandte Regierung es in ihrer Hand hat, das 
ihr wünschenswerte Ergebnis der Volksabstimmung herbeizuführen, daß 
also in den meisten Fällen das Plebiszit nicht der einwandfreie Ausdruck 
des unbeeinflußten Volkswillens sein wird; entscheidend ist vielmehr eine 
andere naheliegende Erwägung. Die Plebiszittheorie mu^, folgerichtig 
durchgeführt, den Willen eines Bruchteils der Staatsbev^kening über 
den Staatswilien stellen und damit zur Anarchie führen. Nehmen Vfk 
an, da& der im Kriege niedergeworfene Staat bereit ist, dem Verlangen 
des Siegers nachzugeben und den Frieden durch Hingabe einet Stückes 
seines Gebi^ zu erkaufen: die Bewohner dieses abzutretenden, vielleicht 
kleinen und dünn bevölkerten Gebiets hätten es nach der Plebiszittheorie 
in der Hand, den Friedensschluß unmöglich zu machen und so die völlige 
Vernichtung des Staates herbeiführen, dem sie angehören. Neben dem 
Willen der Staatsgewalt würde ein anderer ^eichberechligler Wille an- 
erkumt, der alle Fnlschliefeungcn der Staatsgewalt zu hemmen die Kraft 
hätte. Gerade im Interesse der Völkerfreiheit muE daher die Piebiszii> 
theorie verworfen werden. Auf diesem Wege kann also die Vermei(bmg 
der Härten nicht gefunden nverden» die mit dem Wechsel der Sünts* 
«Bgehorigkeit verbunden sein kounen." 

Diese Argumentierung ist überaus bezeichnend für den Geist der 

in Deutschland vorherrschenden Völkerrechtstheorie. Ich ent- 
nehme ihn der 1913 erschienenen neunten Auflage von liszt's 
Völkerrecht, Es ist seitdem noch eine, vielleicht sogar noch eine 
zweite neuere Auflage erschienen, was zeigt, wie verbreitet dieses 
Buch ist und welches Ansehen es an den Kreisen der Studierenden 
und Studierten genießt. Dabei ist Liszt noch ein deutscher Links- 
liberaler, er gehörte als Reichstagsabgeordneter der Freisinnij^en 
Volkspartei an. Sehen wir mm zu, welches die Rechtsbe^iiie 
sind, die seiner Ar^umeniierung zugrunde liegen« 

Zunadist Ist sie dne ifteraias aaehdrficldiche 'Bekr&ftitfuiig des 
Satzes, dafi das heuüfe Völkencdit kein Reclit der Völker 
ist Der S t a a t ist hiernach altes, die V 61 k e r dnd nichts. Sie 
^dren zum Gebiet, wie «in Stfick Inventar, das beim Verkauf 
oder der Abtretung wtttenlos aa dfa neuen Ei^iflmer fifaergeht, 
gewissermaßen mitverkauft oder mit^getreten wird. Nicht das 
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nationale Empfinden und Zusammen^hörigkeits^füM der Be- 
völkerung hat über deren Staats Zugehörigkeit zu entsdifiiden, ^em 
über dem ganzen schwebender ,,S t a a t s w i 1 1 e" spridit das €Ilt* 
scheidende Wort. Wer ist dieser Staatswillc und wie wird er er- 
mittelt? Je nach den Verfassungszuständen der einzelnen Länder 
auf sehr verschiedene Art und Weise. Er kann der Wille eines 
autokratischen Dynasten, einer Oligarchie von Junkern und 
Kapitalisten, einer nach einem Zensuswahlrecht oder Klassenwahl- 
rccht gewählten Nationalversammlung, gegebenenfalls auch der 
kombinierte, auf dem Wege eines Kompromisses zustande ge- 
kommene Wille einer erblichen und einer gewählten Kammer imd 
schließlich allenfalls auch der Wille einer demokratisch gewählten 
Volksvertretung sein. Die direkte Volksabstimmung, wie sie in der 
Schweiz besteht und für t^ewisse Fragen auch in andern demo- 
kratischen Ländern zur Anwendtmg kommt, dürfte nach obigem 
für Liszt vollständig ausscheiden. Es wäre jedenfalls ein eigen- 
artiger Widerspruch, die Frage, ob ein Staat einen Teil seines 
Gebiets einem andern Staat abtreten oder ein abgetretenes Gebiet 
sich einverleiben soll, wohl der Urabstimmung der Bevölkerung 
dieses Staates zu unterbreiten, der Bevölkerung des fraglichen Ge- 
biets aber die Urabstimmung darüber vorzuenthalten, ob sie über- 
haupt abgetreten bezw, einverleibt werden will. 

Und warum soll sie dies F^ccht nicht haben? Für Liszt ist nach 
obigem zwar nicht in erster Linie, aber doch mitentscheidend der 
Umstand, daß eine gewandte Regierung durch Beeinflussung eine 
künstliche, nicht den wirklichen Willen zum Ausdruck bringende 
Abstimmung zustande bringen könne. Daß es aber Mittel gibt, die 
Abstimmung unter solche Bedingtmgen vornehmen zu lassen, die 
eine solche Erzeugung einer künstlichen Mehrheit atisschließent 
läßt Liszt ganz außer Betracht. Er sagt nicht, daß die Volksab- 
stimmung über Gebietsabtretungen nur unter ganz bestimmten, 
ihre Freiheit von jeder künstlichen Mache sichernden Bedingungen 
stattfinden muß, er schiebt den Gedanken ganz tmd gar beiseite. 
Dieser ist ihm in erster Reihe deshalb verwerflich, weil er — um 
seine Worte zu wiederholen — , „folgerichtig durchgef^irt, den 
Willen eines Bruchteils der Staatsbevölkerung fiber den Staats- 
wÜlen «teilen und damit zur Anarchie führen muß". Das ist aber 
eine ganz oidiewiesene und auch jeder Beweisbarkeit entbehrende 
Behauptung. Anarchie heißt im allgemeinen Sprachgebrauch die 
vollstindige Aufldsung des Staates nnd jeder staatlidien Ordnung. 
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Warum aber diese schon dadurch herbei (Geführt werden soll, daß 
man den Grundsatz anerkennt, es dürfe kein Gebiet ohne ausdrück- 
liche, durch Urabstimmung festrustellende Zustimmiung seiner Be- 
völkerung einem bestimmten Staate einverleibt werden, ist gar 
nicht abzusehen. Gewiß, wenn man nur dort einen Staat erblickt, 
wo eine über der Bevölkerung stehende Herrschermacht diese durch 
Zwangsgewalt zusammenschweißt und zusammenhält, dann muß 
allerdings die Anerkennung des Volkswillcns als Rechtstitel und 
Vorbedingung der Einverleibung in einen Staat als staatsauflösend 
erscheinen. Diese Bindung des Staatsbegriffs an das Vorhandensein 
einer über der Bevölkerung stehenden Macht ist aber nicht einmal 
liberal und entspricht auch nicht den Tatsachen. In der Geschichte 
der Menschheit tritt der Staat zwar zuerst als solche Zwangsver- 
bindung ins Leben, heute aber bestehen Staaten, von denen die 
einen sogar ihrem Ursprung nach, andere in ihrem Fortbestand 
keineswegs auf solche über dem Volkswillen erhabene Staatsgewalt 
zurückgeführt werden können. Weder die schweizerische Eid- 
genossenschaft, noch die amerikanischen Bundesrepubliken, noch 
die Republik Australien, die sämtlich als Staaten anerkannt sind, 
leiten ihr Staatsdasein von solcher auf die Gewalt gestützten 
höiheren Macht ab. Noch tut dies die französische Republik, die 
für sich im Gegenteil den Gedanken der Souveränität des Volkes 
als grundlegend betradittet und sich darauf beruft« daß seit dem 
Sturz des ersten Kaiserreichs nur solche von Europäern bewohnte 
Gebiete an Frankreich angegliedert wurden, deren Bevölkerung 
durch Abstimmung sich mit fibenrältigender Mehrlieit dafür erklärt 
hatte. Es sind die 1860 in SaTOyen und Nizza vor ihrer Einverleibfilig 
in Frankreich vorgenommenen Plebiszite. Diese Volksabstimmungen 
hatten in der Tat in beiden Gebieten große Mehrheiten für die An- 
gUedenmg an Frankreich ergeben. In der Grafschaft Nizza wurden 
in runden Zahlen 25 000 Ja «md nur 160 Nein, im Herzogtum 
Savoyea 130000 Ja «md nur etwas über 2000 Nein abgegeben. Man 
bat diese Abstinunungen angegriffen« weil sie, wenn auch nicht 
unter ftufiersm Zwange, so dodi unter Veridlltnlssen stattfanden, die 
einer Art moralisdier Beeinflussung gleicbkamen« Die Abtretung 
von N&za und Savoyen war sozusagen die «iisbedungene Bezahlung 
des Köttigrdch Piemoni an Frankreidi ffir die Dienste, welche 
dieses ihm bei der Befreiung der Lombardei und Mittel- 
italiens von der dsterreiddscbea Fremdberrschaft gelastet 
hatte. Indes selbst zmgc^i^bcn, daB jene Abstinunus^i^ durch Er- 
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wagun^ beemflu0t waren« M d^nen die gegebene Weltkfe im- 
whäUnkinifilg stark ia Reduuiiitf ^exogen wur^e, so waren sie 
dodi jmmerluii freie Voiksdbstinuiiiuigeii, «üd da ist es bemerkens- 
wert, daB, weil die EianrerieilMiii^ solche iVolksabstiiiiiiiimgeii 
als Rechtstitel hatten, weder Savoyen noch Nizza eine emsthafte 
Bewegung kennen, sie wieder amlziihdien, obwohl in der Grafschaft 
Nizza wenigstens 4ie groBe Mehrheit der Bevölkerung italienisch 
und nicht branzösisch war. Auch anderw&rts ist dort, wo Volks- 
abstinmrangen der Angliedsrung vorausgingen und sie gut hießen, 
jede Agitation ernsthafter Art ffir deren Rfickgingigmachung aus- 
geblieben, so daB man eher sagen kSnnte, die Volksabstimmung 
wirkt etai^tsbildend oder staatserhaltend, als daß umkehrt, wie 
liszt es will, de vor Staatsaiufldsung Ifihre. Gefährden tut sie 
höchstens den mal Gewalt und Unterdrückung aufgebauten Staat, 
und von ihm wird man wohl sagen k&inen, daß, wenn er keine 
anderen Rechtstitel hat, er wert ist, das er zugrunde geht 

Es muß aw& fernerhin als eine feder Beweiskraft entbehrende 
Behauptung bezeichnet worden, daß die Plebizittlieorie, „folge- 
richtig durchgefOhrt", den Willen eines Bruchtefls der StaatdN»- 
▼ölkerung fiber den Staatswillen stellen ntOsse. Das sehet voraus, 
daß der Staatswille- mit Notwendigjksit dahin gebt, in Frage 
kommenden Bruchteilen unter allen Umst&nden das Recht der 
nationalen Selbstentscheidung zu versagen, was aber weder be^ 
grifflich notwendig ist, noch aus Tatsachen gefolgert werden kann. 

Der Staatswille ist nicht ein fossiles oder mystisch über dem 
Gemeinwesen Staat schwebendes Ding. Er wird je nach der Natur 
des Staates und der Form seiner Regierung auf verschiedene Weise 
ermittelt oder festgestellt und durch den Geist der ilun Aus- 
druck gebenden Elemente bestimmt- Es wurde schon bemerkt, 
daß diese Bestimmun;4 auf verschiedene Weise geschehen kann. 
Konnte im 17. Jahrhundert der Autokrat Ludwig XIV. sagen: 
„der Staat bin ich" und demgemäß seinen Willen als den 
Staatswillen verkünden, so kann heute in demokratischen 
Ländern jeder Staatsbürger von sich sagen: „mein Wille ist 
ein Stück des Staatswillens, ohne meine und meiner 
Mitbörger Zustimmung ist kein S t a a t s w i 1 1 e n." 

Ebensowenig hält vor näherer Prüfung die Behauptung Liszt's 
stand, daß die Plebiszittheorie geeignet ist, einen Friedensschluß 
immöglich zu machen, und die Völkerfreiheit gefährde, indem sie 
der Bevölkerung eines strittigen Gebietes die Moiglicbkeit in die 
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Hand liefere, auf Friedensschluß bezügliche Entschließungen der 
Staatsgewalt zu hemmen» TatsachUch würde, wie wir dies gerade 
heute sehen, die allgemeine Anerkennung des der Plebisadttheorie 
zugrundeliegenden Rechtsgedanken das Zustandekommen von Frie- 
densschlüssen erleichtern, auch würde sie, kann man hinzufügen, 
einen sehr verhängnisvollen Antrieb zu Kriej^en aus derWelt sclrnffen. 
Soweit ist das öffentliche Gewissen allmählich doch entwidLelt« 
daß jeder Staat sich scheuen wird, einen Krieg ntur dedialh fort- 
zuführen, weil die von ihm verlangte Abtretimg eines Cebietes durch 
das Völkerrecht an die Bedingung geknüpft ist, daß sie nur dann 
stattfinden soll, wenn die BevöUcerung des Gebietes in unbeeis- 
ilußter Volksabstimung sie mit Mehrheit gutheißt Grundsätzlich 
haben selbst die beiden Großstaaten, die noch am stäricsten dem 
Parlamentarismus Widerstand leisten, PreuBen-Deutsdiland und 
Österreich-Ungarn, dies bei den jflngsten Friedeneverlmncllungea 
mit Rußland zugegeben. Der Streit in Brest-Liiowsk ^ing um die 
Modalit&t der Ausführung, nidit aber um das Prinzip» Konser- 
vative Regierungen sind, selbst wo sie jnit Üun Spiel trieben, im 
Zugeständnis an den demokratischen Gedanken mreiter ^gangen, 
als der liberale Rechtstlieoretiker« 

Es ist das eine überaus oharakteristisehe Ersdieinung. Ich 
wünsche nidht die Beweggründe liszt's zu verdiditigett, aber es 
ist fast unmöiglidi, jiich des Gedankens zu entsdilagen, daß seine 
iequSlie BeYpieisfuhrung gegen den Grundsatz der Volksabstimmung 
bei Gebietswechsel dem Wunsch entsprungen ist, für die bis dahin 
vom Staat in Preußen bezw» Deutschland geübte und im Fall 
Nofdscfaleswigs emphatisch verkündete Praxis tbeoreltsch zu recht- 
fertigen, und ähnlich mag es bei noch gar manchem seiner deutschen 
Kollegen in der Vülkerrecfatswbsenschait der Fall gewesen sein* 
In Bezug auf diese wird es zutreffen, daß die herrschende Ansicht 
seiner Darlegung entspricht* Ob es aber in der Literatur der 
andern Länder ebenso der Fall ist, sdieint mir zureifelliaft 
liszt deutet selbst an, daß von franzÜaischen Sdiriftslellefn der 
andere Standpunkt bis in unsere Tage festgehalten worden sei, 
und es ist Ua/t undenkbar, daß in der englischen Literatur der 
Standpunkt Liszt's in seiner ganzen Starrheit überwiegt. Er würde 
mit der neueren Staatspraxis Englands im Widerspruch stehen. 
Seine „folgerichtige Durchführung" würde bedeuten, daß jeder auf 
Gebietserwerb gierige große Staat jedem kleinen oder schwächeren 
Staat, den zu überfallen es ihm beliebt, al^ Sieger Gebiet abzwingen 
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darf und, sofern di« andern GroBsiaaten, wie das 1864 der Fall 
war, aus irgend welchen Griin4cn nicht in der Lage oder gewillt 
sind, den angegriffenen Staat zu schützen, es keine Instanz gibt, 
die Erpressung zu verliindern oder sie als nackten Raub bloßzu- 
stellen. Anders gesprochen, folgerichtig führt Liszt's Formel zur 
Verkündung des Faustrechts und Länder- 
schachers als höchsten Rechtsgedanken für Änderungen in 
der staatlichen Zugehörigkeit der Völker. Seine Anwendung des 
Begriffs Slaatswillen läuft auf Verneinung jeden Volks- 
willen«in nationalen Fragen hinaus. 

c Staat und Staatcvolk. 

Man bat liier dne Fcifewiffcung der ia Deutsdilaiid Oberwie- 
genden Stäatttkeorie vor dcfai dJe jnan nicht anders be- 
zeichnen ktam, ala die mafiloae Erhebung des Staate« in eine 
ftbermenschliche Persönlichkeit. Schon die Begriffdbe- 
sümnmng, die Laset YOm Staat gibt, läßt dies erkennen. Sie lautet: 

i^taat im Sinne dies Völkerrechts ist die selbstherrliche 
Gebietskörperschaft; d. h* die auf einem bestimmten 
Oefaiele angesiedelte, durch ^ne selbständige und un- 
abhängige Herrecher gewalt zusammengefaßte, 
menschUohe Ocmeinschaft" (§ 5 II). 

Wie wird da der Herrschaftsgedanke in den Vordergrund ge- 
stellt. Nun läßt sich selbstverständlich die Herrschcrgewalt in der 
Praxis V er sclii edenartig aufbauen und von der Herrschaft einzelner 
Personen oder bevorrechteter Klasse trennen. Es bleibt aber bei 
dieser Definition immer der Eindruck und setzt sich in den Geistern 
fest, daß das Recht auf staatliches Dasein an ein Herrschaft s- 
verhältnis gebunden ist. Hören wir dagegen die Begriffsbe- 
stimmtmg eines Nichtdeutschen. Professor T. J. Lawrence schreibt 
in seinem Buch über die Grundsätze des Völkerrechts im § 43, ein 
Staat könne definiert werden als „ eine politisch e Gemein- 
schaft, deren Mitglieder miteinander Terbuaden sind 
durch das Band gemeinsamer Unterwerfung unter 
irgend eine zentrale Behörde, deren Gebote sie in ihrer 
Masse zu gehorchen pflegen". Hier ist allerdings gleichfalls von 
Unterwerfunggesprodhen, die Ja auch yomStaatslei>en untrennbar ist, 
aber diese Unterwerfung kann eine freiwillige sein, auf freier 
Übereinkunft beruhen, und dieZcntralbehöiide braudit keines- 
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we^ doe PenöiiUelikeit oder eine Ton einer JMmoheiideii iCIasee 
eiiifeaetzte Regierung zu sein, sondern kann so denokraflsdi kob- 
sfitttkrt sein, wie man ndll« imd Hae Ocbote können, wie das Bei* 
spiel der Sdiweiz seigt, in ihren maßgebenden Beechlfiesen der 
allgemeinen Volksabstimmung unterstehen. Ma0gd)end 
ist hei Lawrence nur, daS dne solche lUnterwerfung unter gemein- 
sam geltende Gesetze grtmds&tzlidi anerkannt ist Er hellt als 
entsdieidendes Merkmal nur herror, dafi die Zentralbdi5rde mehr 
• ein muß, als eine bloße Verwandtschaf tsin- 
instanz. Denn, schreibt er, „eine Familie als solche ist 
keine politisclie Gemeinschaft, also auch kein Staat. 
Im Weiteren gehört zum Staat die Eigenschaft, daß er keiner an- 
deren Macht geliorsam zu sein liat, d. h. in dem Irülier von uns 
entwickelten Sinne souverän ist. 

Ks kann nun die Frage aufgeworfen werden, ob man auch dann 
von einem Staat sprechen könne, wenn eine Anzahl von Orts- 
gemeindec oder sonstigen freien Genossenschaften sich für be- 
sümmte Zwecke verbinden und für alle, auf diese Zwecke bezüg- 
lichen Regelungen sich einem Gemeinwillen unterwerfen. Das ist 
aber nicht der Fall. Wir verbinden mit dem Staatsbegriff das 
Bild eines weitergreif enden, das ganze gesellschaftliche Leben der 
auf einem bestimmten Gebiet wohnenden Bevölkerung umfassenden 
Gemeinwesens. Aber das Gebiet schließt das gesellschaftliche 
Ldben der Bewohner nicht ab, dieses erstreckt sich in vielen Ver- 
rweigungen über das Staatsgebiet hinaus, und wir haben gesehen, 
wie in Folge dieser internationalen Ausdehntmg des sozialen 
Lebens im Völkerrecht und internationalen Vertragsrecht eine in- 
ternationale Gesetzgebung sich ausbildet, der die Staaten mit ihren 
Staatsangehörigen gar nicht umhin können sich mindestens grund- 
sätzlich zu unterwerfen. Von zwei Seiten her ist die Ver- 
ewigung des Staates so in Frage gesteilt. Nach innen durch 
die starke Tendenz zur V ersclbständigimg von Gemeinden oder 
Provinzen und freien Genossenschaften, nach außen durch das 
Aufkommen einer internationalen, eme Funktion des Einzelstaates 
nach der andern für die Gemeinschaft der Völker tmd Staaten 
regelnden Oberinstanz. Unter dem Einfluß dieser beiden Entwick- 
lungstendenzen kann es dahin kommen, daß, wie Friedrick Engels 
es in seiner Schrift „Die Entwicklung des Sozialismus voo der 
Utopie zur Wissenschaft'* darstellt, der Staat eines Tages ab- 
stirbt, und ich will nicht unterlassen hlnzimisetze&( dafi mir dies 
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im höchsten Grade wünschenswert erscheint. Denn wir sehen heute 
mir zu deutlich, zu welchen Folgen die überkommene Sonderbecr- 
lichkeit der Staaten die Menschheit führen kann. 

Solang aber diese Intemationalität und die Ausbildung der 
Selbstverwaltung freier Zwcckgcnossenschaftcn und der örtlichen 
Bestandteile der Staaten micht einen großen Höhepunkt erreicht 
haben, werden die Staaten fortbestehen. Und da ist es klar, daß, 
wie zum Staat ein Gebiet und eine Staatsgewalt irgend 
welcher Art, ob demokratisch oder aristokratisch, gehören, so 
auch selbstverständlich eiii Staatsvolk gehört. Wer ist dieses 
Staatsvolk? Hier können wir Liszt folgen, wenn er sagt: ,,Staats- 
yc^ ist die Gesamtheit der Staatsangehörigen" und in seiner be- 
kannten Sprache hinzusetzt: „diese stehen unter der Staatsgewalt 
ihres Heimatsstaates, nicht kraft der Gebietshoheit dieses Staates, 
sondern kraft eines innigeren Bandes derStaatssugehöriglMtt, das ise, 
auch wenn sie sich in der Fremde aufhalten, an die heimatliche 
Staatsgewalt knüpft". Ich halte das Wort Staatsgewalt nicht für 
gewählt, weil, wie vorhin bemerkt, mit dem Begpiff Gewalt die 
Vorstelltmg von Unterdrückung so eng verbanden zU'-sein pflegt, 
daß es vielen fast unmöglich ist, ihn von ihr zu trennen« Der Socke 
nach handelt es dch aber kier um die Geltung von gemeinsamen 
Gesetzen und Verordnungen, die auf sehr d^nokratische 
Weise zustande gekommen sein und die Vergewaltigung der freien 
Persönlichkeit durch Staatsbehörden oder andere Staateange- 
körige in weitgekendem Mafie alywekren kdnnea Der leitende Ge- 
danke ist, daß der Staatsangekörige der Gesel^bnng seines 
Staates unterstdit, ob er in dessen Gebiet oder in der Fremde sidi 
aufkält Im letzteren FaUe fedodi gilt das Gesetz des Hennatstaates 
nur insoweit fOr ikn, als damit kein Eingriff in die Gebiet s- 
kokeit des Aulentkai testaates verbunden ist. 
Erwerb und V e r 1 u s t der Staatsangekörigkeit werden für }eden 
Staat durck dessen eigene, nationale Gesetzgebung be- 
stimmt Da diese aber iMckt in allen Staaten kierfiber die gleicbe 
ist, iflr sie mit Bezug auf diese Punkte noch nickt einkeitÜcke 
Grundsätze besteken, ist es kisker möglick gewesen, daß z. B. eia 
Sckweizer die Staatsangek5rigkeit seines Heknatsstaates beikekalten 
und die eines andern Staates kkizu erworken kaben konnte, mitkin 
eigentlick Angeköriger zweier Staaten war, woffir der Ausdrude 
ifSufet mixte" lautet Ebenso kann jemand okne die Staatsange>* 
k&i^eit ekies fiemden Staates erwoibett au kab^m, «huck Ungerea 
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Aufenthalt im Auslände der Angeborigkeit seines Heimatsstaates 
Terlustig gegangen sein. Er ist dann im völkerrechtlichen Sinne 
dieses Wortes „staatenlos". In allen Staaten hat die Gesetzgebung 
über das bürgerliche Recht und das Strafrecht auch für die im 
Staat lebenden Angehörigen anderer Staaten Gültigkeit. Gegen 
Willkür schützt sie bis zu einem Grade auf Grund der schon er- 
drterten internationalen Verträge der Heimatstaat. Wir haben aber 
bd Behandlung dieser JFregen gesehen, in wie hohem Grade das 
so zustande gekomimnie intematioiiale Verkehrsrecht noch der 
Ausbildung bedarf, um dieeem Namen voll zu entsprechen. Auch 
hier stoßen wir auf die hemiiiende Wirktmg des Umstandes, daß 
das Völkerrecht allgemein nur erst als Staatenrecht anerkannt 
Ist Nur dturch Zugehörigkeit zu einem Staate der Völkerrechts- 
gemeinschaft, h^t es bei Liszt, „genießen die Staatsangehöri^eii 
die durch dftsVdlkenedii gew&hrleisteteaRechte". Nur in diesem 
Siniie könne man von einem Tölkerrechtlichen Indi« 
tfenaf, d. h. eineiii Heimatsrecht aller Angehörigen der Völker- 
recbtsgemeinschaft am jenzen Gebiet dieser, sprechen. Es fehlt 
namentlich ein ▼ölkerreditliches Freizfigi^Mtsgesetz. Ihm stdien 
adben der Sonderlierrlicfakeit der Staaten nodi allerhand nationale, 
Kkaten- nnd Raatea<¥onirteile im Wege. Vor dem Krfofe bestand 
eine staifce, atch immer starker ^tend machäide Tendenz an 
flirer Oberwindimg. Oer Kri^ bat sie nicht nnr onterbrocben, 
sondern entgegengesetzten Tendenzen Leben und Kraft verliehen. 
Es ¥Pird des Znsammemwirkens aller Kimpfer für den Völkerfrieden 
bedürfen, um zu Terhindem, daß diese Gegentendenzen zn einer 
scbidlkhen Reaktion bierin führen. 
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IV. 

Das Völkerrecht und der Krieg. L 

Die Rechte der Kriegführenden und der Schutz 

der Nichtkäiii|>fer. 

Di« Doktrin Tom Gleiehgewf ch t cler MSchte. 

■ 

Das Verhältnis der Menschiieitsgruppcn zueinander war zuerst, 
hieß es im ersten Abschnitt, der Krieg, und das Völkerrecht war 
seiner geschichtlichen Entstehung nach zunächst im Wesent- 
lichen Kriegsrecht. Es bildete die Regehi aus, welche die 
Stämme und Staaten im Krieg miteinander zu beobachten hatten 
und deren Verletzung oder Nichtbeobachtunji denjenigen Stamm 
oder Staat als ehrlos stempelte, der sich dieser Verletzung schuldig 
machte. Diese Kriegsregeln haben im Laufe der Zeit Veränderungen 
der verschiedensten Art erfahren, was man verstehen wird, wenn 
man sich vergegenwärtigt, wie große Veränderungen im Aufbau der 
Staaten, im Wesen des Wirtschaftslebens, in der Natur der 
Waffen und in den Begriffen hinsichtlich der iPersönlichkeits- 
rechte und der Stellung der einzelnen zum Staat sich im Laufe 
der Zeit vollzogen haben. Schon die bloße Tatsache, daß 
ursprünglich alle erwaclisenen männlichen Angehörigen des 
Stammes oder Volkes am Kriej^ aktiv teilgenommen hatten, 
später sich besondere Teile der männlichen Bevölkerung, gewisser- 
maßen als Krieger von Beruf, von der übrigen männlichen Be- 
völkerum^ unterschieden, Kriegerkasten oder ihnen Ähnliches 
bildeten, und daß noch später Kriege mit Söldnertruppen geführt 
wurden, die sich aus Angehörigen der verschiedensten Länder' 
rekrutierten und den Krieg zum Gewerbe machten, mußte zu 
Änderungen in den Begriffen vom Kriegsrecht führen. Ebenso 
konnte das Auikommea von Weltrelitfonen, deren Tendenz «ss 
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war, ihre Bekenner als Angeiiörige einer großen Völkerlamilie 
im Gegensatz zu den Andersglaubenden zu betrachten und zu 
behandeln, die Auffassungen von den Kriegsregeln, die zu beob- 
achten waren, je nachdem man mit Gläubigen oder Ungläubigen 
zu tun hatte, nicht unberührt lassen. In der Tat tritt das Völker- 
recht, als zwisdien einer größeren Zahl von Staaten verein- 
bartes Recht, zuerst als Sonderabmachung christ- 
licher Staaten in die Erscheinung. Es ist dies der unter 
dem Namen ,,d€r Westfälische Friede" im Jahre 1648 als Ab- 
schluß des dreißigjährigen Krieges zustande gekommene Vertrag, 
dem Verhandlungen zwischen Vertretern fast aller Staaten der 
Christenheit voran^gangen waren, und den man als das Ab- 
kommen zur Begründung einer christlichen Staatenge- 
meinschaft zu bezeichnen pflegt. In diesem Vertrag wurde 
die Gleichberechtigung der chrisilichen Staaten 
ohne Unterschied der Konfession wie der Staatsform 
ausgesprochen und erhielt der Gedanke der Scbaüimg und Siche- 
rung eines Gleichgewichts der europäischen 
Staaten zum Zweck der Erhaltung des Friedens und der all* 
femciiien Sicherheit Sanktion als ein Prinzip des Völkerrechts. 
Jedem Staat wurde grundsatzlich das Recht zuerkannt, allem 
oder im Bündnis mit Anderen die drohende Übermacht einzelner 
Staaten abzuwehren. Ein Prinzip, dessen Fehlerhaftigkeit wir 
nachgerade erkannt haben, das aber lange Zeit gleich einem 
Dogma die Politik der GroBstaaten tbeherrsoht hat und, wenn 
auch nicht oflizaell verkündet, doch noch am Vorabend des 
jetzigen Krieges seinen Einfluß auf die Entscheidungen der Re- 
gierangen nnsgeObt hat. Selbst SoziaUBten haben die Erhaltung 
dei europlisdien Gleichgewichts anerkannt, solange nicht das 
ganze Staatensystem des Kapitalismus und FeudaUsmus durdi 
den Internationalen Bund sozislistisdier Volksgemeinschaften sb- 
geUSst seL In Deutsdüand sprach sich Anlang der neunziger 
Jabre des vorigen Jahrbundarts der soziaUstkcbe Reiehstagsab- 
geordnete Georg von Volbnar zugunsten des Dreibundes 
zwischen Italien, DeutsoUand und Österreidi-Uflgam als Frie- 
densbfirgen aus, cmd von Franzosen riet Jean Jaur^s dem 
italieniscbenSodalisten Andrea Costa an,dieBekimpiiiaog des Ein- 
tritts Italiens sumDrdbund lallen zu lassen, weil dae Veratiskung 
des Gegengewicbts M^n etwaige Krie^MbsIciiten des Inudco- 
russisdieii Bimdes der Erhaltung des Friedens dienen kSnne. 
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Andererseits sehen wir betm Ausbruch des Welflcsie^et die 
deutsche Regierung im Weißbuch vom 2. August 1914 di« Unter- 
stützung Österreich- Ungarns bei dessen Vorgehen gegen Serbien, 
das den Weltkrieg einleitete, damit begründen, daß ein Zu- 
sammenbruch Österreichs die Unterwerfung des gesamten Slawen- 
tums unter ru&si&chcm Zepter zur Folge haben würde, wodurch 

— heißt es — „di« Stellung der germanischen Rasse in Mittel- 
europa unhaltbar wurde". Ein moralisch geschwächtes, durch 
das Vordringen des russischen Panslarvismus zusammenbrechendes 
Österreich", wird weiter gesagt, „wäre für uns kein Bundesge- 
nosse mehr, mit dem wir rechnen könnten und auf den wir uns 
verlassen könnten, wie wir ^ angesichts der immer drohender 
werdenden Haltung unserer östlichen und westlichen Nachbarn 
müssra". Aus diesem Grunde habe die Reichsregierung Öster- 
reich-Ungarn in seiner Aktion gegen Serbien völlig freie Hand 
gelassen und den andern Mächten gegenüber nachdrücklich er- 
klärt^ daß sie das Vorgehen Österrcicli-Ungarns gegen Serbien 
als eine Angelegenheit des Ersteren betrachte, in die sich ~ etwa 
durch Unterstützung Serfjiens — einzumischen sie keiner 
anderen Macht gestatten könne. Ja, als der britiscl^ 
Staatssekretär Sir Edward Grey am 26. Juli 1914 den Vorschlag 
machte, die Differenzen 2rwischen Österreich-Ungarn und Serbien 
einer Konferenz der an diesem Streit damals unbeteiligten Mächte 

— Deutschland, England, Frankreich und Italien — zur Schlich- 
tung zu unterbreiten, wies die deutsche Regierung die Beteili(|ung 
zurück, da sie „Österreich in seiner Auseinandersetzung mit 
Serbien" nicht vor ein europäisches Gericht zi- 
tieren" könne. 

Hier sehen wir also das Prinzip des europäischen Gleich- 
gewichts in direkten Gegensatz gestellt zum Prinzip der 
Schlichtung der Konflikte von Staaten dur<^ ein unbeteiligtes 
Schiedsgericht Auf der andern Seite wies damals Sir Edward 
Grey am 29. und 30, Juli das Verlangen Deutschlands, England 
möge sich, falls es zum Kriege mit Rußland und dessen Verbfin- 
deten Frankreich komme, neutral verhalten, mit der Begründung 
zurück, England könne schon mit Rücksicht auf seine eigenen In- 
teressen unmöglich untätig mitansehen, daß Frankreich durch 
Zermalmung in einem Kriege seine Steliimg als GroBmadit ver- 
lieten und der deutsdien Politik Untertan werden könne. So im 
Bdef Crey's an 4ea Mtischen BotsohaHer In Berlin, Sir £dward 



Goschen, vom 30. Juli 1914. Und in seiner Rede im Haus der 
Gemeinen vom 3. August 1914, wo er darlegt, daß, falls Frank- 
reich in den Krieg hinein^ezoi^en werde, England diesem beistehen 
müsse, sagte Grey: ,,Wenn in diesem Kampf auf Leben und Tod 
Frankreich geschlagen, auf die Kniee gedrückt wird, seine Stel- 
Iting als eine Großmacht verliert, den Willen Macht einer 

größeren Macht, als es selbst, unteiiworfen wird 

wenn das ^chehen fioUte und wenn Belgien und dann Holland 
und dann Dänemark unter denselben überragenden Einfluß fielen, 
wurde dann nicht .... vor vom ein gemeinsames Interesse stehen % 
gegen das ungemessene Wachstum einer be- 
stimmten Macht?" Diese Darlegung oder Erwägung schlug 
nicht nur im Haus der Gemeinen, sondern anch in ganz England 
durch, wie das unter anderen Bernhard Shaw in seiner Abhand- 
lung i^der gesunde Menschenverstand und der Krieg" bestätigt, 
wo er schreibt, als Grey dies darlegte, habe ihn England end- 
lich verstanden und sich einmütig für ihn erklärt« Und Shaw 
macht Grey nur daraus einen Vorwurf, daß er nicht schon gleich 
nach Bekanntwerden der österreichischen Note an Serbien und 
dem Erlafi des deutschen Rundschreibens an die Mächte dies 
auch mit nackten Worten der deutschen Regierung erklärt habe. 
Eine solche unumwundene Erlüirung der englischen Regierung, 
schreibtShaw,wflrdeDeutsdiknd möglicherweise abgelialten haben, 
ge^ 'Ritfiland und Franikrdch mit Kricgserklirungen vorzugshen. 

Allen diesen AuBenmgen liegt der Gedanke zugrunde, daß ein 
Oleichgewicht der Staaten oder Staatenbfinde dn notwendiges 
Auskunftsmittel sei, solche yon Kriegen abzuhalten. - Unzweifel- 
haft Ist auch zeitweilig eine aolcfae Wirkung nadizuweisen. Da 
«her das Machtverhlltnis der Staaten keine ewig sich gleich blä- 
hende Größe ist, sondeni durch allerhand Umstind« hi deren 
Entwicklung verändert w^den kann« so wird umgekdirt der 
Glauhe an die Theorie vom europäischen Gleichgewicht, sobald 
dieses letztere anschehiead gestört ist, lekhl zur VerfCdmmg, durch 
einen Krieg die Ungleichheit wieder aus der Welt s» schaffen. 
Zwar idchl um das europäische Gleichgewicht, sher um das Ge> 
Wichtsverhältnis zwisdien Frankreich und Deutschland handelte 
es dch fai den diplomatischen Vorgängen, die 1870 zum deutsche 
fBSiizöelschca Krieg ffihrten. Wie man nun auch heute im lichtf der 
Erfahrung über diese Theorie denkt,, so hatte sie Im 17. Jahr- 
hundert last dojmalische Geltung und wurde beim WeslfiUlsdie& 
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Frieden autdtflokfieh sanktioiiiert Einem KrUgt der tu dem Zweck 
unternommen mirde, das gesfMe Gleiditfewidit wieder bereu- 
stellen, ward in der flttentlidien Mdnuog die Eigensdiaft eines ge- 
rechten Krieges znerieennt 

Die Unterscheidung zwischen ferechtem «md ungerechtem Kri^ 

ist aber ebenso wie die Unterscheidung zwischen Angriffs- und 
Verteidigungskrieg hinsichtlich der Abmessung der Rechte der 
Kriegführenden in der Praxis der Staaten wirkungslos geblieben. 
Hier hat es bisher stets geheißen: Krieg ist Krieg, welches immer 
seine Ursaclie sei. Zumal es zu allen Zeiten die Regierungen ver- 
standen haben, iliren Krieg als einen gerechten und ihnen aufge- 
zwungenen hinzustellen, und eine Instanz, unmittelbar zu ent- 
scheiden, auf welcher Seite das Reclit liege, es bisher noch nicht 
gegeben hat und gibt. Die von den Staaten anerkannte Völker- 
rechtstheorie der Neuzeit hat denn auch diese Unterscheidung für 
die Praxis des Krieges vollständig fallen lassen. Sie läßt für diese 
gieichmäßi;^ diejenigen Regeln oder Grundsätze gelten, die sie 
überhaupt für den Krieg als maßgebend aufstellt. Bei den Ver- 
handlungen zum Abschluß des Westfälischen Friedens spielte der 
Einfluß der humanitären, auf Einengung der Kriejte gerichteten 
Schriften von Grotius über Kriegs- und Friedensrecht eine sehr 
große Rolle. Kein Wunder, da die Schrecken und Verwüstungen 
des 30jährigen Kriej^es, deren schlimmste Grotius nicht einmal er- 
lebt hatte, allen Teilnehmern noch lebhaft vor Aut^'en standen, An- 
gesichts ihrer mußte das Bestreben die Geister erfüllen, den Krieg 
nach Möglichkeit dieser Schrecken zu entkleiden, imd man hoffte, 
dies vor allen Dingen dadurch der Verwirklichung näher zu führen, 
daß man Bestimmungen zur Anerkennung brachte, welche die 
nichtkämpfende Bevölkerung rechtlich aus dem Krieg 
ausschalteten und diesen lediglich als ein Messen und Ringen der 
beiderseitigen Streitkräfte zu behandeln vorschrieben. Es sind denn 
in der Folgezeit hierin auch gewisse Verbesserungen eingetreten. 
„Der Unterschied zwischen dem Benehmen der Truppen und Kom- 
mandanten im Dreißigjährij^en Krieg und im spanischen Erbfolge- 
krieg (1701 bis 1714)" schreibt Lawrence, „ist wie der Unterschied 
zwischen Nacht und Licht und hauptsächlich dem Umstand zuzu- 
schreiben, daß in dem zwischen den beiden Kriegen liegenden Zeit- 
raum eines halben Jahrhunderts der verbannte niederländische 
Jurist — Grotius — die große Autorität des Volkerrechts geworden 
war". Indes haben sich doch immer wieder Rückfälle in der Rich- 
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tun'g der alten Kriegführung des Sengens und Brennens einge- 
stellt. Der Krieg hat namentlich die Tendenz, je länger er sich 
hinzieht, imi so mehr über seine Satzungen hinauszutreiben. Es 
bleibt bei ihm nie ohne Begehen von Atisschreitungen, diese werden 
der Anlaß zu Vergeltungsmaßnahmen — Repressalien — , welche 
vergeltende oder als Druckmittel gedachte Gegenmaßnahmen zur 
Folge haben, die Erbitterung steigert sich, der Krieg erfordert, je 
länger er sich hinzieht, um so größeren Aufwand, und schließlich 
wird doch auf die dae oder die andere Weise die Bevölkerung der 
Gebiete, auf denen er sich abspielt, in seine Vemicbtiingstendenzen 
hineingezogea. Auch die Vergrößerung der Heere und die An- 
fertigung immer weiter tragender Geschütze wirken dazu mit, die 
Opfer, welche die Kriege den Völkern aulerlegeii, in zunehm widern 
VerhiltaiMe zu steigern, 

b. Konventionen über d en Landk ri eg. 

In der Erkenntnis, dafl das monaUsdie Ansehen von Theoretikern 
des Völkerrechts, mag es auch noch so groß sein, allein nicht ge- 
nfigt, die Gransambsitea des Krieges in bestimmte Grenzen zu 
banneii, ist man nim im 19. Jahrhundert wiederliolt dazu ge- 
scfaHttea, auf Internationalen Konferenzen von Staaten genau 
spezialisierte Bestimmungen für den Krieg zu ver- 
einbaren. In bezug auf den Krieg zu Lande bedeuteii die 1864 
auf Veranlassung des Genfer FUlantropen Henry Dunant zu- 
stande gdiradite Genler Konvention über den Sdratz der 
Kranken und Verwundeten im Kriege^ und die Grfindung der Ge- 
sellschaft des Roten Kreuzes, die sich der Schonung und 
Pflege ßer Kranken und Verwundeten im Kriege, sowie der 
Krankenpfleger besonders annimmt, jedenfalls dnen Fortsduitt 
Ihnen folgte im Jahre 1868 das euf dner in Petersburg abge- 
haltenen Konferenz vereinbarte Verl>ot der Verwendung von Ex- 
plosivgesdiossen unter 4ß0 Gfamm Gewicht (die Petersburger 
Deklaration vom 11. Dezendier 1868, der sich 18 Staaten, darunter 
alle europaischen GroBmächte, anschlössen). Bei dem damaligen 
Stand -der Feuevwaf f en mochte dieses Veil>ot eine emsthafte £hk- 
schrSnkung des Gebrauchs von Explosivgeschoss e n dasstdl«!. 
Wollte man heute im Geiste jenes Beschlusses handeln, so mflSte 
man bei dem gegemwirtigen Stand der Geschütztechnik das 
Mindestgewicht der Explosivgeschosse wohl zum wenigsten ver- 
zchnfsdicn, was aber niemmd gewagt zu haben scheint in Vor- 
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schlag zu bringen. Sechs Jahre nach der Peterdrar|{er K on fe r enz 
iaad, gleichfalls auf Veranlassung der zarischen Re^crua^g 
Alexanders II., in Brüssel eine Konferenz von Vertretern der 
Mächte statt, die ein ganzes Gesetzbuch des Landkriegsrechies 
vereinbaren und ausarbeiten sollte. Zu einem internationalen Ver- 
trag über die von jener Konferenz ausgearbeiteten Satzungen ist es 
nicht gekommen, doch hat das inoffizielle Internationale 
Institut für Völkerrecht, das seinen Sitz in Brüssel hat, 
auf Grund der Arbeiten jener Konferenz, die als Brüsseler 
Deklaration veröffentlicht wurden, im Jahre 1880 ein Hand- 
buch der Gesetze über den Landkrieg (Manuel des 
Lois de la Guerre sur la Terre) herausgegeben, das von ver- 
schiedenen Mächten als Vorbild für Gesetze und Verordnungen 
benutzt wurde. Die wiederum von Rußland veranlaßten Haager 
Friedenskonferenzen von 1899 und 1907 haben das Werk der inter- 
nationalen Vereinbarung über den Landkrieg weitergeführt und zu 
einem gewissen Abschluß gebracht. Auf der Konferenz von 1899 
wurde ein „A bkommen betreffend die Gesetze und 
Gebräuche des Landkrieges" vereinbart, das aus 
9 Artikeln besteht, mit einer Ordnung als Anhang, die sehr ge- 
naue Vorschriften über die Rechte der Kriegführung enthält und 
auf der Konferenz von 1907 noch weiter ausgebildet worden ist. 
Die den Krieg selbst behandelnden Vorschriften dieser Ordnung 
werden uns im nächsten Vortrag beschäftigen, fiier haben wir es 
zunächst nur mit den grundsätzlichen Bestimmungen über die 
Rechte der Kriegführenden zu tun. 

Beginnen wir mit der Kriegseröffnung. Diese war bis in 
die neueste Zeit hinein nicht an eine formelle Kriegs- 
erklärung gebunden. Es genügte ein feindseliger Akt, um 
den völkerrechtlichen Kriegszustand herbeizuführen. Während man 
in barbarischen Zeitaltern es für ein Gebot der Ehre hielt« dem 
Beginn des Krieges eine Erklärung irgend weldier Art voran- 
gehen zu lassen, haben gerade im Zeitalter der Aufklärung Re- 
gierungen zivilisierter Staaten sich über diese Regel kühl hinweg 
gesetzt. Als ganz besonders schwerer Fall wird in nichtdeutschen 
Lehrbüchern des Völkerrechts die Handlungsweise Friedrichs IL 
von Preußen im ersten ccfalesischen Krieg aufgeführt, wo der ^ 
nannte Fürst seine Truppen zwei Tage früher in Schlesien ein- 
brechen ließ als sein Gesandter, der die Übergabe Schlesiens von 
der fieteneiGfaieclieii Regiesiiiig fordern sollte, in Wien eintrsl. 
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Das Haa^r Abkommeii von 1907 nun schreibt vor, daß zwischen 
den Mächten, die es unterzeichnet haben, Feindseligkeiten nicht 
beginnen soUeil,^ ohne dafi ihnen eine unzweideutige Benach- 
rkhügung voraus^c^gangen sei, die entweder eine mit Gründen 
veradwne Kriegserklärung oder ein Ultimatum sein muß, 
das eine solche für den Fall der NichterfüUuqg ankfindigt, das 
sogenannte ,Jbe dingte Ultimatum", 

t3€#ui der Feindseligkeiten ohne vorangegangene Kriegser- 
klSrung", schreibt Liszt, „ist mitbin kfinftig eine schwere Verletzung 
des Vfilkerr^ts. Der Kriegsaistand mit seinen rechtlichen 
Wirkungen würde aber", setzt er hinzu, „trotzdem eintreten« Man 
wird nun vielleicht sagen, das sei ja eelbstverständlich, wenn eine 
Regferiung Felndeeli^eiten anfonge, so sei natürUdi der Krieg da. 
Das ist richtig. Aber es bandelt sich hier nicht nur um die T a t - 
sache des Krieges, sondern eben um seine rechtlichen Wir- 
kungen, und die Frage ist, ob ein kri^fiSbrender Staat, der einen 
Krieg tmter Nichtachtung jener Vorsehrift beginnt, von den Neu- 
tralen in gleicher Weise als reehtttch kriegführender Staat be- 
bandelt werden soll oder nidit, oder ob ihm sonst atis der VtaC'i 
letzung dieser Bestämmung Nachteile drohen. Das ist indes be- 
zeichnender Weise nicht vorgesehen. Weder gibt es eine Instanz, 
die Nichtbeachtung der Regel zu ahnden, noch ist den Neutralen 
Weisung gegeben, in einem solchen Falle dem Vertragsbrüchigen 
Staat anders sich g^enüber zu stellen, als dem von diesem ange- 
giiffenen Staat. Es ist voUstindig in das Belieben der übrigen 
Staaten gestdlt, wie sie sich wahrend des Krieges und später den 
beiden Parteien gegenüber verhalten sollen, und da die Staaten für 
äre Beziehungen zueinander sich in erster linie durch Interessen 
materieller Natur (Rüdesichten auf Wirtsdiaftsbezi^iungen, 
geographische Lage^ MacfatverbÜltnisse und dergleidien) leiten 
lassen, ist die Gefahr der Selbstachfidigung durch solches Vorgehen 
ziemlidi gering, sobald ein machtvoller Staat ohne vorherige Er- 
klärung einen Krieg anfängt, von dem angenommen wird, daß er 
ihn mit Erfolg besteht. 

In Wirklichkeit ist freilich die Forderung der Abgabe einer 
\ Kriegserklänmg ziemlich unwesentlich^ für die Gestaltunj^ des 
NKdeges, de keine Vorschrift darüber besteht, welcher Zeitraum 
zwisch^ der Abgabe der Erklärung und der Eröffnung der Feind- 
seligkeiten zum mindesten obwalten soll. Mehr Bedeutung könnte 
man der Rolle beimessen, welche die der Kriegserklärung gewöhnlich 
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vorausgehende Stellung eines Ultimatums („letzte Forderung") 
zu spielen hat. Man sollte voraussetzen, daß ein Staat verpflichtet 
sei, bevor er einem andern den Krieg erklärt, diesem in einer zu- 
sammenfassenden Note die Forderungen kundzugeben, auf die er 
unwiderruflich bestehen mfisse und bei 4eren Ablehnung er die 
Entscheidung der Waffen anrufen werde. Aber das Völkerrecht 
kennt keine Bindimg dieser Art. Auch hier handelt es sich um 
einen bloßen Gebrauch, iden jeder Staat einhalten mag oder 
nicht, wie es gerade das Interesse ihm zu gebieten scheint. So hat • 
beim Ausbruch des gegenwärtigen Krieges die deutsche Regierung 
es nicht für nötig erachtet, an Frankreich ein Ultimatum zu 
stellen, bevor sie diesem den Krieg erklärte. Sie hat lediglich 
durch ihren Botschafter in Paris dem dortigen Ministerpräsidenten 
Viviani die Frage vorleben lassen, welches die Haltung Frankreichs 
im Falle eines' Krieges zwischen Deutschland imd Rußland sein 
würde. Aber nicht mit der Antwort, die nach deutscher Darstellung 
Mr. Viviani gegeben hatf sondern mit Hinweisuag daramf« daB 
Iranzdsische Flieger über deutsches und belgisches Gebiet geflogen 
seien und an einigen Stellen Bomben geworfen haben sollten, ist 
die am 3, August 1914 an Frankreich fiberreichte KriegsecikÜbrung be* 
gründet worden* Die Kri^seiklänmg an Rußlaad wiederum ward 
nicht damit begründet, daß, mde es im deutschen Weißbuch heißt, 
russische Truppen schon am 1. August Nachmittag die deutsche 
Gfenze fiberschritten hätten und Rußland somit den Krieg 
g^en Deutschland begonnen habe, sondern damit, daß Rußland 
dem ihm gestellten Ultimatum, es solle bmnen 12 Stunden seine 
militärischen Voil)ereitungen «gc^en Deutschland und Oeferreich- 
Ungarn einstellen und dies der deutschen Regierung zur Kenntnis 
geben, nicht nachgekommen sei Nur bell&ufig sd erwlhnt, daß 
eine Weigerung Rußlands, urie jm deutschen Weißbuch berichtet 
iwird, tatsSchUch nicht vorlag. In der Kriegserklärung, wie sie der 
ruasisdien Regierung fiberreicht iHrurde, etdits „Da Rußland sich 
geweigert hat", und in Klammem: („sidi nicht fflr verpflichtet er- 
achtet hat**) «fieser Forderung zu entsprechen, („sie zu beant- 
worten"), und durch diese Weige rung diese Haltung") bdnmdet 
hat, daß usw« usw. Daraus ist gefolgert worden, daß die Kriegs- 
erldärong schon beschlossene Sache war und redigiert wurde, ehe 
man noch wußte, ob die mssisolie Re^enmg sich weigern werde, 
ridi war 'Befolgung des Ultimatums zu verpflichten, oder lediglich 
die gssteilte Frist verfallen lassen und das Weitere abwarten werde. 
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Die Gründe für diese Voreiligkeit hat der damalig deutsche 
Staatssekretär des ÄuBem am 4. August 1914 olfenherzig dem 
britischen Botschafter Goschen auseinandergesetzt, als er ahm die 
Notwendigkeit für DentschUnd kUur au machen suchte, möglichst 
schnell dturob Belgien zu marschieren, um Frankreich in kürzester 
Frist einen entscheidenden Schlag zu versetzen. Verzicht aitti 
den Weg durch Belgien würde einen Zeitverlust bedeuten, der es 
Frankreich möglich mache, seine Truppen an die deutscbe Grenze 
zu bringen. „Raschheit in der Aktion sei der große Trumpf der 
Deutschen, während der der Russen ein tmeiediöpfUdier Vorrat 
von Mannschaften" seL Ähnlich hat eich Ja^ow am gleichen 
Tage dem belgischen Gesandten Baion Beyens gegenüber ge- 
äußert. Der Durcfamaxech dordi Beljgien sei ffir Deutschland eine 
Fra^e von Leben und Tod, es müsse sö admell wie möglich mit 
Frankreich ein Ende machen, es völlig zu Boden schlagen, um sich 
dann gegen RuBlaod zu wenden, wenn es nicht selbst zwischen 
Hammer und Ambo0 kommen wolle. Auch der UnterstaatssekretSr 
Zimmermann, den Beyens Tags d:arauf behufs ßnholung 
eeiner PSsse aufsuchte, gab diese strategische Ruck- ' 
siclit als maßgebenden Grund ffir Deutschlands Bruch der bel- 
gischen Neutralit&t an* Zimmennann habe, schrelbl Beyens in 
seinem Beridit, „nicht nach Vorwinden gesucht, rieh nicht aui 
die (im deutsdien Ultimatum an Belsen unterstellte) angebliche 
Absidit Frankreichs berufen, durch Belgien zu marschieren, um 
Deutschland am Niederrhein anzugreifen« 

Man ersieht aus alledem, dafl es sidi bei den Kriegserklärungen 
&st immer und beim Ultimatum sehr oft um eine reineForma- 
Ii t £ t handelt, und daB der ICrieg dort, wo er beschlossene Sache 
ist, noch immer sein Recht am« sich selbst sucht. 
Herr tou Jagow wie Herr 2ämnimiann erkUrten damals den ge- 
nannten D^lomaten, von dem Augenblick an, wo in Deutschland 
die Mobilmachung Tstkflndet worden sei, seien Mit Entscheidung 
über Krieg und Frieden und die Anordnung der Mafoahmen der 
Kfiegseröffnung faktisch schon in die Hände der 
Heeresleiter übergegangen, deren Forderungen die 
politische Leitung sich anzupassen habe. 

Im Gegensatz zu den Bestimmungen über die Kriegserklärung 
bestimmt das Abkommen über die Gesetze und Gebräuche des 
Landkriegs eine Schadenersatzpflicht für Verletzung der Vor- 
sohrüten der diesem Abkommen angeschlossenen Ordnung der 
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Gesetze und GebrSuche des Landkriegs. Es macht 
im Artikel 3 die Kriegspartei im Fall solcker Verletzung „für alle 
Handlungen verantwortlich, die von den zu ihrer bewaffneten 
Macht gehörenden Personen begangen werden". Es sagt aber 
nichts hinsichtlich der Einklagbarkeit von Forde- 
rungen, die gemäß dieses Artikels berechtigterweise erhoben 
werden können, und es ist zum mindesten zweifelhaft, ob der 
beklagte Staat die Zuständigkeit des Haager Schiedsgerichts hierfür 
anerkennen wird. 

Die Vorschriften der bezeichneten Ordnung, die den Schutz der 
nichtkimpfenden Bevölkerung im Auge haben, sind ziemlich 
^enau und würden bei sinngetreuer Auslfiihrung auch genügen, 
die Bevölkerung besetzter Gebiete vor den ärgsten Übeln des 
Krieges ^ schützen. Sie bilden den dritten Abschnitt der Ordnung, 
der überschrieben ist „Militärische Gewalt auf be- 
setztem feindlicliem Gebiete** und bestehen aus sech- 
zehn Artikeln, von denen hier eini^ der wichti|(sten 
folgen mögen: 

Artikel 42: „Ein Gebiet gilt als besetzt, wenn es sich tat- 
sächlich in der Gewalt des feindlichen Heer^ befindet. Die 
Besetzung erstreckt sich nur auf die Gebiete, wo diese Gewalt 
hergestellt ist und ausgeübt werden kann." 

Artikel 44: „Einem Kriegführenden ist es untersagt, die 
Bevölkerung eines besetzten Gebiets zu zwingen, Auskünfte 
über das Heer ,des anderen Kriegfühientden oder über dessen 
Verteidifungsmittel zu geben/* 

Artikel 46; J)^ Ehre und die Rechte der Familie, das 
Leiben der Bürger und das Privateigentum sowie die religiösen 
Überzeugungen tmd gottesdienstlicbra Handlimgen sollen ge- 
achtet werden. Das PriT«teigentum darf nicht 
eingezogen werden." 

Artikel 48: „Erhdbt der Besetzende in dem besetzten 
Gebiete die zugunsten des Staates bestehenden Abgaben, Zölle 
und Gebühren, so soll er es möglichst nach Maßgabe der für 
die Ansetzung imd Verteilung geltenden Vorschriften tun: es 
erwächst damit für ihn die Verpflichtung, die Kosten der Ver- 
waltung des besetzten Gebiets in dem Umfange zu trageUt wie 
die gesetzmäßige Regierung liierza verpflichtet war/* 
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Artikel 49: „Erhebt der Besetzende in dem besetzten 
Gebiet außer den im vorstehenden Artikel bezeichneten Ab- 
gaben andere Auflagen in Geld, so darf dies nur zur 
Deckung der Bedürfnisse des Heeres oder der 
Verwaltung dieses Gebiets geschehen." 

Artikel 50: Keine Strafe in Geld oder anderer Art darf 
4bcr eine ganze Bevölkening wegen der Handlungen einzeli^ 
Terliiiigt werden, für welche die Bevölkerung atcht alt mit- 
iraraatwortlich aa^esehen werden kaxia." 

Artikel 51: ZwangtaitiUt«! ktanen nur auf Gmnd eiiiM 
•oJuiftlioiMa Befehii imd unter Verantwortliciikicit elaei selb- 
stindig kommaii&rendcn Generals eiMMn werdeiL Die Er* 
hAmg soll so viel wie möglidb nach den Vortchriften fiber die 
Aaaetamg imd Verteilung der betteliendeii Abgal>en erfolgtA." 

Artikel 53: ««Alle Mittel, tUe so Lande, zu Waiier und 
in der Luft cur Weitergabe von Naohrichten und zur Be- 
fSrderung von Pexwmen oder Sachen dienen, mit Ausnahme der 
durch das Seerecht geregelten F&Ue, sowie die Wattennieder- 
lagen und fifaerhaupt jede Art von iCriegsivorrfttett können« 
selbst wenn sie Prhratpersonen gehören, mit Beschlag belegt 
w«rden. "Beim Friedenssdhlusse mfisaen sie aber zurück» 
gegeben tmd die Entschädigungen geregelt 
werde n." 

Artikel 56: Das Eigentum der Gemeinden und der dem 
Gottesdienste, der Wohltätigkeit, dem Unterrichte, der Kunst 
im.d der Wissenschaft gewidmeten Anstalten, auch wenn diese 
dem Staate gehören, ist als Privateigentum zu be- 
liandeln. Jede Beschlagnahme, jede absichtliche Zerstörung 
oder Beschädigimg von derartigen Anlagen, von geschicht- 
lichen Denkmälern oder von Werken der Kunst und Wissen- 
Schaft ist untersagt und soll geahndet werden,'* 

Soweit die Ordnung. Anscheinend sichert sie d^ Bevölkerung 
beseliler Gebiete ausreidienden Schutz gegen WUlkfir und Aui- 
raubung. Wie sehr ihre Vorschriften dber gedehnt werden 
können, hat sich gerade im gegenw&Ügen Krieg gsoeigt Man 
ndime s. B. den Artikel 50, der es TSibietet, Strafen ftbax 
«ina ganze Bevölkerong zu veriiingcn wegen Hsnd- 
lungen einzelner, für welche sie nicht ak mitverantwortlich ange- 
sebcn werden kann. Eine Instanz, die wilUcfirliche Auslegung 
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dieier Satzung tu Terhindeni oder zu bestrafen, gibt es nicht. 
Und BO sind denn auf Grund von Handlungen einzehier, die keine 
Gememdeverwaltung oder Gemeindepolizei Yöllig Terhindem kann, 
Gemeinden mit sehr hohen Geldstrafen aller Art ge- 
brandschatzt worden. Ebenso ist dem Artikel 52, der die 
Naturalleistungen und Dienstleistungen von Gemeinden oder von 
Emwohnem besetzter Gebiete behandelt, eine Deutung gegeben 
worden, die nach Ansicht hervorragender Völkerrechtslehrer weit 
fiberdenursprünglichangenommenenSinn hinaus- 
gehen. Das gleiche gilt von der Ausdeutung des Rechts der Beschlag» 
nähme von Privateigentum, wie es der Artikel 53 um-» 
schreibt Es ist vielfach so weitgehender Gebrauch von ihm ge-^ 
macht worden, daß er in der Wirkung der Plünderung, die- 
der Artikel 47 ausdrücklich untersagt, sehr nahe- 
kam. Man darf, ohne auf emsthaften Widerstand zu stoßen, mit 
gutem Recht sagen, daß der gegenwärtige Krieg die völlige 
Unzttl&nglichkeit der Bestimmungen des Ab- 
kommens über den Schutz der Nichtkämpfer bewiesen hat. Ee 
haben sich denn auch Rechtsgelehrte gefunden, welche diese Über- 
griffe nicht nur entschuldigt, sondern sogar für berechtigte und 
notwendige Folgen der Gestaltung des Krieges der Neuzeit er- 
kürt haben. 

c. Freiwillige und Pflichtneutralitat. 
Darüber im sechsten Abschnitt. Für diesmal soll uns nur nocb 
die Frage der Neutralität beschäftigen. Das fünfte Ab- 
kommen der Haager Vereinbarung behandelt in 5 Kapiteln und 
25 Artikeln die Rechte und Pflichten der. neutralen Mächte und 
Personen im Falle eines Landkrieges. Man liat da zunächst zwei« - 
verschiedene Arten von Neutralität zu unterscheiden, nämlich die- 
freiwillige und die YÖlkerrechtlich auferlegt» 
Neutralität Die freiwillige NeutraliUt beruht, wie schon der 
Name anzeigt, auf einer selbständigen Wülensentsdieidung dee 
Staates, der sie bei einem ausgd>rochenen Krieg für sich und seine' 
Staatsangehörigen mkfindet, wobei es Tölkerrechtlich gleichgültig: 
ist, ob er sich vorher durch Vertrag mit anderen Staaten zur Neu- 
tralität im Kriegsfalle yerpflichtet hat oder nicht Die Erklärung 
.der Neutralität eoU dem Staat und sanen Angehörigen Schutz 
gegen Hineinziehung In den Krieg, ^gen Belästigung und Schädigung; 
durch Maßnahmen der Kriegführenden Zürichern. Die Ge-> 
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w&hrtmg dieses Sdnitzes wird aber davon abhängig gemacht, daS 
der Staat oder seine Angehörigen die Verpflichtungen beobachten, 
die völkerrechtlich für die Neutralen festgesetzt sind. Daher darf 
die sogenannte wohlwollende Neutralität, die sich 
Staaten gelegentlich in Verträgen zusichern, nicht über die rein 
diplomatische Unterstützung hinausgehen. Sobald sie zum Anlaß 
wird, dem kriegführenden Vertragsgenossen irgend welchen Vor- 
schub in der Kriegführung selbst zu leisten, gilt die Neutralität 
als gebrochen und gibt dessen Gegnern das Recht, auch den so 
handelnden Staat selbst mit Krieg zu überziehen, bezw. gegen ihn 
kri^erische Maßnahmen zu treffen. Dk wichtigsten Rechte aus 
der Neutralität sind in den Sätzen zusammengefaßt: „Das Gebiet 
der neutralen Mächte ist anverletzlich", und „Es ist den Krieg- 
führenden untersagt, Truppen oder Munition oder Verpflegtmgs- ' 
kolonnen durch das Gebiet einer neutralen Macht hindurchzu- 
fuhren/' Femer hat nach Artikel 10 die neutrale Macht das Reckt, 
eine Verletzung ihrer Neutralität mit Gewalt zurfickzu- 
weisen und darf ein solcher Akt nicht als eine feind- 
liche Handlung angesehen werden. Ihrerseits darf 
sie auf ihren Gebieten keine der im bestimmten Artikel bezeich- 
neten Handlungen von Kriegffihrenden oder deren Beauftragten 
dulden und muß darüber wachen, daß Telegraphen oder Fem- 
sprechleitungen oder Anlagen für drahtlose Teleg^phie, die 
Privatpersonen oder privaten Gesellschaften gdiQren, nicht für 
mÜltSrische Zuredce der Kriegführenden benutzt werden. Auch 
dürte auf ihrem GeUet weder Korps von. Kombattanten gebildet 
noch Werbestellen zugunsten von Kriegf fihrenden erAf tn^ werden. 
- Dagegen ist sie nicht verantwortlich dafür, wenn Leute «nzeln die 
. Grenze iberschreiten, um in den Dienst eines Kriegführenden zu 
treten, und nur dann verpflichiet, Handlungen tu bestrafen, dfe der 
Neatralit&t zuwiderlaufen, wenn diese Handlungen auf üirem 
eigenen Gebiet b^mgen suid. Ferner sagt Artijcei 7 des ersten 
Kapitels dieses Abkommens: 

»Eine neutrale Macht ist nicht verpflichtet, die für Rechnung des einen 
oder des anderen Kriegführenden erfolgende Ausfuhr oder Durchhihr 
von Waffen, Munition und überhaupt von allem» was iür ein Heer oder 
eine Flotte nützlich sein kann, zu verhindern." 

Dieser Artikel hat bekanntlich den Entscheid dafOr gegeben, daß 
die Vereinigten Staaten von Amerika die Ausfuhr von Waffen und 

0» e7 



Digitized by Google 



/ Munition lUch den Lindem der Enfenie nicht beschrünkten, ob- 
' wohl eine Ausfuhr von aoldien nadi den Lindem der Zentral- 
midite durch die Macht, die England auf dem Oxean auaübt, Ter- 
hindert wurde* Auf Vorhalte^' daß unter diesen UmstSnden die 
Zulassung der Ausfuhr die Entente einseitig bevorteile und sondt 
dem Geist der Neutralität widerspreche, hat die Regierung der 
Vereinigten Staaten geantwortet, daß der Vorteil« der fflr England 
und dessen Verbfindete aus deren Obermacht zur See sich ergebe« 
eine Sache sei, die so wenig ihr Verhalten bednfHissen dfirfe, wie 
die Vorteile einer andern Macht aus deren Machtstellung auf dem . 
Lande. Ein Vefbot der Anfuhr von Waffen und Mmdtion nadi 
Lindem der Entente würde im Gegenteil von diesen solange ab 
ein unneutraler Akt angesehen werden« solange jener Artlkd des 
Haager Ahkommeos nicht auf gehobelt sei. Es würde vielmehr ein 
unneutraler, d. h. feindseliger Akt gegen die Entente sein, wenn 
die Vereinigten Staaten diese des Vorteils beraubten, der ilir aus 
deren Stellung zur See erwachse, 

Nac^ der bisherigen Praxis und der sonstigen Deutung des Be- 
griffs neutral war das unanfechtbar. Die Neutralität hat mit G e- 
rechtigkcit nichts zu tun. Sie heißt auch nicht Unparteilich- 
keit. Sie bedeutet nur die Beobachtung bestimmter Verhaltungs- 
maßnahmen. 

Ein zweites Kapitel des Abkommens über die Neutralität im 
Landkrieg betrifft die Behandlung von Truppen der 
Kriegführenden, die auf das neutrale Gebiet über- 
treten und von in Pflege befindlichen Verwimdeten. Der neu- 
tralen Macht obliegt die Pflicht, auf ihr Gebiet übergetretene 
Truppen der Kriegführenden möglichst weit vom Kriegsschauplatz 
unterzubringen, sie entweder in Lagern zu verwahren oder in 
Festungen oder sonst dazu geeigneten Orten einzuschließen. Ent- 
wichene Kriegsgefangene, die sich auf ihr Gebiet flüchten, erlangen 
dadurch die Freiheit, doch muß ihnen, wenn ihnen gestattet wird, 
auf dem Gebiet des neutralen Staats zu verweilen, der Aufent- 
haltsort angewiesen werden. Das dritte Kapitel behandelt die 
Rechte und Pflichten neutraler Personen, d. h, die 
Handlungen, die durch die Neutralität nicht geschützt sind, und 
diejenigen, die nicht als Verletzung der Neutralität betrachtet 
werden. 

Drei Staaten, denen im übrigen die volle völkerrechtliche 
Uandlungsiäiiigkfiit zuerkannt isti sind .durch internationale 
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Verträge von Großmächten in den Zustand dauernder 
Nentralisierung versetzt worden. Es sind dies die 
Schweiz seit dem 20. November 1815, Belgien seit dem 
19. April 1839 und Luxemburg seit dem 11. Mai 1867, Die.se 
Staaten sind verpflichtet, im Frieden keine Verträge zu 
schließen, die sie zur Kriegführung verpflichten könnten. Sie 
dürfen auch nicht selbst Krieg erklären, ohne dadurch des Schutzes 
verlustig zu gehen, der ihnen mit der Neutralisie rung von den Ver- 
tragsmächten zugesichert ist. Es gilt jedoch nicht als einen solchen 
Neutralitätsbruch ihrerseits, wenn sie Versuchen, ihre Neutralität 
zu durchbrechen, sich mit Waffengewalt widersetzen. 
Sie sind im Gegenteil verpflichtet, solchen Versuchen jeden 
ihnen möglichen WiderstaiKi entgegen zu setzen. Bei diesem Wider- 
stand haben sie Anspruch au f^d ie Unterstützung der 
ü b r i g e n M ä c h t e, d. h. nicht nur derjenigen Mächte, die ur- 
sprünglich ihre Neutralisienmg vereinbart und durch Vertrag ver- 
bürgt — der technische Ausdruck dafür ist: garantiert — 
haben, sondern auch der andern Mächte, die stillschweigend 
diesem Garantievertrag ihre Zustimmuncs erteilt haben. Das Völker- 
recht erklärt jede stillschweigende Hinnahme der einem Staate 
amtlich mitgeteilten — „notifizierten" — - Verträge für die Aner- 
kennung von deren Rechtskraft, Hinsichtlich der Verpflichtung 
der Garantiestaaten lesen wir bei Liszt: 

„Ganz besonders aber bindet die Nentralisierung die 
Garantie mächte« d» Ii. diejenigen Staaten, die sich ver* 
|»{Uchtet haben, die bite^tat (Unverletzbarkeit) des Gebietes 
des neutralisierten Staates suschützen, und wenn nötig mit 
Waiiengewali zu verteidigen" (S. 61). ^ 

Ganz besonders wäre also nach Liszt im Jabre 1914 

Deutschland gebunden gewesen, Belgiens Neutralität zu schützen. 

Es hat das Gegenteil getan und mehr. Es hat die Neutralität 
gebrochen und es das belgische Volk in furchtbarer Weise büßen 
lassen, daß es, wozu es verpflichtet war, sich dem Neutrali- 
tätsbruch mit den Wallen widersetzte.*) 

*) Belgien und l^zemburg »ind mit Beendiguog des Krieges der PflicKtnentnUtAt enU 
bondra worden, dl« dmrck den Bund der NatfoiMa ohnehtB bcdeutungplM wndm wSid«^ 
Die Sdkwols will elBttweiien is^hrer NeutnÜtil festlultea. 
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V. 

Das Völkerrecht und der Krieg. II. 

Landkrieg» Seek rie g und Imftkrieg nmtk dem bisherigen 

Völkenecht 

a* Dat Recht der staatlichen und der fr eien • 

Kriegführenden, 

Der Zweck des Krieges, als unterschieden von seinem Ziel, ist 
die Ausübung eines Willenszwangs. Das heißt, man führt 
Krieg, um einen andern zu Zugeständnisse — Abtretung von Ge- 
biet, Verzicht auf bestimmte Rechtsansprüche, Gewährung von 
Sicherheiten usw. — zu bewegen, die er freiwillig nicht machen 
will, tmter Umständen auch, um ihn außerstande zu setzen, nach 
eigenem Willen Druck auszuüben. Je nach der Natur des er- 
strebten Ziels und dem Machtverhältnis der Kriegführenden kann 
der Krieg verschiedene Formen annehmen. In einem Falle können 
wenige kriegerische Akte genügen, den gegnerischen Willen zu 
brechen, im andern die Entfesselung und Anwendung aller Arten 
TOI Kriegsmitteln notwendig werden, den Willenszwang zur Ver- 
wiriclichimg zu bringen. Das heutige Völkerrecht nun erkennt 
nur Staaten als Kriegführende an. Gewalttätige Auf- 
stände oder Erhebungen von Angehörigen eines Staates gegen dessen 
Regierung oder einen fremden Staat werden nicht als Krieg im 
völkerrechtlichen Sinne dieses Wortes betrachtet tmd haben daher 
auch nicht die Zuerkennung der Rechte und Ansprüche zur Folge, 
die das Völkerrecht Kriegführenden zuspricht Doch können 
Aufstandische, wenn sie einen Teil des Staatsgebietes tatsichlich 
besetzt halt^ «und an geordnete Verwaliong nehmen, sofern «ie In 
der Lage sind, regebn&flige Verbindungen mit anderen Staaten zu 
nnterbaiten, von dieaen als kriegführende Macht anetkennt 
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^wwdeibiy £b<aso kum ein Staat Staatsleileii, wie Kolofilefli, imd 

bestimmten Körperschaften von Landetan^örigen, wie Kolonial- 
^^sellschaften, das Recht der Kriegfuhnmg fibertragen, und halb- 
souveräne Staaten haben auf das Kriegsrecht dann Anspruch, wenn 
«ine besondere Abmachung mit ihrem Schutzstaat (Suzerain) 
darüber vorliegt und bekannt gegeben ward. Staaten, die der 
Völkerrechtsgemeinschaft nicht beigetreten sind und noch nicht 
zu Staatsbildnng gelangte Völkerschaften gelten nicht als Krieg- 
führende im völkerrechtlichen Sinne des Worts und haben daher 
auch keinen Anspruch auf diejenigen Rücksichten, welche z. B. 
Kriegführenden gegenüber von Neutralen zu beobachten sind. 

Je nachdem der Krieg zu Land oder zu Wasser geführt wird, 
gelten für ihn unterschiedene Vorschriften. Unter Anerkennung 
der Tatsache, daß es sich beim Krieg darum handelt, in möglichst 
kur2:er Frist den widerstrebenden Willen des Gegners zu brechen, 
hat man gesucht, die Verwendung solcher Kriegsmittel auszu- 
scheiden, die über diesen Kriegszweck hinaus Vernichtung an- 
richten und Leiden verursachen, sowie die zum Teil im vorigen 
Kapitel bereits behandelten Bestimmungen zum Schutz der 
nichtkämpfenden Bevölkerung vereinbart. Die heute 
vielfach und namentlich stark in Deutschland propagierte Theorie, 
daß jedes Mittel im Krieg recht sei, welches die gegnerische 
Macht zur Unterwerfung zwingt, steht in direktem Wider- 
spruch mit dem Artikel 22 des von Deutschland und den andern 
Großmächten der Kulturwelt ratifizierten Haager Abkommens von 
1907, der besagt: Die Kriegführenden haben kein 
unbeschränktes Recht in der Wahl der Mittel zur 
Schädigung des Feindes. Und laut Artikel 23 dieteg Ab- 
kommens sind ausdrücklich verboten: 

a) »Die Verwendung von Gift oder vergifteten Waffen. 

b) die meuchlerische Töhing oder Verwundung Ton AngchSriten det 
feindlichen Volkes oder Heeres, 

c) die Tötung oder Verwundung eines die Waffen sireckenden Fefaules, 
der sach anf Gnade oder Lbgnade ergeben iiat, 

d) die Erklinmg, da& kein Pardon gegeben wird, 

*) Du Vorstehende war geschiieben, ehe die Verhandluni^en in Brest-Litowik ttattfandea, 
fi^ et dtdurck eigenartig ilitutrlert haben, <ia& die Verbeter der Mütelm&clite dort tatacblich 
all VfUnlcm vsb RerahliaattegieruDgca wie mit Kriegtahreodea Tcrhandellen. DtJk iie 
dabei btaca Uotenchled awbtam ob diese Regierungen mmtk daa Gebiet beaetit hldlett« 
ia dew e a Namen tfe wUsdeCna, widenpricbt den im Tett mfmkkdbim Gniadtati. 
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e) GcbmidiV»! Waffen, Gescbotsen oder Sloin, die geeftnetsiML 

unnStig Leiden zu iperanacfaen, 
0 der Mifibnucli der Peikmeiitirflagge» der Netionalflagge oder der 

müiürischeii Abzeiclien oder der Uniform det Feindes, lowie der be» 

sonderen Abzeiclien des Genfer Abkommens (Genfer Komrei^on), 

g) die Zerstörung oder Wegnahrae feindlichen Eigentums au&er in den 
Fällen, wo diese Zerstörung oder Wegnahme durch die Exiordemisse 
des Krieges dringend erheischt wird, 

h) die Aufhebung oder zeitweilige Außerkraftscttung der Rechte und 
Forderungen der Angehörigen der Gegenpartei oder die Ausschließung 
ihrer Klagbark eit * 

Den Kriegführenden ist ebenfalls untersagt, heißt es im 
Schlußsatz dieses Artikels: „Angehörige der Gegenpartei zur 
Teilnahme an den Kriegsunternehmungen gegen 
ihr Land ztizwingen; dies gilt auch für den Fall, daß sie vor 
Ansbrtioh des Krieges angeiworben waren." Artikel 24 sagt weiter: 
«Es ist untersagt, unverteidigte Stidte, Dorfer, Wohnstätten oder Ge- 
bäude, mit wejcken Mitteln es anch sei, anzugreifen oder zu besdii^eD.* 
Und femer sagt Artikel 26: 

«Der BeleUshaber einer angreifenden Truppe soll vor Beginn der Be» 
scfaie&ung, der Fall eines Sturmangriffs ausgenommen, alles, was an ihm 
liegt, tun, um die Behörden davon zu benachrichtigen." 

Alles gewiß sehr gut gemeinte Vorschriften. Es würde aber 
ganze Bände füllen, wollte man alle Fälle aufzählen, wo in diesem 
Kriege die einen oder die andern der hier aufgezählten Verbote, 
sei es eingestandenermaßen oder nach Angabe von Vertretern der 
betroffenen Partei oder Neutralen, gröblich verletzt worden 
sind. Die Anschuldigungen richten sich gegen die Mehrheit der am 
Krieg beteiligten Nationen, doch verteilen sie sich in sehr ver- 
schiedenem Verhältnis unter die einzelnen Rubriken. Englische, 
immittelbar nach Bc^ Inn des Krieges getroffene Verfü (jungen, welche 
Zahlungen oder Geldüberweisungen an Angehörige eines der feind- 
lichen Länder verboten, wurden als Verstoß gegen Absatz h des 
Artikels 23 d ieses Abkommens gebrandmarkt und als Beweis dafür 
hingestellt, daß England durch sie das Vöiicerrecht verletzt und 
damit sich des Rechts begeben habe, über irgendwelche völker- 
rechtswidrige Handlungen seiner Gegner Beschwerde zu führen« 
Den Franzosen vmrde vorgeworfen, durch Gebrauch von Dumdum- 
Geschossen ge^ AJbaatz e des Artikels 23 veratofien und damit 
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ihren Gegnern das Recht gegeben zu haben, über die Besiimmuiigen 
dieses Absatzes gleiclifalls sich hinwej^zusetzen. Und die deutsche 
Kriegführung wird beschuldigt, systematisch Handlungen wider die 
Punkte a, h, c, d, e, g, den Schlußab&atz des Artikels 23, den 
Artikel 25 und den Artikel 26 teils direkt angeordnet und teils 
durch zweideutige Erlasse verursacht oder geduldet zu haben- 
rVicsen AnklatJen mag in vielen Fällen Übertreibung zugrunde liegen 
und manche von ihnen mögen jeder Grundlage entbehren, Unbe- 
streitbar aber ist, daß in einer Unzahl von Fällen tatsächlich grobe 
Verstöße gegen jene Bestimmungen begangen worden sind. Mit 
der Redensart „Krieg ist Krieg" und der Berufung auf Gelegen- 
heitsaussprüche von Militär« der Gegenseite, daß die grausamste und 
vernichtendste Kriegführung die humanste sei, nämlich weil sie den 
Krieg angeblich am schnellsten ein Ende mache und von weiteren 
Kriegen al>schrecke, hat man sich das Recht zugesprochen, die 
bezeichneten Verbote zu mißftoliteil« Auch hat man 
durch Auslegungskünste 6ie Bestimmimgcii co zu drehen gesucht, 
daß sie praktisch fast wirkungslos gemacht wtu'den, und wo 
deutmi^ähige Worte sich dazu darboten, in Verbote Lückea zu 
. reiBen, ist davon weidlich Gebrauch gemacht worden. 

Wenn z, B. der Absatz e des Artikels 23 den Gebrauch von 
Waffen, Geschossen oder Stoffen verbietet, die geeignet sind, un- 
nötig Leiden zuverursachen, so ist der Auslegungskunst 
Gelegenheit gegeben, durch EinschrSnkung des &nnes des Begriffs 
unnötig alles mdgliohe für erlaubt zu erklären. Das Schießen 
usw. auf Menschen hat nach heutiger Auifaseung des Krie^ im 
Grunde nur den Zweck, sie für die Dauer des Krieges k a m p I- 
unfähigzu machen. Das Töten durch Gesdiosse oder Stoffe ist 
dabei elfte unvenneidHche Nebenwirkung und nicht die im Zwedc 
des Krie^ «chon eingeschlossene Absicht Tats&chlich aber wird 
in der Praxis oft genug gerade das Töten in den Vordergrund ge- 
stellt, und mit Genugttiinng wird von den Heeresleitungen berichtet, 
weldie große Zahl von toten Mannsdiaften des Feindes das 
Sdhladitfeld bededce. Ware der Zwedc der Scbkchten da» Töten 
schledhthin, so bitte der Punkt o» der die Verwendung von Giften 
oder vergifteten Waffen verbietet, keinen Sinn, und dn 
Gift, das sofort ganze Heere tötet, wSre die Ideatwaffe. Es fdilt 
ja audi ni^t an Leuten, die der Kriegführung mit Giften geradeso 
fanatisch das Wort reden. In der Verwendung von Gasen im 
Kriege ist man schrittweise dazu fibergegangen, erst nur solche Gase 
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«nf ge^erische Truppen lomlasseii, dk dtw beUkdMnde Wlrirang 
«aslH>ten, oluw den Orgaiiismus der Einatniciideii dauernd za 
■diftdigen. Dann hat man aber Gase T«rwende(, mreldie die Longen 
In einer Weise vergüten« dafi entweder nach tagelangen furchtbaren 
Qualen der Tod eintrat oder dauerndes Lungsnleidcn di^ Folge 
war. Und dann ward die Verwendung von Giftgasen in Aussiebt 
^stellt, die in kilometerweitem Umkreis jedes IcbeadeWesen tftten. 
Die. Tatsachen, die hierfiber bekannt gemrorden sind, sind von so 
entsetzlicher Art, daO deh die Gesellscbaft vom Roten Kreuz ver- 
anlafit gesehen hat, öffentlich einen allgemeinen Protest ^gen di^ 
Verwendung dieser Gase zu erlassen, und den deutschen Rddis- 
tagsabgeordneten sind Zuschriften zugegangen, welche dieee auf- 
fordern, mit der größten Energie dafür zu wirken, daB jenem 
Protest Folge gegeben werde. Denn es ist leider Deutsch- 
land, wo sich Chemiker von Ruf ganz besonders darauf verlegt 
haben, Gasverbindtmgen zu ersinnen, die solche Tötung im Groß^ 
möglich machen sollen. Da aber kein Land ein Monopol auf die 
Erzeugung von Giftgasen hat, würde die Folge des Übergangs zur 
Verwendung absolut tödlicher Gase nicht etwa die Wirkung haben, 
den Krieg aus der Welt zu schaffen, sondern mit seinen Schrecken 
nur auch den Haß von Nation zu Nation, den er erzeugt, ins Un- 
gemessene steigern. 

Nehmen wir einen anderen Ptmkt. Der Absatz g verbietet die 
Zerstörung oder Wegnalime feindlichen Eigentums außer in Fällen, 
wo sie „durch die Erfordernisse des Krieges dringend erheischt 
wird". . Was heißt hier nun dringend ? Wenn ein Staat aus 
einem beisetzten Gebiet die Fabriken ihrer Maschinen, Rohstoffe 
usw. beraubt, weil er sie für die Zwecke des gerade geführten 
Krieges braucht oder zu brauchen behauptet, wird es ihm, sofern 
er sonst keine Skrupel kennt, wohl stets ein Leichtes sein, mit dem 
emschränkcndcn Wort „dringend" fertig zu werdea. Und 
weiter hat man gesehen, wie wenig Schwierigkeiten es solcher 
»krup>ellosen Kriegführung macht, mit dem Artikel 25 fertig zu 
werden, der es verbietet, unverteidigte Städte usw. anzugreifen 
oder zu beschießen. 

Wichtig mit Bezug auf den Landkrieg sind noch die Bestim- 
mungen, welche die Anerkennung von Kämpfern als Kriegführende 
betreffen. Nicht jeder, -der sich veranlaßt fühlt, gegen in sein Land 
eingedrungene Truppen die Waffen zu ergreifen, wird als solcher 
Krieglührende anerkannt, sodai^ ihn, falls er gelangen genoimmen 
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«itd, Ansprach auf die Behandlung «|a Kriegs^fangeaer zuteil 
wird. Im detitsdt-fraiixösUchen Krieg von 1870/71 hat man solche 
Leute (Fraactireurs, auf d^tsch Freteohfitzeii genannt) ohne 
wtilenb ertdioncii oder aiilgdm%ft; In diesem Kriege ist das viel- 
fach auf igröfiler Stillenleiter wiederholt worden. Nach Artikel 1 
der Ordnung der Gesetze und Gebrftuofae des Landkrieges werden 
Mützen und FreiwilUgenkoffps als Kriegffihreade nur dann ansr- 
kennt« wenn sie folgende Bedingungen In sich vereinigen: 

1« tfdaB jemand an ihrer Spitze steht, der für seine Untergebenen 
verantwortlidi ist", / 

2. ,^aß sie 4in bestimmtes, aus der Feme erkennbares Abzeichen 
tragsn", 

3. „daB sie die Waffen offen fahren", und 

4. „daß sie bei ihren Unternehmungen die Gesetze und Qe- 
br^udie des Krieges beobachten". 

Weiter spricht Artikel 2 der Ordnung der .Bevölkerung eines 
nicht besetzten Gebiets, die beim Herannahen des Feindes aus 
eignem Antriebe m den Waffen greift, um die eindringenden 
Truppen zu bekämpfen, *ohne ZAi ^habt zu haben, sich nach 
Artikel 1 zu organisieren, die Anerkennung ale Krieglfihrende auch 
dann zu, wenn sie die Waffen offen führt und die Gesetze 
und GebrSuche des lOieges beobachtet Dieses Entgegenkommen 
an das Recht der Verteidigung des eignen Landes mag gut ge- 
meint gewesen sein, liBt aber gleichfalls der Auslegung nodi Tiel 
zu weiten Spielraum, um freie Landesverteidiger gegen Be- 
handlung als Verbrecher gegen das Kriegsredit zu sehfitaen« Selbst 
der regtdSre Soldat ffihrt die. Waffen nicht zu {oder Zdt offen« 
Es sind ihm alle möglichen Listen gestattet, als Kundschafter oder 
Vorpoeten gegnerisdie Kundschafter oder Vorposten zu fibsrfallen« 
Artikel 24 des speziell i?oa den Felndseli^Beiten handehiden Ab> 
Schnittes erldirt ausdrficklich Kriegslisten ffir erlaubt 
Man kann also nicht erwarten, dafi der Freisch&rler auf solche 
Listen verzichtet Jene obige Vorschrift wird damit begründet, 
dafi, wenn die Kikgffihrenden, ob frei oder ausgehoben, sich durch 
gar nidits von der nichtkSmpfenden' Bevölkerung unterscheiden, 
diese letztere in viel hfiherem Grade der Gefahr ausgesetzt sein 
würde, als FreisdiSrler angeschossen zu werden, und das scheint 
einleuchtend genug, solange wirklich streng daran festgehalten 



wird, di« SchredEea des Kiie^ too der niditklmpfeiidea Bjs- 
▼dJkenmg fenusulialten. Diesen Gfundsato pret8zi]|{elieii und 
gleidizeitig das Recht aitf Selbstverteidigimg einzuengen, iieifit aber 
eine Bevölkerung, die man mit Krieg fitomeht, doppelt zfichtigen. 

b. Spione und Kriegsgefangene. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Frage zu erörtern, wer 
eigentlich im Krieg als Spion zu betrachten und zu behandeln 
sein solL Wir haben im jetzigen Kriege immer wieder zu lesen 
bekommen, daß auf besetztem Gebiete Einwohner in größerer Zahl 
„als Spione" erschossen wurden. Artikel 29 der „Ordnung" sagt: 
„als Spion gilt nur, wer heimlich oder unter falschem Vor- 
wand in dem Operationsgebiet eines Kriegführenden Nachrichten 
einzieht oder einzuziehen sucht in der Absicht, sie der Gegenpartei 
mitzuteilen". Die bloße Tatsache der Mitteilung einer Nach- 
ridit an die Gegenpartei oder ein darauf gericheter Versuch ge- 
njigen daher noch nicht, den Veruber zum Spion zu stem- 
peln, und es ist somit die Frage, ob die In die Hunderte und Tau- 
sende gehende Zahl von Personen, die in diesem Kriege in Belgien, 
Gallzien, Serbien usur. als „Spione" erschossen wurden, wirklich Im 
Sinne dieses, von den Großmächten ratifizierten 
Artikels als solche zu betrachten waren. Abgesehen davont 
striubt sich überhaupt ein natfirUches Gerechtigkeitagefiyil dage)^ 
daß man Leute alt Spione beseichnet, die aus freiem Antridbe im 
Interesse der Befreitmg ihres Landes dessen Verieidigem Nach- 
richten zuzustellen suchen. Mit dem Begriff der Spionage ist stets 
eine gewisse Gehässigkeit verbunden, die z. B. dem Begriff Kund-r 
schafter nicht anhaftet, und der Spion wird denn auch beim Ab- 
fessen nicht sclileditiiln als Kriegsgefangener bändelt, sondern 
standrechtlich abgeurteilt und in unzähligen Fällen ohne weiteres 
erschossen. Das natürliche Volksempfinden wird aber niemals 
einem Menschen, der ffir die Verteidigung des eigenen Landes Nach- 
richten weiter gibt, anders betraditen, denn als einen Patrioten im 
besseren Sinne dieses Wortes. Es Ist ideht abamsehen, warum 
Leute^ bei denen dies Kriterium obwaltet, nicht gleichfalls, wenn 
man slo cfgjpelft ' and fibmifihrt, als Kriegsgefangene behandelt 
werden sollen. 

Nicht weniger als 17 Artikel der Ordnung, nämlich Artikel 4 
bis 20, beschäftigen sich mit der Frage der Kriegsgefangenen. 
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Artikel 4 schreibt vor, daß sie der Gewali der feiiidHdieii 
Regierung, aber nicht der Gewalt der Personen oder der 
Abteilungen unterstehen, die sie gefangen genommen haben« 
daß sie mit Menschlichkeit behandelt werden sollen und daß, 
mit Ausnahme von Waffen, Pferden und Schriftptficken militariadien 
Inbalts, alles« .wae ihnen persMich gdiSrt« ihr Eigentum 
▼ erbleibt 

Ancb dieser Artikel ist im gei^nwflrtigen Kri^ nnr zu oft gröb- 
lich Verletzt woiden, und zwar nicht etwa von Soldaten, die durdi 
d^ Krieg selbst adion lerroht waren oder in der Xuliur tief 
standen. Nein, yerschiedeniHdi sind von Vorgesetzten eelbst 
Handlungen, die gegen den Geist dieses Artikels aufs GrSbste ver- 
stofien, den Soldaten anempfohlen worden, und es haben ach eine 
groBe Anzahl B|&tter gefunden, die solche Verletzungen nicht etwa 
blo8 beschönigt, sondern sogar direkt verherrlicht haben. 
Bes on ders hiufig werden soldbe Handlungen dort vorkommen, wo 
die Soldaten gegen die Angehörigen einer bestimmten Nation oder 
Rasse durdi die ihnen dargdbotene Literatur systematisch verhetzt 
weiden« 

Artikel 6 befugt den Staat, die Kriegsgefangenen, mit Ausnahme 
der Offiziere, nach ihrem Dienstgrad und Ihren FShs^elten 
als Arbeiter zu verwenden« Diese Axlwiien dfirfen aber, heißt es, 
nicht flbermfiSig sein und in keiner Beziehung zu den Kriegs- 
untemnehmungen stehen. 

Dieser letztere Zusatz, so bestimmt er lautet, hat ebenhlla Aus« 
legungen erfahren, d|e eine ganze Ffille von Beschweiden und 
Protesten hervorgerufen haben, tmd selbst, wenn man die große 
Zahl von Fällen tmbeachtet lassen wollte, wo es sich um Arbeiten 
handelte, die bloß in mittelbarer Beziehung zu Kriegsuntemeh- 
mungen stehen, wie z, B. Herstellung von Material, das in weiterer 
Verarbeittmg bei der Herstellung von Waffen, Munition usw. ver- 
wendet wird, würden noch sehr viel h^älle übris^ bleiben, wo Kriegs- 
gefangene ganz unmitLeibar zur Herstellung von Kri^egamaterial 
verwendet v^nirden. 

Arbeiten von Kriegsgefangenen für den Staat sollen nach den 
Sätzen bezahlt werden, die für Militärpersonen des eigenen Heeres 
bei Ausführung der gleichen Arbeiten gelten oder, falls solche Satze 
nicht bestehen, nach einem Satze, wie er den geleisteten Arbeiten 
entspricht. Der Staat kann den Kriegsgefangenen gestatten, Ar- 
beiten für öffentliche Verwaltungen oder für Privatpersonen oder 
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für ihre eigene Redmimg aimii6lir«iL In den crttea beidm FIUmi 
werden die Bedingungen im Etnvcritiadiiis mit der MUitirbdiflrde 
festgestellt, und der Verdienst der Kriegsgefangenen soll zur Ver- 
besserung ihrer Lage verwendet, der Obertchuß nach Abzug der 
Unterhaltungskosten ihnen bei der Freilassung ausgezahlt werden« 

Artikel 7 schreibt vor, daß die Regierung, in deren Gewalt sich 
die Kriegsgefangenen befinden« für ihren Unterhalt zu 
sorgenhat, und daß, wo nicht besondere Verständigung zwischen 
den Kriegführenden vorliegt, die Kriegsgefangenen in bezug auf 
Nahrung und Kleidung auf demselben Fuße zu behandein sind, 
wie die Truppen der Regierung, die sie gefangen genommen hat. 
Die Kriegsgefangenen tmterstehen im ^allgemeinen den Gesetzen, 
Vorschriften tmd Befehlen, die dem Heere des Staates gelten, in 
. dessen Gewalt sie sich befinden. Fluchtversuche von Kriegsge- 
famgenen können disziplinarisch bestraft werden, wenn diese wieder 
ergriffen werden, bevor sie ihr Heer erreicht oder das Gebiet 
verlassen haben, das von den Truppen besetzt ist, von denen ste 
gefangen genommen wurden« Dagegen dürfen Kriegsgefangene, die 
nach gelungener Flucht von Neaem ^fangen werden, nicht be- 
straft werden. 

Artikel 10 bis 12 dieses Abschnitts behandeln die Frage der Fiei- 
lassung gegen ]^enwort, Artikel 13 stellt die Bedinj^ungen fest, 
unter denen Personen, die einem Heere folgen, ohne ihm unmittelbar 
anzugehören, Anspruch auf Behandlung als Kriegsgefangene haben, 
und drei Artikel — 14 bis 16 — behandeln die Eiorichtung von 
Auskunftsstellen für Kriegsgefangene und verzeichnen ^e Aufgaben 
dieser, sowie die Förderungen, welche ihnen und den nach den 
Gesetzen des Landes ordnungsmäßig gebildeten Hilfsgesellschaften 
für Kriegsgefangene zuteil werden sollen. 

Im Ganzen n^iuß man sagen, daß der Geist der Bestimmungen 
dieses Abschnitts ein humaner ist, sodaß ihre sinngetreue Befolgung 
den Kriegsgefangenen einigermaßen diejenige Erträglichkeit der 
Existenz zusichern würde, auf die sie allerdings vernünftigerweise 
Anspruch haben. Die groBen Schäden, welche die Kriegsgefangen- 
schaft durch die Trennung von Angehörigen, von Beruf oder Ge- 
schäft bei längerer Dauer zur Folge haben, kann freilich kein Gesetz 
aus der Welt schaffen* Umsomehr muB darauf gehalten und Im 
Volk, das hierin noch dem Einfluß von allerhand Vorurteilen 
unterworfen ist, die Erkenntnis verbreitet werden, da0 der Kikgs* 
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gefangene unter keinen Umständen tils minder* 
wertig betrachtet oder befaaadelt werden deri 
Seibstverständlich gilt idas alles nicht ntu* für die Gefangenen dct 
Landkr^ga, aondern eucli ifir die dea Seekriege. 

c Der Seekrieg, Blockade und Seebeuterechtr 

Um indea am dieaem fibanttgclien, «o galten Ifir %n eine froOe 
ZaU Beatiminimgen, die aich weaentlich von den ffir den Landkrieg 
geltenden Beatimmnngen nnteiecheiden. Diea deahalb, weil die Be- 
dingungen und die Formen dea Sadoiega der Natur der Sache 
nach in irielen Punkten andere aind ala die dea Landkriege. Der 
Landkrieg findet In neuerer Zeit fast nur noch aul GeUeten atatt» 
die einem der Kriegfflhrenden gehören oder von desaen Angehörigen 
bewohnt alnd« Neutralea Gebiet teil von ihm veradiont bleiben, 
und ^wo diea nicht geachiefat, gilt der Staat oder die Macht, welche 
den Krieg auf daa Gebiet einer neutralen Macht hinfibertrigt, ala 
Brecher der Neutralität dieaer und darf von Ihr ala Feind behandelt 
werden, ohne da6 Jene dadurch die rechtliehen Folgen dea Ne»- , 
fralit&tabruchea ant aich ladet. Der Sedoieg findet in der Haupt* 
aache auf der offenen S'ee atatt« die, wie frfiher dargelegt, ala 
allen Natipnen glei,chm&fiig zugehörig betrachtet 
wird, oder wird von dieaer aus geführt. Sein Zweck ist nicht blofi 
das Messen der Kräfte zur See^ aondem auch die möglichste Ab- 
achneidung der felndlidien Macht vom Seeverkehr und 
dem Seehandel, und gerade diea ist der Ausgangspunkt ffir die 
wesentlichsten Unterschiede zwischen See- und Landkrieg. Im 
Landkrieg tritt die Abschneidung der Zufuhren, soweit diese zu 
Lande erfolgen, in dem Maße selbsttätig ein, als eine der krieg- 
führenden Parteien in das Gebiet der anderen eingedrungen ist und 
es besetzt hält. Nirgends wird ein Landheer oder eine Besetzung 
zu Lande während des Krieges Zufuhren an Lebensmitteln und 
Kriegsmaterial in das noch unbesetzte Gebiet des Gegners hinein 
dulden. Die Abschneidung von Zufuhren, die unter Umständen 
Aushungerung des bekriegten Landes heißen kann, ist gegebenen- 
falls die naturgemäße Folge des Landkriegs. Es ist daher voll- 
ständig falsch, den Versuch der Aushungerung, d. h. des Zwanges 
zur Unterwerfung durch Herbeiführung von Not an Lebensmitteln 
als etwas Neues und völkerrechtlich Unerhörtes hinzustellen. Die 
Erzeugung von Hungersnot ist Ton alter sher im allgemeinen eine 
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Folge des Krieges und oft genug — namentlich bei Belagerungen — 
ein beliebtes Kriegsmittel gewesen, und moralisch ist es sicherlich 
gleichwertig, ob man eine Stadt oder ein ganzes Land durch Be- 
lagerung zur Ergebung zwingen will. 

Die Belagerung im Seekrieg geschieht in der unmittelbarsten, 
sichtbarsten Form durch die Blockade, worunter die 
Absperrung einer feindlichen Meerenge oder eines Küstenstrichs, 
Hafens oder anderen Platzes, einer Flußmündung, vom Seeverkehr 
verstanden wird. „Die Blockade, die dem Feinde die Zufuhr von 
der See her abschneidet", lesen wir hei Liszt, „ist eine der 
wirksamsten Waffen im Seekrieg" (S. 322) . So im 
Jahre 1913, ehe der Lärm über den von England geführten Hunger- 
krieg" erscholl. Die Bestrebungen zur Einschränkung des Blockade- 
rechts sind nicht auf die Unmenschlichkeit, oder wie man es sonst 
nennen will, der Blockade zurückzuführen, sondern dem Bestreben 
entsprungen, den Handel der Neutralen nach Möglichkeit 
vor Beeinträchtigimg durch den Seekrieg sicher zu stellen. Denn, 
wie es bei Liszt .^^anz richtig in der Fortsetzung heißt, die Blockade 
ist „ein schwerer Eingriff in das Interesse des neutralen Handels", 
Eine kriegführende Seemacht spricht sich durch Verkündung der 
Blockade das Recht zu, jedes Schiff, das in das blockierte Gebiet 
fahren will, anzuhalten, wenn es das Schiff einer feindlichen 
Macht ist, zu beschlagnahmen und, wenn es einer neutralen 
Macht gehört, derjenigen Ladung zu berauben, die als Kriegskonter- 
bande erklärt wurde. Und nicht die Blockade der deutschen Nord- 
seeküsten selbst, sondern die Ausdehnung des Begriffs 
derKriegskonterbande von Seiten Englands ist es, worüber 
in der Welt der Fachkundigen des Völkerrechts gestritten wird und 
wogegen die Beschwerde auch Sinn hat. Unier Kriegskonterbande 
versteht man dasjenige Gut, dessen Zuführung an ein bestimmtes 
Land von der mit ihm im Krieg liegenden Macht mit Bann belegt 
worden ist. Weshalb auch für jenes längst in den allgemeinen 
Sprachgebrauch übergegangene Wort neuerdings vielfach bei uns 
der Ausdruck „Bannware" beliebt wird. Die Feststellung, 
welche Gegenstände von ihm als Konterbande bebandelt werden 
würden, war lange Zeit in das Belieben jedes kriegffihrendea Staates 
gestellt und erfuhr nur durch Sondervertr&ge bestimmter Staaten 
oder Staatengruppen eine Einschränkung. Die whaltnismSfög 
zurückgebliebene Entwicklung des Seehandels für da« Leben der 
Nationen brachte es jedoch mit eidi, daß man den Begriff Konter- 
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bände auf wenige, direkt für den Krieg in Betracht kommende 
Waren beschränkte. Die neuere Entwicklunig, die den Krieg in 
immer engere Beziehung zum ganzen Wirtschaitsorganismus der 
Nationen gebracht hat, hat jedoch dahin geführt, daß die Tragweite 
des Begriffs der Konterbande immer mehr ausgedehnt wurde. Nkht 
nur Gegenstände, die immittelbar oder mit nur geringer Form- 
änderung für den Krieg benutzt werden, sondern auch solche, die 
erst nach weiterer Bearbeitung oder als Hilfsmaterial für Zwedke 
des Angriffs oder der Verteidigung nutzbar gemacht werden können, 
eind in den Begriff der Konterbande hineingezogen worden. 

Ebenso hat die Behandlung beförderter Waren als Konter- 
bande durch die Heranziehimg der Theorae der fortge- 
setzten Reise eine Eilweiterung erfahren. IMese Theorie 
geht Yon dem Gedanken aus, daß es gleichgültig ist, ob 
Waren, die für ein feindlicbes Land bestimmt sind, direkt In dieses 
abgesandt oder nach einem Zwischenhafen befördert werden, am 
iron diesem ans auf einem anderen Wege ihm zugeführt zu werden. 
Andels «usgedrfickt, nicht der n&chste Ladeort, sondern die end- 
gültige Bestimmung stempelt die Ware zur Konterbande. Diese 
Ausbildung der Theorie der fortgesetzten Reise muß 
als die natürliciie Folge der gewaltigen Entwicklung des modernen 
Verkflshrsvresens angesehen werden. Jede Blockade würde dadurcb 
YÖllig unwirksam gemadit werden, daß die für das in Frage 
kommende Land bestimmten, sonst unter den Be^iff der Konter- 
bande lallenden Artikel ihm Über ein benachbartes neutrales Land 
zugefübrt werden können. Das Beslrdlm der Seemachte geht 
daher naturgemäß dahin, ancfa solche mittelbare Zufuhr durdi 
Blockieren zu verhindem. Bei der langsamen Bef ürderung zu Lande 
hatte es in früheren Jahrhunderten wenig auf aidi, wenn etwa Roh- 
materialien, die für den Krieg nutzbar sein konnten, in ehi Land 
eingeführt wurden, von dessen HSfen noch ein weiter Landweg in 
das bdkriegte Land zurückzulegen war, ein nennenswerter Verkehr 
zu Lande nach Ihm also nicht bestand und auch nicht in kurzer Zelt 
ermöglicht werden konnte. Best^t aber heute zwischen zwei 
Lflndem ein starker Güterverkehr, der ohne große Umstände, etwa 
bloß durch Einstellung einer größeren Zahl von Eisenbahnzfigen 
rasch bedeutend gesteigert werden kann, so greift das auch ganz 
g«;waltig in die Möglichkeiten der Durchführung einer Blockade ein, 
und hiergegen wird eben das Recht hergeleitet, der Theorie von 
der fortgesetzten Reise eine größere Tragweite zu geben, die jedoch 
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von loteressenten des unbeschränkten Seeverkehrs in Krieg und 
Frieden scharf bekämpft wird. 

In bczug auf die Konterbande selbst wird zwischen absoluter 
und relativer Konterbande unterschieden. Die erstere, die 
teils aus Artikeln unmittelbaren Kriegsbedarf oder aus 
solchen Artikeln besteht, die ausschließlich zur Anfertigung 
von Kriegsmaterial dienen, dürfen beschlagnahmt werden, w-nn 
bewiesen wird, daß sie für das feindliche oder vom Feind besetzte 
Gebiet, bezw. die feindliche Streitmacht bestimmt sind. 
Gegenstände der relativen Konterbande dürfen beschlagnahmt 
werden, wenn bewiesen wird, daß sie, auch ohne unmittelbarer 
Kriegsbedarf zu sein, für den Gebrauch der feindlichen Streit- 
macht oder von Verwaltungsslellen des feindlichen Staates 
bestimmt sind. Hierin gehdren vl a. nach dem Artikel 24 des Schluß- 
protokolls der Londoner Seekriegkonferenz vom Jahre 1909 
Lebensmittel, Viehfutter, Kleidungsstücke für Militärzwecke, Eisen* 
bahnmaterial, Feuerungsmaterial, Fahrzeuge jeglicher Art usw. 

Diese Einteilung ist jedoch nicht endgfiltig. Es steht den krieg- 
führenden Mächten frei, nodi nicht als ausschließlich für den Krieg 
verwendbar aufgezählte Gegenstände oder Stoffe nachträglich durch 
Bekanntgabe für solche zu erklären tmd ebenso mit Gegenständeft 
und Stoffen, die noch nicht für relative Kriegskonterbande erklärt 
worden waren. Diese, ihnen durdi Artikel 23 und 25 zuerkannte 
Befugnis ist durdi die Tatsache zu erklären, daß die moderne 
Technik Im beständigen Fluß ist und daß daher keine EndgGltig^eit 
In der Verwendbarkeit der Matoialien lestgesteilt werden kann. 

Artikel 27 der Londoner Erklärung schreibt nun vor, daß begen- 
sUmde und StoHe, die für kriegerische Zwedce mcht yerwendbar 
sind, „nicht ffir Kriegskonterbande erklärt mrerden k6nnea** und 
Artikel 28 fuhrt in 17 Abteilungen Gegenstände der verschiedensten 
Art aU solche auf, für die dieses Verbot Geltung haben solL Die 
englische Regierung hat indes, nachdem sie über die deutschen und 
die von Deutschland besetzten Nordaeeh&fen die Blockade erklärt 
hatte, eine Anzahl dieser Artikel trotzdem fßr Kriegskonterbande 
erklärt und dies damit begründet, daß eie eben heute doch In der 
einen oder anderen Wdse der Herstellung von Kriegsmaterial 
dienen. Diese Dehnung des Begriffs der Kriegskonterbaade ist die 
zweite Maßnahme, die England In bezug auf den von ihm geführten 
sogenannten Hungerkrieg als völkerrechtswidriges. Vergehen vor- 
geworfen werden kann» Die Verteidiger Englands bdiaupten da- 
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wir je- y^U^ - 
„o h n e / 



jejen« daß die Ausdehnung der Liste dem Geist der Einteilung nach 
absoluter und relativer Kriegsk^terbande und freien Waren dorcfa^ 
aus cntspredie. Schon vom ersten Gegenstand der Freiliste, nSm- 
lich Rohbaumwolle, wisse jeder, welch ungeheure Rolle sk 
heute im Kriege bei der Herstellung von Sdiiefibaufnwi^le q^iele; 
£ngland im Gegenteil habe sich dadurch ungemetn geschadet» daß 
es viel zu lange zauderte, bis es auch die Baumwolle für Kriegs- 
konterbande erklärt habe, und Ümlicb mit anderen der nachtrftgUch 
ifir solche erklärten Artikel. 

Materiell mag das stimmen, auch heifit es bei Liszt, wo er die 
Grundatze des Völkerrechte entwickelt _ § 42 V „der BegHS 
der Konterbande wird durch die Eignung der Ware fSr die Krieg- ^ ^ > 
ifihrung umgrenzt", aber nach dem Buchstaben {ener Erklärung ist ' ""f*" 
&i^d zweifelsohne hier im Unrecht ' Vy /., 

Hinstebtlich der Abschneidung der Lebensmittel haben 
sehen, daifi Artikel 23 der Londoner Deklaration diese 
Weiteres'* der relativen Konterbande zuweist Nach Ar- 
tikd 33 der Erklärung imierliegen sie also der Beschlagnahme, 
wenn bewiesen wird, dafi sie ffir den Gebrauch der Streitmacht oder 
der Verwaltungsstellen des feindlichen Staates bestimmt sind« Es 
wfirde also danach bei Lebensmitteln zu unterscheiden sein, ob sie 
ffir die ZiviÜMfvölkenmg oder ffir die Verwaltung und das Heer 
bestimmt sind. Auch das hat England unter Hinweis auf die Un- 
möglichkeit, bei der heutigen Ausddmung der Heere Ider noch zu 
unterscheiden, ebenso, wie die Bestimmung des Artikels 35, der 
die Berufung auf die fortgesetzte Reise ffir Gegenstände der relativen 
Kriegskonterbande für unzulässig erklärt, für seine Praxis außer 
Wirksamkeit gesetzt. Eine Durchbrechung des Völkerrechts gegen- 
über der neutralen Schiffeihrt, während der damit dem bekriegten 
Lande gegenüber verfolgte Zweck vom Völkerrecht nicht als 
imerlaubt betrachtet wird. Die Konterbande und unter Umständen 
auch die Schiffe, die Kriegskonterbande führen, unterließen der 
Wegnahme durch die Macht, welche die Blockade erklärt hat. 

Für die Rechtsgüitigkeit der Blockade gilt neben Vorschriften 
über Art und Form ihrer Bekanntgabe die Bestimmung, daß sie 
wirksam sein muß. Es darf kein Staat einen Haien oder eine 
Küste für blockiert erklären, deren Zufahrten er nicht auch tat- 
■^ächlich durch seine Kriegsschiffe wirksam kontrolliert. Die in 
früheren Zeiten vorgekommene Blockade durch bloße Erklärung 
und halb oder nur gelegentlich ausgeführte Kontrolle, die söge- 
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nannte papierne Blockade, ist 1856 durch die Pariser See- 
rechtsdeklaration liir ungültig erklärt worden. Auf dieser, bei Ab- 
schluß des Krimkriei;e.s abgehaltenen Konferenz ist femer die 
sogeTiannLe Kaperei im en^^eren Sinne des Wortes verboten 
■worden, nämlich die Wegnahme von SchiHen durch Privatschiffe, 
denen eine kriegführende Macht durch besondere Schriftstücke, 
Kaperbriefe genannt, Vollmacht dazu erteilt liat. Ehedem war ea 
ein beliebtes Mittel von Regierungen, deren Kriegsflotte nicht aus- 
reichte, den Krieg zur See gegen eine andere Macht wirksam zu 
führen, an Privatschiffe, die sich daraus ein Geschäft machten, solche 
Kaperbriefe auszustellen, die in Wirklichkeit die reinste Legi- 
timation zur Seeräiiberei waren. Nicht von ungefähr sagte 
daher Goethe im zweiten Teil des Faust: 

„Krieg, Handel und Piraterie, beisammen siad sie« nicht zu 

trennen." 

Die Pariser Seerechtsdeklaration hat die Piraterie im Krieg nicht 
abgeschafft, sie hat sie nur an bestimmtere Formen gebunden. Das 
Recht, Schiffe von Angehörigen der feindlichen Macht im Kriege 
wei^zunehmen, das sogenannte Prisen recht oder Seebeute- 
recht ist noch heute Praxis. Nur darf es außer von Kriej^s schiffen 
der kriegführenden Macht lediglich von Handelsschiffen dieser aus- 
geübt werden, wenn diese von der obersten Marinebeliörde ihres 
Landes dazu bevollmächtigt sind und die Kriegsflagge führen. 
Über die Umstände, unter denen ein Handelsschiff gekapert werden 
darf, bejitehcn bestimmte Gesetze, das Prisenrecht, und bestimmte 
Gerichtshöfe — ^ Prisengerichte — entscheiden in jedem Lande, ob 
die Wegnahme gerechtfertigt war, wofür man den Ausdruck „gute 
Prise" hat. Erst nachdem dahin erkannt, ist, geht das Eigentum an 
Schiff und Ladtmg an den Staat über, dessen Schiff die Wegnahme 
bewirkt hatte. Die Piraterie ist also sozusagen verstaatlicht 
oder in ein staatliches Monopol verwandelt. Da der Prisengerichts- 
hof jedes Staates aus Landesangehorigen besteht, liegt es nahe, die 
strenge Unparteilichkeit der Erkenntnisse für unverbuigt zu be* 
trachten, auch können die Rechtsauffassungen darüber, was „gute 
Prisen" sind, von Land zu Land erheblich abweichen. Daher das 
Bestreben, solange das Seebeuterecht selbst nicht völlig beseitigt 
Ist, durch Schaffung eines internationalen Prisenge- 
richtshofes ein Berufungsgericht gegen angezweifelte nationale 
Prisenurteile zu schaffen. Auf der Londoner Seekriegskonferenz 
▼on 1909 wurde denn aucJi die Einsetzung eines solchen Inier- 
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nationalen Prisengerichtshofes empfohlen, für den auf der Haager 
Konferenz von 1907 ein in sehr genaue Einzelheiten gehendes Statut 
schon vereinbart worden war. Indes ist die Bildung dieses inter- 
nationalen Gerichtshofs nicht zustande gekommen. In England hat 
zwar -das Haus der Gemeinen im Jahre 1912 eine Vorlage der 
Regierung, diesen Prisengerichtshof anzuerkennen, mit beträchtlicher 
Mehrheit angenommen. Das Haus der Lords aber hat seine Zu- 
stimmung verweigert, und mit der Nichtbetciligung Englands ist die 
Sache bis auf weiteres ins Unbestimmte vertagt. Die große Mehrheit 
der englischen Admirale, ge^en fünfzig an Zahl, gaben damals 
eine Erklärung ab, ein Verzicht aul das Seebeuterecht oder eine Aus- 
lielerung desselben an einen Gerichtshof von zweifelhafter Zu- 
sammensetzung könne für England die Bedeutung eines verlorenen 
Krieges haben« Ob die Erfahrungen dieses Krieges in England 
einen Meinun^sumscfawtmg zur Folge haben werden, ist noch 
zweifelhaft. Die prinzipiellen Anhänger des Freihandels sind in 
England fast durchgängig für völlige Abschaffung des Seebeute- 
rechts eingetreten« Aber der Freihandel selbst hat durch den Krieg 
|a einen sehr schweren Stoß erlitten. Außerdem erklären die Eng- 
lander, daß der- Gebrauch, der von den Zentralmäcfaten zu Lande 
vom Rechte der Erhebung von Kriegskontributionen und Sirafum- 
lagen gemacht worden sei« in unzahligen Fällen das Privateigentum 
mindestens ebenso schwer treffe als die Ausübung des Seebeute- 
rechts. Das letztere verbieten und das erstere zulassen, heiße nichts 
Imderes, als Landmächten eine Prämie darauf ert^en, schwächere 
Nachbarn mit Krieg zu überfallen» In das Kriegsrecht Logik zu 
bringen, ohne den Tatsachen Gewalt anzutun, ist im Angesicht des 
beständigen Fortgangs der Technik eine Aufgabe, die auf das ewige 
Problem hinausläuft, den Kreis in ein Quadrat ta verwandeln. 

d. Seemine und Tauchboot. 

Eine nicht geringe Rolle spielen im Seekrieg die Seeminen, 
Vorrichtungen, die den Zweck 'haben, das Fahrzeug, das gegen sie 
anfährt, möglichst schwer zu beschädigen bezw. zum Sinken zu 
bringen. GrundsätzÜdi sind sie daher nur gegen Kriegsschiffe der 
femdÜchen Macht gerichtet, und die Vorschriften des Seelu-iegs- 
rechts hinsichtlich ihrer gehen von dem Gedanken aus, die Handels- 
scfaiffahrt nach Möglichkeit gegen sie zu schützen. 

Seeminen sind mit energischem Sprengstoff gefüllte 
schwimmende Gefäße, die ohne weiteres bei der bloßen Berührung 
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durch ein Fahrzeusi zur Explosion gebracht werden — selbst- 
tätige Kontakt m inen. Man unterscheide L verankerte 
Kontaktminen und freischwimmende Kontaktminen, letztere 
auch Streuminen genannt- Die^e letzteren zu legen ist nach 
Artikel 1, Absatz 1 des achten Haager Abkommens von 1907 
untersagt, wenn sie nicht so eingerichtet sind, „daß sie 
spätestens eine Stunde, nachdem der sie Legende 
die Aufsicht über sie verloren hat, unschädlich 
werden. Eine Bestimmung, welche, wenn sie streng eingehalten 
würde, deren Verwendung fast nur für die eigentliche Se^chlacht 
zweckmäßig erscheinen ließe, Sic ist aber vieiiach überschritten 
worden. In gleicher Absicht verbietet der Absatz 2 des zitierten 
Artikels, verankerte selbsttätige Kontaktminen zu legen, wenn 
diese nicht unschädlich werden, sobald sie sich von ihrer 
Verankerung losgerissen haben, und Absatz 3 verbietet die 
Verwendung von Torpedos, die nicht unschädlich werden, nachdem 
sie ihr Ziel verfehlt haben. Ferner ist es nach Artikel 2 jenes Ab- 
kommens untersa^^t, vor die Küsten und die Häfen des Gej^ners 
selbsttätige Kontaktminen zu dem alleinigen Zweck zu leiten, die 
H a nd e 1 s s c h i f f a h r t zu unterbinden. Es ist natürlich unver- 
meidlich, daß dort, wo der Verkehr von KriegssQhiffen durch Minen 
gehemmt wird, auch der von Handelsscliiffen unterbunden oder auf 
solche Schiffe beschränkt ist, denen man über die Lage der Minen 
unterrichtete Lotsen beigegeben hat. Häfen und Küaten aber, die 
für Kriegsschiffe nicht in Betracht kommen, sollen überhaupt 
nicht durch Minen gesperrt werden. 

Weiterhin sind gemäß des Rechtsgrundsatzes von der Freiheit des 
Meeres diejenigen Mächtet <lie selbsttätige Kontaktminen legen, ver- 
pflichtet, dies mit genauer Angabe der Örtlichkeit — 
des „Minenfeldes" — in geeigneter Weise allen Inter- 
essenten bekannt zu geben und Vorsichtsmaßregela zu 
treffen, die den Vorschriften des obigen Artikel i des Abkommens 
entsprechen. Wie oft gegen diese Vorschriften im gegenwärtigen 
Krieg, sei es fahrlässig oder mitBedacht, verstoßen worden ist, 
wurde nur eine sehr sorgfältige Untersuchung feststellen können. 
Anschuldigungen, daß solches geschehen, sind, wie bemerkt^ wieder- 
holt erhoben worden. Die Engländer erklären, erst zur Ver- 
schärfung der Liste der Konterbande und Erklärung der Nordsee als 
Krkgsgehiet gegen Deutschland geschritten zu sein, nachdem dieses, 
entgegen dem ausdrfiddichen völkerreohtUchen Vexhot, Streuminea 
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in der Nordsee geiegt habe. Deutscherseits afoer ist die Dehnung 
des Begrifs der Bannware durch England zum Anlaß genommen 
worden, den uneingeschränkten Tauchbootkrieg 
^g€n dieses zu verkünden und zu praktizieren, Uneint^eschränkt 
heißt in diesem Falle ohne Rücksicllt aui eatg^^eusteliende 
Vorschriften des bisherigen Völkerrechts. 

Das Tauchboot hat im Seekrieg eine ähnliche Funktion er- 
balten, wie sie bisher oder sonst die unverankerte selbsttätige See- 
fliine erfüllte. Man kann es als ein M 1 1 1 e 1 d i n g zwischen Kriegs- 
schiff und Streumine verzeichnen. Mit dem Kriegsschiff hat es 
die Bedienimg durch Personen imd das dadurch ermöglichte 
planmäßige Fahren und Feuern, mit der Streumine die Be- 
wegung imter Wasser und die nahezu ^solute Unkontrollierbar? 
keit durch die feindlichen Schiffe gemein. Dem feindlichen 
Kriegsschiff gegenüber stehen ihm völkerrechtlich alle Fotmen des 
Kampfes frei, also auch das Recht, es tmgewarnt zu beschießen 
bezw. zu torpedieren. Anders mit dem Hai&delsschiff, ob Kauf' 
iahrtei- oder Passagierschiff. Ihnen gegenüber sollte das Tauch- 
boot die Rücksichten beobachten, die das Völkerrecht zum 
Schutze dieser tmd der auf ihnen fahrenden Menschen vor- 
schreibt. Nun besteht für das Kriegsschiff völkerrechtlich die 
Regel, daß es ein feindliches Handels* usw. Schiff wohl anhalten, 
tmfersuchen und wegnehmen („kapern") darf, aber es entweder 
dnrch dessen Mannschaft oder durch sdne eigene Mannsdmft in 
den nächsten Halen seines Landes Stenern lassen soll, wo dann 
entschieden ¥nrd, ob die Beschlagnahme gerechtfertigt gewesen — 
„gute Prise** — &«,]]& welchem. Fall das Eagentom an Schiff nnd ' 
Ladung auf den Staat übergeht Nur Im Fall das Schiff der 
Weisung zum Anhalten Widerstand leistet, darf es ,in 
den Gnmd g^ohrt werden, ebenso wenn die Wegffihnmg das 
Kriegsschiff selbst dringender Gefahr aussetzt, z. B. wegen der 
l^oBcn ^tfemung des nächsten Bpim, der Bedrohung durch 
feindlidie Schiffe und dergleichen. Dabei war es bisher Kriegs- 
gdbrauch, dafi das Kriegsschiff die Besatzung und etwaige Passa- 
^ere des angehaltenen Schiffes vor der Versenkung möglichst 
selbst an Bord nahm oder ihnen, wenn dies nidit anging, jede 
Möglichkeit Heß, sich auf Booten zu retten. Beim Tauchboot, das 
meist zu klein ist, andere Personen als die eigene Besatzung in 
nennenswerter ZaÜ an Bord zu nehmen, fällt die Möglichkeit 
hinweg, auch nur die Mannschaft usw. efaMs zu versenkenden 
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Schiffes zu retten, und selbst die Gewährung einer Frist, sich auf 
eigenen Booten zu retten, ist von Tauchbootkommandanten solchen 
Mannschaften oft in völlig unzureichender Weise dargeboten 
worden« Sei es, daß die Herren das eii^ene Schiff mö^^licl>st 
schnell ge^n Überraschung durch feindliclie Kriegsschiffe in 
Sicherheit bringen wollten, oder um irgend welche Wiederver- 
geltung und dcri^leichen zu üben. Es ist Mannschaften, die sich 
auf Booten retten wollten, nicht die Zeit gelassen worden, sich 
mit etlichem Proviant und Scliutzmitteln gegen Unbilden des 
Wetters zu versehen, obwohl sie viele Tage auf offener See zu 
treiben hatten, ehe sie hoffen durften, I^nd zu erreichen, und dies 
wiederholt im bittersten Winter. Der Krieg hat aber zu noch 
Schlimmerem geführt. Deutschland hat als Vergeltungsmaß- 
nahmen gegen den sogenannten Hungerkrieg Englands ganze Teile 
des offenen Meeres für Sperrgebiet erklärt, auf dem es nicht nur 
Handels- usw. Schiffe des Feindes, sondern auch solche ▼cm Neu- 
tralen ohne Warnung im Einzelfall torpedieren lassen werde, und 
hat dies nach Ablauf einer vorher festgesetzten Frist zur Aus- 
iGhrung gebracht. Dieser „uneingeschränkte Tauchbootkrieg" soll 
eine Art Tauchbootblockierun^ Englands darstellen. 
Da aber die deutschen Tauchboote immer nur einen mäßigen 
Prozentsatz der von und nach England fahrenden Schiffe selten 
mehr als wöchentlich einhalb PrcKcent — vernichten, ist diese 
Blockade im Sinne des Völkerrechtes unwirksam und daher, ge- 
mäß der «Seerechtsdddaration von 1856, als dem Begriff der 
Papierblockade entsprechend, völkerrechtswidrig. Fast 
alle neutralen Machte haben gegen den unesngescfarSnkten Tauch- 
bootkrieg Protest eingelegt und die Entschuldigung, dafi 
Deutschland äm in Notwehr oder Notlage führe, nicht gelten 
lassen, Holland, die skandinavischen Staaten und Spanien 
haben es bei dem Protest imd der Forderung von Entschädigung 
bewenden lassen, die Vereinigten Staaten von Amerika haben 
dagegen die Spenrut^ von Teilen des offenen Meeres durch 
Deutschland und die Versenkung neutraler Schiffe durdi deutsche 
Tauchboote zum Anlaß genonmien, den diplomatischen Verkehr 
mit Deutschland ahzidbrechen md haben dem Abbruch die Kriegs- 
erldärung folgen lassen« Ehenso ehiige sfidamerikanischeStaaten. Die 
Bedeutung des ganzen 'Streites fiber dieses Sperrecht ffir die Frage 
der Freahdt der Meere liegt auf der Hand. Wenn es zu efaiem Frie- 
densschluß kommt, wbrd man sicher darauf bestehen, für das Sperr- 
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recht bestimmte Grenzen zu ziehen, die unter keinen Umständen von 
einer Seemacht oder Mächteverbindung fiberachhtten werden dürfen* 

e. Beecliiefiung von der See und aus der Luft. 

Zwei Abkommen der Haager Konferenz von 1907 betreffen die 
Beschießung durch Seestreitkräfte in Kricgszeiten 
und die Anwendung der Grundsätze der Genfer Kon« 
V e n t i o n auf den Seekrieg. Im letzteren Falle (zehntes 
Abkommen) handelt es sich hauptsächlich um den Sclmtz der 
Lazarettschiffe gegen Behandlung als Kriegsschiffe, Als 
Lazarettschiffe werden nach Artikel 1 des Abkommens Schiffe aa- 
erkannt, ,,dic vom Staate einzig und allein erbaut oder einge- 
richtet worden sind, um den Verwundeten, Kranken und Schiff- 
brüchigen Hilfe zu bringen, und deren Namen beim Beginn oder 
im Verlaufe der Feindseligkeiten, jedenfalls aber vor irgend 
welcher Verwendung, den kriegführenden Mächten mitgeteilt 
werden", Sie sind nach Artikel 5 kenntlich zu machen durch 
einen äußeren weißen Anstrich mit einem wagerecht laufenden, 
etwa anderthalb Meter breiten grünen Streifen (von Privaten oder 
Gesellschaften ausgerüstete Lazarettschiffe führen einen roten 
Streifen). Sie müssen neben der Nationalflagge die in der Genfer 
Konventton vorgesehene weiße Flagge mit dem roten 
Kreuz hissen und Nachts Vorkehrungen treffen, daß der sie 
kenntlich machende Anstrich genügend sichtbar ist. Geschieht 
dies alles, dann dürfen sie nireder weggenommen» noch als Kriegs- 
scfaifie bebandelt werden. 

Letzteres ist indes trotzdem gescheben. Versdikdentlich smd 
in diesein Kriege «udi Lazarettschiffe versenkt worden, so erst 
jüngst im Januar 1918 das englische Lazarettschiff Rewa im 
Kanal von BristoL NatfirUdt hat es in keinem Fall, wo solches 
^cbdien, an »Versucfaen von Entschuldigung dafür gefdilL Wo 
aber der Versenkung nicht mindfestens der Versuch vorausgegangen 
ist, einen Mifibraudi der Lazarettflagge festanutellen, ist die Ver- 
senkung solcher Sduffe als Bruch der elementarsten 
Grund s&tze des Völkerrechts all^mein scharf ver- 
urteilt worden und zu verdammen. 

Das Abkommen über die Beschießung (neuntes Abkommen) 
verbietet im Artikel 1, ,, unverteidigte Häfen, Städte, Dörfer, 
Woimstätten oder Gebäude dturch Seestreitkräfte zu beschießen", 
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ftuch darf eine Ortschaft „nicht aus dem Grunde allein beschossen 
werden, weil vor ihrem Hafen unterseeische selbsttätige Kontakt- 
minen j^elegt sind", Artikel 2 nimmt von diesem Verbot aus 
„militärische Werke, Militär- oder Marineanla^en, Niederlagen 
Ton Waffen oder von Kriegsmaterial, Werkstätten und Ein- 
richtungen, die für die Bedürfnisse der feindlichen Flotte oder des 
feindlichen Heeres nutzbar gemacht werden können, sowie im 
Hafen befindliche Kriegsschiffe. Man braucht diese Aufzählung 
nur kritisch nachzuprüfen, um zu erkennen, wie verhältnismäßig 
leicht es bei der Dehnbarkeit des Begriffes „nutzbar gemacht 
werden könne n". Schießlustigen gemacht ist, Ausreden zu ent- 
decken, auf Grund deren sie es sich erlauben können, Ortschaften 
durchaus unmilitärischer Natur zu beschießen. Es sind denn auch 
selbst Badeorte beschossen worden, die mit keinerlei militä- 
rischen Werken Verbindung hatten oder irgendwie befestigt waren, 
und ganz und gar hat man sich über die Zusatzbestimmung hinweg- 
gesetzt, die binsichtlich der militärischen Werke usw. 
besagt: 

„Der Befehlshaber einer Seestreitmachi kann sie nach Auf* 
forderung mit angemessener Frist durch Oeschützfeuer zer- 
etdren« wenn jed es andereMlttel aus ge schlössen 
ist imd die Ortsbehördea idcht innerhalb der gesieUten Frist 
zu der Zerstdrung geschritten sind." 

Dieser Zusatz macht den Sinn der Bestimmung fiber die Aus- 
nahmen ▼oUständig klar. Nur militärische Werke usw. und auch 
sie sollen erst beschossen werden dürfen,, wenn eine Auf- 
forderung zur Zerstörung^ vorausgegangen ist. 
Nur in dem Falle, wo der Aufforderung nicht Folge gegeben wurde, 
trifft nach einem weiteren Zusatz zum Artikel 2 den Befehlshaber 
,,keine Verantwortung iGr den nichtbeabsichtigten Schaden, der 
durch die Beschießung etwa verursacht worden ist'*« und ein 
weiterer Zusatz zu Artikel 2 sagt, daß wenn zwingende mili- 
tärische Gründe, die ein sofortiges Handeln erfordern, die Be- 
willigung einer Frist nicht gestatten, es sich versteht« daß das 
Verbot der Beschießung der unverteidigten Stadt ebenso wie Im 
Fall des Absatzes 1 bestehen bleibt und daß der Befehls- 
haber alle Anordnungen zu treffen hat, damit daraus für die Stadt 
möglichst wenig Nachtdle entstehen." Weitere Artikel betreffen 
den Schutz von Gdbäuden, die dem Gottesdienst, der Kunst, der 
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Wissenschaff, der Wohltätigkeit und der Kranken- und Ver- 
wundetcnpfiegc gewidmet sind. Die Absicht tritt ganz offen her- 
vor in Übereinstimmtiiig mit den Vorschriften für den Landkrieg, 
das Recht der Beschießung von der See aus so einzuschränken, daß 
ntur Kriegshäfen und dem Krieg dienende Werke und Einrichtungen ^ 
unverteidigter Orte ihm ausgesetzt sein sollten, und dies im zweiten 
Falle von einer vorhergegangenen Aufforderung zur Selbstser- 
störung jener Werke abhängig zu machen. Über alles das hat man 
sich damit hinweggesetzt, daß man Ortschaften, die man beschoß, 
kurzerhand für befestigte Plätze oder ftttcb 
glei-cb liir Festungen erklirte* 

Der Gedankengang, der ans den Bestimmimgen fär die Be- 
tdiieOung durch Seestreitkräfte spricfati wfirde seibstverständlidi 
auch ricbtunggebend gewesen sein, wenn man Im Haag sick darauf 
eingelassen kätte« das Werfen von Geschossen und SprengstoHen 
aus ILuftscbiffen völkerrecktlick au regliementieren* Die 
■ Mächfekonferenz im Haag hat es indes vorgezogen, let^teres^il b e r- 
kanpt zu verbieten. Am 18. Oktober 1907 vollzog de einen 
sckon 1899 auf der ersten Konferenz gefafiten entspradieoden Be- 
schluB und erlieB mit großer Mehrkeit folgende Erkläi^: 

.Die V er tra gsmächte sind dahin übereingekommen, da& für einen bis 
tum Schliisse der dritten Friedenskonferenz reichenden Zeitraum das 
Werfe n von Geschossen und Sprengstoffen aus Luftschificn oder auf 
anderen ähnlichen neuen Wegen verboten ist." 

Diese Eridärung kaben Deutschland und einge kleinere Staaten 
damab nickt unterzeicbnett so daB Ikr die allgemeine völkerreckt- 
Ucbe Sanlction nickt zuteÜ gevtorden trt. Formal ist daker Deutscb^ 
land in seinem Reckt, wenn es im Kriege die Besckießung aus 
Luf tsckiffen betrdlyt. Nur berecktigt es in dem AugenbUdc, wo 
es dies tut, die gegneriscken Staaten zu gleickem Vorgeken. Es ist 
aber dändt nock nickt gesagt, daß ffir das Werfen vonGesdiossen 
und Sprengstoffen aus Luftfakrzeugen gar keine Einsckränkungen 
besfeken. Eine ganze Reike von Bestimmungen des Völkerreckts 
ffir Belagerung und BesdueBung gelten «uck fSr t&s» Selbst Uszt 
schreibt im Paragraph 40 seines Lelirbucks, wo er vom Landloiegs- 
reckt kandelt, unter III 5: „Nur Festungen sowie befestigte oder 
verteidigte Städte, Dörfer und Gebäude unterliegen der Belagerung 
und Beschießung**« und setzt kfaizus „Durch die 1907 zugefügten 
Worte: (mit welcken Mitteki es audi sei) wM auck die Be- 
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schießung aus Luftschiffen derselben Beschrän- 
kung unterworfen". Eine andere Folgerung ist gar nicht 
möglich, wenn man der Logik nicht Gewalt antun will, von Gesetzen 
der Menschlichkeit gar Dicht zu reden. Mindestens dem Geiste 
nach sind die Bestimmungen des Land- und Seekriegsrechts auch 
auf den Luftkriej^ anzuwenden, wenn man das völlige Verbot von 
1907 nicht gelten lassen will. So stand es wenigstens im Völker-' 
recht mit Bezug auf den Luftkrieg bis zum Ausbruch des gegen- 
wärtigen Krieges. Wie oft und mit welchen Folgen und Wirkungen 
in ihm dagegen gefehlt worden ist, ist bekannt und soll darum 
an dieser Stelle nicht weiter erörtert weren. 
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VL 

Die Erschütterung des Volkerrechts durch die Lehre 

vom Vöikerkrieg* 

Der tfe^eiiwSilige Krieg hat, wie nvir tfeaelieii haben^ xu allerhaad 
DincliliceGlniiigeii toi Satzungen des bisher geltenden Vdlkemchts 
gefiShrt Sie sind zumeist damit iMgründet worden, dafi man auf 
die Änderungen in der Produktionstedmik, in denWaiKen und im 
Vefkehrswesen innwies, welche überlieferte Bestimmungen im 
Gegensatz au dem ifir sie mafigetiend gewiesenen Zweck gebracht 
h&tten, und daß das Vdlkecrecht solche^ Veränderungen ReeUnung 
zn tragen hat, wird niemand bestreiten. Durdiaus fraglich aber 
ist, ob es den einzdnen kriegführenden Staaten fiberlassen bleiben 
darf, hier Richter in eigener Sache au sdn und selbstherrlich zu 
bestimmen, welche vdlkerrechtlidien VorsduÜten sie noch unver- 
ändert gelten lassen wollen mäi wdlche abaufindem sie «ich ffir be- 
fugt halten. Hiergegen AUiilfe zu schaffen, wäre eine der ersten 
Aufgaben einer neuen Konferenz für Reform des Völkerrechts, 
w^m man nicht den Gedanken ganz und gar fallen ISfit, den Krieg 
TÖlkerrechtlidi zu reglementieren. Es ist durdiaus nicht unmöglich« 
IQnriditungen zu schaffen, die willkürlicher Reditsddmung einen 
Riegel Tossdiidben könnten. Ein neutraler Gerichtshof von Saab- ' 
kundigen z. B,, der die Streitfragen über die Auslegung und Trag- 
weite von Sätzen des Völkerrechts durch Gutachten — gegebenen- 
falls von Mehrheits- und Minderheitsgutachten — beilegen oder 
wenigstens erheblich einschränken könnte, ist sehr wohl denkbar. 
Die Notwendigkeit einer überstaatlichen Instanz für solche und 
ahnliche Streitfragen ist sogar von leitenden Staatsmännern 
mindestens offiziell zugegeben worden. Die Zeit fordert zweifels- 
ohne Fortbildung und Sicherstellung des Völkerrecliis. Zurzeit ist 
dieses in einen Zustand geraten, den man am besten vielleicht mit 
dem Wort Zersetzung bezeichnet. Es ist noch da, und die 
Kriegfulirenden berufen sich auf es, wenn sie die Möglichkeit haben, 
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den Gegnern Verletzung seiner Bestimmungen vorzuwerfen. Und 
wir haben gesehen, wäc Läufij^ solche in der Tat geschehen ist. Nur 
will naturlich keiner der Schuldige sein. So erzählt der frühere 
Botschafter der Vereinigten Staaten in Berlin, Mr, Gcrard, in 
seinem Buch „Meine vier Jahre in Berlin", der deutsche Kaiser 
habe ihm bei einem Besuch im Jahre 1915 geklagt, daß es „kein 
Völkerrecht mehr" gebe. Welche Regierung aber in diesem Krieg 
als erste das Völkerrecht verletzt und damit es ins Wanken ge- 
bracht habe, hat Wilhelm II. nicht hinzugefügt. 

Ein bekannter Ausspruch des Philosoplien Hegel geht dahin, daB 
alles, was in der Welt verdorben worden ist, „aus guten Gründen** 
verdorben worden sei. Hegel will damit die Tatsache ironisicreii, 
daß die menschliche Rabulistik für jede Handlung« zu der Menschen 
ans Leidenschaft, Bequemlichkeit, hohen oder niedrigen Beweg- 
gründen, sich veranlafit sahen. Gründe zu finden weiß, die sie als 
triftig hinstellen. So auch hier. Es gibt keine Verletzung des 
Völkerrechts, die nicht ihre Verteidiger, ja ihrer VerherrUcher ^ 
f linden hitte. Wir haben eines der Scfalagworte, mit dem man die 
äigsten Greuel verteidigen kann, schon kennen gelernt: das 
berfichtigte Wort, das der englische Adnüral Fisher ^ 
äußert haben soll, in anderer Form aber auch vom General 
Hindcoburg berichtet wkd, daß „der grausamste Krieg der 
humanste** seL Da aber die Welshett dieses Wortes nicht allen ein- 
leuchtet, hat em deutsoiier Gelehrter eine Theorie aufgestellt, die 
dem, was fenes Wort ausrichten sollte, niralich der Eridtung 
der Gewissen ehie wissenschaftlich schimmernde Deckung bot 
Es geschah das in einer Schrift, die den Titel trägt „Totes und 
lebendes Völkerrecht" und den Professor Doktor Paul 
El 1 2b ach er von der Berliner Handelshochschule zum Ver- 
fasser hat» Die Deutschen rfihmen sieh gern, das grfindUchste Volk 
der Welt zu sehi, und unter emem Gesichtspunkt rechtfertigt Elta- 
hacher dieses Wort Er sucht das derzeitige Völkerrecht in seinen 
Beziehungen zum Krieg von Grund ans umzustfirzen, es in 
seinem theoretischen Ftnidament TollstSndig zu ersehfittern, 
und er beraft sich dabei auf das jedem Gdbildeten und Halbge- 
bildeten heute geläufige Gesetz der Entwicklung 

8eii|e Beweisführung ist sehr einfoch« Mit den materiellen Ver- 
hältnissen verändere sich auch das Recht, zunädbst nur als Rechts- 
bedfir£us, das durch Übertretung des alten Rechtes sich einen 
Ausweg sucht, bis die Allgemeinheit der Übertretung dem offent- 
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liehen Bewußtsein zu erkennen gibt, daß das alte Recht den Be- 
dürfnissen der Zeit nicht mehr entspricht. „Wo ein Rechtssatz sich 
Menüber Rechtsverletzung nicht zu bebftttptcä Termochte", heißt es 
wörtlich bei ihm, „da liegt die Vermutimg nahe, daß er den Be- 
dfirfaiisSen nicht mehr entsprach. Die Zeit war reif für neues Recht, 
und die Rechtsverletzungen haben diesem^ zum Durc|U}ruch ver- 
bolfen." P^iaktom. Kann man revolationärer spredien, als* dieser 
deutsche Ptofcesoir in der Re^enzstadi Berlin? Der Anspruch 
der Revolutioa darauf, neues Recht zur Anerkennung zu bringen, 
das sieh bisher nur durch ,(Recht9verletzung Luft machen konnte'*, 
kann nicht schärfer zusammengefafit werden, als in diesen zwei 
Sfttzen. .Nur Krittler können dem entgegenhalten, daß es immeriii» 
zu wsoiiedenen Zeiten geiatige Epidemien gegeben hat, 
die Häufungen von Greueltaten zeitigten, GeiBlerbanden, Hexen- 
prozesse usw.f und dafi daher ein solches Denkschenui noch etwas 
mehr braucht als den Hinweis auf die «Häufigkeit der Bombar- 
dierung offener Stldte aus Luftfabrzeugen, die wamungslose Ver* 
Senkung yon Handelsschiffen und Passagierschif fen, die Massener- 
sdiießung friedlicher Bürger als Gdseln, wenn mit seiner Hilfe 
bewiesen werden soll, daB das Völkerredit, das dergleichen Ter* 
bi^t, hinfällig gewimlen sei und die neue Zeit ein Vdlkerrecht 
braucht, das alles das und noch Tiel mehr der Grausam- 
keitengegendieZivilbevölkerung erlaubt Allerdings 
hat «nser Professor seinen Beweis dafür« Er bbsteht darin, da6 die 
Kriege heute ni^ht mehr, wie das durch Grotius begründete alte 
Vdlkerrecht annahm, Kriege zwischen den S t,a a t e n, sondern In 
unserer demokratischen Zeit mit ihren gewaltigen, auf allgemeiner 
Dienstpflicht beruhenden Heeren Kriege z wl seh enVülkern, 
Vftlker kriege geworden seien. Was liegt also näher als dte 
Folgerung, daB die Kriege nun nicht mehr als Kämpfe ▼on Heeten 
und Flotten gegen Heere und Flotten, sondern als solche von 
Heeren, Flotten und Volk gegen Heere, Flotten un4 Volk zu 
führen sind? Dadurch daß der Krieg „Völkericrieg** geworden ist, 
hat er „durdi Gewohnheit gezeigt, wie notwendig ein Völkerrecht 
ist, das ziun obersten Gesetz den Zweck erhebt — so wortlich bei 
Eitzbacher — „die feindliche V o 1 k s k r a f t als die letzte Grund- 
lage des kriegerischen Widerstandes zu brechen." 

Versteht man, was das heißt? Der Zweck des Krieges ist danach, 
das bekriej^te Volk durch den Schrecken, wenn nicht zum 
vollen materiellen, so mindestens zum moralischen 
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Zusammenbruch herabzudrücken, so daß es sich in alle Be- 
dingungen fügt, welche die den Schrecken mit der größten Kraft 
und Rücksichslosigkeit ansühende Macht ihn aufzuerlegen be- 
liebt. Es soll dieses Neue, dieses „lebende" Völkerrecht — wir 
zitieren wiederum wörtlich — „den Kampf gegen das feindliche 
Volk zum Gemeingut" machen, „zu einem technischen Mittel, 
das fortan Minister und Feldherrn von durch- 
schnittlicher Begabung und Willenskraft mit 
Sicherheit handhaben werde n.'* 

Mit andern Worten, das, was die profane Welt bisher in diesem 
Krieg als eines seiner schlimmsten tibel empfunden hat, seine Über- 
tragung in die Seele der Völker, daß er in vordem unbekanntem 
Maße Haß von VolkgegenVolk erzeugt hat, das ist für diesen 
Gelehrten ein großartiger Fortschritt. Denn sobald man, was 
nun nicht lange mehr auf ^ch warten lassen kann, daraus erkennt» 
welches der wahre Charakter des Krieges geworden ist, wird man 
natürlich fortan aufhören, sich durch Sentimalitäten und alte Auf- 
Uaaam^ak vom Recht der Persönlichkeit und der Heiligkeit des 
Lebens davon abhalten zu lassen, jetzt und in Zukunft im Kriege 
das Sengen und Brennen des Dreißigjährigen Krieges auf der, 
durch die moderne Technik ermöglichten erweiterten 
Stufenleiter zu erneuern. £s sind herrliche Zeiten, die dieser 
Vertreter der deutschen Kultur uns in Aussicht stellt Denn er 
hat für uns nicht einmal den Trost, daß der neue Krieg mit seinen 
Greueln die Menschheit mindestens auf Jahrsehnte von einer 
Wiederholung*^kurieren werde. Nein, er erklart es als seine^Ober- 
Zeugung, daß, so schreibt er, „weitere große Kri^e schweilidi lange' 
auf Ml warten lassen werden." Es scheint ihm „ein Zeitalter 
der Weltkriege" anzubrechen und jeder große Staat müsse 
«ydunit rechnen, daß er in sie hmetngezogen werden wird." 

Darum Vorbereitung der Geister auf die schrecklichste Kriq{- 
fßhrung, die menschlidies Forschen und Grübeln nur ersimien kann. 
Abscfalacbtung auf größter Stufenleiter, Brandstiftung im w^testen 
Umfange^ ausgiebige Vergiftung der Brunnen und der Luft gegen 
feindliche Heere und bekriegte Völker — das ist die Logik dieses 
neuen' Völkerrechts, soweit ihm nicht schon die Ptaxis und im 
stillen Vorbereitetes die Inspiration gegeben hat. Eitzbacher 
schöpft seine Theorie ]a nicht aus der abstrskten Idee^ Was er 
gesehen hat, was sich vor seinen Augen abgespielt hat, das ist 
das Material seines „neuen-* Völkerrechts. 
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Von Friedrich II. von Preußen kennt man das Wort, daß, wenn 
Fürsten Kriege führen wollen, sie nicht lange nach der rechtlichen 
Begründung fragen, sondern es Gelehrten überlassen, solche nach- 
träglich zu liefern. Und in der Tat hat es kaum irgendwo an Ge- 
Idhrten gefehlt, die sich dazu hergegeben haben, von Machthabern 
angezettelte Kriege durch allerhand zusammengesuchte Gründe zu 
rechtfertigen. So auch Irinriohtlich der Methoden des Krieges. 
Es gibt eine ganze Literatur, die Bibliotheken füllen würde, von 
Schriften zur Beschönigung oder Verherrlichung von Verstößen 
gegen Völker- und Menschenrecht in diesem Krieg. Eitzbacher 
spricht nichts aus, was nicht dem Grundprinzip nach viele andere 
seiner Zunft und ein ganzes Heer von Literaten und Agitatoren 
ihrem Volke gepredigt haben. Er zieht nur aus allen diesen 
Auslassungen die letzte Konsequenz. Er verzichtet auf die hier 
und dort beliebten Beschönigungen und kann insofern mit Franz 
Moor von sich sagen: „Ich habe mich nicht mit Kleinigkeiten ab- 
gegeben." ^ 

»Dal alte VfiBrnrecfat*» idireibt er gegen den ScMufi, .bietet uns wm 
eine Grundlage ni Klagen und Anklagen» deren Wirkungslosigkeit wir 
Mdigeraile eikannl liabeii lolhca; dai neue V5lkenedit gibt uni die 
Freiheit m eigenen kraftvollen Handeb." 

An diesen Satz, den er noch durch Sperrdruck hervorheben läßt, 
knüpft er die Bemerkung, daß schon im Jahre 1857 der englische 
Staatsmann Lord Derby das berühmte Wort gesprochen habe: „Wir 
bestehen auf der Befolgung des Völkerrechts, wenn es uns nützlich 
ist, im andern Falle setzen wir uns unbek&nmert darüber hinweg", 
und fügt hinzu: „auf diesem Standpunkt steht England noch heute, 
seine Staatsmänner wahren das Gesicht, aber Seeleute, wie Lord 
Fisher und Lord Beresford haben ihrer Geringschätzung des 
Völkerrechts oft genug deutlichsten Ausdruck gegeben." Der Leser 
muß natürlich daraus schließen, daß Lord Derby in dem zitierten 
Satz ein leitendes Prinzip der engUtchen Politik verkündet habe. 
Tatsächlich hat dieser konservative engUsdie Politiker, der 1857 
Ffilirer der Opposition war, jenen Yerallgcmelfleraden Satz ge- 
braucht, als er eine bestimmte Maßnalme der englischen Kriegs- 
ffihrung kritisierte und als eine Verletsnng des Völkerrechts 
hinstellte. Er geißelt eine Ausnahme, ist aber weit davon entferatt 
eine Regel dessen was sein soll, aiisxo^rechen. Er ist weit ent- 
kmi Yon {euer SeUisfigefeclitigkeit unseres deutschen P^fessors, 



7 B«iwMi: V«lk«Mchi 



91 



der so tut, als sei Deutschland in diesem Krieg bei Verletzung des 
Völkerrechts vorwiegend der leidende Teil gewesen, und den Mut 
hat, im Anschluß an die Bemerkung iunsichtUch der Engländer den 
Satz knüpft: 

,,Wir Deutschen haben kein so weites Gewissen. Wir brauchen 
für unsere Kriegführun[^ eine sichere völkerrechtliche Grundlage, 
die aber haben wir, wenn wir nur, statt immer noch an ein totes 
Völkerrecht und an zerrissene V ereinbarunf^en tu glauben, das 
Walten der ewigen Mächte spüren, die das Recht wandeln und 
uns mit dem größten Krieg der Geschichte zugleich die größte, 
furchtbarste und doch auch großartigste Entwicklung des 
Völkerrechts haben erleben lassen/* 

Großartig in der Tat Alles auf diesem Gebiet dagewesene ist 
hier übertroffen. 

Ein ganzes Heer von literarisdien Marodeuren hat am V^errecht 
herumgenagt, wie Nagetiere am Gebälk eines Hauses. Eitz- 
bacher aber hat das, was man bisher unter Völkerrecht verstand« in 
der Theorie erdrosselt 

Aber liat er ein neues Völkerrecht geschaffen? Ein „lebendes** 
Völkerrechti wie er m Aussicht stellt? O nein, woerkonstruk- 
tiv sein will, bleibt er als ein Stfimper im Halben stecken. Seine 
llieorie vom Vdlkerlixieg soll nSmlich nur soweit Geltung haben, 
als die Völker als Werkzeuge und Objekte des Krieges in 
Betracht kommen« Als wollendeSubfekte des Kri^es kennt 
der gelehrte Herr die Völker nicht, hier hSlt er am alten fest läßt 
er die Regierungen Herr über Krieg und Frieden «ein. Wollte 
er aber warklich radikal vmrgehen, so h&tte er als die erste Be- 
dingung ffir das Neue Völkerrecht fordern müssen, daß Aer 
Völkericrieg auch ein von den Völkern selbstbe- 
schlossener sein müsse, daB ohne vorher igen Volks- 
beschlußkein Krieg eröffnet werden dürfe. Hatte er dazu 
den Mut der Konsequenz, nun so. mochte er ruhig die größten 
Grausamkeiten, die furchtbarsten Zerstörungen und Vernichtungen 
für Kriegsrecht erkliren. Das wahre Völkerredit, das den 
Völkern das Recht Siber Krieg und Frieden gibt, wird 
nur um so sicherer daxu führen, den Krieg von Völkern gegen 
Völker, der ja seit undenldichen Zeiten niemals ein von diesen selbst 
gewollter war, für Immer aus der Welt verschwinden ziu machen. 
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VII 

Die deutsche Rechtsvrissenschaft und die Ethik. 

» 

Nftchdem wir in den voxileigeheiiden Kapiteln geseben liAbeii« 
weichet der Begriff des Völkerrechts ist. wie dieses skfa ent- 
wickelt hat und wie es bis In die letzte Zelt hinein in Krieg 
imd Frfeden Anwendung gefunden hat, wollen wir uns nunmehr 
mit den Fragen seiner theoretischen Begründung und 
praktischen Weiterbildung beschäftigen. 

Der Sitte und dem Bedürfnis entsprungen, ist das Völkerrecht 
im Laufe der Zeit mehr oder weniger eingehend unter ethischen 
Gesichtspunkten erörtert worden und man hat versucht, es auf 
«ine ethisch abgeleitete Recht sichre zu begründen. Die 
Literatur der Kirchenväter und später eine Reihe von Abhand- 
lungen profaner Schriftsteller liefern dafür ein interessantes 
Material. Als ein Abkommen christlicher Staaten, gewissen 
Gräueln des Krieges ein Ende zu machen, erhält das Völkerrecht 
Mitte des 17. Jahrhunderts die Eigenschaft eines lunfassendcn 
internationalen Vertrages, und die allgemeine Tendenz der 
Staatsrechtsiehrer und Philosophen, die sich mit ihm befassen, 
ist während zwei Jahrhunderten überwiegend darauf gerichtet, 
seinen ethischen Charakter zu festigen und zu Reformvorschlägen 
humanitärer Natur zu verwerten. Die Praxis der Staaten folgt, 
wenn auch langsam und nicht ohne Rückfälle, dieser Tendenz. In 
der zweiten Hälfte des 19, Jahrhunderts vollzieht sich jedoch, wie 
im Allgemeinen in der Staatsrechtslehre, so anch speziell in der 
Literatur des Völkerrechts ein Umschwung. Eine Denkweise, die 
man unter dem Gesamtbegriff staatsrechtlicher Posi- 
tivismus zusammenfassen kann, gewinnt Herrschaft über die 
Geister, die von der ethischen Betrachtungsweise ausgehende 
RechUpJuloiophta gerät in Mißkredit und wird atirfickgedrSagt« 
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Anscheinend ist dieses Vordringen der positivistischen Betrachtungs- 
weise, die das, ^3.s ist, zum Ausgangspunkt nimmt und sich an 
die realen Tatsacheji und Bedürfnisse der Staaten hält, gegenüber 
Jener Philosophie ein Fortschritt, und unter bestimmten Gesichts- 
punkten, wie namentlich für Zwecke der £ r k e n n t n i 6, ist oder 
war sie es auch. Indes ist es mit der positdvistisdien Betrachtungs- 
weise ähnlich bestellt, wie mit der materialistischen Geschichts- 
auffassimg, der sie ohnehin verwandt ist und mit der sie die 
Vater gemein hat Als leitendes Prinzip der For«- 
s c h u n g fruchtbar und ein unerläßliches Korrektiv der speku- 
lativen Betrachtungsweise läuft sie als Doktrin Gefahr, Dienerin 
des Kultus der herrschenden Gewalten und Mittel der Beschdai- 
gung bestehenden Unrechts zu werden« 

Die materialistische Geschichtsauffassung knüpft in Ihrer philo- 
sophischen Begründung an ein wichtiges Element der Pliilosophie 
Hegels an, die Dialektik des Gegensatzes, die. 
iolgericbtig durchdacbt, die Theorie der im Kampf sich durch- 
setzenden fortschreitenden^ Entwicklung ist und so einen revo- 
ItttionSren Charakter trägt* Bei Hegel selbst aber endet die Ge^ 
schichtsbetrachlang In der VerherrUdnuig des vormirzlidien 
bureaukratischen preufiisclien Polizetstaats, 
läuft also In eine konservative Doktrin aus, nnd diese 
Doktrin ist es, auf welche in Deutschland die positivistisdie 
Staatsrechtslehre sich mit Vorliebe beruft Es ist indes kaum 
lichtig, die Hegd'sche Philosophie für die Auswüchse dieser Lehre 
verantwortlich zu machen. Ihre neueren Vertreter stützen sich 
zwar auf Hegel, empfangen aber Ihre Inspiration nicht von Ihm, 
sondern eben vom Staat wie er ist «n Deutschlaad alao vom 
deutschen Militärs taat Wie dieser etwas sehr viel hüherea 
sein will, als die Gesamtheit «dner Staatsbürger, mit eigenem, 
übergeordneten Zweck, der auf diese Weise einen metaphysischen. 
Zug erhält 10 trdbt auch die positivistische Staatslehre und die 
von Ihr abgeleitete Völkerrechtstheorie mit dem Staat einen fast 
theologischen Kultus, der sich der Fortbildung des V6lkerreohts 
In demokratischer RIchtunig widersetzt tmd der ganzen Völker- 
rechtslehre, sofern sie sich von ihm beherrschen läßt, einen 
scholastischen Charakter verleiht. Das Kennzeichen des 
scholastischen Denkens besteht darin, daß bei ihm der Wissen- 
schaft nur die Aufgabe zugewiesen wird, für von vornherein fest- 
gesetzte Dogmen die Beweisiüiung zu iieiern. 
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Wir haben im ersten Vortrag gesehen, wie ängstlich selbst ein 
dem demokratischen Liberalismus sich zurechnender Volkerrechit- 
lehrer, nvie Liszt, das Völkerrecht durch die Definition all 
Staatenrecht in den Baim einer Doktxin einspannt, nach der 
«i ein dem Interesse der Staaten onteezuordnendes Recht 
wäre. Noch weiter gellen in dieser Hinsicht andere deutsche 
Vlilkerreditsldirer, Sie engen den Reohtsgedanken im Völker- 
techt durch unbegrenzte Rfidcdchtnahne auf Vmecfate des Staates 
so- sdir ein, daß er nur noch der Anadrack der MachtvoUkommen- 
lieit dieses letzteren wird und |eder Bezn||Dahnie auf das Recht im 
eitiscfaen Sinne dieses Worts verloren geht 

a. Nelsons Streitschrift 

Ein junger Dozent der PJiilosopiiie, der sich in verschiedenen 
VeröffentUdiungen sdbon als ein scharfer Kritiker der reaktio- 
niien Tendenzen in der modernen deutsdien Wissenschaft erwiesen 
hat, der Cftttinger Universitatsiehrer Leooafd Nelson, hat in 
einem in neuester Zeit erschienen^ Buch mit verschiedenen Ver- 
tretern der positivistischen Schule im Staats- und Vdlkerrecht 
scharfe Abrechnung gehalten und mit glänzender Dialektik nach- 
gewiesen, zu welchem Zustand geistiger und sittlicher Anarchie die 
von diesen Wiesensdhaftlem verfodhtenen Anschauungen führen. 
Das 1917 b^ Vrit «i. Co. in Leipzig erschienene' Buch hat den zu- 
nfifhst paitadoxal erscheinenden Titd ^Die Rechtswtssen- 
sehaf t ohne Recht**» Der Gedanke ist aber in Wahrheit kein 
Paradox. Unsere deutsche Sprache hat d)en leider für zwei stark 
untersdiiedene Beg^fie ein und dasselbe Wort: Recht. Wir 
bezeichnen als Recht die zugesprodiene Machtvollkommen- 
heit, irgend etvras zu tun oder zu unterlassen, sowie den zuer- 
kannten Titel aul irgend dnen Besitz. Wir brauchen aber das 
gleiche Wort ffir ein moralisches oder ethisches Urteil, 
das die Beziehungen der Menschen zueinander oder ihr Verhältnis 
zu Sachen im allgemeinen betrifft. Es ist indes selbstver- 
ständlich ein }|roßer Unterschied, ob jemand etwa^ tun oder 
unterlassen darf, weil er die Macht oder die Vollmacht hat, sich 
straflos dem hinzuwelken, oder ob es sich um eine sittliche 
Berechtigung handelt, die lediglich aus den Grund- 
bedingungen des Zusammenlebens von frei- 
wollenden Menschen abgeleitet ist Für letzteres 
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aber finden wir im Deutschen nur dann einen genau bezeichnenden 
Ausdruck, wenn wir d^m Wort Recht ein erklärendes Beiwort 
geben und etwa sagen^ „ehisches Recht" oder, wie es jetzt häufig 
geschieht, richtiges Recht. 

Nelson erzählt im Vorwort seines Buchs, das den Untertitel 
trägt „Kritische Betrachtungen über die Grundlagen des Staats- 
und Völkerrechts", ein ihm befreundeter und als Forscher wie als 
Staatsmann gleich an;^esehener römischer Jurist habe einmal in 
einer Unterhaltung mit ihm über die Vorzüj^e der deutschen und 
der italienischen Sprache behauptet, von allen ihm bekannten 
Sprachen eigne sich keine so gut wie die deutsche dazu, abstruse 
oder banale Behaupttmgen so auszudrücken, daß sie den Schein 
besonderen Tiefsinns annehmen. Um die Nichtigiceit einer im 
deutschen tielklingenden Behauptimg zu erkennen, brauche man 
nur den Versuch zu machen, sie ins Italienische zu übersetzen. 
Und als Beispiel habe der Italiener die Erklärung angeführt, mit 
der ein berühmter deutscher Professor, dessen Schüler er als 
Student gewesen sei, seine Vorlesimgen be^nnen habe, und die 
lautete: „Die Rechtswissenschaft ist die Wissenschaft vom Recht"* 
Ein Satz, der ins Italienische fibersetzt aUerdin^ auf die lächer- 
liche Tautologie hinauslaufen wfirde: „La scienza del diritte e la 
sdenza del dirltto**» Im Französischen wfirde übrigens eine gleiche 
Tautologie berauskonunen, nämUdi der Satz: „La Sdenoe du Droit 
est la sdence du Droit, und älinlich in noch verschiedenen anderen 
Sprachen* Indes hatte der Italiener sein Beispiel schlecht ge- 
wählt. Die von ihm zitierte deutsche Erklärung erscheint nur des- 
halb als Tautolo^e^ weil das Wort Recht bei uns Jenen zwei» 
deutigen Sinn hat. 

Nelson's Schrift ist im wahren Sinne des Worts eine Streitschriftt 
und es scheint mir am Platze, mich eingehender mit ihr zu befassen. 
Der Verfasser schickt ihr als Motto einen Satz des verstorbenen 

liberalen Völkerrc<:htslehrers Ludwig von Bar voraus, der in der 
Tat große Berechtigung^ hat. Er lautet und bestätigt das hier 
eingangs Gesagte: 

^Am Ausgang des neunzehnten und am Anlang des zwanzigsten Jahr- 
hunderts Stehen wir in einer jener Perioden, in welcher die Idee des Rechts 
verblaut £s wird Zeit, sie wieder in ihrer Bedeutung zu erkennen.* 

Hätte von Bar die letzten Jahre noch erlebt, so würde er sieh 
wahrscheinlich noch schärfer ausgedrückt haben. Wir haben ja 
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ein Beispiel kennen gelernt, wie ein deutscher Wissenschaftler es 
fertig bekommen hat, die Idee des Rechts im Völkerrecht so voll- 
ständig auszulösen, daß von bloßem Verblassen kaum noch die 
Rede sein kann und Erblassen die Sache richtig bezeichnete. 

h» Die Sotiverftnität der Staaten gegen das 

VölkerrecHt. 

In zehn Kapiteln geht Nelson mit Wissenschaftlern des Staats- 
tmd Volkerrechts ins Gericht, Er bei^innt mit einem Exkurs über 

die Begründung des Staatsrechts durch die Lehre vom Staats- 
willcn bei dem als Autorität ani^esehenen. verstorbenen Heidel- 
bert^er Staatsrechtslehrcr Georg J e 1 1 i n e k. So geistreich und in- 
haltsvoll dieser Exkurs ist, muß ich mir indes versagen, hier näher auf 
ihn einzugehen, weil er nicht direkt zu unserem Gegenstand gehört 
und zu weit in die feinere Begriffskritik hineinfuhren würde. Direkt 
in unseren Gegestand hinein führt dagegen schon das zweite Ka- 
pitel Nelsons, überschrieben „Die Begründung des Völkerrechts 
durch die Lehre von der Souveränität bei Georg Jcllinek". 
Hier wird gezeigt, wohin die im ersten Vortrag von mir mit kurzen 
Worten gekennzeichnete Lehre von der unantastbaren Souve- 
ränität der Staaten führt, wenn man aus ihr einen bedingslos 
geltenden Grundsatz des Völkerrechts zu machen sucht. 

Nelson zitiert aus Jellineks einschlägigen Schriften tL a. folgende 
Aussprüche: „Im Kampfe mit den höchsten Interessen 
souveräner Staaten steht die Pflicht der Vertragstreue 
zurfick» Hier gilt der Satz, daß der Staat JiSber stellt als 
jeder einzelne Rechtssatz"* «,Das Völkerrecht ist der Staaten« 
nickt aber ^d die Staaten des Völkerrechts wegen da". Treffend 
tiemerkt Ndson kierzu« dieser Wideespruck in der Beurteikntf 
staatsreckfUcker und völkerrechtlicker Verkaltnisse werde sckwer- 
lick iemand darüber tSuscken, da0 Uer nur der ««sckleckt verküUte 
Versuch" vorließ, „die Völkerrecktslekre zurMagdeinerdas 
Reckt nickt acktenden P'oHtik zu erniedrigen", und 
kat nickt minder Reckt« wenn er hinzufügt: „Für diesen Versuck 
bietet die Zweideutigkeit der Spracke wieder eine willkommene 
Haadkabe". Um die Falle zu dmrcksckanen, welcke die zitierten 
Sätze Jellineks dem Recktogedanken im etkiscken Begriff des 
Wortes stellen, brauckt man nur sick einmal zu vergegenwärtigen« 
wie die Feststellung dessen, was jeweilig das köckste Interesse des 
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souveränen Staats ist, in <der Praxis erfolgt und in welches 
Händen sie liegt Wir vidssen, wie sehr dai Urteil darüber von 
Klassenanschauungen oder Spezialinteressen herrsdieiider Per- 
sonen oder Gesellschaitsschichten bedingt mrird. Der Staat ist 
ja heute noch in vielen Fällen das Orgaa der Herrschaft 
bestimmterGesellschaltsklassen über andere Geseli- 
echaftsklassen, und was die ersteren ffir den höchsten Zweck des 
Staates im Widerstreit mit anderen Staaten oder VöIlEem erklSren, 
ist oft genug nur der Ausdruck für eitlen ihrem Interesse 
oder Vorurteil dienendem Zwedc, der mit dem Zweck des 
Gemeinwesens aller Staatablbrger nichts gemein zu haben braudit« 
sondern sogar im Widersprach zu ihm stehen kann. 
Jellinek wird durch seine Theorie zum folgenden weiteren Aus- 
qMTUch verlötet: 

„Wenn die h ochs t e Pf 1 ichi des Staates, seine Selbst- 
erhaltung, es gebieterisch verlangt, ntoB ihr die niedere 
Pflicht -der Vertragstreue weichen.** 

In Wirklichkeit handelt es sich bei diesem angenommenen Gegen- 
satz zwischen PAicht der Selbsterhaltung und Pflicht der Vertrags- 
treue in neunundneun^ von hundert Fallen um eine reine 
Phrase. Denn wohlgemerkt, es ist hier nicht von der Treue 
zu diplomatischen Verträgen, sondern vom Festhalten am 
Volker recht 8 vertrag die Rede. Nun erinnere man skih, 
welche Rolle beam Bruch der Neutralität Belgiens durch Deutsch- 
land zu Beginn des gegenwfirtige^i Krieges diese Berufung auf 
die Pflicht der Selbsterhaltung gespielt hat Nicht nur ist von 
Deutschen, die ganz auBerhalb des Verdachtes umstfirzlerischer 
Tendenzen stehen, die Richtigkeit der Voraussetzung bestritten 
worden, die schehibar zum Bruch der belgisdien Neutralit&t 
ndtigten, es ist auch dargelegt worden, daB dieser Neutralltäts- 
bruch direkt im Widerspruch stand mit deiü wohlver- 
standenen Interesse der deutschen Nation« In- 
dessen hätte den Machthabem in Deutschland, wemi sie es der 
Mfihe wert hielten, ffir die von ihnen getroffene Entscheidung 
akademische Autoritäten anzurufen, die Lehre dieses Vdlkerrechts- 
gelehrten vom „höchsten Staatsinteresse** zur S^te gestanden. 

„Hier zeigen sich", schreibt Nelson, „in der Kritik d.is zitierten 
SatzeSf die gefährlichen Folgen jenes .... Mystizismus, der von 
einem Willen der Gesellschaft und demgemäß auch von 
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einem Staats int er esse spricht, als ob der Staat ein wirlt* 
ttcbes Lshewesen wäre, wie -das Individtium". Aus diesem Sprach- 
gebrauch gar Konsequenzen von juristischer Tragweite zu ziehen« 
sei, wo von solchen «Konsequenzen Vö 1 k er Schicksale ab- 
hingen, ein nicht nur unwissenschaftliches, sondern audi 
unverantwortliches und frevelhaftes Spiel/' Und 
vreiter hat Nelson den Mut fortzufahren: „E^n v<m den Einzel- 
Interessen seiner Glieder unabhängiges Interesse des Staates 
gibt es aber nicht. Es kSnne daher selbst dann, wenn wir 
auch die Erhaltung des Staates als m höchsten Interesse sdner 
Glkder gelegen ansehen mfifiten, nidit auf die Berechtigung ge- 
•dilossen werden, die mit diesem Interesse kollidierenden Normen 
des Volkerrechts zu verletzen." f 

Aber diese Voraussetzung treffe noicht einmal zul** „Das . Auf- 
bflren der selbstSnidigen Existenz des Staates bedeutet för seine 
CXMer an «nd fOr sidi nichts aaderes als einen Wechsel der 
Verwaltung." Von denen abgeben, die vermöge Ihrer 
Herrscherstellxmg im Staate an seinem Ftotbestande interessiert 
seien, sei es, ich zitiere wörtlich „zwar möglich, aber nicht 
notwendig, daß mit einem solchen Wechsel der Verwaltung 
Verletzungen der Interessen der einzelnen oder gar &rer 
höchsten Interessen verbunden'^ seien. „Möge man endlich 
aufhören, heiBt es mit erfrischender Derbheit am Schlufi dieses 
Abschnitts, „sieb durch die Schletchwege und Wbikelzfige täuschen 
zu lassen, mit denen dne nur . die poUtisohe Selbstsucht be- 
schönigende SopMstik den Namen der Völkerrechtswissenschaft 
schSndet" 

Hinsichtlich der Deddrtion der positivistischen Staatsrechtler, 
daB der Begriff der SouverSnit&t des Staates keine Einschränkung 
vertrsge, und da0 mit der Unteroidntmg unter das. Gesetz einrns 
Staatenverbandes dessen Souverfinität verletzt oder aufgehoben 
werde, weist Nelson schon im Abschnitt fiber Jellinek nach, daB 
es eich bei ihrer Anwendung auf das Völkerrecht um eine lösche 
EncMeidiung handelt, durch weldie die völkerrechtliche 
Anarchie zum Prinzip erhoben wird. Es wird nfimlich aus 
einem richtigen (nfimlich analytischen) politischen Urteil 
auch einsprachlich gleichlautendes, aber falsches recht- 
liches Urteil geschlossen. Das Gleiche weist Nelson von der 
Definition nadi, welche jene Völkerrechtslehre vom Staate gibt 
und die heute so viele Köpfe verwirrt. Gegen den Unfug, der mit 
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den Begriffen Staat, Staatsintercsse und Staatsnotwendigkeiten 
heute getrieben wird, kann in der Tat nicht scharf ^enut^ protestiert 
werden und ist eine sehr eingehende Aufklärunt^ notwendig. 

Liszt gegenüber, dessen Auslührungen über die völkerrechtlichen. 
Grundrechte er behandelt, zeigt Nelson insbesondere, in welche 
Widersprüche dieser volksparteiliche Gelehrte sich durch die Art 
verwickelt, wie er die positivistische Theorie des Völkerrechts mit 
der allgemeinen Rechtsidce in Einklang zu setzen sucht. Wenn 
Liszt aus der völkerrechtlich aufgestellten Gleichheit der 
Staaten und ihres gleichen Stimmrechts in Verbindung mit der 
Vorschrift, daß alle Beschlüsse, die völkerrechtliche Geltung haben 
sollen, einheilig gefaßt werden müssen, sowie dem Prinzip der 
Nicht-Intervention die Folgerung zieht, daß die Völkerrechts-Ge- 
meinschaft auf dem G enossenschaftsprinzip beruht, liege 
in dem allen nur eine Umschreibung der Unterwerfimg unter das 
Dogma von der Souveränität, wonach es kein über dem 
Willen der Staaten stehendes Recht geben soll. Das ganze System 
dieser völkerrechtlichen Grundrechte stelle sich „als ein nur durch 
Wortkünste zu verdeckender leerer Scholastizismus" heraus (S. 95). 

Es macht in der Tat einen fast komischen Eindruck, wenn man 
sieht, wie Liszt sich quält, die Tatsache, daß die Zugehörigkeit zu 
dem Staatenverein der Völkerrechtsgemeinschaft in Wirklichkeit 
nicht im freiea Belieben der einzelnen Staaten steht, da diese 
durch das ganze moderne Verkehrsleben verhindert sind, den Aus- 
tritt aus ihr auch nur hypothetisch in Betracht zu ziehen, mit der 
Lehre von der bloßen Genossenschaft absolut von einander 
unabhängiger Staaten, eines bloßen Zweck verband s 
der Staaten in Übereinstimmung zu bringen. 

Daß bei den internationalen Konferenzen oder Kongressen zur 
Regelung völkerrechtlicher Streitfragen die Staaten ohne Rücksicht 
auf Umfang und Bevölkerung als gleich gelten und gleiches Stimm- 
recht haben, scheint auf den ersten Blick demokratisch und bat 
denn auch auf viele Leute bestechend eingewirkt Es ist indes zwar 
nicht ursprünglich der Vorwand, aber tatsäcklick ein Mittel 
geworden, die Fortbildung des Völkerreckts im demokratiscken 
Sime znverlangsamen, wenn nickt zu k em m e n. Die R^gel, 
daß bei Vereinbarungen flbcar Völkerrecktsfragen Einkelligkelt er» 
lorderlick ist, um ihnen Allgemekigfiltigkeit zu versdbaffen, und daB 
also die Weigerung eines einzelnen Staates genügt, einen sonst 
eins timm i g gefaßten Beschluß unwirksam zu machen, legt es In die 
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Hand der großen Machtstaaten, jeden ihrer Maclitpolitik unbe- 
quemen Beschluß zu hintertreiben, während die kleinen Staaten» 
die ja ein natürliches Interesse an der Stärkung der Ethik im 
Völkerrecht haben, sich schwerlich freiwillig zu solchem Vorgehen 
entschließen oder hergeben werden. Gegen den schweizerischen 
Reohtslehrer Professor Max H u b e r polemisierend, der im allge- 
meinen einen fortschrittlichen Standpunkt in Völkerrechtsfragen 
vertritt, aber der doch wesentlich formalen, organisatorischen Seite 
eine übergroße Bedeutung gegenüber der Hauptaufgabe, nämlich 
der Entwicklung eines wirklichen Rechtsbewußtseins liir 
das Völkerrecht beilegt, hat Nelson die treffende Bemerkung: 

»Einzig ein Innreichend entwickeltes und einen angemessenen öffent- • 
heben Ausdruck Endendes RechtsbewuEtsein ist es, was »über 
die bloEe Stabilität hinaus die Herrschaft des Rechts im 

Völkerleben gewährleisten kann ' Rechtslehrer, die unter Ignorie- 

' rung des wirklichen Rechts der Völker auf die gleiche Befriedigung 
ihrer Interessen diesen ein nur formales Recht der gleichen 
Repräsentation unterschieben und so dem Zustandekommen einer 
wirklich rechtlichen Organisation viel mehr entgegen- 
wirken, mißbrauchen die Autorität ihrer Wissenschaft, um den Zustand 
der Rechtlosigkeit durch ein angebliches Rechtsprinzip zu sanktionierai 
nnd so gerade den Mächten zu dienen, die an der Erhaltung dieses 
rechtlichen Zustandes ihren Vorteil finden" (S. 103/106.) 
Natfirlich kann man sich keiner Tfiuschung darüber hingeben, da0 
das bloße RechtsbewuBtsein allein dem Recht noch nicht faktische 
Wirkungskraft sichert, sondern einer hinter ihm stehenden Macht 
bedarf, um In Rechtssatzungen und MaBnahmen zo 
deren Durchffihnuig VerMrIrklichiung zu finden. Immer aber ist die 
Bildimg und St2rkung eines .solchen Rechtsbewußtsdns die Vor- 
betUngung, um die fortschrittlichen Kräfte in den Nationen mit 
dem Willen cur Ausfibung des ffir diese Verwirklichung not- 
wendigen Drucks auf die Regierenden »i erffillen« Nelson selbst 
schreibt In Kritik eines andern Rechtslehrers die beherzigenswerten 
Wl)rte: 

«Wer, in Idchlgbiub^iem Vertrauen auf die Vorsehung, das Recht In 
Kampf oiit dem Unrecht schutzlos laßt; den wird die Vorsehung 
strafen, wenn einmal auch die wirklich vorhandenen Grundmauern des 
von ihm erträumten Baues unter dem Anprall des im Schutze seiner 
Passivität zur Obermacht gelangten Unrechts zusammenl>reeheA 
und Ihn nH all seinen Hoffsnngen unter IhienTrilmmem begmben." 
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Der Rcchtslchrcr, gegen den diese Worte «Jenchtet sind, 
L. Oppenheimer, verbaut sich nämlich j^leicJifalls den Weg zti 
Fordenm^n, die die von ihm für nöli^ erkannten Reformen er- 
heischen, durch sklavisches Festhalten am Dogma von der Souve- 
r&nit&t und Gleichheit der Staaten. 

„Jede Organisation der Staatengemefiischaft*, hei&t es bei ihm, »mii& 

ausgehen von der vollen Souveränität und der absoluten Gleichheit der 

Staaten und mu6 diese charakterislischcn Eigenschaften intakt er- 
halten. Darum kann keine Rede sein von einer poliLischea 
2!*entraJgewah, welche über den einz-elneu Staaten stünde. " 

Und weiteriun: 

„Alle Vorschlage, welche eine intenialfcmale Exekutioasgevralt beab» 
dchtigen, widenbeiteD dem Begriff der SouverSmtit nidit nur, mdem 
auch dem Ideal des intemattonalen Friedens und des Volkerredils. Das 
2äel der Entwicklung ist nicht die zwangsweise Unterwerfttng renitnlar 
Staaten, sondern ein Zustand» in welcfaem es Iceine renitenten Staaten 
gibt; weil jeder Staat sich hreiwilfa'g der Verpflichtnog unterwirft, Strdl* 
fragen den internationalen Cerichten tn unterbreiten und deren Rechts- 
spruch anzündimen.'' 

Gewiß wäre das ein idealer Zustand, auf dessen Verwirklichnng 
liingearheitet werden nniß. Aber schwerlich wird «r dadurdi er- 
reicht, daß man seine Verwirldichung von der Efnsicht nnd dem 
^ten Willen der heuti^n Machthaber erwartet Oppenheimer legt 
in seiner im Jahre 1911 erschienenen Sdirift einen Optimismus an 
den Tag, durch den die WirldicUkeit einen rauhen Stridi gemacht 
iiat. Er schreibt dort u. a., die Staaten seien durch ihre heutzutage 
allgemeine konstitutionelle Verfassung „sozusagen moralischer ge- 
macht« als sie nu Zeiten des Absolutismus %varen". Machiavellistisdie 
Prinzipien seien „nicht länger fiberall maßgdHmd". Die Staaten 
^kehrten miteinander „im Vertrauen auf die Heiligkeit der Ver- 
träge/* Wur haben es aber erleben müssen, daß der, otiendrein gern 
als Eihiker auftretende, leitende Staatsmann gerade des Landes, ia 
dem das geschrieben wurde^ einen Vertrag, der nach bisheivger 
Völkerrechtslehre ihm für besonders heilig gelten mußte, daraufhin, 
daß er der Durchführung ^nes im Stillen festgelegten Feldzug- 
plaaes hinderlich war, einen Afitgaranten gegenfiber kturzerhand für 
«inen „Fetzen Papier" erklärte^ 
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c. Die nihilistisciie Tendenz der Machttheorie. 

Eine Falle für die tJieoretische St^llungnehme zum Recht igt 
ferner die sogenannte reohtsphilosophische Relativitäts* 
theorie, d. h. die Theorie, daß, wie die Sitte, so auch das Recht 
nur relativ sei und sich mit den tatsächlichen Lebensbedingungeo 
und Verhältnissen der Völker ändere. Der richtige Gedanke, der 
dieser Theorie zugrunde liegt, und den niemand weniger geneigt 
sein kann zn bestreiten, als der Bekenner der materialistischen Gc 
sohichtsatilfassung, wird durch Übertreibung zum Vorarbeiter für 
den völligen juristischen Nihilismus. Daher sich denn 
auch die Apostel <ler Gewaltpolitik gern siit ihr decken« Als ein 
solcher Apostel hat sich in diesem Kriege u. a. der sehr namhafte 
Professor an der Berliner Universität, Josef Kohl er. gezeigt 
Nelson zitiert von äm einen Satz, der die Relativität des Rechts 
sn der versohiedeoarUgen Beurteilung des Zinsnehmens auf 
verschiedenen Stufen der gesellschaftlichen Entwicklung zu beweiseii 
sttdtt Es liegt auf der Hand« daß «die Beurtetluag des Snsnehmens 
sich ändern mufite, als die Wirtscbaftsentwicklung bezw* die 
Aadenmg der Produktionsweise und Produktionsvetliälfaiiisse da» 
Darldten zu Geschäf tszweoken, um in irgendeiner Weise M ehr w e rt 
zu erdelea, gegenüber dem Darlelien aus purer Notlage inmcr 
stärker in den Vordergrund gebracht hatte« Aber damit hatte 
eben nur die Voraussetzung fClr die Anwendung «nes tieferen^ 
ethischen Reobtsprinzips sich geändert, welches der mprängUcIieii 
Vcrurteiluag des Zinsnehmens zugrunde lag und nicbt dieses selbst 
Man lieht aber, wie leicbt es ist, durch die Theorie von der 
Relativität des Rechts dahin zu kommen« dafi man nicht etwa nur 
das Recht in seinen positiven Anwendungen als ftiefieod be* 
handelt, sondern auch in seinen Grundprinzipien geradesn 
zerfliefien läBt Indes genfigt den Verdurem ynd Verteidi^m 
der heutigen Staatenpolitik der Hinweis auf die Relativität nock 
nicht, da idiese schliefilich }a doch auch gegen den Staat geUend 
gemacht werden kSnnte. Am sichersten geht eine solche Theorie^ 
wenn «ie daneben ein Absolutes aulstellt, das den Maßstab bilden 
soll ffir die Berechtigung der verschiedenen einzelnen Rechtsfonde» 
rungen und einer auf allgemeine ethische Prinmpien M'^bideten 
Reehtstheorie, Als diese« Absfdute aber wird dann eben der 
Staat hingestellt. Seine Machtentfaltung wird der Prfifstdn allen 
Rechts und die zureichende Begründung aller seiner Aaeprfiche« 
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Dica wird mit inunerliii uerkcnneiiiwerter Fol^^chtii^cit ent- 
widcelt In einer Abhandlung des Prdfestoni Ericli Kaufmann« 
die den Titel trägt: „Das Wesen des Völkerrechts und 
die clausula rebus sie stantibus". Sie geht von dem 
Satz aus, daß die höchste Macht^nt f altung des Staates 
erreicht wird durch die Weckung und Sammlung aller in Ihm 
vorhandenen Kräfte. Das kann als richtig angenommen werden, 
hat «Ich aber {edenfalls nicht etwa nur durdi zeitweilige Kraft- 
lußerung des Staates zu bewähren, sondern erlangt in jedem ein- 
zelnen Fall Beweiskraft erst durch die GröBe und Dauer der 
Leistungen des Staates für die verschiedenen ihm gestellten Auf» 
^aben« die Ihn zur hödsten Machtentfaltung im Verhältnis seiner 
Mittel und Ausdehnung befähig. Für Kaufmann aber wird die 
Maditentfaltung des Staates zum absoluten Zwedc und höchsten 
Ziel der Weltgeschichte überhaupt und die größte mögliche Machte 
entfaltung des Staates nach außen das höchste und entscheidende 
Kriterium des richtigen Rechts auch im Innern des Staates. Der 
Staat ist nach außen, lehrt er, wie nach innen die höchste 
VerkörperungdesRechts. Es gibt kein dem Individuum 
unabhängig von staatlicher Ermächtigung zukommendes Grund- 
recht. Das einzige Grundrecht ist das Recht des 
Staates auf Selbstbehauptung, Das Recht des 
Staates reicht daher soweit wie die M acht, seinenWillen 
durchzusetzen. Beim Konflikt der Staatswillen muß deshalb, wenn 
die Drohung nicht ausreicht, die Gewalt entscheiden, auf 
welcher Seite das Recht ist. Der Krieg ist also nicht 
etwa ein Aufhören des Rechtszustandes, sondern der 
einzige, im Völkerrecht denkbare letzte Rechts- 
nachweis. 

Man kann sich unschwer vorstellen, was in solcher Theorie über- 
haupt aus dem Völkerrecht wird. Nelson, dessen Schrift ich die 
eben angeführten Sätze entnehme, läßt ihnen noch von weiteren 
Zusammenfassungen aus der Kaufmannschen Abhandlung den Satz 
folgen, daß, da die Macht der Staaten das einzige Kriterium des 
Rechts ist, auch sie allein über die Ausdehnung oder Be- 
grenzung der Gültigkeit der Verträge entscheiden 
kann, ,,0b erzwungene oder freiwillig abgeschlossene 
Verträge, sieverliercnihreVerbindlichkeit, sobald der 
an ihrer Aufhebung interessierte Staat die Macht hat, sich von 
Urnen zu befreien, Hieraul beruhe die Rechtmäßigkeit der in jedem 
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▼ölkerrechtlichemVcrtrage enthaltenen „clausula rebus sie stantibus" 
— zti deutsch: die Klausel solange der gc^^ebene Stand der Dinge 
andauert". Denn ,,der einzige Gnmd der Gültigkeit des VertfA^e^ 
Mt das Int^esse der Staaten an seiner Aufrechterhaltung". 

Nelson kennzeichnet diese Theorie mit der ironischen Bemerkung, 
daß sie ihre Aufgabe« die Völkerrechtslehfe mit der politischen 
Praxis in grundsätzliche Übereinstimmung zu bringen« „mit der 
denkbar g^ABten Vollkommenheit löst". Und er fahrt fort: 

»Konsequenter und raffinierter, und zugleKh rück- 
• ichtfloter und brutaler als hier ist gewi& noch niemals das 
Recht des Starkeren in ein juristisches System gebracht worden. Sollte 
diese Lehre sich durchsetzen, so würde in der Tat die rechtliche Theorie 
zu um so vollendeterer Harmonie mit der Praxis der Staaten gelangen, je 
mehr in dieser die staatliche M achtgicr alle morali- 
schen Rücksichten verdrängt und je mehr Gewalttätig- 
keit und Tücke der Starken über die Schwachen triumphiert. Keine 
Niederträchtigkeit, wie ungeheuerlich man sie sich denken 

■ mag, wäre ja möglich, die sich nicht, wenn sie nur der staatlichen Macht- 
entfallung dient, nach dieser Theorie als rechtlich erlaubt, ja iOgar 

^ geboten, aus dem höchsten Prinzip des Rechts ableiten lieEe.* 

Ich {ibergehe die echarfe Kritik, die Nelson an der begriffstheo' 
retischen Begründung der Kaufmann'schen Machttheorie übt. Wich- 
tiger für uns ist der Versuch ihrer ethischen Begründung* Hier- 
für ist folgender, von Nelson zitierter Satz Kaufmanns gnmd- 
legeads 

•MachlentiahnDg ist nur mfigbch durch die Belebung und Eotfahmg 
iSmtlidier physischer und moralischer Energien. Von dem Macbt- 
ge danken aus wird der Staat zum Wohlfahrtsstaat und zu 
' einem sittlichen Institut Weil seine Organisation und seine 
Ordnung Machlofganisation und Macblordnung sein «dlL witd sie no^ 
wendig zur obfektiven siillicben Ordnung, d. b. zu einer Ordnung» In der 
jede siltbche Kraft, jede berechtigte Regung ihre Statte, ihre Sphäre 
ibdet. Und nur, weil er Machterganisation sein will, kann er zur 
obersten Gemeinschaft, zur Gemeinschaft kat ezochen werden: denn nur 
wdl er der .lecker' ist, der oft genug dem hidiviiuum lästig ist und es 
zur Eigentitigkeit reizt, weil eine eigentümüche dialektische, sozusagen 
prastabilierte, Harmonie besteht zwischen Machtstreben und sittlicher 
Machtanstrengung, kann er das eigentümliche Wesen werden, das überall 
die Macht will und eben dadurch das Höchste schaüt.*' 
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So »emli^ jeder Satz In dieser Beweieffilmiiig enthftii edm 
oder i^eldi melirere Trui^eclijfitee. DaB Mecfaentfaltung 
nur ditrdi die Mdbim^ und Entfaltung simtlicher physischen und 
moralischen Energien möglich ist, ist eine leereBehauptnng* 
die durch eine Ffille geschldiÜlcher Tateaehen widerlegt wird. 
In der Vergangenheit ist zumeist das Gegenteil der Fall ge- 
wesen. Die auf den Maohtgedankeü gegründeten Staaten und Im- 
perien sind am Verfall der physischen und moralischen 
Energien ihrer Bevölkerung z u g r uji de gegangen, und audi 
in der Gegenwart kann die Macht durch Züchtung ganz be- 
stimmter Energien begrenzter Volksschichten gepflegt werden, 
während andere wichtige moralische Energien darunter Schaden 
leiden. Von denMacht bedanken aus wird daher der Staat noch keine«- 
wegs zu einem Wohlfahrtsstaat und zu einem sittlichen Institut, 
wird seine Ordnung unter Umständen zum Gegenteil einer solchen, 
in der fede sittliche Kraft, jede berechtigte Regung ihre Stätte, 
ihr Sphäre findet. Es erinnert an längst als hinfällig erv.iesene 
Lehrsätze der weiland Manchesterschiile, wenn Kaufmann 
eine sozusagen prästabilierte, d. h. schon in der Natur der Dinge 
liegende Harmonie zwischen Machtstreben und sittlicher Kraftan- 
strengung konstatieren will. So wenit^ die von der Manchesterschule 
gepriesene unbeschränkte freie Konkurrenz im Wirtschaftsleben den 
sozialen Himmel auf Erden verwirklichen konnte, so wenig, ja noch 
weniger kann da« Machtstreben der Staaten, wie Kaufmann seine 
Hörer glauben machen will, physisch und sittlich dasHöchste schaffen. 

So verliebt ist Kaufmann in seine Nietzsche entnommene ethische 
Umdeutung des Machtstrebens, daß er der päpstlichen Kirche die 
Fahidkeit, auf die Dauer die souveräne kulturleitende Gemeinschaft 
zu sein, daraufhin bestreitet, daß ihr „der Machtzweck" ge- 
fehlt habe. Eine Behandlung, die unter jedem Gesichtspunkt den ge- 
schichtlichen Tatsadien Gewalt antut. Man weiß, wie Jahrhunderte 
hindurch die römische Kirche an zuviel und nicht zuwenigMachtzwe«^ 
litt, und daß eher das Zuviel als das Zuwenig ihres Machtzweckea 
der dauernden Erhaltung ihrer Machtstellung geschadet hat 

Kaufmanns Ableitung des Herabsinkens der Kirche von ihier 
einst inne gehabten Beherrschtmg der ganzen Christenheit hat nun 
aber nicht bloß den Zweck, eine geschichtliche Tatsache gesdiichts- 
philosophisch zu erklären» Sie ist ihm zugleich Beweisführung 
gegen die Wünschbarkeit des, wie er schreibt, „von vielen er- 
träumten Weltstaates". Dieser Weltstaat ist nadi unsenn P^essor 
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unmöglich oder unhaltbar, weil es ihm — man höre — am 
Bedürfnis nach Machtentfaltung fehlt. Mit diesem 
Bedürfnis fehle ihm nämlich 

»Das wesentlichste Moment, das notwendigste Lebensprinzip, der 
Gesichtspunkt, nach dem seine Ordnung eingerichtet werden kann, das 
Moment, das seine Glieder vor Erstarrung behütet und das eine Belebung 
und Weckung sittlicher Fner^^ien fordert ** 

Alles alte Ladenhüter aus dem Arsenal der Beliämpfer des 
Sozialismus. Von der ganz unbewiesenen Idee ausgehend, daß die 
Menschheit notwendig in alle Ewigkeit aus sich bekämpfenden tmd 
bekriegenden Völkerschaften bestehen muß, erklärt Kaufmann, der 
Friede sei „kein Begriff mit positivem Inhalt", sondern „ein bloßer 
Korrelatbegriff, der ohne sein Gegenstück, den Krieg, keinen Sinn 
hat". Auch wieder ein leeres Spiel mit Begriffen, denn wenn der 
Begriff Friede wirklich ohne das Gegenstuck des Begriffs 
„Krieg" nicht verstanden werden kann, so besagt das keineswegs, 
daß die T a t s a c h e, die Sache „Frieden" nicht ohne das Gegen- 
stück Krieg bestehen kann. Für Kaufmann kann und soll aber die 
Weit nicht ohne den Krieg sein. Nicht „die Gemeinschaft frei- 
wollender Menschen", die der Kantianer Professor Stammler 
als das soziale Ideal hinstellt, der siegreiche Krieg ist nach 
Kaufmann das Sozialideall „Im Kriege"i schreibt er wdrtlicht 
„offenbart sich der Staat in seinem wahrenWeeen, er ist seine 
höchsteLeistung, in dem (7) seine £igenart zurvollsten 
Entfaltung kommt". 

■Und auf diese Machttheorie mufi nach Kau&nann das Völker- 
recht angeschnitten werden. Da es nach ihr einen fiber den 
Staaten stehenden Willen nicht gibt, ist, deduziert Kaufmann, 
ein Völkerrecht nur dann möglich, wenn für die nebeneinander 
bestehenden Staaten die Gerechtigkeit des Satzes anerkannt wird: 
„Nur der, der kann, darf auch". Und daran knüpft er 
% triumphierend den Satz: 

»So stellt sich auch für das KoordiniKonarecht der siegreiche 
Krieg alt Bewihrung des Rechtsgedankens; als die letzte 
Norm heraus, die darüber entscheidet, welcher der Staaten Recht bat* 

Damit ist das Recht idenn glficklich auf die Verherrlichung der 
krassen Gewali reduziert, denn wir wissen nachgerade, daß Kriege 
oft genug durch Mittel gewonnen werden, die von sitüichen Ener- 

en außerordentlich weit entfernt sind. Wie im wirtschaftlichen 
Konkurrenzkampf hat oft genug auch in den Kämpfen der Staaten 

8 Brnririn: VdkHMck «49 
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bei sonst gleichen physischen und moralischen Kräften die 

Skrupellosij^keit hinsichtlich der Mittel den Sieg 
herbeigeführt. Und skrui>€llos darf nach Kaufmann der Staat auci^ 
von der Klausel rebus sie stantibus" Gebrauch machen. Der Staat 
muß, heißt es bei ihm, ,,übcr seinen Vertragen stehen 
bleiben". An dem Selbsterhaltungsrecht der • 
Staaten soll das völkerrechtliche Vertragsrecht seine Grenze 
linden. Da nun die Entscheidung darüber, wann das Selbsterhal- 
tungsrecht in Frage ist, beim Staat selbst ruht, hat dieser es natür- 
lich jederzeit in der Hand, sobald es ihm gelegen erscheint, sich 
VCD jedem Vertrage loszusagen. 

Daß mit der Verkündunf| dieser Theorie jedes Völkerrecht un- 
möglich, geradezu widersinnig sein würde, sagt sich Kaufmann selbst 
und sucht deshalb hinterher durch dialektische Künste nachzu- 
weisen, daß sie doch noch einem Völkerrecht Raum lasse, welches 
dann erst das wahre Völkerrecht sein würde. Wir brauchen uns mit 
diesen Vorbehalten" oder Konzessionen nicht zu befassen. Sie 
ändern daran nichts, daß lür alle Konflikte zwischen Vertragspflicht 
und Machtj^elüst des sich gerade stark fühlenden Staats die Theorie 
Kaufmanns der brutalen Politik der Gewalt alle Tore öffnet« 
Seine Theorie und, wie man bei Nelson nachlesen kann, die noch 
vieler seiner Kollegen, die alle das Bedürfnis fühlen, der im Staate, 
d. h. nicht in einem konstruierten Gedankending Staat, sondern in 
dem wirklichen Staat, in dem sie leben, praktisch herrschenden 
Politik die Völkerrechts lehre 4Uizupassen. Alle diese Schriften sind 
in der Epoche entstanden, wo in Deutschland die Steigerung der 
Rüstungen zu Wasser und zu Lande mit Hochdruck betrieben wurde 
und die auswärtige PolitikdesReichs sich immer deutlicher 
auf den, eines Tages kommenden Krieg einstellte» Sie sind 
der Ausfluß der durch diese Vorbereitung erzeugten Geistes- 
etrömung in den bürgerlichen Klassen, der die einen bewußt und mit 
Hurra sich hingaben, die andern halb widerstrebend R^hnung 
trugen. Ungewollt legen sie Zeugnis davon ab, wie die Atmospliire 
des Militarismus dahin führt, }eden ethischen Rechtsgedanken zu 
verkümmern, der nicht selbst wieder die bloBe Umschreibung einer 
Weisheit ist, die man in die Formel kleiden kann; Der Militarismus 
ist das höchste Recht, der Militarismus ist die höchste Ethik, wo 
die größten Kanonen sind, da ist die grSßte Gerechtig- 
keit. Der Militarismus ist der Gott, der Militärstaat seineKiicfae in 
alleEwigkeit, und derProlessor als Reserveleutnant ist seinPropheL 
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Dat Sdiiecbwesen im Völkerrecht und 
das Werk vom Haag. 

a. Anfänge des Schiedswesens. 

Der Krieg ist die älteste, «ber selbst in alten Zeiten nicht die 
«iozi^e Methode der Austragung von Streitigkeiten der Völker und 
Staaten. Mit dem Übergang zur SeOhaitigkeit und der Entvricklung 
des Wirtschaftslebens durch Hinzutreten von Handel und Verkdir 
und allerhand erhöhten Kulturbedfirfnissen mufite sidi auch eine er- 
liöbttt Wertung des Friedeoszustandes einstellen« Der Krieg er- 
achieti nicht melir als eine Sache, die jederzeit leicht zu nehmen 
war, sondern ab ein nicht ohne gewichtigen AnlaB ins Werk zu 
setzendes Unternehmen. Und wie eich im Innern der vdlkerschaft- 
lichen Bildungen und später Staaten die Regel eiiMrgerte, Streitig« 
keiten der einzelnen durch Anrufung von Rat und Urteil anerkainnter 
h0herer Instanzen — ^Priester, Rat der Altesten, Vorsteher oder 
Richter — zur Erledigung zu bringen, so mußte auch der Gedanke 
aufkommen, ffir Streitigkeiten der Staaten selbst solchen Rat oder 
solches Urteil in Anspruch zu ndmien. TH» Geschichtsschreiber 
des Altertums wissen von verschiedenen Vorfia^ zu erzlhlea. 
wo dergldchea geschah* Die AmphykiionediQnde der Griechen 
haben wiederholt Streitigkeiten durch Schiedsspruch beigelegt, und 
ebenso weiB man von Verträgen einzelner griechischer Staaten, 
miteinander ihre Streitigkeiten durch Sdiiedsurteil entscheiden zu 
lassen« Ähnliches erzählt die Geschickte des Mittelalters, während 
dessen auch wiederholt Kaiser oder Papst, der eine als der höchste 
weltliche, der andere als der hSchste geistliche Würdenträger, als 
Schiedsrichter fflr Streitigkeiten von Staaten angerufen wurden« 
I^ AndiÜdung der Souveränität der Staatea In der Epoche des 
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aitflcommend^g modemeit KapitallsmuB hatten ffir Papst wie Kaiser 
den Verlast der Autorität zur Folge, aodi femerhm ab Schieds- 
richter der grdfieren dieser Staaten anerkannt zu wenlen. Dafür 
scfatieOen nun einzelne der letzteren selber ^legentlich Vertrafe, die 
eine ediiedliche Schlichtung etwa zwischen ihnen entstehender 
Streitigkeiten vorsehen. 

Indes blieben diese Fälle doch vereinzelt. lasbesondere war das 
18. Jahrhundert mit seinen verschiedenen Erbfolgekriegen, den 
Kolonialkriegen zwischen Frankreich und England, der auf» 
kommendei^ ftivalität zwischen Preußen und Österreich usw. bis 
gegen seinen SchluB der Entwicklung des Schiedsgedankens In 
Europa wenig günstig. Dagegen findet er nun* in Amerika seine 
Stätte. Ende des 18. Jahrhunderts sdiHeßen in Nordamerika dtie 
Vereinigten Staaten, in der ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts in 
Südamerika einige der befreiten lateinischen Republiken Verträger 
um die gegenseitige Bekriegimg durch Vermittlung oder Schieds- 
spruch von sich abzuwenden. Von europäischen Staaten schloß 
zuerst England, mit einem amerikanischen Staat einen solchen Ver> 
trag ab, und zwar gerade mit der Union der Kolonie, die sich von 
ihm losgerissen hatten. Es geschah dies 1794 im sogenfinnten J a y- 
Vertrag, der schiedliche Schlichtung vorsah und 1814 in dem 
sogenannten Friedensvertrag von Gent erneuert und 
erweitert wurde. Auf Grund dieser beiden Verträge sind eine 
ganze Anzahl von Streitigkeiten zwischen England und den Ver- 
einigten Staaten durch Schiedsspruch erledigt worden. Im Laufe 
des 19. Jahrhunderts haben dann auch andere Großstaaten Eu- 
ropas Streitfälle durch Vermittlung und Schlichtung friedlich bei- 
gelegt. Es waren das aber Einzelabmachungen von Fall zu Fall, 
die keine Verpflichtung in sich begriffen, auch fernerhin Streitig- 
keiten auf diesem Wege zu erledigen. Die berühmteste Schlich- 
tung war die Erledigung des sogenannten Aiabamafalles zwischen 
England und den Vereinigten Staaten. Dieser Streit, der auf die 
Ausrüstunt^ der Kaperschiffe Alabama und Andreo von sciten eng- 
lischer Reeder für die im Bürgerkriege gegen die Nordstaaten be- 
findlichen Südstaaten der nordamerikanischen Union zurückging, 
hätte, weil die Nordstaalcn in der Duldung der Sache durch 
die englische Regierung einen Neutralitätsbruch erblickt hatten, 
nach Beendigung des Krieges beinahe zu einem Kriege zwischen 
dem siegreiciien Norden und England geführt Im Jahre 1869 
kam jedoch ein tlbereinkonimen zwischen den beiden zustande» 
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den Streit durch ein Schiedsgericht zu schlichten, zu dem, neben 
den beteiligten Staaten selbst, Italien, die Schweiz und Brasilien 
je einen Richter zu ernennen hatten. Dies Schiede lU-r ich t, das 
am 15. Dezember 1S71 zusammentrat, fällte am 14. September 1872 
eeinen Spruch, der mit 4 gegen 1 Stimme zu Englands Ungunsten 
«ntschied. Dieses ward verurteilt, rund 63 Millionen Mark an die 
Vereinigten Staaten zu zahlen und unterwarf sich dem Urteil, 
obwohl nach überkommener Auffassung der herrschenden Klassen 
der alten Welt seine „Ehre" engagiert war. Allerdings war da- 
mals eine liberale Regierung mit Gladstone als Premierminister 
-am Ruder, und sicher war es vernünftiger, die auferlegte Straf- 
summe zu zahlen, als einen Krieg zu führen, der jedenfalls neben 
vielem Menschenblut auch ein Vielfaches von Kosten über Jenen 
Betrag hinaus verursacht hätte. Drei Jahre später unterwarf sich 
gleichfalls England einem Schiedsspruch in einem Streit zwischen 
ihm und Portugal, In der angelsächsischen Welt hatte der Ge- 
danke der Beilegung von Streitigkeiten durch Schiedsspruch offen- 
bar am stärksten Boden gefaßt. Nach einer Statistik, die Alfred 
H. F r i e d in seinem Handbuchder Friedensbewegung 
aufführt, sind zwischen den Jahren 1794 und dem Jahre 1900 
216 Fälle von Streifigkeifen zwischen Staaten durch Schiedsspruch 
erledigt worden, und von diesen Staaten hatten Großbritanicn in 
98 und die Vereinigten Staaten von Amerika in 76 Fällen die 
schiedsgerichtliche Lösung angerufen. 

Man unterscheidet bei der friedlichen Beilegung der Konflikte 
von Staaten miteinander verschiedene Methoden. Die einfachste 
Form ist die des von den Streitenden selbst durch Verhandlung 
erzielten Vergleichs. Eine andere Form ist die der Ver- 
mittlung durch dritte Mächte, wofür der diplomatische 
Ausdruck Mediation ist« Und die dritte Form ist die Er- 
iedigtmg durch Schiedsspruch, unter Umständen auch durch 
einfaches Gutachten, Der Schiedsspruch und das Gutachten 
k^nen sich beziehen auf die Auslegung Ton Verträgen 
oder auf die materielle Seite von Streitigkeiten, was bisher für die 
Praxis ein sehr großer Unterschied war. Die Staaten, deren 
politische Leitung in den Händen von Angehörigen der besitzenden 
Klassen ist, haben fast ausnahmslos den Standpunkt vertreten« 
daß, wo ihre Ehre oder Üire Lebensinteressen in Frage ständen, 
ite keinem Schiedsgericht gestatten könnten, ihnen Vorschriften 
xn machen. Daß dem Ehrbegriff dieser Klassen nicht die Ehre im 
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ethischen Sinne dieses Wortes, gemäß dem Wahrhaftigkeit, Ge- 
rechtigkeit und Einhalten von Treu und Glauben als erste Pflichten 
* obenan stehen, sondern nur das Fußen und Pochen auf ihre 
Machtstellung zugrunde liegt, brauclii nicht erst besonders 
nachgewiesen zu werden. 

'S ■■ 

b« Die Haajer Konferenz Ton 1899« 
Deuttchlands Obstruktion. 

Im letzten Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts schufen die zu- 
nehmenden Rüstungen mit ihren ungeheuren Lasten für die Bud- 
gets der Staaten, der Eindruck der unheimlich wachsenden Ver- 
heerungskraft der unausgesetzt mörderischer konstruierten Waffen, 
sowie die Zuspitzung der Interessenkonflikte der t|roßen Imperien 
eineSituation, deren Druck auch vielfach in Kreisen der Regierenden 
als beängstigend empfunden wurde. An die Seite dieser Leute 
stellte sich gegen Ende des vorigen Jahrhunderts Zar Nikolaus IL 
von Rußland. Es war die Zeit, wo in Warschau der gelehrte 
Bankier Iwan von Bloch seine Aufsehen machenden Abhand- 
lungen über die bei heutiger Technik und Größe der Heere vor- 
aussichtlichen Schrecken eines Krieges zwischen den Großmächten 
veröffentlichte, welche Abhandlungen er dann unter dem Titel 
„Der Krieg" in sechs Bänden auch in deutscher Sprache hat er- 
scheinen lassen. Seine Darlegungen sollen auf Nikolaus II. be- 
sonders stark eingewirkt haben. Am 28. August 1898 ließ dieser 
durch den Minister des Äußern, Graf MurawjieWf das als Zaren- 
manifest bekannt gewordene Rundschreiben an die Mächte er- 
^dien, das, unter Hinweis auf die steigenden finanziellen Lasten 
der Rüstungen und deren Gefahren für die kulturelle Entwicklung 
der Völker und die allgemeine Sicherheit, den Zusammentritt einer 
Konferenz vorschlttg, deren Aufgabe sein solle, Abkommen zu be- 
raten, durch die man den unaufhörlichen Rüstungen ein Ziel setzen 
und dem Unheil vernichtender Kriege vorbeugen könne, das die 
ganze Welt bedrohe« Dieses Rundschreiben ward fast nur in den 
Kreisen der Pazifisten mit rückhaltloser Zustimmung aufgenommen. 
Die ^bürgerliche Presse stellte sich ihm namentlich in Deutschland 
last unvdrsch gegenüber, und die Sozialisten nahmen es In Hinblick 
auf das autokratische Regierungssystem RuBlands mit Mißtrauen 
auf. Auch hielten sie die Idee für utopisch, solange der Kapitalismus 
bestehe, gegen Rüstungen auf den Krieg Ernsthaftes ausrichten 
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XU können. Als d^r liberal« deutsche Historiker M o m m s e n die 
vorgeschlagene Konferenz als einen ,J)FUck£ehler der Weltger 
schichte" bezeichnete, hatte er nicht nur die Mehrheit der 
deutschen Bourgeoisie, sondern auch eine große Anzahl deutscher 
Sozialisten dabei auf seiner Seite. Indeß kann doch festgestellt 
wenden, daß August Bebel und andere Führer der deutschen So- 
zialdemokratie sich von ihrem Mißtrauen nicht soweit hinreißen 
ließen, die RustungspoUtiker in deren Opposition gegen die An- 
nahme des Vorschlages zu tmterstützen. Bebel stellte sich auf 
den Standpunkt, daß die Sozialdemokratie die Pflicht habe, auf 
düe Regierungen im Sinne ihres Programms und ihrer Kongreßbe- 
schlüsse einzuwirken, die internationale Scfaiedsgerichta und Be- 
kämpfung des Wettrüstens forderten. 

Bei der Machtstellung, die Rußland damals in Europa einnahm, 
und da tmmerliin eine Anzahl Staaten die Anregung günstig auf- 
genommen hatte, kam die vorgeschlagene Konferenz trotz aller 
EinwSnde custande. Allerdings mit einem Programm, das im Hin- 
blick auf die von verschiedenen R^ieruni^ ausgedrüdden Be- 
denken gegen das erste Rundscfareilien in der Frage der Blfistmigen 
sehr verwissert war, doch war ihm dagegen die Frage des Schieds- 
verfahrens Strdligk^ten der Staaten als Beratungspunkt ein- 
gereiht worden« Von der holländischen Regierung nach dem Haag 
einberufen trat die Konferenz am 18» Mai 1899 zusammen. Sechs- 
uttdzwanzig Staaten, darunter alle europäischen Großmächte, 
hatten sie durch Botschafter und andere Diplomaten, militärische 
Sachyerständige, sowie angesehene Staats- und Vfilkerrechtslehrer, 
insgesamt 138 Personen, beschickt Die Konferenz verzweigte eich 
in drei Kommissionen, von denen die erste die Rüstungsfrage, die 
zureite die völkerrechtliche Regelung des Land- und Seeluriegs, die 
dritte die Frage der friedlichen Beilegung von Streitfällen be- 
handelte* HinsichtHdi der Rüstungsfrage brachte man es nur zu 
dner Resolution, welche die Beschränkung der „zur Zeit £e ganze 
Mensdiheit bedrückenden Militärlasten" für „hdchst wün- 
schenswert" erklärt Mit bezug auf Punkt 2 — Regeln des 
Land" und Seekriegs — wurden Abkommen vereinbart, deren wir 
in den Abschnitten über das Völkerrecht und den Krieg gedacht 
haben. Das Beste davon ist im jetzigen Krieg über den Haufen 
jfeworfen worden. Beim dritten Punkt — Schiedseinrichtungen — 
gelang es nach vielen Mühen soviel durchzusetzen, daß Bestim- 
mungen über die Schaffung eines ständigen Schiedshofs 
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für Streitigkeiten zwischen Staaten vereinbart wurden, der dann 
auch zwei Jahre später eingerichtet worden ist. Am heftigsten 
hatten sich seiner Schaffung die Vertreter Deutschlands widersetztt 
und es wurde bekannt« daß der deutsche Kaiser Gegner jeden 
ständigen Tribunals war, wie immer es auch beschaffen sein sollte; 
seine Regierung hatte nicht nur die deutschen Vertreter in diesem 
Sinne instruiert, sondern auch die Verbündeten Deutschlands an- 
geregt, in diesem Sinne Stellung zu nehmen. Der überaus deutsch- 
freundliche damalige amerikanische Botschafter Andrew D. W h i t e 
erzählt in s^en Lebenserinnerungen, der deutsche Kaiser sei 
namentlich deshalb ge^ die Schiedsgertehte, weil er in ihnen eine 
Beeintrichtigung seiner SouverSnit&t erblickte, und dafi man 
deutsdierseits auBerdem die Einberufung der Konferenz fOr dben 
Kniff bezeichnete, dem jungen russischen Kaiser zu einem Glorien- 
schein auf Kosten Deutschlands und des deutschen Kaisers zu Yer- 
helfenl White teilt weiter mit, iwie er damals von der Konferenz 
aus in einem langen Brief an Bulow diesem imd durch ihn dem 
Kaiser auseinandergesetzt habe, welchen großen politischen Fehler 
sie begehen wfirden, wenn ei^ aus aolchen Erw&gungen heraus eine 
Haltung einnähmen, die Deutschland vor der Welt för das Scheitern - 
der Vorschläge verantwortlich machte. Er hat diesen Brief durdi 
einen def amerikanischen Sadiverständigen, Doktor Holls, pexaSm- 
lich dem Kaiser überbringen lassen, und mit Holls reiste der 
deutsche Delegierte Professor Zorn aus Kdnigsberg, der auf der 
Konferenz sich überzeugt hatte, dafi Deutechland ülurch eine sdiroff 
ablehnende Haltung sich In der Welt ungeheuer blofistellen würde, 
und dies nun vermieden zu sehen wünschte. Den Vorstellungen der 
Beiden im Verein mit den Argumenten White's gelang es denn auch, 
in' Berlin eine Milderung der ursprünglichen Halttmg zu erwirken. 
Die deutsche Regierung willigte in die Einsetzung eines Schiedshofs 
unter der Bedingung ein, daß das Schiedsgericht für alle Fälle 
durchaus wahlfrei bleiben müsse. Das Abkommen, wie es 1899 
zustande kam, enthält daher keinen Punkt, der die Staaten ver- 
pflichtet, irgend v.elchen Streitfall der Entscheidung durch Schieds- 
spruch zu unterbreiten. Nicht nur darüber wird den Staaten volle 
Freiheit gelassen, welche Fälle vor ein Schiedsgericht zu bringen 
sie sich entschließen würden, sondern auch die Auswahl der Richter 
blieb ihnen in jedem Falle vorbehalten. Der einzige Erfolil war 
der, dalJ tiberhaupt die Einrichtung eines sländij^en Schiedshofs 
international vereinbart wurde. Auch gelang es dem belgisch^ 



Vertreter Descamp, einen Artikel einzuschieben, wonach die Mächte 
fich das Recht vorbehalten« 

„Neue allgemeine oder besondere Abkommen zu treffen zu dem 

Bebufe, das obligatorische Schiedsverfahren auf Fälle auszudefanen, die 

einem solchen zu unteibrdlen sie für tunlich halten." 

Damit war immerhin das obU^atorisdie Sdiiedsgeridit nicht ffir 
alle Zeit ausgeschlossen. Aber zunächst ¥rurde der beschlossene 
Schiedshof so eingerichtet, daß er eine höchst umstfindUch ar- 
beitende Körperschaft ward. Er bestand nicht aus einem ständigen 
Richterkollegium, sondern die verschiedenen Regierungen hatten 
für seine Zwecke Je bis zu vier Persönlichkeiten mit besonders fest- 
gesetzten Qualitäten zu nominieren, und es blieb, wie erwähnt, den 
streitenden Staaten vorbehalten, aus diesen Personen, deren Man- 
date auf sechs Jahre ausgestellt wurden, sich ihr Schiedstribunal 
selbst zu vereinbaren. Ständig ist am Haager Schiedshof nur der 
Verwalttingsrat, der sich aus den im Haag beglaubigten 
diplomatischen Vertretern der Vertragsmächte zusammensetzt, und 
dessen Vorsitz der jeweilige holländische Minister des Auswärtigen 
führt, sowie ein die Gerichtsschreiberei bildendes inter- 
nationales Büro. Eine Millionenspende des Amerikaners 
Carnegie hat es ermöglicht, für das Haager Scliiedsinstitut einen 
großartigen Palast zu erbauen. 

Neben der Vereinbarung über den Schiedshof wurden auf der 
Konferenz von 1899 noch Abkommen hinsichtlich der diploma- 
tischen Vermittlung bei Streitigkeiten und der Einsetzung 
von i n t e r n« t i o n a 1 enU ntersuchiiAga k o mm i s s i o n en 
getroffen« 

■ In bezog auf die Vennitklung war der durale Fortidiritt, der 
erzielt werden konnte, der, daß Satzung vereinbart wurden, nach 
denen erstens es fortan ffir „nfitzliok und wünschens- 
wert" erklart wurden dafi bd Siieitiallen zwischen Staaten ,«eine 
Macht oder mehrere Machte, die am Stielte nicht beteiligt sind, 
«US eigenem Antriebe den im Streite befindlichen Staaten 
ihre guten Dienste oder Ihre Vermittlung anbieten, und 
daß zweitens dte Ausübung dieses Rechtes „niemals Von 
einem der streitenden Teile als eine unireund- 
11 che Handlung angesehen werden kann (Art 3 des 
ersten Haager Abkommens). Das letztere war nSmHdi in früheren 
Jahren leicht der Fall gewesen« Schon das Uofie Angebot, Ter- 
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mittein zu wollen, wurde von Regierungen als eine ungebührliche 
Einmischung in ihre Angelegenheiten betrachtet, und so sehr ward 
noch mit dieser Empfindlichkeit gerechnet, daß dem yorzitierten 
ersten Satz die Worte angefügt wurden, „soweitsichdieUm- 
stände hierfür eigne n." Eine Einschränkimg, die, wie der 
jetzige Krieg gezeigt hat, den praktischen Wert der Satzung ganz 
bedeutend vermindern kann. Ein ähnlicher Zusatz beschränkt die 
Bedeutung des Artikels 2 dieses Abkommens: „Die Vertragsmächte 
kommen überein, im Falle einer ernsten Meinungsverschiedenheit 
oder eines Streites, bevorsiezudenWaffen greifen, die 
guten Dienste oder die Vermittlung einer befreundeten 
Macht oder mehrerer befreundeter Mächte anzurufen" — eine Ab- 
machung, die eine gewisse Bedeuttmg hätte haben können, wenn 
nicht auch ihr die Worte angehängt worden wären: „soweit 
dies die Umstände gestatten werden". Dank dieses 
Zusatzes, der namentlich von Professor Zorn, einem der Vertreter 
Deutschlands, und Professor Martens, einem der Vertreter Ruß- 
lands, hartnäckig verteidigt wurde, liegt es im Belieben jeder Macht, 
über die im Hauptsatz zugestandene Verpflichtung ohne weiteres 
sich hinwegzusetzen, wie es denn auch beim Ausbruch dieses Krieges 
geschehen ist. Wirkungslos ist damals ferner geblieben die allge- 
meine Zusage, die der erste Artikel des Abkommens wie folgt 
ausdrückt: 

»In der Absicht, soviel als möglich der Anwendung der Gewalt in den 
gegenseitigen Beziehungen der Staaten vorzubeugen, kommen die Mächte 
dahin überein, alle Anstrengungen aufzubieten, um die 
friedliche Beilegung zwischenstaatlicher Streitfälle zu sichern." 

So wenig wie die noch viel mehr versprechende Einleitung hat 
dieser Satz im Jahre 1914 Regierungen, die sie ratifiziert hatten, ge- 
hindert, von Anrufung jeder Vermittlung abzusehen und ange- 
botene Vermittlungen kühl abzuweisen. Die Klausel „soweit die 
Umstände dies gestatten werden", war der Freibrief für das Hinweg- 
setzen über ihn. Denn die Entscheidung darüber, ob die Umstände 
dies gestatten oder nicht, stellt sie den Streitenden anheim. Zum 
Überfluß besagt obendrein Artikel 7 des Abkommens, daß die „An- 
nahme der Vermittlung, unbeschadet anderweitiger Vereinbarung, 
nicht die Wirkung haben kann, die Mobilmachung und andere den 
Krieg vorbereitende Maßnahmen zu unterb rechen, zuver- 
zögern oder zu hemmen, noch den Fortgang schon im Gang 
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befindlicher Feindseligkeiten zu unterbrechen". Für Staaten, 
die einen Krieg anzetteln wollen, sind alle diese s^Önen moralischen 
Bindungen noch schwächer als Spinngewebe. 

Ohne praktische Wirkung ist ferner die Bestimmung des Artikels 
geblieben, die den Vertragsmächten empfiehlt, bei den Frieden ge- 
fährdenden Streitfragen je eine Macht mit der Auft^abe zu betrauen, 
in unmittelbare Verbindung mit der von der anderen Seite ge- 
W&hlten Macht zu treten, um den Bruch der friedlichen Beziehungen 
SU verhüten, daß jede Seite eine Art Sekundanten wählen soll, und 
diese Sekundanten alle Bemühungen aufbieten sollen, die Streit- 
frage friedlich zu erledigen. Auch diesem Artikel ist der ominöse 
Satz eingefügt, „tmter Umständen, die dies gestatten", und wo ein 
Staat es nicht will, da gestatten die Umstände es eben nicht 

Einige praktische Wirkung hat dagegen etn aus sechs Artikeln 
bestehender besonderer Abschnitt des Abkommens gehabt, der es für 
nützlich erklärt, bei internationalen Streitigkeiten, wenn Einigung 
auf diplomatischem Wege nicht erzielt werden konnte, eine i n t e r- 
aationaleUntersuchungskommission mit dem Auf» 
tra^ einzusetzen, behufs Löstmg dieser Streitigkeiten durch eine 
unparteiische und gewissenhaftePrüfung dieT a t s a ch en 
aufzuklären. Indes fehlt auch hier der ominöse Satz nicht: 
„Soweit die Umstände es gestatten**, und außerdem ist noch der 
Vorbehalt gemacht, daß Streitigkeiten gemeint sind, die „weder die 
Ehre noch wesentliche Interessen der Streitenden berühren". Und 
so konnte denn am Vorabend des Weltkrieges Österreich-Ungarn 
sich ruhig über ihn lunwegsetzen und den Vorschlag der serbischen 
Regierung ablelmen, den Streit fiber die Verantwortung für den 
Mord in Serajewo yor den Haager Schiedshof zu bringen. 

Andererseits haben England und Rußland während des russisch- 
fapanischea Krieges, beim Zwischenfall von Hull (Doggerbank), der 
nahe daran war einen Krieg zwischen ihnen nadi sich za ziehen, 
sich dazu verstanden, den Vorfall nach den Vorschriften des Haager 
Abkommens einer Untersudnmgskommission zu unterbreiten, deren 
Erkenntnis dne friedliche Beilegung des Zwistes zur Folge hatte» 

c Die zweite Haager Konferenz (1907)* Ihr Werk 

und ihre Halbheit ' 
Die auf der Konferenz von 1899 beschlossenen Bestimmungen über 
den Schiedshof zur schiedsrichterlichen Entsdieidtmg von Streit- 
f Sllen k&men wir hier nach dem vorher darfiber Gesagten fihergehen, 
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ziunftl sie «ich nicht wesentlich von den Bestimungen unterscheiden, 
flach denen «udl sonst freiwillige Schiedsgerichte gebildet werden« 
Die Zahl der jedesmal zu ernennenden Schiedsrichter wurde auf 
fünf normiert. Der erste Schiedsspruch eines SohiedsgerichtSt 4as 
auf Grund dieses Abkommens gebildet worden war, wtirde am 
15. September 1902 gefällt in einem Streit, der Mexiko und die 
Vereinigten Staaten betraf. Ein zweiter Streit, der vor den Haager 
Hof gebracht tmd gemäß seinen Satzungen sduedsrichterlich geregelt 
wurde, betraf einen Streit europäischer Staaten mit Venezuela, 
ein dritter einen solchen mit Japan, und ein vierter endlich 
einen Streit zwischen europäischen Mächten, nämlich einen Streit 
Englands und Frankreich um das Sultanat Maskat, der im Sommer 
1906 zur Verhandlung und Entscheidung kam. 

Vier Fälle in drei Jahren, das war nicht allzuviel, aber immerhin 
ein Anfang. Die Freunde des Schiedsgerichtsgedankens lieBen nicht 
ab« für die Weiterentwicklung der Einrichtung Propaganda zu 
machen, und fanden in der politischen Vjfelt jetzt stärkeren Anldang. 
Auf Veranlassung der Interparlamentarischen Union erldärfe sich 
im Jahre 1904 der damalige Prandent der Vereinigten Staaten 
Roosevelt berelti die Initiative für die Einladung zu einer 
zweiten Internationalen Friedenskonferenz zu ergreifen, und nach 
Umfrage bei den verschiedenen Regierungen, die natfirlich riemüoh 
viel Zeit brauchte, Übernahm nach Beendigung des russisch- japa- 
nischen Krieges die mssische Regierung auch die Einladung zur 
zweitenKonf erenznach demHaag, die am 15. Juli 1907 
zusammentreten konnte. 

Diesmal warep 44 Staaten vertreten, und die Zahl der Besucher 
belief sich auf über 300, darunter viele Diplomaten und Gelehrte 
von Weltruf. Die Fragen, die zur Verhandlung kamen, waren im 
Wesentlichen die gleichen, welche die erste liaager Konferenz 
beschäftigt hatten: Fragen des Kriegsrechts, die A b- 
rfistungsf r age, Frage der F r i e d e n s v e r m i 1 1 1 u n der 
Schiedsgerichtsbarkeit, der U n t e r s u c h u n g s k o m- 
missionen, Fragen der N e u t r a 1 i t ät und der Eintreibung 
von Vertragsschulden. In Bezug auf die meisten dieser 
Fragen lagen Anregungen vor, die Verschärfung der 1899 gefaßten 
Beschlüsse forderten in der Richtung größerer Sicherung de« 
Friedens und größeren Schutzes der nichtkämpfenden Bevölkerung^ 
im Kriegsfalle. Es wurden denn auch in der Tat hinsichtlich des 
Landkriegsrechts wie in bezug auf den Seekrieg einige solcher Ver- 
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adiirfaii^en verekd>art, so daß die hierauf bezüglichen Abkommen 
T<m 1907 im ganzen zweifelsohne einen Fortschritt gegen die 
irfiheren Abkommen darstellten. Die wichtigsten dieser Bestim- 
mungen sind gleichfalls schon bei den Darlegtmgen imseres viertes 
tmd ffinften Kapitels beracksichtigt. Kein Fortschritt wurd» 
in der Frage der BeschrSnkung des WettrOstens erzielt Neben 
den privaten Agitationen f6r Einschränkung der Rüstungen hatten 
namentUdi Besdilfiase des englischen Parlaments und Änfierwigen 
Wtender englischer Minister zu ihren Gtmsten die Fra^ auf die 
Tagesordnung gesetzt Auch hatte es an Erklärungen der englischen 
Regierung nicht gefehlt, da0, wenn Deutschland sehie BerdtwÜlig- 
keit erkläre, vhet RQstungdbeschränkungen m Verhandlung zu treten, 
sie {ederzeit bereit sein werde, auf diese Verhandlungen anzugehen^ 
Deutscherseits waren daraiuf aber stets ausweidiende oder ab^ 
lehnende Antworten erfolgt Und als bekannt wurde, dufi die 
englisdie Regierung die Absicht hfibe, die Abrfistungsfrage auf der 
zweiten Haager Konferenz zur Sprache zu bringen, gab am 
30. April 1907 der damalige deutsche Reichskanzler Ffirst B fi 1 o w 
im Reichstag die Erklärung ab, dafi sich Deutschlandan einer 
Erörterung der Rüstungsfrage auf der Konferenz nicht 
beteiligen werde« 

Damit war, bei der Stellung Deutschlands im Rat der Nationen» 
ffir die Konferenz jeder Gedanke an ehien BeschluB bestimmteren 
Inhalts zugunsten der EinsohränlEung der Rflstungen ausge- 
schlossen« . Auch wurde, um einen Konflikt zu yermeiden, davon 
abgecehen, überhaupt in eine bestimmte Erörterung der Frage ein- 
zutreten. Das einzige, wozu man sich nach privaten Ver» 
handlungen aufraffte, war, daß man in der Sitzung vom 17. August 
1907 folgende vom ersten Vertreter Großbritanniens Sir Edward 
Fry am Schluß einer Ansprache vorgeschlagene Resolution ohne 
weitere Diskussion annahm; 

,,Die zweite Friedenskonferenz bestätij^t den auf der Konfe- 
renz von 1899 hinsichtlich der Beschränkung der Militärlasten 
ant^enommenen Entschluß und erklärt angesichts des Um- 
standes, daß seit jenem Jahre in fast allen Ländern die 
Militärlasten erheblich gewachsen sind, es für höchst 
wünschenswert, daß die Regierungen das ernst- 
licheStudiumdiescrFragewiederaufnehme n.** 
Daß dieser Beschluß am Fortgang des Wettrüstens absolut nichts 
geändert hat, ist allgemein bekannt und sei daher hier nur einfach 
festgestellt 
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Bei den Beratungen über die Schiedsgerichtsbarkeit verhielt sich 
Deutschland zwar nicht ganz so ablehnend wie im Jahre 1899, 
stellte sich aber doch noch sehr energisch den Bestrebungen 
entgegen, das obligatorische Schiedsgericht zu einer 
allgemeinen Einrichtung zu machen. Seit 1899 hatten eine ganze 
Reihe von Staaten Verträge geschlossen, durch die sie sich gegen- 
seitig verpflichteten, ihre Streitigkeiten, über die sich durch direkte 
diplomatische Verhandlung eine Einigung nicht erzielen lasse, 
zunächst schiedsgerichtlicher Entscheidung zu unterbreiten. In- 
folgedessen glaubte man vielfach schon soweit zu sein, die An- 
rufung des Schiedsgerichts durch allgemeinen völkerrechtlichen 
Vertrag allen Staaten zur Pflicht machen zu können. Die 
deutsche Vertretung erklärte indeß im Laufe der Verhandlungen 
über die hierauf bezüglichen Anträge, daß Deutschland einen 
Weltvertrag, der die Unterbreitung von Streitfragen der 
Staaten zu schiedsgerichtlicher Entscheidung allgemein vor- 
schreibe, bestimmt ablehne. Trotzdem erhielt in der Unter- 
kommission, welche die Anträge zunächst beriet, ein Antrag, 
wenigstens für solche Streitigkeiten, die weder die wesentlichen 
Interessen noch die Unabhängigkeit der streitenden 
Parteien berühren, und juristischer Natur sind, die An- 
rufung des Schiedsgerichts obligatorisch zu machen, 13 gegen 
4 Stimmen, und in der Vollversammlung erzielte er eine Mehrheit 
von 32 gegen 9 Stimmen bei 3 Enthaltungen. Aber das bedeutete 
nicht seine Annahme, da ihr die Regel entgegenstand, daß Be- 
schlüsse, die das Völkerrecht betreffen, einstimmig gefaßt werden 
müssen. Von Großmächten hatte außer Deutschland Österreich- 
Ungarn verneinend gestimmt. Deutschland widersetzte sich ferner 
dem Vorschlag, das mit so großer Mehrheit angenommene Ab- 
kommen wenigstens für diejenigen Staaten bindend zu 
machen, die dafür gestimmt hatten. In seinem Namen erklärte der 
Botschafter Freiherr vonMarschall, dieVerletzung des Grund- 
satzes, daß die Beschlüsse einstimmig gefaßt werden müßten, 
würde „künftige Konferenzen ernsthaft gefährden." Damit war 
der Gedanke einstweilen abgetan, imd, um wenigstens Einstimmig- 
keit hinsichtlich des Grundsatzes der obligatorischen Schieds- 
gerichtsbarkeit feststellen zu können, beschränkte man sich auf 
Vereinbarung folgender, dann von der Vollversammlung der 
Konferenz angenommenen Erklärtmg: 
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„Die Konferenz hat im Geiste der Verständigung und gegen- 
seitigen Nachgiebigkeit, der eben der Geist ihrer Beratungen 
ist, die nachstehende Erklärung beschlossen, die zwar jeder der 
vertretenen Mächte die Wahrung ihres eigenen Standpunktes 
vorbehält, ihnen allen aber gestattet, die Grundsätzei die sie 
als einstimmig anerkannt sehen, zu bestätigen: 

Sie ist ginstimmig 

1. in der graads&tzliclieit AoerkcfUMtng der obHga- 
torischeii Sdiiedsaprechttag, 

2. in der Erklärung, daß gewisse Streitigkeiten, insbesondere 
solche über die Auslegung und Anwendung inter- 
nationaler Vertragsabkommen, geeignet sind, der obligatorischen 
Schiedssprecliung Oihne jede Einschränkung unterworfen zu 
werden.** 

tiSie ift endlich einstimmig darin auszusprechen, daß, wenn 
es ihr auch nicht gelungen ist, schon jetzt ein Abkommen in 
diesem Siime zustande zu bringen, doch die hervorgetretenen 
Meinungsverschiedenheiten die Grenzen einer juristischen Aus- 
einandersetzung nicht überschritten haben, und dafi alle Mächte 
der Welt während ihres hiesigen viermonatigen Zusammen* 
arbeitens nicht nur gelernt haben, einander besser zu verstehen 
und einander näher ztt treten, sondern auch verstanden haben, 
während dieses langen Zusammenwirkens ein sehr hohes Geftüil 
für das Gemeinwohl der Menschheit ztur Entwicklung zu 
bringen." 

Nur in einem Punkt fand der Grundsatz allgemeiner Ver- 
pflichtung, ein Schiedsgericht anzurufen, einen Unterschlupf. Es 
geschah das in Artikel 1 des Abkommens darüber, daß bei der 
Eintreibung von Vertragsschulden nicht zur Waffengewalt ge- 
schritten werden solle. Der Artikel 1 dieses sieben Artikel um- 
fassenden Abkommens lautet: 

„Die Vertragsmächte sind übereingekommen, bei der Ein- 
treibung von Vertragsschulden, die bei der Regierung 
eines Landes von der Regierung eines andern Landes für deren 
Angehörige eingefordert werden, nicht zur Waffen- 
ge w a 1 1 zu schreiten. 

Diese Bestfamnang findet jedoch keine Anwendung, %veiin der 
Schuldnentaai ein Aneiliieten tchiedsgericht&cher Losung ablehnst 
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oder unbeantwortet Ufit, oder» im Falle der AnDahme» den 
Absclilu& des Schiedtverlrages vereitelt, qder nach dem Sdaedi- 
verfahren dem Schiedsspruch nicht nachkommt* 

Hier wird also Schiildncrstaatcn in Aussicht gestellt, daß sie 
völkerrechtlich mit Krieg überzogen werden dürfen, wenn sie sich 
weigern, auf eine schiedsrichterliche Lösung einzugehen, den Ab- 
schluß eines Schiedsvertrags vereiteln oder dem Schiedsspruch 
nicht nachkommen. Als diese Satzung beschlossen wurde, bei der 
man gewisse süd- und mittelamerikanische tmd andere exotische 
Staaten im Auge hatte, dachte noch niemand daran, daß die An- 
drohung einmal auch einer europäischen Großmacht gegenüber 
Bedeutung erlangen würde. Der Krieg hat dies nun doch herbei- 
geführt. Es würden also jetzt die Gläubigerstaaten Rußlands be- 
rechtigt sein, die russische Republik wegen des Aktes, der die 
Staatsschulden an das Ausland kurzerhand für nichtig erklärte, mit 
Krieg zu überziehen« Indes sind in diesem Krieg dem Völkerrecht 
so tiefe Wunden geschlagen worden, daß diejenigen Gläubiger- 
staaten Rußlands, die sich dazu veranlaßt fühlten und in der lAge 
wSren, die Erstattung der Schtilden oder die Abtretung ent- 
sprechender Pfänder mit Waffengewalt zu erzwingen, dies wahr- 
scheinlich auch ohne jene Sanktion untemefamea würden. Der 
Gedanke jedoclif daß einem zahlungsunf&hig gewordenen Staat 
nicht kurzerhand die Pistole auf die Brust soll gesetzt werden 
dürfen, ist natürlich als ein Fortschritt anzuerkennen. 

Eine sehr ins einzelne gehende Ausarbeitung erfuhr auf der 
zweiten Haager Konferenz das Abkommen von 1899 über die 
Einsetzung internationaler Untersuchun^skom- 
missionen bei Streitfällen, wo es sich wesentlich um gegen- 
sätzliche Beurteilung und Würdigung von Tatsachen handelt. 
Es wurde um eine Reihe von Artikeln erweitert, die das Ver- 
fahren bei Untersuchuncjen betreffen. Wie vorher schon ange- 
deutet, handelte Österreich-Ungarn, das das Abkommen mit be- 
schlossen und ratifiziert hatte, gegen seinen Geist und Zweck, als 
es im Juli 1914 den Vorschlag der serbischen Regierung, den Streit 
über die Mitschuld Serbiens am Attentat von Sarajewo dem Haager 
Schiedshof zu unterbreiten, kurzerthand zurückwies. Zar Niko- 
laus II. hatte offenbar dieses Abkommen im Auge, als er am 
29, Juli 1914 in einem Telegramm an WiUielm II. die Überwei^ng 
des Streites Osterreich-Ungam-Serhien an den Haager Schiedshof 
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anregte. Es ging ihm jedoch beim deutschen Kaiser nicht besser 
als Serbien bei Österreich-Ungarn. Sein betreffendes Telegramm 
wurde damals in Deutschland überhaupt nicht bekannt gegeben. 

Daß das Abkommen von 1899 über das Schiedswesen auf 
dieser zweiten Konferenz mancherlei Durcharbeitung erfuiir, ist 
selbstverständlich. An sie knüpfte sich das Hauptinteresse der 
Konferenz, und sehr eingehende Beratungen v/urden ihr ge- 
widmet. Aber das Ergebnis waren fast nur Fortschritte im For- 
malen. Ein kleiner Fortschritt materieller Natur ist im Artikel 53 
des erweiterten Statuts niedergelegt Nach ihm ist bei bestimmten 
Streitfällen, bei denen es sich um Ausführung oder Auslegung 
eingegangener Verpflichtungen handelt, der Schiedshof schon auf 
Antrag von nur einer der Parteien zuständig, wenn zuvor eine 
Verständigung auf diplomatischen Wege vergeblich versucht 
worden ist. 

Artikel 86 bis 90 des neuen Abkommens treffen Bestimmungen 
über ein abgekürztes Schiedsverfahren bei Streitig- 
keiten untergeordneter Natur. 

Der Titel ständiger Schiedshof ist leicht geeignet, 
falsche Vorstellimgen zu erwecken. Das Abkommen, das so über- 
schrieben ist, bietet zwar den Rahmen für die schiedsrichterliche 
Behandlung von Streitfragen und enthält Bestimmungen über die 
Bildung von Schiedsgerichten in Streitfällen, weiß aber nichts von 
einem ständig amtierenden, zu jeder Zeit verfügbaren 
Richterkollegium, so daß die Bildung eines Schiedsgerichts 
jedesmal mit zeitraubenden und je nachdem kostspieligen Weit- 
läufigkeiten verbunden war. Um dem abzuhelfen, hatten die Ver- 
tretungen Rußlands und der Vereinigten Staaten von Amerika 
dieser zweiten Konferenz Vorschläge unterbreitet, einen wirklich 
standigen Schiedshof zu errichten, der aus einer geringeren Zahl 
von Richtern — 15 — bestehen sollte, die von den Vertragsstaaten 
von Periode zu Periode in einem gewissen Turnus einzusetzen 
wären. Gegen diese Vorschläge wurde aber nicht nur das Bedenken 
geltend gemacht, daß ein solcher ständiger Gerichtshof wohl ein 
rechtsprechendes Tribunal sein könne, aber dem eigent' 
liehen Schiedswesen leicht gefährlich werden könne. Außer- 
dem nahmen eine Anzahl kleinerer Staaten daran Anstoß, daß nach 
dem «merikani sehen Vorschlag, der schließlich allein fibrig ge> 
blieben war, die großen Staaten eine größere Zahl von Richtern zu 
Stellen haben sollten^ also häufiger im Gericht vertreten sein 
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würden als die kleineren Staaten, womit nach ihrer Meinung der 
Grundsatz der völkerrechtlichen Gleichheit der Staaten einen 
argen Stoß erleiden würde. Das erstere Bedenken wurde dadurch 
beseitigt, daß ein Entwurf ausgearbeitet wurde, wonach neben 
dem schon geschaffenen ständigen Hof mit seinen Vorkehrungen 
für Schiedsgerichte im strengen Sinne diesesWortcs ein wirklich 
ständiger Schiedshof geschaffen werden sollte, dessen Statut 
in drei Titel und 35 Artikeln genaue Bestimmungen über Organi- 
sation, Umfang und Verfahren traf. Die zweite Schwierigkeit 
konnte aber nicht überwunden werden. Es war nicht möglich, eine 
Einigung zu erzielen über den Turnus der Berücksichtigung der 
Staaten bei der Bildung der Richterkollegien. Gleichheitsprinzip 
und Zweckmäßigkeitsgedanke blieben unausgeglichen. Und so 
mußte man sich begnügen, dem Schlußakt der Konferenz folgenden 
mit 36 Stimmen bei 6 Enthaltungen angenommenen Wunsch 
voranzusetzen: 

.Die Konferenz empfiehU den Signatarmächten die Annahme des an- 
liegenden Entwurfs eines Abkommens über die Errichtung eines Schieds- 
gerichtshofs und seine Inkraftsetzung, sobald eine Einigung über die Aus- 
wahl der Richter und die Zusammensetzung des Gerichtshofs erfolgt ist." 

Auch dieser Wunsch ist zimächst frommer Wunsch geblieben. 
Daß ein ständiger Schiedshof, wie ihn der amerikanische Vorschlag 
herstellen wollte, große Vorteile dargeboten hätte, liegt auf der 
Hand. Ein Gerichtshof, der schneller zusammentreten kann und 
weniger kostspielig arbeitet, wird öfter angerufen werden, als ein 
solcher, der mehr Zeit und Kosten verursacht. Und es ist im 
Interesse des guten Zusammenlebens der Völker gelegen, daß mög- 
lichst viele Streitfälle internationaler Natur durch Richterspruch 
entschieden werden, weil auf solche Weise die Ausbildung eines 
ganzen Systems internationaler Rechtsprechung 
große Förderung erfahren würde. 

Man muß natürlich Schiedsgerichtsbarkeit und G e- 
richtsbarkeit schlechthin unterscheiden. Das be- 
zeichnende Merkmal des Schiedsgerichts ist, daß bei diesem die 
Parteien jedesmal die Richter in gleicher Zahl selbst wählen und 
diese unter einem von ihnen oder einer neutralen Instanz er- 
nannten Obmann beraten, während bei der Gerichtsbarkeit schlecht- 
hin schon ernannte Richter fungieren, die sich gegebenenfalls nur 
nach Streitgegenständen gruppieren. Im Angesicht der Begriffe, 
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die in den bürgerlichen Klassen in bezug auf Ehre und Interessen 
vorherrschen, ist es zu verstehen, daß sich die Staaten bisher eher 
noch dazu verstanden haben, für Streitfälle schiedsrichterliche 
Entscheidung anzurufen, als solche einem Tribunal von ständigen 
Richtern zu unterbreiten. Wir haben zudem gesehen, daß sogar 
die Verpflichtung, sich generell auf Schiedsgerichte einzulassen, 
bei einem gekrönten Haupt auf unüberwindlichen Widerspruch 
stieß, und doch waren dabei noch solche Streitfälle ausgeschieden, 
bei denen es sich um die Ehre, die Interessen und die U n- 
abhängigkcit der in Frage kommenden Staaten handeln 
würde. Wo Fragen dieser Natur in Betracht kommen, gilt selbst die 
schiedsrichterliche Behandlung schon als ein unzulässiger Eingriff 
in die Souveränität der Staaten und in das, was deren Regierer unter 
„Ehre" verstehen. Das Schiedsgericht soll also gerade dann nicht 
in Funktion treten, w&m es sich um Fragen handelt, bei denen die 
Gefahr am größten ist, daß sie zu Kriegen Anlaß geben oder den 
Vorwand zu solchen liefenL Über diese Schranke ist man im Haag 
bisher nicht hinweggekommen. Bei allen Beschlüssen, bei allen 
Einzelparagraphen der vereinbarten Abkommen bildet sie den Vor- 
behalt, die Orenztafel, ^f der geschrieben steht: Bis hierher 
und nicht weiter. So lange aber dieser Grenzpfahl nicht 
niedergerissen ist, wi^d das Internationale Sduedsgerieht gerade 
4lort vsnagen, wo es am notwendigsten wäre. 
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IX. 



Die Weiterbildung des Völkerrechts im Sinne 
der modernen Demokratie, 
a. Demokratie und Staat. 

Es ist in den vorhergehenden Kapiteln an verschiedenen Bei- 
spielen gezeigt worden, daß im gegenwärtigen Kriege dem Völker- 
recht sehr tiefe Wunden geschlagen worden sind. Wo diejenigen, 
die sich solche Verstöße zu schulden kommen ließen, es überhaupt 
der Mühe wert erachteten, ihre Handlungsweise im Hinblick auf 
das Völkerrecht zu rechtfertigen, haben sie entweder versucht, die 
Satzungen der anerkannten Völkerrechtsverträge so auszudeuteOr 
daß sie jenes Handeln gutzuheißen schienen, oder aber es damit 
begründet, daß die in Frage kommende Bestimmung des Volker- 
rechts den geänderten Bedingungen des Völkerlebens im Kriege 
nicht mehr entspräche. Wie die Anwälte des Krieges und der 
Gewaltpolitik dies verstehen, ist am Beispiel der Eltzbacherschen 
Schrift gezeigt worden. Es ist ja nur natürlich, daß, wo völker- 
rechtliche Vorschriften Maßnahmen im Wege steheOi die Krieg» 
führenden als zweckmäßig erscheinen, diese sie miangenehnt 
empfinden tmd sie als verfehlt hinzustellen sudiea werden» Was. 
ein bekanntes Witzwort von der Moral sagt, kann audi zur Kenn- 
zeichnung dieser Tendenz vom Völkerrecht gesagt werden: 
„Völkerrecht ist, wovon man «will, daß die andern es befolgen.**^ 

Faßt man das Volkerrecht ausschließlich als Inbegriff von Regeln 
^es Verhaltens im Kriege und der Anwendung der Kriegsmittei auf, 
so ist nicht zu bestreiten, daß die tiefgreifenden Ändertmgen der 
Technik der Waffen und des Verkehrs eine Nachprüfung der völker- 
rechtlichen Vorschriften über Krisgtöhrong und KriegsmaOnahmen 
rechtfertigen können» Das Völkerrecht ist, rein äuBerlich fae- 
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trachtet, eine Emschränkung des Krieges, Aber indem es dem 
Krieg Vorschriften auferlegt, ist es, auch wenn diese ihm Schranken 
ziehen, doch zugleich auch eine Art Lej^itimierung des Krieges. 
£s nimmt ihm nicht nur, es gibt ihm auch. Es spricht ihm, wie 
wir aus dem im Kapitel 4 und 5 Mitgeteilten ersehen haben, be- 
deutende Rechte zu; man könnte es geradezu als ein Statut des 
Krieges nennen» Und der Verlauf der beiden sogenannten 
Friedenskonferenzen vom Haag hat gezeigt, wie ängstlich die 
Staatsvertretungen davor zurückgeschreckt sind, dem Recht der 
Regierungeni Kriege ins Werk zu setzen, irgend welche rechtlichen 
Schranken zu ziehen. Ehre und Interesse, wie die Staaten oder 
deren Reg^enmgen sie verstehen, haben sich uns «Is das Heiligtum 
^zeigt, an das man sich auf den Kongressen zur Behandlung 
völkerrechtlicher Fragen bisher nicht herangewagt hat. Und gerade 
sie sind es, wdche zumeist die Beweggründe oder Vorwände für 
Kriege Uefem und im Hinblick auf die den Völkern die Vorbe- 
reitung auf den Krieg als Notwendigkeit ihrer staatlichen Eadstenz 
dargestellt wird. Mit der Anpassung des Völkerrechts an die 
Umwälzung auf dem Gdbiet der Waffen und sonstigen tedmischen 
Mittel des Krieges haben wir uns hier nicht zu befassen. Der 
g^dlegende Gedanke, daß im Krieg die nichtkämpfende Be- 
▼SUrarung zu sehoneik und zu schützen ist, wird von der Demokratie 
onserer Zeit imersdiütierlicli festgehalten werden. Das Schlag- 
wort, dafi der grausamste Krieg der humanste Krieg sei, hat sich 
als eine hohle Redensart herausgestellt, die von Sykophanten 
brutaler Gewaltpc^tiker bentiist wird, die leider^ noch imendlidi 
große Schar der Gedankenlosen tu betftren. Graosamkett Ist 
Grausamkeit und nichts anderes. Nidil dnrdt sie, sondern in Ver- 
blndnng mit ihrer schrittweisen Überwindung sind die VSlker 
au milderen Sitten und höheren Formen des Zusammenlebens ge- 
iaiigt Die Anerkennung jenes Satzes wQrde den Staat, dessen 
Leiter am skrupellosesten den organirierten Mord und Raub zum 
Grundsatz Ihrer Politik madiien und Ihr Volk an diese Politik ge- 
w^ten« die ente Stelle In der Republik der Nationen zuweisen, 
also so ziemlicli das Gogentell von dem heibeifahren, was man ab 
das Ideal der modernen Demokratie zu betraditen gewohnt Ist 
Man wird fragen, was hier unter dem Wort moderneDemo- 
kratie verstanden werden sott Et wird blufig gebraucht« ohne 
daß für den Begriff dne allseitig akzeptierte und eindeutige Er- 
klirung gegeben wire» Daher sdieint es mir notwendig, zu bo- 
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merken« da0 in dIesMi Auseuiandmetzungen moderne Demc^atie 
der zusammenfassende Ausdruck ist für die demokratisch gesinnte 
Welt der modenten Kulturvölker und ihre politischen Grundsätze 
und Ziele. Die Demokratie unserer Zeit ist nicht schlechthin 
Massefüierrsduft Sie ist die Bewegung Ifir die Verwurklichun^ der 
politischen Gleichheit zum Zweck der Beseitigung aller 
Klassenher^r Schaft und aller sozialen und natio- 
nalen Unterdrückung. Sie ist daher zugleich die Bewegung fOr' 
ein friedliches und intimes Zusammenleben der Völker. 
Sie ist damit auch mit innerer Notwendi^eit Gegenbewegung gegen 
alle Eroberuttgspolitdc, wie diese ehedem vorwiegend im dyna» 
stischen Interesse und heute mit oder ohne dynastische Führung 
im Interesse von Oligarchien betridl>en wird. 

Zu den Grundprinzipien der modernen Demokratie gehört die 
Anerkennung des Selbstbesti mm ungsrechts der Nationen 
und der Verbundenheit der Interessen der Kulturvölker. Die 
aus wir t ige Politik der modernen Demokratie ist infolge 
dessen mit Notwendi^eit Friedenspolitik. In den Lindem« 
deren Bevölkerung zum nationalen Zusammenschluß der Volksge- 
nossen gelangt sind, ist die Demokratie die eigentliche Friedens- 
parte!. Spezifische Veilmidungen für die Propagierung des Völker- 
friedras und -der für dessen Sicherstellung notwendigen Maß- 
nahmen mögen noch außerhalb der demokratischen Parteien 
existieren und sich erzieherisch betätigen, ihre Hauptkraft aber 
wird die Friedensbewegung heute stets bei den demokratischen 
Volksparteien finden, also in erster Linie bei der politischen Partei 
des Proletariats und neben ihr bei derjenigen bürgerlichen Demo- 
kratie, die sich von <Ien Einflüssen des Imperialismus und Militarist 
mus freizuhalten versteht. 

So schwach die letzteren Parteien in unserem Lande heute sind, 
so sollen sie doch für unsere Betrachtung nicht außer Betracht 
gelassen werden. Es gibt in bezug auf das Völkerrecht Forde- 
rungen, welche die Sozialdemokratie mit der radikalen bürger- 
lichen Demokratie gemein hat, -und diese sind es« denen wir uns 
zunächst zuwenden wollen. 

Die moderne Demokratie begmlgt sich in bezug auf die Reform 
des Völkerrechts nicht mit der Kinengunt^ der Rechte des 
Krieges, sie zielt auf Bekämpfung und möglichste Einengung des 
Krieges selbst ab. Sic bleibt daher mit ihren Forderungen 
nicht bei jenen Schranken stehen, wie sie die bisherige Auffassung. 
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vom Völkerrecht dessen Geltungsgebiet gezogen hat. Unter An- 
knüpfung an die heutige Definition des Völkerrechts als Staaten- 
recht kann man sagen, daß die moderne Demokratie danach strebt, 
aus dem Völkerrecht ein Recht der Völker zu machen, bei 
dem wohl deren Vertretung dtu-ch den Staat noch eine Rolle spielt« 
aber nicht mehr derStaat selbst als etwas überden Völkern 
Stehendes behandelt vrird« Für die Demokratie ist nicht das 
Volk des Staates wegen, sondern der Staat des Volkes 
wegen da und hat er nur solange und' insofern Daseinsberech- 
tigung, als er bestimmte Aufgaben für die Sicherheit des Volks 
und der Förderung seines materiellen und kulturellen Fortschritts 
zu erffiUen hat und ihnen ^echt wird. 

b« Eiir«, Interessen und Krieg. 

Von welcher Tragweite die Feststellung dieses Grundsatzes ist, 
erhellt schon aus der Tatsache, daß es nach ihm eine besondere 
Ehre des Staates nicht mehr [>ibt oder sieben kann. Damit soll 
nicht etwa ^csa«;^! sein, daß es auch falsch sei, von einer Ehre der 
Nation zu sprechen und sie anzurufen. Man braucht nur eini<^cs 
Nachdenken dazu, um zu erkennen, daß Ehre der Nation und 
Ehre des Staates etwas sehr Verschiedenes sind. Die 
Ehre des Staates ist bisher stets der Ausdruck seiner Macht- 
stellung, seines Ranges gewesen tmd hatte mit ethischen 
Begriffen wenig oder nichts zu tun, ihr Begriff hat sich vielmehr 
oft ethischem Verhalten des Staates hindernd in den Weg gestellt. 
Im Begriff Ehre der Nation liegt aber der Gedanke eines 
ethischen Verhaltens schon eingeschlossen, wenn er auch 
ziemlich lange Zeit falscher Ausle^ng oder Anwendung ausge- 
setzt war. Er erhält aber um so stärker Geltung als Ehre im 
ethischen Sinn des Wortes und wird herrschendes Prinzip im 
Verhalten der Nationen, je mehr diese sich im Sinne der 
modernen Demokratie entwickeln. In der Demokratie hört die 
Rücksicht auf die Ehre auf, eine Schranke Kir die Weiterbildung 
des Völkerrechts zu sein« 

Mehr Schwierigkeiten sieheint die Frage zu bereiten, wie man 
feststellen soll, ob Interessen eines Staates vorliegen, die sich 
der Entscheidung durch dritte entziehen. Indes braucht man nur 
sich zu vergegenwSrtigen, von welcher Natur diejenigen Interiessen- 
konflikte der Staaten sind, die in der Vergangenheit und Gegen- 
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wart den Anlaß zu Feindseligkeiten gegeben haben, um zu er- 
kennen, daß, wo die Demokratie die Nation beseelt, deren Bei- 
legung ohne Anrufung der Waffen oder sie in Aussicht stellende 
Drohmittei keine unüberwndlichen Schwierigkeiten entgegenstehen 
können. 

Über welche Streitfragen sind die Kriege der europäischen 
Nationen seit dem Ende der Napoleonischen Kriege ausjSfebrochen? 
Von den revolutionären Erhebungen des Jahres 1848 abgesehen, 
kennen wir von Kriegen zwischen europäischen Staaten den Krim- 
krieg zwischen den Westmächten im Bunde mit der Türkei und 
Rußland, den italienischen Krieg von 1859, den deutsch-dänischen 
Krieg von 1864, den deutschen Krieg zwischen Preußen und Öster- 
reich von 1866, den deutsch-französischen Krieg von 1870/71, die 
verschiedenen Balkankriege, den russisch-türkischen Krieg von 
1877/78 und den gegenwärtigen Krieg. Bei einigen dieser Kriege 
handelte es sich um die Befreiung von Völkern oder deren nationale 
Einigung, die dem Widerstand eines Herrschervolks oder eix^es 
Landes abgerungen werden mußten, deren Interessen den Fort- 
bestand der Fremdherrschaft über bestimmte Völker oder der 
nationalen Zerrissenheit bestimmter Nationen zu gebieten schienen. 
Ein Recht eines Landes oder einer Nation darauf, daß irgend ein 
Volk unter Fremdherrschaft verbleibt oder irgend eine Nation sich 
nicht zur Einheit zusammenschließt, wird die Demokratie niemals 
als erhaltenswert anerkennen. Vom Krimkrieg wissen wir, daß er 
in den Landern, die ihn seinerzeit als nationale Notwendigkeit 
liihrten, längst von allen Partelen als eine große Torheit beurteilt 
wird« Am Fortbestand der Herrschaft Österreichs über die Lom- 
fNurdei und Venedig iiatte die Demokratie Österreichs keinerlei 
Interesse^ da er notwendig Fortbestand' dnes antidemokratischen 
Regierangssystems hieß und keine wirtschaftliche Lebens- und 
Entwicldungsbedingung der Völker Österreichs mit ihm ver- 
knüpft war. Ebenso hatte das d&nische Volk k^ Interesse 
daran, daß die Herrschaft der danischen Krone über die Herzoge 
tiimer Schleswig and Holstein aufredit ^halten blieb. Eine starke 
dänische Partei erstrebte im Gegenteil die Losung dieses Verhält- 
nisses und wollte nur das überwiegend dänische NordsoUeswig 
mit Dänemark verdnt haben« Der Streit, wo dafür die Grenzlinie 
gehen sollte, wäre nach demokratischer AuHassung gerade durch 
ein Schiedsgericht von Unbeteiligten ohne Blut und ohne gegen* 
seitiges Nachempfinden leicht zu entscheiden gewesen« Es war 
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Napoleon III., der damals eine solche Lösung in Vor- 
schlag brachte. Er fiel aber damit ab, weil sie unter 
anderem nicht in das Spiel der Regierungen Preußens 
find Österreichs paßte. Der Machtstreit zwischen Preußen 
und Österreich von 1866 war nur deshalb unvermeidlich geworden, 
weil beide Staaten nach Grundsätzen konstituiert waren und regiert 
wurden, die den politischen Grundsätzen der Demokratie durchaus 
widersprachen. Ob Frankreich nach 1866 die Herstellung der 
vollen Einigung Deutschlands mit Krieg beantwortet oder auf 
Forderungen von Gebietsabtretungen als Kompensation für sie mit 
Waffengewalt bestanden hätte, ist durchaus nicht so sicher, wie 
deutsche Historiker dies hinzustellen belieben. Nicht um demo^ 
kratische, sondern um dynastische Widerstande zu Überwinden, 
mußte die Einigung Deutschlands mit Blut ttnd Eisen verwirklicht 
werden, fiei all den hier aufgezählten Konflütten wurde zum Krieg 
gegriffen, weil in Regiertuigeii der Staaten und einfkißreichea Par- 
teien AuHassimgen vorherrschten, die heute kaum noch von den 
Nachkommen fener verfochten werden und jedenfalls von den 
demokratischen Farteien in Eiuropa und jenseits des Ozeans längst 
zum alten Eisen geworfeai worden sind. Parteien, die heute noch 
V6lk«rfragen als Besitzfragen behandeln, als ob ein Volk ein 
anderes zu besitzen hatte, führen, wenn sie sich demolcratisch 
nennen, den Namen mit Unrecht, bei ihnen ist der moderne demo- 
kratische Gedanke einfach noch nicht eingezogen. Wo er aber 
eingezogen ist und die Nation sich von den Auffassungen befreit 
hat, die der Gedankenwelt des Gewaltstaates entsprechen, da lösen 
■ich die heute ansch^end nur durch das Pochen auf die Gewalt 
oder deren Anrufung zu entscheidenden Streitigkeiten der Staaten 
chenso sehr in juristische, das heifit durch Messen an 
Rechtsbegriffen zu entscheidende Fragen auf, wie Streitig- 
keiten über den Süm von Verträgen und die Ausl^ung von Völker- 
nechtss&tzen« 

GewiB gibt es auch Streitigkeiten, die jurlstiseh nicht ai ent- 
scheiden »nd. Das beweist aber noch nicht, dafi sie nicht gleich- 
falls geeignet sind, durch Inanspruchnahme einer Schiedsinstanz 
beigelegt zu werden* Die heutigen Bedingungen des Zusanunen- 
lebens der Völker, wo kein Krieg groficr Staaten denkbar ist, der ^ 
nicht die andern Völker weit und breit in Mitlddensdiaft zieht, 
und Kriege klelneier Staaten federzeit Kriege der grofien nach 
sich dehen können, machen es liir die Demokratie zum Gebot, da- 
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für einzutreten, daß Einrichtungen geschaffen werden, durch welche 
die Kriegserklärung selbst der Willkür der Staaten entzogen wird. 
Der Krieg darf nicht länger als eine Art Privatange- 
legenheit einzelner Staaten oder Staatengruppen betrachtet 
und behandelt werden. Erklärung des Krieges zur Nicht- 
Privatsachel Er darf nicht erst, wenn er schon da ist, der 
völkerrechtlichen Regelung unterzogen werden. Das Richtigste 
wäre natürlich ein völliges Verbot des Krieges. Aber an ein solches 
ist nicht zu denken, solange das gegenwärtige Staatensystem und 
die ihm zugrunde liegende Gesellschaftsordnung im wesentlichen 
erhalten bleiben. So ist die Demokratie einstweilen genötigt, 
Rechtsgrundsätze aufzustellen und Forderungen niederzulegen, die 
es für völkerrechtswidrig erklären, einen Krieg zu be- 
ginnen, ohne daß die Streitfrage vorher vor eine Schiedsinstanz 
gebracht worden wäre, und im Widerspruch mit den Entscheidtmgen 
dieser Instanz. Diese Forderung ist schon seit langem von Pazi- 
fisten propagiert worden und hat in Verträgen von Staaten eine 
bedingte Verwirklichung gefunden. Es gilt aber, sie zu einem 
allgemein verpflichtenden Grundsatz des Völ- 
kerrechts zu machen. 

Das Völkerrecht muß überstaatliches Recht 
werden, so könnte man in einem kurzen Satz die Richtung an- 
zeigen, in der nach den Grundsätzen der modernen Demokratie 
das Völkerrecht weiter zu bilden ist. Überstaatliches 
Recht im Gegensatz zur heutigen Definition als Staatenrecht, 
Der Staat ist geschichtlich als Werkzeug der Beherrschung und 
Niederhaltung entstanden, und die Doktrin von der Unantastbar- 
keit der staatlichen Souveränität ist noch das Merkmal dieser 
seiner Entstehung imd blutigen Geschichte. Für die Demokratie 
ist aber die Umwandlung des Staates aus einem Organ der Be- 
herrschung und Niederhaltung in ein Organ der Selbst- 
regierung und Selbstverwaltung Ziel imd Lebensbe- 
dingung. Schon deshalb hat das Pochen auf die Souveränität des 
Staates gegenüber einer Vertretung aller Nationen wohl für den 
Macht- und Gewaltstaat, nicht aber für die Demokratie einen 
Sinn, sondern wird bei ihr vielmehr zum Widersinn. 

Nun haben sich freilich im Laufe dieses Krieges selbst Leiter von 
Militärstaaten für die Schaffung eines Bundes der Nationen er- 
klärt, der seine Wiederholung tmmöglich machen soll. Es sei nur 
an die Äußerung des Reichskanzlers von Bethmann- 
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Hollwetfln der Sitzung des Reichstags yom 19. November 1916 
erinnert* es werde nech diesem Kriege „ein Schrei*' durch alle 
Völker gehen nach Schaffung eines solchen Bundes, und er als 
Leiter des deutschen Reichs sei bereit, sich alsdann an die Spitze 
einer darauf gerichteten fiewegüng zu stellen. Man darf aber solche 
Erklärungen nicht allzu yertrauensvöll aulnehmen. Sie haben zu 
viel jvon <dem allen Sprichwort an sich: 

„Als der Teufel krank war, wollte er ein Heiliger werden, 
Als er wieder gesund war, wollte er, den Teufel auch, ein Heiliger 

[werden!" 

Herr von Bethmann-Hollweg äußerte jene Worte, nachdem ihm in 
den Preußischen Jahrbüchern Professor Hans Delbrück auseinander- 
gesetzt hatte, daß die Ablehnung der ein halbes Jahr vorher von 
Sir Edward Grey entwickelten pazifi?^ tischen Gedanken Deutsch- 
lands moralische Position in der Welt sehr geschädigt habe, eine 
Bekennerschaf t zu Ähnlichem würde im Angesicht der pazifistischen 
Bekenntnisse der Grey, Woodrow Wilson usw. gesunde „Real- 
politik'* sein« 

Es ist jedenfalls noch kein Pazifismus, wenn ein Staat Er- 
oberungen macht und sodann Sicherstellung des Friedens 
langt, den er braudit, um das Eroberte zu vei^dauen. füer trifft 
vielmehr das Wort zu, da« Goethe dem G6tz Yon Berlicbingen in 
den Mund legt: „Ruhe und Frieden, ich glaub's wohl, den wfinscht 
jeder Raubvogel, um seine Beute in Ruhe zu verzehren," Der 
Völkerbund, den die Demokratie verlangt, baut sich auf auf jdem 
Recht der Selbstbestimmung der Nationen innerhalb des für alle 
gellenden internationalen oder uberstaatlichen Rechts. Er wurde 
also das Redbt von Völkern oder Volksteilen euHchliefien, sich 
der Eingliederung in einen bestimmten Staat zu ent- 
ziehen, und Einrichtungen zur Grundlage haben, die eine solche 
Loslösnng oder einen WechselderStaatszugehdrig- 
keit auf friedlichem Wege möglich machen. Ohne solche 
^Einrichtungen wfirde der Bund d«r Nationen eine T&tiscliung sein 
und leicht entwicklungsfeindlich wirken können. 

Sehr ernsthaft zu nehmende Denker haben die grundsätzliche 
Verwerfung des Krieges unter anderem deshalb bekämpft, weil 
der Krieg bei allen seinen Schrecken immerhin ein Mittel sei, 
historisches Unrecht aus der Welt zu schaffen, und oft einen Zwang 
auf die Regierungen kriegführender Staaten ausübe, dem lebenden 
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Recht der Völker Zugeständnisse zu machen, zu denen sie sich 
sonst nicht entschließen würden. So führte auch Ferdinand Lassalle 
1863 in seinem zweiten Vortrage über Verfassnngsleben aus. es sei 
gar nicht abzusehen, auf welcher Stufe der Barbarei die Welt im 
allgemeinen noch stehen würde, wenn nicht seit je die Eifersucht 
und der Gegensatz der Regierungen untereinander ein wirksames 
Mittel gewesen wäre, diese zu Fortschritten im Innern zu zwingen. 
Ebenso hat Karl Marx zu verschiedenen Zeiten gegen Pazifisten 
Stellung genommen, weil die Bekämpfung des Krieges reaktionär 
sei, solange die Reaktionsregierungen nicht gestürzt seien. Und 
daß Krieg und Revolution in einem kausalen Verhältnis zuein- 
ander stehen kSoneii, hat ja auch der gegenwärtige Krieg gezeigt. 
Es bleibt also immerhin dafür zu sorgen, daß das Stück Fort- 
schrittsarbeit, das Kriege bisher zu verrichten versprachen und zum 
Teil auch geleistet haben, auf andere Weise gesichert wird* 

Hierbei aei Indes eines bemerkt Wenn der Hinblick auf den 
rnftgUchea Krieg ein Druckmittel ist, das die Regierungen unter 
Umst&nden zu Zugestindnissen an den sozialen nnd poliflschen 
Fortedhritt ndHgt, so ist er aber gleichzeitig auch ein Mittel, Fort- 
sdirittstriebe der Nationen zu lähmen und Kräfte aufzusaugen, 
die sonst ffir fortschrittliches Schaffen zur Verfügung ständen. 
Man denke sich die Kriegsgefahr und die Kriegsvorbereitungen 
aus dem Leben der Völker hinweg. Würde der Drang der unter- 
drückten Klassen nach sozialer und politischer Befreiung und ihre 
Fähigkeit, diesem Drang Nachdruck zu verleihen, darum geringer 
sein? Es ist im modernen Staat eher das Gegenteil anzunehmen. 
Wir haben heute eine Stufe in der Entwicklung der Völker erreicht, 
wo der politische Kampf den Krieg als Förderungsmittel entbehren 
kann, dieser aber für die Vorteile, die er möglicherweise mit sich 
bringen mag, sich durch eine geistige Reaktion, die er fast immer 
im Gefolge hat, schwer bezahlt macht. Daher steht selbst die vom 
Geiste des Marxismus erfüllte proletarische Demokratie heute dem 
Pazifismus ungleich näher verwandt gegenüber, als zur Zeit von 
Lassalie und Marx, 

c Pazifistische Vorschläge. 

Weil aber die geschilderte Auffassung ihrer Vorkämpfer das 
Denken der marxistischen Sozialdemokratie so lange beherrscht 
iiat« hat diese sich auch die ganze Zeit über mit den Fragen des 
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Völkerrechts herzlich wenig beschäftigt und das Pionierwerk des 
Kampfes für Reformen auf diesem Gebiet den speziell die Förde- 
rung des Friedens betreibenden Leuten überlassen, für die man den 
Sammelnamen Pazifisten gebildet hat. Die Literatur des Pazifismu» 
weist denn auch eine Fülle von Arbeiten auf, die äußerst wert- 
volles Material für die Weiterbildung des Völkerrechts darbieten* 
Die Pazifisten wollen als solche parteilos sein und werben ihre 
Anhänger in allen Schichten der Gesellschaft und aus allen Partei- 
kreisen, Tatsächlich jedoch werden sie durch ihr Werk für den 
Frieden geradezu genötigt, demokratische Lösungen 
▼orzuschlagen. Wie die Demokratie heute mit Notwendigkeit 
pazifistisch sein muß, so wird der Pazifismus mit Notwendigkeit 
zur Demokratie hingedrängt. Aus allen Veröffentlichungen der 
Pazifisten über die Beseitigung des Krieges durch Fortluldun^ des 
Völkerrechts geht dies auf das Deutlichste hervor. 

Em Ist unmöglich, im Rahmen dieser Schrift alle die Abhand- 
lun^n und Vorsdiläge durchzugehen, die der. Pazifismus für 
unsem G^nstand geliefert bat. Sie bilden schon fast eine ganze 
Bibliothek« Von neueren VerdHeatHchungen sind da namentlich 
die Arbeiten der im Haag domizilierten und mit dem holländischen 
Anti-Ooriog Raad — Antikriegsrat — eng irtrschwisterten Zentnl- 
organisation für einen dauernden Trieden zu erwähnen, eine 
internationale Verbindung« der neben Staatsmännern und Geldurten 
auch kampfende Sozialisten angdiören. Diese im Frfili}alur> 1915 
ins Leben gerufene Gesellsdiaft hat Über verschiedene Fragen des 
Völkerrechts und der internationalen Politik schon drei Binde von 
Gutachten aus der Feder von FachmSnnem veröffentlicht, und 
von ihr ehigesetzte Studienkoomdssionen arbeiten noch weiter an 
diesem Werk. Das Mindestprogramm dieser Verinndung Uratet: 

Mindostprogranun. 

(,1* Es soll weder eine Anneidon noch eine Gebietsübertragung 
stattfinden gegen die Interessen und Wünsche der Bevölkenüig* 
Deren Zustimmung soll, wo es möglieh ist, durch PleUssIt oder 
auf andere Wdse eingeholt werden. * 

Die Staaten sollen den Nationalitäten Ihres Gebietes Rechts- 
gleichheit, Religiottsfireiheit und den frden Gebrauch ihrer 
Sprache garantieren. 

2. Die Staaten sollen vereinbaren, in Ihren Kolonien, Pro- 
tektoraten und Interessensphären Handelsfreiheit oder 
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wenigstens die Gleichstellung aller Nationen durch- 
zuführen. 

3. Das auf friedliche Organisation der Staatengesellschaft be- 
zügliche Werk der Haager Friedenskonferenzen soll ausgebaut 



Die Friedenskonferenz soll mit einer dauernden Organisation 
ausgestattet werden und periodische Sitzungen halten. 

Die Staaten sollen vereinbaren, alle ihre Streitigkeiten einem 
friedlichen Verfahren zu unterwerfen. Zu diesem Zweck sollen 
neben dem im Haag vorhandenen Schiedshof a) ein wirklich 
ständiger Internationaler Gerichtshof und b) ein gleichfalls 
ständiger internationaler Untersuchungs- und Vermittlungsrat 
errichtet werden. Die Staaten sollen sich verpflichten, eine ver- 
einbarte — diplomatische, wirtschaftliche oder militärische — 
Aktion für den Fall durchzuführen, daß ein Staat militärische 
Maßnahmen ergreift, statt den Streitfall dem richterlichen Spruch 
zu unterbreiten oder das Gutachten des Untersuchungs- und Ver- 
mittlungsrats einzuholen. 

4. Die Staaten sollen eine Verminderung der Rüstungen ver- 
einbaren. Um die Herabsetzung der Bewaffnung zur See zu 
erleichtem, soll das Beuterecht abgeschafft und die Freiheit der 
Meere gesichert werden. 

5. Die auswärtige Politik soll einer wirksamen Kontrolle der 
Parlamente unterstellt sein. 

Geheime Verträge sollen nichtig sein." 

Sehr wertvolle Arbeiten von Sachkundigen aus allen Ländern 
zur Förderung der Friedenssache hat die Carnegie - Friedens- 
Stiftung, die ihren Zentralsitz in Washington hat, verursacht und 
herausgegeben. Eine eifrige literarische Tätigkeit auf diesem Ge- 
biet entfaltet weiterhin der von Dr. Rudolf Broda in der Schweiz 
ins Leben gerufene „Bund für Menschheitsintercssen", zu dessen 
Mitarbeitern -unter anderem der Schweizer Gelehrte Professor 
F o r e 1 gehört, der Verfasser einer sehr scharf durchdachten Ab- 
handlung über den supranationalen Frieden. Über die Friedens- 
bewegung, wie sie vor dem Kriege bestand, ihrWesen, ihre Organi- 
sationen und ihre Ziele gibt reiche Auskunft das 1911 in zweiter 
Auflage erschienene treffliche „Handbuch der Friedensbewegung" von 
Alfred H. Fried (Berlin und Leipzig, Verlag der Friedenswarte). 



werden. 
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Im Mittelpunkt der Friedens-Literatur nun steht seit langem die 
Frage der Sicherung des Friedens durch die obligatorische Schieds- 
gerichtsbarkeit, die in der Tat das A und O der Weiterbildung des 
Völkerrechts ist. Es handelt sich dabei auf der einen Seite um die 
Frage der Organisation des Schiedshofs, für ilie das Haager Institut 
jedenfalls eine Grtmdlage bietet. Andererseits aber ist von Be- 
detitung das Problem der Rechtsnatur der an den Schiedshof 
zu verweisenden Freisen und die Rechtskraft seiner 
kenntnisse. 

In ersterer Hinsicht bandelt es sich Yor allem um ErweÜenmg des 

Gebiets der Fragen, die durch einen Sduedsspruch entschieden 
werden können, der so, wie er ausfällt, Ausführung beansprucht« 
Daß neben dem Streit um die Auslegung von eingegangenen Ver- 
trägen tmd um die Anwendung von Völkerrechtsbestimmungen auf 
einen gegebenen Streitfall auch Interessenkonflikte solchen Schieds- 
spruchs fähig sein können, wurde schon oben bemerkt. Es können 
aber auch Streitfragen zwischen Staaten entstehen, für die eine 
Entscheidung durch einfachen Schiedssprucli nicht angängig ist, weil 
auf beiden Seiten ein Stück Recht liej>t. Dahin gehört zum Beispiel 
der alte Streit zwischen Japan und den Vereinigten Staaten von 
Amerika wegen der Einwandenmgsgesctze der letzteren. In 
solchen Fällen würde schon ein Gutachten genügen, einen 
Ausgleich in die Wege zu leiten. Ein Gutachten beansprucht 
niülit unbedingte Befolgung, es deutet mehr den Weg an für 
einen Kompromiß. Es hat aber doch Gewicht genug, nicht völlig 
ignoriert werden zu können. Und schließlich kann ein Schieds- 
hof auch in ähnlicher Weise Vermittlerdienste tun, 
wie die gewerblichen Einigungsämter sie besorgen. In jedem 
Fall wird das Ergebnis der Überweisung eines Streitfalls 
an eine Schiedsinstanz das sein, daß er erheblich abge- 
mildert aus ihr hervorgeht und die Fähigkeit verliert, 
einen Kriegsgrund zu liefern, der von der öffentlichen 
Meinimg der Völker als solcher anerkazmt werden würde« 

• 

Man nebme eineii konkreten Fall «us der nettesten Zeit. Das Ver- 
langen (VsteneicIi-UnfEams an SerUen nach dem Attentat von Sara- 
jewo mn Schutz dieUnterstfitzimg, die allserbischenAtf tationen 
auf seinem Geifaiet durch Beamte, MilitärSi Verdne nsw« des Kdnig- 
reichs Serluen angeblicii<zfiteil wurde, ward ^nmds&tzlich vielfadi 
als berechtigt anerkannt. Ein Schiedsgericht wfirde ihm sehr wdt« 
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^hend Rechnung getragen haben und walurtcheiiilicli snr die ledif* 
lieh auf Demütigung Serbiens abzielenden Forderungen abgelehnt 
haben, die das österreichische Ultimatum an Serbien enthielt. Aber 

selbst wenn es letzteres nicht tat, wenn es auch jenen sehr zweifel- 
haften Forderungen zugestimmt hätte, wäre damit derWcltkrieg doch 
um seinen Anlaß gekommen. Denn zweifellos hätte sich nämlich 
Serbien auch dann dem Gutachten oder Schiedsspruch gefügt; und 
zwar einfach deshalb, weil dies nicht Unterwerfung unter die Laune 
eines mächtigen Nachbarn geheißen, sondern nur Schicken in ein 
intemationale-s Urteil bedeutet hätte. Ebenso hätte Österreich- 
Ungarn, falls der Schiedsspruch eine Mäßigung seiner Ansprüche 
für notwendii^ erklärt hätte, dies nicht verweigern können, ohne sich 
als Friedensbrecher bloßzustellen. 

Und hier erhebt eich die andere Frage, ob und wie es möglich 
Jet, die Annahme und Durchführung cchiedsgerichtUcher Eatschei- 
dungen im Rechtsstreit der Staaten und der Nationen sidierzu- 
stellen. Mit anderen Worten, die Frage der ▼ölkerrech t- 
liclieii Exektttion. 



d. Das Prof>!em der Exekution. 

Wie kann man einen Staat zwingen, Verpflichtimgen zu beob- 
achten, die ihm von einem völkerrechtlich gebildeten Schiedsgericht 
auferlegt werden? Die Frage ist in neuerer Zeit viel erörtert 
worden. Von verschiedenen Seiten sind Vorschläge gemacht 
worden, eine völkerrechtliche Exekutivgewalt herzustellen, 
die unter Umstanden gegen einen widerspenstigen Staat mit Zwangs- 
mitteln vorzugehen hätte. So berechtigt der Gedanke erscheint, 
so stößt seine Verwirldichung doch auf nicht geringe Schwierig- 
keiten. Nehmen wir z. B. den Vorschlag, die Befolgung einee 
Erkenntnisses nötigenfalls durch kriegerische Maßnahmen zu er- 
zwingen. Welche Voraussetzungen sind, mit ihm verbunden? Ist 
es schon ein gewisser innerer Widerspruch, den Krieg durch den 
Krieg verhindern wollen, so würden falls der sich widersetzende 
Staat eine bedeutende Militärmacht repräsentiertet die Durchführung 
Anforderungen yoq viel größerer Tragweite steUen, als man auf den 
ersten Blick zu vermuten geneigt ist Wie soll die militirische 
VoIIstrcckungsgewalt gebildet werden? Sie aus Kontingenten der 
verschiedenen Vertragsstaaten zusammensetzen wollen, wurde ein* 
so zeitraubendes und scbwerflUiges Geechfift sein, dafi der an- 
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Reifende Staat den ^roßten Teil seines Zweckes erreicht haben kaniit 
che aus den verschiedenen Kontingenten eine leistungsfäliige Armee 
gebildet wäre, die sich willig einer einheitlichen Leitung fügte. Ein 
aus den verschiedenartigsten Elementen zusammengesetztes Heer 
würde unter allen Umständen ein äußerst schwerfällig arbeitendes 
Instrument darstellen und, wie die Geschichte versdiiedener solcher 
Exekutionstruppen gezeigt hat, leicht sich dem Heer ein^s Militär- 
staat« unterlegen erwtdsen. 

Aadm Voracblige laofea darauf hinaus, daB ja^eibenaiiialh du 
bestimaiter Grofistaat mit der DurdiffUiiiiuig der mUitariadieu Vall- 
slreckung betraut werden solL Aber das setart Fortdauer des Wett« 
rusteos voraus, das gerade durch die ßrweiteruiig der Sdbleds* 
^riehtsbarkeit beboliea urerdea soll. Aufierdem ist, wenn, die ■ 
heutigen staatMchen Verhältnisse und kapitalistisch-iniperialistischen 
Gegensifse fortdauern, stets mit der Möglichkeit au rechnen, daß 
der sich widenet«ende Staat unter den anderen Staaten Freunde 
oder gar heimliche Verbiindete hat, die ihm unter UmstSnden Vor- 
schub leisten oder sogar beispringen wUrden. Es sind daher iirohl 
Fälle denkbar, wo dne solche international^ ExdcuHvgswalt im- * 
Stande wäre, die Durchführung eines internationalen Entsdiddes zu 
«rzwingen, aber dne Bürgschaft dafür, daß dies uuter allen Um* 
ständen ohne grofle Unxuträglidikeiten gesellten künnte, ist in 
diesen Vorsdüägen nidit gegeben. Man darf auch nicht vergessen, 
daß Entsdieide nicht immer einstimmig gefaßt werden, sondern oft 
nur Mehrheitserkenntnisse sind, und daß die Begdsterung, große 
Opfer an Leben und Gut für sie zu bringen, gelegentlicb nur recht 
mäßig sein kann. Man kann sagen, daß das ^ufgebot der militä- 
rischen Exekutive gerade dann ein zweifelhaftes Experiment sdn 
würde, wenn es einen starken Widerstand zu überwinden güt, 
während der Widerstand kleinerer Staaten auch ohne eine solche 
Militärgewalt unschwer zu überwinden wäre. 

Mit dem Gedanken der Ausrottung des Krieges -innerlich stärker 
verbunden ist ein anderer Vorschlag, wie man Staaten zur Ein- 
haltung völkerrechtlicher Vorschriften und Durchführung inter- 
national anerkannter Entscheide zwingen könnte. Nach ihm soll 
das Zttwiderhanddn gegen solche Satzungen und Entscheide mit 
Verhän^ttug eines internationalen Banns bestraft 
werden, der so lange anzudauern habe, bis der betreffende Staat sich 
untevwHt. Dieser Bann könne nach Graden abgestuft, von 
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eiliem dafadieii liaiidd,«poUtwclie& und fiiMazpoUtiscIieii Boykott 
bis zum ▼dlligen AuMchltiB aius allem Verkehr ^teij^ert w&edexk* 
Soviel aber für dieses unblutige Verfabreii gegenüber djfH mtlitä- 
risdien Eingreifen spridit, so darf man sich nicht verhehlen« daB der 
Anseiz zum Zuwiderhandelii gegen eoldbe Verfügungen sehr viel 
stärker sein wfirde, als der Anreiz zur mitttSriidien Unterstützung 
eines im Kampf ^egen die Exekutivgewalt widersetzlichen Staates* 
Hier, wo Gesch&ftsverbindungen der verschiedensten Art in Frage 
kommen, wiid die Geneigtheit, einer Boykottverfügung Folge zu 
leisten, von Staat zu Staat, von Industrie zu Industrie, von Unter- 
nehmen zu Unternehmen durchaus nicht überall die gleiche sein» 
werden dem Umgehen aber viele Wege offen stehen. Ein Boykott 
kann dem einen Lande größere Opfer auferlegen als andern Ländern 
und Unternehmungen einer bestimmten Art schwerer treffen als 
andere. Will man die Ungleichheit der Üpftr vermeiden, so würde 
man dazu greifen müssen, ein Recht der Entschädigung iür die durch 
ihn erwachsenden Verluste festzusetzen, und die Abmessung der Ent- 
schädi^ngsansprüche würde gleichfalls auf nicht geringe Schwierig- 
keiten stoßen und Ursache von allerhand neuen Reibungen werden. 

Die Betonung dieser Schwierigkeilen geschieht indes nicht zu dem 
Zwecke, den Gedanken, auf den diese VorschUi|,>€ im letzten Grunde 
abzielen, als undurchführbar hinzustellen. Es soll nur gezeigt 
werden, daß die Schaf fimt^ einer internationalen Exekutivgewalt für 
die Erzwingung internationalerVerträge und Entscheide keine Sache 
ist, die man auf das heutige Staatensystem unvermittelt aufpfropfen 
kann, ohne an diesem selbst und den mit ihm verbundenen imperia- 
listischen Ausgeburten der kapita1i?;tischen Wirischaiisordnun^ 
durchgreifende Änderungen vorzuneimien. 

Die Weiterentwicklung des Völkerrechts bezieht sich nicht aus- 
schließlich auf die Vervollkommnung des Schiedswesens, hat dies 
aber heute zum Mittelpunkt. Um seine Reform gruppieren sich die 
meisten anderen Reformvorschläge, imd diejenii^n, die es nicht tun, 
beziehen sich direkt auf den Krieg. Es wurde schon gesagt,, 
warum in diesen Vorträgen nicht im einzelnen auf die letzteren ein- 
gegangen wird. Der gegenwärtige Krieg hat den Glauben an die 
Wirksamkeit von Vorsdiriften iür den Schutz der Nichtkämpfer und 
gegen die Verwendung gewisser Tötungs- und Verheertmgsmittel zu 
tief erschüttert, als daß die Beschäitigung mit diesen Fragen dem 
NichtSpezialisten der Mühe wert erscheinen möchte, Sie wäre 
Sisyphusarbeit, wie es nur je eine gegeben hat ^»enso wird Ider 

146 



Digitized by Google 

4 



V 



davon abgesehen, die Bestimmungen über Rechte und Pflichten der 
Neutralen im speziellen zu erörtern. Auch in bezug auf «ie ist 
alles bisher darüber Bestimmte ins Wankeai geraten. Unter den 
heutigen Verhältnissen gibt es, wo Kriege der Großmächte in Be- 
tracht kommen, überhaupt kaum noch eine vollständige Neutralität. 
Mehr oder weniger werden alle Länder in den Krieg hineingezogen 
oder von ihm betroffen. Die einen haben unter ihm zu leiden, die 
andern ziehen von ihm Vorteile. Die geltenden Vorschriften hin- 
sichtlich der Neutralität verbieten es jedem neutralen Staat, dem 
einen oder anderen Kriegführenden bestimmte Waren tai liefern, sie 
verbieten es aber nicht den Angehörigen dieser Staaten, Krieg- 
führenden solche Waren zxl verkaufen und zuzuführen. Dies macht 
es möglich, daß zwar nicht der Staat selbst, wohl aber seine Ge- 
schäftswelt dem einen Krietf führenden im Gegensatz zu dessen 
Gegner Kriegsmittel in einem Umfange liefert oder ihm sonst Vor- 
schub leistet, daß von einer Neutralität des Landes nicht mehr ge- 
sprochen werden kann, sondern eben nur der Staat selbst die Neu- 
tralität in der vom Völkerrecht vorgeschriebenen Form beobachtet. 
Das schlagendste Beispiel hierfür haben, wie in einem früheren 
Kapitel erwähnt, im gegenwartigen Krieg die Vereinigten Staaten 
von Amerika geliefert, ehe sie selbst in den Krieg eintraten. Die 
Vorwürfe, die ihnen von Deutschen in Wort und Schrift darob ge- 
macht word^ sind, da Deutschland hier die benachteiligte Partei 
war, sind völkerrechtlich unberechtigt. Wäre es umgekehrt gewesen, 
so hätte Deutschland sich diese Lieferungen sehr gern gefallen 
lassen. Es ist in diesem Falle alles streng nach den Vorschriften 
des Völkerrechts zugegangen. Aber daß es ein Idealzustand war, 
wird niemand behaupten können. Das heute geltende Recht in dieser 
Frage kann zum furchtbarsten Unrecht werden, kann einen Staat, 
der, ohne Spur von Berechtigung mit einem andern Krieg anfängt, 
eo zum Schaden dieses bevorteilen, daß dem Friedensbrecher der 
Sieg über den Überfallenen auf jede mögliche Weise erleichtert 
wird. Wie soll aber dem vorgebeugt werden? Den Privaten 
neutraler Länder dieselben Beschränkungen auferlegen, wie dem 
Staate selbst, würde keineswegs größere Gerechtigkeit sichern. Der 
Krieg und die Gerechtigkeit sind eben grundverschiedene Dinge, das 
Kriegsrecbt etwas ganz anderes als das ethische Recht. Die Lösung 
des Ge^enaatzes wird eolange ein unmöglich zu erreichendes Ziel 
bleiben, solange überhaupt für den Staat ein ander<:>s Recht gÜt als 
ffir das Volk« das vertritt« d.kcwi8cbendieBe2iehttn>gen 
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dcrVölkerzucinander sich die Beziehungen der Staaten 
stellen, und Staatenpolitik nicht vollständig zusammenfällt mit 
Völkerpolitik, sondern von den IntcreMea bevorrechteter Klassen 
bestimmt wird. 

e« Der politische Sinn der Formel 
Freiheit der Meere. 

Erwähnt sei schließlich noch die heute so viel erörterte Fordening 
der Freiheit der Meere. Sie umschließt Widersprüche, die 
b^ dem heuUgjOk Verhältnis der Staaten zueinander schwerlich eine 
Ldsung finden werden. Es handelt sich nämlich bei ihr nicht etwa 
um die freie Schiffahrt im Frieden, die von keinem Staat derVölker- 
rechtsgemeinschaft angefochten wird und seit Unterdrückung des 
Seeräubertums längst Tatsache ist, sondern um die Freiheit der 
Benutztmg des Meeres dturch Handels- tmd Passagierschiffe kri^ 
fähiender Mächte imd ~ die absolute und relative Bannware aus- 
genommen — die freie Zufuhr zur See an diese durch Neutrale 
wihrend des Krieges. Es soll das sogenannte Seebeuterecht ab- 
geschafft wefdetti kraft dessen kriegführende Staaten Handelsschiffe 
ihres Gegners und für ihn bestimmte Ladungen neutraler Schilfe 
auf der See beschlagnahmen und als Prise sich aneignen kdnnea. 
Abstrakt Rommen, klingt diese Fordenmg nur ^echt« ins^ 
besondere wenn man berfickaiciitigt, wie ungleich durch die 
geog^Iiliisdie läge der Staaten und ihrer Besitzungen die Herr- 
sdiaft Aber das Meer verteilt ist Hat ein Land die M6glichkeit« die 
Meeresstrafien za behemchen, welche die großen Seen und Oseane 
miteinander verbinden, so ist es selbstverständlich in der Lage, 
einer ge^ierisohen Macht, von der das nicht gilt, die Benutzung der 
Ozeane im Kriege unmöglich m machen, und das ist tatsfidilich auf 
adten Englands der FaU. England sitzt an der Strafle von Calais, 
dem Durchgang von der Nordsee in den Atlantischen Ozean, es sitzt 
in Gibraltar und beherrscht dadurch in hohem Grade den Weg vom 
Mittelländischen Meer in eiien den Ozean, und es sitzt am Suez- 
kanal« dem Weg vom Mittelländischen Meer in den indischen Ozean* 
Wird das Sed>euterecht abgeschafft, so ist diese Herrschaft Eng- 
lands atil dem Meere nur insoweit noch vorhanden, ab seine Flotte 
anderen Flotten ti>erlegen ist. 

Mit der Frage seiner Abschaffung nun beschäftigte sich auf der 
Haager Konferenz eine besondere Kommission, deren Werk aber zu 
keinem Absciiluß kam und einer Sonderzusammenkimil überwiesen 
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wurde, die im Jahre 1909 als Seeicriegarecht - Konferenz in 
London tagte. Dort wurden die Bestim|iiun^eQi Ober Blockade und 
Prisenrecht ^rereinbart, die im ffinften Vortrag summarisch ge- 
schildert worden sind, und dia eine erheblache £iiisdirSiik!ung des 
Sed>eisterediti bedeutet hätteiL Sie lind aber nicht zu ihrer Ratsfi- 
zieruttg gekonunen, da 9war das cngUiche Haus der Gemeinen den 
Beschltaen im Jahre 1912 ndt antchaliclier Mehrheit «eine Zu- 
stimmung gab^ das Haus der Loids sie aber ivefwclgerte. Eine von, 
hei6t es, f&nfsdg Admiralca unfeizeichnete Denkschrift hatte dar- 
gelegt, der Verfehl auf das Seebeuterecht wSrde ffir England einen 
verlorenen Krieg bedputen* Das Tauchboot hat die Frage etwas 
verschoben. Immerhin bietet das Seebeaterecht, wie die Ertahrung 
gex^gt hat, dn» fiberlegenen Seemacht doch die Möglichkeit, ihrem 
G^ner im Krieg die Zufdur zur See abzuschneiden, und die Be- 
herrschung der WasseietraSen ist Im Falle Englands ein s^ be- 
deutsames Hilinnittel dabeL Denen aber, die sie fOr ungerecht er- 
klireo und deshalb abschaffen wollen, antworten jetzt die Eng- 
ISndcr, dafi die absolute Freiheit der Meere ehiem Militarstaat wie 
Deutschland bei dessen feo^ra|»hischer Lage auf dem Lande er- 
lauben w&de, jeden seiner Nachbarn straflos fiberfallen und aus- 
pMndem zu können, d* h. sich, wShrend er auf dem Lande Krieg 
ffihrt, undngeschrfinkt von der See her mit Lebensmilteln und Roh- 
stoffen und Fabrikaten aller Art zu verproviantieren. Ein Einwand« 
der das tatsfldilioiie Verh&ltnts dben so richtig kennzeichnet, wie es 
dieKlagen von deutscher Seite Aber dieUngerechtigkdtea oderOe- 
fahren von Englands ^schilderler 'Machtstellung zur See tun. Die 
Feststellungen und die an sie geknüpften Forderungen stdien sich 
heute gegenfiber, wie die Kantischen Antinomien als Gegensitze, 
ffir die es keine Lfisung gibt Das heifit kdne Lösung bei dem 
heutigen Verhiltnis der Staaten zueinander. Es ist darum sehr 
fraglich, ob der Frledensschlufi, der diesen Krieg beenden wird, die 
Lösung des Gegensatzes audi nur einen Schrift über den Stand 
hhuiusbringen wird, der in bezug auf ihn vor dem Kri^ erreiGht 
war. Welche Voraussetzungen erffiUt sein mfiesen, um diese und 
andere Fragen wirklich zu lösen, läBt «ich in den Satz zusammen- 
fassen: Internationale Verwiriclidiung der Grundsätze der 
modernen Demokratie. 



149 



9 



IL 

Die internationale Sozialdemokratie und 

die Fragen des Völkerrechts und der Völkerpolitik. 

a. Die Stellung der Internationale 
vor dem Kriege. 
£s wurde schon erwähnt, daß die Sozialdemokratie sich vor 
diesem Kriege außerordentlich wenig mit der Frage des Völker- 
rechts beschäftigt hat. Vielleicht am wenigsten in Deutschland. 
Nicht daß die Sozialdemokratie jemals den Fragen, die dtu'ch das 
Völkerrecht geregelt werden sollen, gleichgültig gegenüber ge- 
standen hätte. Wie auf anderen Gebieten war sie jedoch auch hier 
von einer Anschauungsweise stark beeinflußt, die einer ihrer Kritiker 
einmal mit dem Ausspruch gekennzeichnet hat: äußerst pessi- 
mistisch für die Gegenwart, maßlos optimistisch 
für die Zukunft. Es ist die Verelendungstheorie 
auf das Verhältnis der Staaten zueinander übertragen. In der 
kapitalistischen Gesellschaft entwickeln sich danach die Verhält- 
nisse zunehmend ztun schlechteren, in der kommenden sozia- 
listischen Gesellschaft werde alles zumBesten geregelt sein. 
Den Krieg abschaffen zu wollen oder ihm Grenzen setzen zu 
können, solange der Kapitalismus in der Politik der Staaten das 
große Wort spreche, galt als utopistisch. Und so wurden alle 
darauf gerichteten Bestrebungen als aussichtslose Versuche, Tiger 
zu zähmen, mehr oder weniger spöttisch abgewiesen. Ja, es ist 
vorgekommen, daß von Sozialisten die Bekämpfung des Krieges 
als reaktionär hingestellt tmd verworfen wurde. Solange der 
Klassenkampf in der Gesellschaft bestehe, werde sich auch der 
Krieg zwischen den Staaten nicht ausrotten lassen, und da die 
Propagierung der Friedensbewegung in den vorgeschrittenen 
Ländern mehr Aussicht auf Beachtung habe als in rückständigen 
Ländern, werde sie faktisch den absolutistischen Mächten am 
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«besten zugute kommen. Während aber die ökonomische Ver- 
«lendungsthe^Mie dadurch eine Korrektor erfuhr, daß die Arbeiter 
nicht abließen« für Verbesaenrng ihrer Arbeitsbedlngun^n zu 
kimpf en, und Ihren parlamentarischen Vertretern die Notwendl^eat 
sidi aufdrlngte, für Reformen m urirken, fehlte ifir die ähn- 
liche Behandhmg der Fragen des Vdlkerrechts lange Zeit es der 
Soaöaldemokratie an Aiüafi .und Möglichkeit au ' praktischer Be- 
tftfignng. Hier blieb es dem Verhalten der Regierungen und bfoiger- 
lichen Reformer g^enfiber im wesentlichen hei der bloßen Kritik. 
Die- alte sooalistlsche . Interoationiale ist über sie nicht hinaus- 
gekmunen* 

Einige Fortschritte. darüber hinaius sind dagegen in der Neuen 
Int er nationale gemacht worden, deren Gründung auf den 
Pariser Intetnatioiiftlen Soasialistenkongreß 1889 zurückgeht Ihre 
ersten Kongresse waren freilich noch von der alten Anschauungs- 
wesse beherrscht. Aber 4ler zundunende Einfluß der Sozialisten in 
den versduedenen Parlamenten und die damit ^verbundene Mög-: 
Üchkelt und Pflicht, den Fragen des Verhaltens der Staaten zu- 
einander in Krieg und Frieden gesetzgeberisch niher zu treten« 
brachten es mit sich, daß auch hier das Bedürfais zu positiverem 
Wirken Vertreter land. Dies namentlich in den westlichen L&ndem, 
denen parlamentarische Einrichtungen den Sozialisten tiefere Ein- 
blicke in das Getriebe der auswärtigen Politik ihres Landes er- 
müglichten und sie den gefährdeten Zustand Europas Im neuen 
Jahrhundert unmittelbarer erkennen und empfinden ließen, als es 
in Deutschland der Fall war. Während die Internationalen Kon- 
gresse sich noch im letzten Jahraehnt des neunzehnten Jahrhunderts 
auf Resolutionen beschränkten, die den MiHtarismus und die 
Rüstungen Tenwarlen und den Krieg theoretisch aburteilten, be- 
schäftigten sich im neuen Jahrhianderi einige von Ihnen eingehender 
mit der Frage der möglichen Verhinderung des Krieges und der 
Mittd, die schnelle Beendigung ausgebrochener Knege zu be- 
wirken. Dies mußte schließlich auc^ dahin führen, dem Krieg 
sozusagen genauer ins Gesicht zu sehen. 

Nachdem in den Jahren 1905 und 1906 die Marokkowirren Europa 
erschüttert hatten, so daß es nur mit Muhe vor dem Ausbruch 
eines Kriet^es zwischen Deutschland und Frankreich samt beider- 
sdti^^en Verbündeten hatte bewahrt werden können, nahm die 
französische Sozialdemokratie Anlaß, dem 1907 nach Stuttgart 
einberufenen Internationalen Sozialiatenkongreß eine Resolution 



vorzulegen, die forderte, daß die sozialistische Arbeiterschaft in 
jedem Lande beschließen solle, den Eintritt ihres Landes in einea 
Krieg durch Androhung des Generalstreiks zu verhindern. Der 
Gedanke selbst war nicht neu. Schon in der Frühzeit der alten 
Internationale war auf einem ihrer Kongresse — Brüssel 1868 — 
ein ähnlicher Beschluß gefaßt worden, ohne indes eine tiefere Nach> 
Wirkung zu hinterlassen. Sozialisten radikalerer Richtung nahmen 
ihn Anfang der neunziger Jahre wieder auf und brachten ihn auf 
den internationalen Kongressen von Brüssel 1891 und 
Zürich 1893 zur Sprache, er wurde aber dort unier dem 
Einfluß der Führer der großen sozialistischen Parteien als undtirch- 
führbar und irreführend verworfen. Nun ihn die geeinte sozia- 
listische Partei Frankreichs unter Führung ihres großen Vor- 
kämpfers Jean Jaur^s wieder aufgenommen hatte, mußte er emst- 
hafter genommen werden, und so kam es in Stuttgart zu einer 
recht lebhaften Diskussion über ihn. Als seine entschiedene 
Gegnerin bekämpfte ihn unter Führung von August Bebel die 
deutsche Sozialdemokratie, und das genügte, den Antrag der 
Franzosen zu Fall zu bringen. Statt seiner fand eine Resolution 
Annahme, die den Gedanken nicht schlechthin abweist, aber die 
Frage, was das sozialistische Proletariat für die Verhinderung des 
Krieges gegebenenfalls zu tun habe, im unbestimmten ließ. Diese 
Resolution lautet: 

„Droht ein Krieg auszubrechen, so haben die Arbeiter der betreffenden 
Länder und ihre parlamentarischen Vertreter, unterstützt durch die zu- 
sammenfassende Tätigkeit des Internationalen Sozialistischen Bureaus» 
alles aufzubieten, um den Ausbruch des Krieges durch die Anwendung 
der ihnen am wirksamsten erscheinenden Mittel zu verhindern, die sich 
je nach der Verschärfung des Klassenkampfes und der Verschärfung der 
allgemeinen politischen Situation naturgemäß ändern. 

Falls der Krieg dennoch ausbrechen sollte, ist es die Pflicht, für dessen 
rasche Beendigung einzutreten und mit allen Kräften dahin zu streben» 
die durch den fCrieg herbeigeführte wirtschaftliche und politische Krisr 
zur Aufrüttelung des Volkes auszunutzen und dadurch die Beseitigung 
der kapitalistischen Klassenherrschaft zu beschleunigen." 
Auf dem nächsten internationalen Sozialistenkongreß, der 1910 
in Kopenhagen stattfand, wurde dieser Beschluß erneuert tmd 
durch Zusätze ergänzt, die das Internationale Sozialistische Bureau 
anwiesen, bei drohender Kriegsgefahr die nötigen Schritte zu tun» 
um ein Einvernehmen der Arbeiterparteien der betroffenen Länder 



152 



über «in dnlieitUchei Vörden zur Veilifittiiig det Kriefes herbci-r 
zuführe». F6r da« Mittel dee Masseiurtfiilw iegfta des Kileg 
•timmtcn liier indes scbon mehr sozialistiache Laddesparteien «b i& 
Stiitli^ er blieb aber siodi in der Miaderbeit. DaM«n^C"^^ 
aniBer Zweifel, daß wä dem nim folgended Kon jreB, der Mitte 
August 1914 In Wien susanunentreten sollte,, ein Antrag zu seinen 
Gunsten die Mjebrbeit fflr steh gelobt hätte, dodi liefi der inzwisdwn 
ausgebrochene Krieg c« zu jeneni Kongreß nicht erst kommen. Ein 
Versuch, diesen Krieg settist durch den Massenstreifc zu verhindemr 
ist nirgends gemadit worden. Im Gegenteil hat die parlamenta«> 
lisdio Vertretung der Sozialdemotantie des Landes, dessen Re- 
Gerung die entscheidenden KriegseihUbrungen verfflgt hatte, nämlich 
Deutschlands, die Ton dieser geforderten Kriegshredite mit großer 
Mehrheit bewilligt. Sie hat dies damit begründet, daß, als Ihr die 
Frage voigelegt wurde, der Krieg schon da war und es sich auamehr 
nur noch um die Frage der Verteidigung des Landes handelte, als 
dessen Hanptgegner das zarische Rußlaad ersdiien. In Frankreidi 
wiederum bewilligte die Sozialdemokratie die Kriegskredite, als es 
am 4. August 1914 In der franzMschen Kammer zur Abstimmung 
über sie kam, weil tags Todier Deutschland vt Frankreich den Krl«g 
erklärt hatte und deutsche Truppen in franzdslsches Gebiet, sowie 
in das der intemaHonal neutraUslerten Staaten Belgien und Luxem' 
bürg zu dem Zweck einmarschiert waren, von diesen Ländern her 
in Frankreich einzudringen. Immerhin muß zugestanden werden« 
daß die französischen Sozialisten in den ▼orhergegangenen Tagen 
energischere Schritte getan hatten, ihre Regierung vom Eintritt in 
den Krieg abzuhalten, als ihrerseits die deutsche Sozialdemokratie. 

b, Gegensätze 
in der deutschen Sozialdemokratie 1915. 
Leltsät^evoa Ed. David undEd. Bernstein. 

Der Einmarsch deutscher Truppen in Belc^ien und Luxemburg 
gegen den Protest der Regierungen dieser Länder widersprach dem 
Völkerrecht, da die beiden Staaten, wie erwähnt, international neu- 
tralisiert sind. Wie die deutsche Regierung, die selbst zu den 
Bürgen dieser Neutralität gehörte, ihren Schritt rechtfertigte, kann 
hier unerörtert bleiben. Bemerkt muß aber werden, daß die Richtig- 
keit der Angaben, auf die sie sich bei der Begründung stützte, von 
der Gegenseite überzeugend bestritten worden ist. Die über Jeden 
Verdacht einseitiger Parteinahme erhabene Kammeriraktion der 
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belgischen Sozialdemokratie war nach eing^hemier Beratung einmütig 
zu dem Entschluß gekommen, daß Belgien es Europa schuldig sei, 
seine Neutralität gegen jeden Einbruch zu wsdiren, und hatte dem- 
gemäß mit dafür gestimmt, daß die belgische Regierung das Ver- 
langen Deutschlands, seinen Truppen den Durchmarsch wider 
Frankreich zu gestatten, abwies und daß somit gesucht wurde, die 
Neutralität Belgiens nötigenfalls mit d^^n Waffen in der Hand zu 
verteidigen. War durch diese Vorgänge schon eine wichtige trage 
des Völkerrechts in greifbarster Unmittelbarkeit vor die inter- 
nationale Sozialdemokratie gebracht worden, so geschah das gleiche 
mit den Bestimmungen, welche die Kriegführung tmd die Maß- 
nahmen der Kriegführenden in den besetzten Gebieten behandeln. 
Anklagen über Anklagen wurden erhoben, daß diese Bestimmungen 
gräblich verletzt worden seien, und da die sozialistischen Parla- 
mentsvertreter der kriegführenden Lander immer wieder neue 
Kriegskredite zu bewilligen hatten, oblag ihnen auch die Pflicht, 
diese Anklagen zu prüfen tmd auf Abstellung zu dringen. Man 
kann aber nicht sagen, daß sonderlich viel in dieser Hinsicht §^ 
schehen sei. In den westlichen Landern sahen die Sozialisten In 
Deutschland den Urheber des Kriei^s und den Ruhestörer Europas 
und fohlten sich um so weniger veranlaßt, die eigene Heeresleitung 
zur Verantwortung zu ziehen, als auf dem Hauptsduuiplsitz des 
Krieges im Westen deutsche Tnuppen belgisches und französisches 
Gebieift besetzt hatten, und nidit umgekehrt In Deutschland 
nviederttm hatte sich die Mehrheitsfraktion der Soziaklemokraiie 
so sehr auf die Bewilligung der Kriegskredtte festgelegt, dafi sie alle 
öffentlichen Erörterungen vermied, die sie in die Lage bringen 
komiten, als Ankläger ihrer Re^erung aufzutreten. Niur eine 
Minderheit in der Fraktion drängte darauf, zu allen diesen Fragen 
eine den sozialistischen Gnindsätzen entsprechende entschi<»dene 
Haltung einzunehmen. 

Die Gegensätze in der deutsdhen Sozialdemokratie spitzten sich 
schließlich so sehr zu, daß Mitte 1915 der Parteivorstand eidi ver- 
anlaßt sah, eine gemeinsame Atzung der Reichstagsfraktton und des 
Parteiaiussdiusses einzubenifen, die sich ^her dn Programm von 
Friedensfordertmgen aussprechen sollte. Als Referenten dazu 
wählte er von der Mehrheit den Abgeordneten Eduard David und 
von der Minderheit Eduard Bernstein aus, und diese legten der 
Sitzung, die am 16, August stattfand, ihre Leitsätze vor und be- 
gründeten sie in ausführlichen Referaten, denen eine längere allge- 
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mMne Didcussion folgte. Dann ward von der Mehrheit beschloswQ, 
»aerst fiber.die Leits&tze Davids abzustimmep, und ak diese mit 
Terachiedetien Änderungen Annalhtne gefunden hatten, ward der 
Gfligenstand ffir erledigt erklart, so daß die Benisteiiische Vorlage 
fiberhÄupt nicht cur Abstimnumg kam« Nach den angeoommenen 
leitsatzea nun erklirte die deutsche Sozaaldemokratie, dafi sie «&ien 
Frieden erstrebe, „der die Gewahr der Dauer in sich tragt und die 
europSisdien Staaten anf den Weg zu einer engeren Rechts-, Wirt- 
schalts- u^id Kulturgemeinsdiaft ffihrt** und forderte sie die Ä2>- 
Weisung aller gegen den „territorialen Machtbereich des deutsdien 
Reiches gerichteten Eroberungsziele der Gegner". Das treffe auch 
zu „ifir die Fonderung der Wfederangliedenuig ElsaB-Lothringens 
an Frankreich, einerlei in welcher Form sie erstrebt wird." Es 
▼enwarf also auch die Vornahme einer Volksabstimmung. In das 
engsre Gebiet der Völkenreöhtsfragen führte der zweite der be- 
schlossenen Leitsätze, der folgendermaBen lautet: 

.Zwecks Sicherung der wirtschaftlichen Entwicklungsh-ciheit des 
deutschen Volkes fordern wir: 

.Offene I ür', d. h. gleiches Recht für wirt3chaftlicbe Betatig^g in 
allen kolonialen Gebieten; 

Aufnahme der Meistbegünstiguiigsidausei in die Friedensverträge mit 
allen kriegführenden Mächten; 

Förderung der wirtschaftlichen Annäherung durch möglichste Beseiti* 
gung von Zoll- und Verkehrsschranken; 

Ausgleichung und Verbesserung der soziaipoliüscheD Einrichtungen 
im Sinne der von der Arbeiterinternationale erstrebten Ziele. 

Die Freiheit der Meere ist durch internationalen Vertrag sicherzustellen. 
Zu diesem Zweck ist das Seebeuterechl zu beseitigen und die Inler- 
nationaUsierung der für den Weltverkehr wichUgeo Meerengen durch- 
zuführen." 

Leitsatz 4 bekämpft die auf Annexionen Tolksfremder Gebiete ab- 
zielenden Pläne „kurzsichtiger Eroberungspolitiker" und Leitsatz 5 
fordert, dafi ein etandiger internationaler Schiedsgeriditshof 
schaffen werde, dem alle zukünftigen Konflikte zwiachea den 
Völkern zu unterbreiten sind« 

Aus der Vorlag Bernateins seieo folgende direkt auf das 
Völkervedit bezOglidie Sätze angeführt: 

AusL eitsatz2: „Oberster Grundsatz der Völkerbeziebungen . . . 
ist das nationale Selbstbestinimim^redit der Völker im Rahmen 
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des für alle gleichmäßig geltenden internationalen Rechts. . . Die 
Sozialdemokratie erkennt kein Reobt der Erobenmg vwi NatioocB 
gegenüber Nationen an.*' 

Aus Leitiats3: MAuf Verlang einer genügend großen VoUu- 
zahi mufi Bevdllwnmgen, die awengsweise eineni Staatsiveseii «n- 
Ml^^c^ dai Redit zuetlnmit werden« in direkter Ab- 

•tinmMin|{ fiber Ibre StaatszogehArigkeit zu entscheiden." 

Leitsatz 5: ,,Die Sicherung der Staaten und Völker ^egen 
Wieder ausbruch des Krieges oder gegen Vergcltungskriegc ist zu 
enrirken durch Ausbau und l^räftigtmg des intemationaien Rechts. 

In dieser ifindeht moB fordert werden; 

a) Ausbau der Haager Staatenkonferenz zu einem dauernden inter' 
nationalen Staatenverband für Festlegung internationalen Rechts 
und für intemationaien Schiedsspruch. Zusammenfassung der 
Haager Schiedseinrichtungen zu einem standigen und zweckent- 
sprechend gegliederten intematkmalen Stastengerichtahof, 

b) Venidicbtiiiig alier Staaten» ihre Sirdtigbilen, die sie nicht durah 
direbe hiedUidie Venlindigaag beilegen können« vor den vom 
Haager Verband einzurichtenden Staatengerichtshof zu bringen« 
am je nach ihrer Natur dmrch Gutachten, Schlich tung 
oder S c h i e d s s p r u c h beigelegt zu werden. 

c) Bindung aller Staaten, gegen keinen der Vertragsslaaten Krieg an- 
zufangen oder kriegerische Ma&nahmen einzuleiten, bevor nicht 
der Staatengerichtshof Gelegenheit gehabt hat, den Streitfall, der 
als Kriegsgrund aufgefaSt werden sollte, zu prüfen, und alle Mittel 
friedlicher Schlichtung erschöpft sind. Ein Staat oder Staatenbund, 
der entgegen diesen Vorschrihoi Krieg anfängt oder einleüett ist 
als Feind aller zu betrachtoi und zu behandeb. 

d) Entscheidung über Krieg und Frieden durch cfie Volksfertrstms. 
Verbot der diplomalisdien Geheimvetltige* 

e) Ausbau und Verschirfiuig desVollKnndits ip bezug auf die Kri^ 
' fOhruDg und den Schutz der ZlvilbevSlkenmg' im Kriege. Auf- 
hebung des Seebeuterechts und des Rechts der Erhebung von 

Kriegskontributionen. Verbot des Nehmens von Geiseb und des 
Systems der VergeltungsmaGnahmen an Bewohner eines durch 
ICrieg überzogenen Landes für Akte der Selbsthilfe anderer od«r 
nicht ermittelter Bewohner dieses Landes. Einsetzung ständiger 
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Kommissionen Kkr die Überwachung der Ma&nahmen von Krieg- 
führenden in besetzten Gebieten und die Behandlung von Khe^ 
/ gefangenen und kriegsrechtlich internierten Zivilpersonen. 

Q Internationalisierung der transkontinentalen Eisenbahnen und aller 
Wasserstrafeen, welche Meere und von verschiedenen Staaten um- 
schioMene Seen untereinander und mit dem Meere verbinden. 

g) FertMimig des Grundsatzes der otfenen Tür für alle Kolonie«» 
Schutzgebiete und sooilige, umer dem Einfloft europiischer Staileii 
f^ nilnin^lffl i Gdiiele» 

h) Diese Beilimmniigen sind den Vcrfusungoi der Vertragistiaten 
eunsAigeB*'' 

Die Davidschen Leitsätze enthalten eine Forderung, die in 
meiner Vorlaj![e nicht enthalten war, der ich aber in der Debatte 
sofort rückhaltlos zustünmte, nämlich den Satz, der die Aufnahme 
der Meistbegünsti^ngsklausel in die Friedetjsverfräge verlangt. 
Grundsätzlich gehe ich freilich weiter und kämpfe für Aufhebung 
aller Zollschranken. Da dies aber schwerlich sofort zu erreichen 
sein wird, wäre die allseitige Einführung der Mcistbegünstigungs- 
klausel ininierhin ein Schritt zu diesem Ziel, wie ihm denn auch bei 
David ein Satz folgt, der „möglichste Beseitigung von Zoll- und 
V^erkehrsschranken" fordert. 

Die Einbeziehung der Meistbegünstigungsklausel in das Friedeas- 
programm ist aber der einzige Vorzug, den ich den Davidschen 
I.eitsätzen vor meinen zuerkennen kann. Im allgemeinen behandelt 
David vielmehr die Völkerrechtsfragen in einem Geiste, der schon 
durch die einleitenden Worte seiner Vorlage ,,in Wahrnehmung der 
nationalen Interessen und Rechte des eigenen Volkes und in Be- 
achtung der Lebensinteressen aller Völker" eine starke Hinneigung 
zu Kompromissen mit dem bürgerlichen Nationalismus verrät. Dies 
trat klar zutage in verschiedenen Stücken »einer Vorlage, auf die 
hier nicht einzugehen ist. Es geigte sich aber auch darin, daß 
David zwar übereinstimmend mit den deutschen Nationalisten die 
Freiheit der Meere und die Beseitigung des Seebeuterechta focdertt 
dagegen mit keinem Wort d^ Ls^ndbeuterechts gedenkt, von dem 
sich damals schon deutlich gezeigt hatte, daß es zu den schänd- 
lichsten Mißbräuchen und Ausraubungen die Handhabe bietet. Über- 
haupt kommt das eigentliche Völkerrecht bei ihm sehr kfimmerlich 
fort Und wenn er im vierten aeiner Leitsätze zwar „vom StK&d» 
puakt des deutschen Interesses nicht minder wie von dem der 
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Gerechtigkeit" die Wiederherstellung Belgiens" für geboten erklärt, 
sie «ko nicht einmal kategorisch fordert, so enthielt seine Vorlage 
hierzu noch den Zusatz, der versteckten Annexionen eine Hintertür 
öffnen konnte: 

i^ber im Interesse seiner eigenen Sicherheit und wirtschaft- 
lichen Bewegungsfreiheit kann Deutschland auch nicht zulassen, 
daß Belgien ein militärisches Vorwerk und politisches Macht- 
instrument Englands mixd," 

Dieses Zugeständnis ah die halben und ganzen Annexionisten, 
das um so ibedenkÜcher war, als schon vom Kanzler Betfamann 
Hollweg das Wort gefallen war, Deutsdiland mflsse im Osten und 
Westen „reale Garantien'* haben, da0 es nicht wieder vcm den 
andern „über iallen werden** könne, ging selbst einem erheblichen 
Teil von MitgUedem der M^ubeit zu vreit und wurde daher bei der 
Beratung gestrichen* 

Hinsichtlich meiner Leitsätze glaube icli soviel feststellen zu 
können, daß sie den internationalen Gesichtspunkt des prole- 
tarischen Sozialismus zum leitenden Gesichtspunkt nahmen und daß 
ich mich bemüht hatte, soweit dies in dem knappen Rahmen 
weniger Leitsätze möglicJi war, die Grundgedanken einer radikalen 
Erweiterung des Völkerrechts möglichst bestimmt zum Ausdruck zu 
bringen. Der Einlei tungssatz dieser Leitsätze fordert einen 

„Friedensschluß, der in den Fragen der Rechte und Beziehungen 
der Völker den Grundsätzen entspricht, wie sie im Programm 
der deutschen Sozialdemokratie und den Beschlüssen ihrer 
Parteitage sowie den Beschlüssen der IntemationAlen Sozia' 
listenkongresse niedergelegt sind." 

Einfleehtend sei hierbei benteilLt, daß sohon das 1891 beschlossene 
Erfurter Programm der deutschen Sozialdemokratie im Punkt 3 
seiner Forderungen „Schlichtung aller internationalen Streitigkeiten 
auf scbiedsgerichtlicbem Wege" verlangt. Für diese Formulierung 
war ich Im September jenes Jahres in der „N<|uen Zeit" ange- 
treten, und an der Begründung dazu schrieb ich in dem betreffenden 
Artikel der Neuen Zeit; 

„Es möchte . . . zweckmä&iger erscheinen, vorläufig nur die Schlichtung 
aller internationalen Streitfragen auf schiedsgerichtlichem Wege zu ver- 
langen, die Errichtung eines internationalen Schiedsgerichts aber einer 
Zeit zu überlassen, wo die Völker bei der Zusammensetzung desselben 
etwas mehr mitzusprechen haben werden» als heute." 
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Damit S!i>d so objeküv, wie es mir mögiich war, die Unterschiede 
gekennzeichnet, welche die verschiedenartige Stellung der Mehr- 
heitsfraktion der <3eutschen Sozialdemokratie und der inzwischen 
als Unabhängige Sozialdemokratie konstituierten entschiedenea 
Opposition zu den Fragen des Völkerrechts wie tiberhaupt der 
ganzen Volkerpolitik bestimmen. Zwar kann ich nicht bean- 
spruchen, damals als Beauftragter der Opposition gesprochen zu 
haben. Nicht sie hatte mich zu ihrem Sprecher ernannt, sondern 
der Vorstand der Partei hatte mich dazu vorcjeschlatfen, und so 
kann es sein, -daß der cmc oder andere Punkt bei Beratung innerhalb 
der Opposition eine etwas andere F'ornuilierung angenommen hätte. 
Eduard David wiederum steht in seiner Fraktion auf deren rechtem 
Flügel, repräsentiert also nicht in allen Fragen den Standpunkt des 
Durchschnitts ihrer Mitglieder, Aber in der Hauptsache kam doch 
in den beiden Vorlagen der Gegensatz der Auffassungsweise, der di« 
beiidea FFaktionen unterscheidet, |^eifl>ar j{enug zum Ausdriuck. 

c« Gegensätze und Konferenzen in der 

Internationale, 

In den Jahren 1915 und 1916 haben sowohl Konferenzen von 
Parteivorständen der Sozialisten der Mittelmächte als auch Dele- 
giertenversammlun<^en von Sozialisten der sogenannten Entente- 
mächte stattc^efunden, die sich mit der Friedensfrage imd den 
Problemen einer internationalen allj^emeinen Sozialistenkonferenz 
^m Zwecke einer Aktion für den Frieden beschäftigten. Im ein- 
zelnen auf ihre Beschlüsse einzugehen ist hier nicht möglich und 
auch nicht nötig. Es handelt sich nur darum, die Unterschiede der 
Standpunkte festzustellen. Rein äuf3erlich betrachtet decken sich 
die ^roße Mehrheit der hüben und drüben aufgestellten Friedens- 
forderimöen. Aber die durch den Krie^ geschaffenen Gegensätze 
machten es immoeilich, durch bh^ßes Bekenntnis zu einem Programnn 
von mehr oder weniger allgemeinen Grundsätzen ohne Rücksicht 
auf die im Kriei^e beobachtete HaltuntJ \md die Feststellung der 
konkreten Anwendung jener Grundsätze eine Verständigung herbei- 
zuführen. 

Die große Mehrzahl der französischen Sozialisten betrachteten die 
von der deutsohen «omaMemokratischen 'Mehrheit zum Kriege ein- 
genommene Haltung — die Bewilligung der Kriegskredite, die 
pMtiTe Htonnlmie der Ver,0ewalti^g Belgieas und ibnlkhes mehr 
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Vemt «a ^ea Grundsätzen der soziaUstUdiin Inter- 
nntionale und crkUUrtea, an keiner Konferenz mit flmen eicb oni be- 
teiligen, solange de UuT Verhalten nldit ge^editfertigt und gem&B 
dem Spruch der Internationale ^Sadert Utten. Naeb ihrer Aniicht 
war es sonnenklar, daB der Krieg von den Regierungen Deutedi* 
lands und Österreich-Ungarns gewollt und Europa aufgezwungen 
worden war, und hieß daher die Bewilligung von KriegWnitteln an 
diese Regierungen sich zu deren Mitschuldigen machen. Eine 
ähnliche Haltung nalim der Führer der belgischen Sozialdemokratie 
und Vorsitzende des ständigen Ausschusses des Internationalen 
Sozialistischen Bureaus, Emile Vandcrvelde, ein, der, als Belgien 
von Deutschland überrannt wurde, in Übereinstimmung mit seiner 
Partei in dessen Regierung eingetreten war und nun, wie diese, 
im Ausland lebte. Er gab zweifelsohne den Empfindungen der Mehr- 
heit seiner Genossen Ausdruck, als er erklärte, seine Hand nicht in 
die Hand eines deutschen Sozialdemokraten legen zu können, der 
die Mittel für die Vergewaltigung Belgiens bewillige. Die fran- 
zösischen Sozialisten erklärten ferner, mit seiner Kriegserklänmg 
an Frankreich habe Deutschland selbst den Frankfurter Friedens- 
vertrag von 1871 aufgehoben, durch den Frankreich in die ihm abge- 
nötigte Abtretung von Elsaß-Lothringen an Deutschland gegen den 
einmütigen Protest der Abgeordneten der beiden Provinzen ein- 
gewilligt hatte, und es trete daher der vorherige Rechtszustand 
wieder ein, kraft dessen sie zu Frankreich gehörten. Im Gegensatz 
dazu erklärte die Mehrheitsfraktion der deutschen Sozialdemokratie, 
wie wir gesehen haben, Elsaß-Lothringen für deutschen Besitz, 
an dem unter keinen Umständen etwas geändert werden dürfe. Ähn- 
lieh wie die Franzosen beurteilten die meisten englischen ^oraalisten 
das Verhalten der deutschen Mehrheit und stimmten den ersteren 
auch in bezug auf die Frage Elsaß-Lothringen zu. Indes genügte 
echon der Widerspruch der Franzosen aUesn, eine Vollsitzung der 
sozialistischen Internationale tmmöglich zu machen, da die deutsche 
Mehrheit an der Politik der Kreditbewilligung ieetihielt und 
energisch bestritt. Irgend etwas von ihrem Verhalten gutmachen zn 
müssen. Alle Versuche, die firanzosischen Sozialisten vom starren 
Festhalten an Üiren Rechtsstatidpmikt abzuiiringen, ecUiigen zu- 
nächst iehL 

Sie wurden im Jafare 1917 von eineoi Komitee wieder aufge- 
nommen, das «US Vertretern der Sozialdemokratie Hollands «md 
Sdiwedcns und dem ständigen SdmtSr dee Ausschusses des Inter- 
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nationalen sonalistischcn Bmreaua, CanlUe Haymians, zutammcar 
gesetet war und sdnan zdtweiU^ Sitz in StocUidm genommen 
liatte. Der Sitz «les AnssdiiisteB dee Internationalen eoziallstisclien 
Bnieane, 4er bis zum AiHbrudi dee Kfiejles in BvQeeel geweeen 
war, war su Beiginn 1915 für die Dauer dee Krie^ nadi dem Haag 
verlegt wonden und anstelle «einer belgischen Mitglieder waren 
ffibrende Mitglieder der ItoUSndiechen Sozialdemokratie Jnteri- 
mietisbh in Ilm innetngewSlilt worden. Nnr Canille Huysmans be- 
hielt« nachdem er ane Belgien nach Holland fibersiedelt war, die 
Funktion ale ständiger SekretSr bei Dee ediwedlech-hollSsdische 
Komitee nun erUeB Anfang 1917 dne Elnlaidung an die eozia- 
Ustischen Parteien der kriegifihrenden LSnder, Vertreter nach Stodc- 
holm zu entsenden, die zunächst getrennt mit ihm konferieren und 
ihm nach einem Fraigenformular ihre AnHasstmgen und Friedens* 
ziele darlegen sollten« damit auf Grund dieser quasi Mindestpro- 
gramme eine Verständigung versucht wenden kfinne, die ee vielleicht 
möglich machen wende, dodi eine allseitig besuchte Internationale 
Sozialistenkonferenz herbdzttfOhren und eine gemeinsame Aktion 
der Sozialisten aller Linder zur -Beendigung ^ides 'so furehfbaie 
Opfer erfordernden Kiieges zu verdabaren. Die deutschen Sozia- 
listen beider Fraktionen sowie auch die deterreichisdien Sozialisten 
kamen der Einladung nach. Die französischen Sozialisten weigerten 
eich dagegen zunächst, das Komitee als für die übernommene 
Mission zuetäadig anzuerkennen. Erst nachdem vom russischen 
Arbeiter- und Soldatenrat, der sich nach dem Sie^^e der Revolution 
iln RuBland feblldet hatte, gleichfalls eine Einladung zu einer 
Konf^enz nach Stockholm ergangen war, beschlossen aucK die 
Franzosen die Beschickung, indes wurden nun ihren Delegierten 
▼on der französischen Regienmg die dazu nötigen Pässe ver- 
weigert. Das gleiche geschah auf Grund einer Verständigung der 
Regierui^en der Entente von seilen der Regierung Englands gcgen- 
flber ihren sozialistischen Parteien, Es konnten also nur Delegierte 
der Sozialisten der Mittelmächte uod neutraler Lander vor dem 
schwedisch-holländischen Komitee erscheinen. Auch eine rweite 
Internationale S 

ozialistenkonfercnz, die von einer am Jahre 1915 
gebildeten und in B em domizilierten Internationalen sozialistischen 
Kommission nach Stockholm einberufen worden war, konnte in- 
folge dieser Verbote nur als Rumpfkonferenz tagen. 

Diese letztere Kommission hatte ihr Mandat von Konferenzen 
erhalten, die in den Jahren 1915 tund 1916 in der Schweiz abge- 
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halten und zumeist von Sozialisten der radikaleren Riditung be- 
schickt worden waren. Nach der ersten dieser Konferenzen, die 
in Zimmerwald im Kanton Bern stattfand, werden die Parteigänger 
dieser Kommission auch die Zimmerwalder genannt, doch 
nennt man auch einige ihrer Anhänger nach der zweiten, in K i e n- 
t h a 1 abgehaltenen Konferenz, deren Beschlüsse radikaler aus- 
fielen als die von Zimmerwald, Kienthaler. Die Bemer 
Kommission sollte ursprünglich nur solange eine zeitweilige Existenz 
führen, bis das Internationale Sozialistische Bureau wieder in 
Tätigkeit getreten sei. Sie ist aber zu einer Gegen- oder mindestens 
Sondereinrichtung geworden, tun die sich diejenigen 
Sozialisten gruppieren, welche jeden Kompromiß mit bürgerlichen 
Regierungen ablehnen. Man hatte also schon damals mit zwei 
sozialistischen Internationalen zu rechnen. Die erste umschloß 
fast alle großen sozialistischen Parteien der verschiedenen Länder, 
denn auch die Franzosen und Engländer erkannten sie grundsätzlich 
an. Der zweiten Internationale rechneten sich neben der Sozialdemo- 
kratie der Schweiz und der Mehrheitsfraktion der italienischen 
Sozialisten fast nur noch radikale Minderheitsfraktionen der So- 
zialisten verschiedener Länder zu. Ständiger Sekretär der 
Zimmerwalder Kommission war zuerst der Schweizer Sozialist 
Robert Grimm, der aber im Herbst 1917 genötigt war, sein Amt 
niederzulegen. 

Der Krieg hat also die sozialistische Internationale nicht nur 
durch seine bloße Tatsache am Zusammenwirken gehindert, er 
hat sie auch bis auf weiteres innerlich zerrissen. Immerhin gelang 
es im Jahre 1917 dem Drängen einer rührigen Minderheit von 
Sozialisten Frankreichs, ihre Partei zu einem gewissen Nachgeben 
in bezug auf die internationalen Konferenzen zu bewegen, für das 
die englischen Sozialisten ohne weiteres gewonnen werden 
konnten. Mitte Februar 1917 fand in London eine von Anhängern 
beider Fraktionen beschickte Konferenz von Sozialisten Englands 
und Frankreichs statt, auf der auch Sozialisten Rußlands 
tmd Italiens sowie Camille Huysmans vertreten waren, dessen 
Vermittlertätigkeit ein großes Verdienst an dem Zustandekommen 
dieser Wendung zugeschrieben werden muß, imd diese Konferenz 
beschloß ein Manifest, das deren grundsätzliche Auffassung und 
Friedensforderungen mit dem Zusatz formulierte, daß die Unter- 
zeichner die Antwort der deutschen Sozialdemokratie auf es er- 
warteten. 
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Dieses Manifest nun in Verbintkmg mit einer am 11. August 1917 
endgültig zustandegekommenen und eine ^anze Denkschrift 
bildenden Antwort der französischen Sozialisten aul den Frage- 
bogen des scKwedisch-hoUändischen Komitees iionntc auch in bezug 
auf völkerrechtliche Fra^n als der Ausdruck der genannten 
sozialistischen Parteien betrachtet werden. Von deutscher Seite 
überreichten sowohl die Mehrheitspartei als auch die Minderhcäts- 
partei der deutschen Sozialdemokratie dem schwedischen Komitee 
solche Denkschriften, und da beide auch Völkerrechtsfragen be- 
handelten, bietet sich die Möglichkeit, diese Kimdgebungen aus 
der Zeit der Hochflut des Kriej^s mit Bezug auf sie zu ver- 
l^eicben. 



d» Die Dei^ksclirif t der deiit sehen Mebrheit«- 
Sozialieten an die Stockholmer Konlerenz 1917. 

Die Denkschrift der Stockholmer Delegation der deutschen 
Mehrheitsfraktion ist vom 16. Juni 1917 datiert. Ihr Geist unter- 
schied sich nicht wesentlich von dem Geist, der die schon er- 
wähnten Leitsätze der Meiirheit der deutschen Sozialdemokratie 
vom 16. August 1915 beseelte, auf die an einer Stelle der Antwort 
auch ausdrücklich verwiesen wird. In bezug auf »das Völkerrecht 
im Speziellen fordert sie, daß in die Friedensverträge die Aner- 
kennung eines Internationalen Schiedsgerichts aufgenommen 
werde, dem alle Streitigkeiten zwischen den einzelnen Staaten 
vorzulegen seien, und daß „zur Verhind^ning der Verletzung 
völkerrechtlioher Verträge eine überstaatliche Rechtsorganisation" 
geschaffen iwerde. In die Friedensverträge sollen weiterhin „Ab- 
machungen über eine Rüstungsbegrenzung zu Wasser und zu 
Lande" aufzunehmen sein, mit dem Ziel der „Schaffung eines 
Volksheeres zur Verteidigung des Landes gegen kriegerische An* 
griffe tmd gewaltsame Unterdrückungen"; für die einzelnen 
Waffengattungen dieses Volksheeres sei „die Dienstzeit durch 
internationalen Vertrag möglichst kurz zu bemessen". Des weiteren 
wird gefordert, die im Krieg zulässigen Kriegsmittel vertraglich 
zu beschränken, die Rüstungsindustrie zu verstaatlichen« die Lie- 
ferung von Waffen tmd Mtmition aus neutralen Staaten an krieg- 
ffihrende Mächte international zu veri>ieten, das Seebeuterecht zu 
beseitigen, die Bewaffnung von Handelsschiifen zu veihieten, die 
ifir den Weliveckelir wichtigen Meerenigen und interozeenischeii 
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Kanäle unter mtemationaie Kontrolle zu stellen, für die Sic2ienm^ 
des Welthandels während eines Krieges wirksame Garantien zu 
schaffen, den Begriff der Bannware international festzulegen, Roh- 
stoffe zur Bekleidung und Nahrungsmittel von der Bannware aus- 
zuschließen, das Privateigentum gegen Eingriffe der Kriegführenden 
sii^^erzustellen, den Postverkehr zwischen Kriegführenden und 
Neutralen auch im Kriegsfalle ZU sichern lundi den Betriff der 
Blockade neu festzusetzen. 

Diese Forderungen sind zum ganz überwiegenden Teile vom 
gleichen Geist diktiert wie die oben zitierten Davidschen Leit- 
6atze< Ihre Verwirklichung würde einer kriegführenden Groß- 
macht, deren Hauptstärke auf dem Lande liegt, im Kampf mit 
einer Seemacht ungeheure Vorteile sichern. Dagegen fehlen fast 
alle Bestunmoiigeiit idie geeignet waren, der Willkür im Landkrieg 
Schranken zu ziehen. In Übereinstimmtmg damit wies diese Denk- 
schrift den tfGedanken einer einseitigen Verpflichtung zur Wieder- 
herstellung von Zerstörungen in den vom Krieg betroffenen Ge- 
bieten" ab. Und ^enso Erklärte sie, daß ihre Verfasser sich Yon 
einer Erörterung der Schuldfrage, der sie nicht «us dem Wege 
^gen, ,,eine Förderung des Zwecks der Konferenis nicht ver- 
sprechen können". Es könne sidi nickt darum kandeln, über Ver- 
gangenes ZU streiten, man müsse suchen, über das Zukünftige sich 
zu verBtandigen, aimlidi nuber die möglichst sohneile HeiM- 
fühmng eines danemiden, unseren Grundsätzen entsprechenden 
Friedens'*» Pzinzipiell spreche «ie sich für das Selbstbestimraungs- 
reckt der Nationea aus« das «ie als das Recht der Völker auf Anf- 
rechterhaltung oder Neuaufriditung ihrer politischen Unabhängig- 
keit definierte» Den Bestrshungen Irlands, Ägyptens, von Tripolis, 
Marokko, Indien; Tibet, Korea und anderer LSnder nach Wieder* 
erlangong ihres ehemaligen eigenen staatlichen Lehens drScken die 
Verfasser ihre grofie Sympathie aus tmd wörden es „begrfißen, 
wenn die Sozialisten der jene Länder beherrschenden Staaten Ihre 
Stimme zugunsten der Befreiung jener Nationen vom Druck der 
Fremdherrschaft erhellen wollten". Sie fordern für Kongreßpolen 
— das heiBt die seinerzeit an Rußland gelangten polnischen 
LandesteÜe — und Finnland die Anerkennung des Rechts der 
nationalen Selbstbestimmung, erkemien aber Elsaß-Lethiingen nur 
Anspruch aiuf Autonomie im Rahmen des Deutschen Reiches zu 
und sprechen hinsichtlich der Polen Posen« und Westpreußena 
sowie der Dänen in Nordachleswig nur von ^rcn „kultureller 
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Autonomie*'. In Übereinstimmung mit den detttschen Sozial- 
demokraten Österreichs fordern sie für die Poldi und Huthenen 
Galiziens nationale Autonomie und tdiließen sich der Anschauung 
an, dafi die südslawischen Nationen und die Kronländer Österreichs 
Ungam aamt Boanien Im Vesband diesaa Re&dwa bkibca aolltciL 

Die Denksekriit der deutodm SoiUldemoIciateii Ostcmiehs 
deckt lieh In Üuen aul das V^^lkeneckt bezGgHdieii Ausffibrungett 
gröBte&teile mit Sätxeii der Oenkedirift der rddudeafackea 
MehrbeitsparteL Das Eintreten der deutsch-österreichischen 
Sosialdemokrateii dalfir, daB die Slaiwea Östcmicka im Verbände 
dea Reicks Ueiben «ollten, wird damit faetfrOiideti daß die Zer- 
schlagung einmal bestehender großer Staats- uad Wirtschafts- 
gebiete nur den Großstaatibout){eoisien förderlich sein würde, 
weldie die Arielen Kleinstaaten leicht gegeneinander ausspielen nnd 
bekemdien könnten. Die detttscken Scalaldemokraten Osterreldis 
verpflichteten eioh aber, die Bestrsbungen jener Nationallt&ten 
nack Autonomie lederacdt zu lörderau Mit Bezug auf das Kriegs- 
redit stellten sie neben F ond e nm gen, die audi die Dsnksdirift dsr 
deutsdien Sozialdemokratie eatkXlt, mit ^dßerer Bestimmtheit 
als diese die Forderung auf: „Einsckrinkaqg der im See- und Luft- 
kampfe zulissigen KriegsmitteL" Sowdt diese Deakschrilten. 

e. Die Denkschrift der Sozialist en der Ent t e 
a n di e S t ockh o 1 m e r K o n f e r e n z 1917. 

Hören wir nun das damalige Manifest der Sozialisten der soge- 
nannte Entente oder, iwie sie selbst es bezeichnen, der alliierten 
Lander. Es bestand aus zwei Teilen. Vom ersten, iJ)er Krieg" 
tÜMiscbrieben, wurden in der deutschen Presse nur die ersten zwei 
S&tze zitiert, ich nehme an, daß Preßschwierigkeiten den Abdruck 
des weiteren Inhalts vefhinderten. Dieser behandelt nämlich die 
Sohuldfrage, auf die, wie wir ^esdisa haben, die Denksckrift der 
deutsdien Mehrheitsfraktion nicht eingkig. Es dfirfte jedodi von 
Intstesse sein, die Bemerkungen der KonfereoK yon Sozialisten 
der alliierten Nationen über diese Frage kennen zu lernen» Fo|gien- 
des der Inhalt dieses ersten Tdls: 

»Die Konferenz sieht keinen Grund, von der Erklärung abzugehen, die 
von der am 14. Februar 1915 abgehaltenen Konferenz der sozialistischen 
und Arbeiterparteien der alliierten Länder einstimmig angenommen wurde 

und die folgeudermai^en lautet: 
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Die Konferenz denkt nicht daran, die allgemeinen und tiefen Ursachen 
des europäischen Konflikts zu verkennen, dieses ungeheuerlichen Produkts 
der Gegensätze, welche die kapitalistische Gesellschaft zerreiEen, und 
einer aggressiven kolonialen und imperialistischen Politik, die der inter- 
nationale Sozialismus nie aufgehört hat zu bekämpfen, und an der alle 
Regierungen einen Teil von Verantwortnng tragen. 

Aber die Oberziehung Belgiens und Frankreicfas duicb die deutschen 
Heere bedroht die ExMeas der NaticmiHläten und iinlervitibt den 
Glauben an Verträge. 

Unter diesen Umständen wäi% der Sieg des deutschen Impartalismui die 
NiedeilAge und Erdiückung der Demokralie und der Freihett in Einopa. 

Die Soziabsten Belgiens, Englands, Frankreichs, Rußlands erstreben 
nicht die politische tmd ökonomische Erdrflckung Deutschlands. Sie 
führen nicht iCrieg mit den Völkern, sondern nil den diese nnterdrikleen- 
den Rcgiennigen. Sie wollen, dafi Belgien befreit md entschädigt weide. 
Sie wollen, dafi die Frage Polen nemifi dem WiDen det pofaiischeii 
Volkes im Sinne der Autonomie im Rahmen eines anderen Staates oder 
vollständiger Unabhängigkeit gelöst werde. Sie wollen, da& in ganz 
Europa, von EllsaE-Lx>thringen bis zum Balkan, die mit Gewalt annektierten 
Bevölkerungen das Recht wiedererlangen, über sich selbst zu bestimmen. 

Unbeugsam entschlossen, für die Erfüllung dieser ßefreiungsaufgabe zu 
kämpfen, sind sie nicht weniger entschlossen, iedcnVer?;uch zu bekämpfen, 
diesen Verteidigungskrieg in einen Eroberungskrieg zu verwandeln, der 
neue Konflikte vorbereiten, neue Beschwerden schaä^en und die Völker 
mehr als je der doppelten Geisel der Rüstungen und des Kriege aus- 
liefern würde. 

XJhensa^» den Grundsitzen der Internationale treu geblieben zu sein, 
drücken sie die Hoflbimig aus, da& sich die Proletarier aller Länder 
im Erkennen der Gemeinsamkeit ihrer Interenen bald wieder einig 
zusammenfinden werden gegen den Militarismus und den kapitalistischen 

Imperialismus. 

Der Sieg der Alliierten mui sein der Sieg der Freiheit der Völker, der 
Dnheit, Unabhängigkeit und Autonomie der Nationen im friedlichen 
Bund der Veieiniglen Staaten Europas und der Wdt* 

Dies der erste Teil, Der aweiie Teil begann mit dem Satz, dafi, 
welches auch die Ziele sein mögen, Ifir die der Krieg unternommen 
wurde, die Grundabsicht der internationalen Konferenz bei ihrer 
Zusthnmung zur Fortsetzung des Kampfes die sei, der Demokratie 
für die Zukunft alle Möglichkeiten der Entwicklung zu sichern. 
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Die wichtigste aller Friedensbedinj^imgen, führt das Manifest 
weiter aus, sei die, den Frieden so zu gestalten, daß es in Zukunft 
keinen Krieg mehr geben könne^ ,,Wer auch Sieger sein werde, 
die Völker werden die Besiegten sein, wenn man nicht ein inter- 
nationales Regime aufrichtet, das bestimmt ist, jeden Krieg zu ver- 
iundern". Was würde es helfen, das Selbsibestimmungsrecht der 
Völker zu proklamieren, wenn dieses neuer Verletzung ausgesetzt 
bliebe und nicht durch eine oberste internationale Macht geschützt 
werde, die nichts anderes sein könne „als der Verein der 
Nationen". ' 

Welches die Verfassung dieses Vereins der Nationen sein sollte, 
ward in dem Manifest nicht genau ausgesprochen. Da es sich am 
Schluß auf die Botschaft des Präsidenten Wilson über diese Frage 
berief, durfte man annehmen, daß den Verfassern ein Bund der 
Staaten vorschwebte, in dem diese, unbeschadet der Verschiedenlieit 
ihrer Verfassungen, sich nach einem älmlichen Vertretungsverhältnis, 
wie es auf dem Haager Kongreß für die Vertretung der Staaten im 
Schiedshof ausgearbeitet worden war, durch Delegierte vertreten 
lassen sollten. Teilnehmer sollten nach dem Manifest nicht nur die 
zurzeit kriegführenden, sondern auch alle anderen souveränen xmd 
unabhängigen Staaten sein. Der Verein der Nationen solle in sich 
schließen die sofortige Einsetzung eines Internationalen 
Obergerichts nicht mir für alle Streitigkeiten zwisdben 
Staaten, die auf juristischem Wege zu entscheiden sind, sondern 
auch für die Festlegung eines schnellen und praktischen Vcr- 
mittlungsverfahrens zwischen Staaten für Angelegenheiten, welche 
deren Ehre und Macht betreffen. Ferner sollte unter der Kontrolle 
des Vereins der Nationen gleichermaßen die Befragung der Völker 
(d. h. die Volksabstimmung über nationale Zugehörigkeit usw.) 
vollzogen werden. Nur durch die Abstimmung der Völker erhalte 
das Recht der Völker seine Geltung, Der Verein der Nationen solle 
das internationale Verfahren festlegen, die Bestimmungen regeln, 
welche die Freiheit und Ehrlichkeit der Abstinunimg sichern, die 
persönlichen politischen Rechte wieder herstellen, die unter deo 
Gewaltsamkeiten der Eroberung gelitten haJben würden, V^rsuciie 
des Drucks oder der Korruption unterdrücken imd die RepreasaBcn * 
aller Art verhindern, die gegen irgend Jcfnand nadi der Abstimmiiig 
verübt werden könnten. 

Endlich werde es am Platze «etil, eine internationale gesetz- 
gebeode Versammluiig zu bUdea, In der die 'Vertreter aller xiviU- 
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ftierten Nationen iliren Platz haben würden, wie et mm Plfttze 99bk 
werde, schrittweise und kraftvoll eine internationale Geeetz- 
^bung zu entwickeln« die bestimmt ist« alle Vertragsstaaten zu 

verbinden/* 

Alle Staaten und alle befragten Völker sollen die feierliche 
Zusicherung geben, daß die zwischen ihnen entstehenden Streitig- 
keiten dem so eingesetzten Schiedsverfahren unterbreitet werden. 
Die Abiehnung des Schiedsverfahrens oder seines Entscheides werde 
der Beweis vorbedachten Angriffs sein« und alle Völker werden 
notwendigerweise gegen einen Staat oder mehrere Staaten, welohe 
sich mreigem, den Schiedsentsdieid anzuerkennen« oder den allge- 
meinen Friedensvertrag brechen wollten« mit allen ihnen zur Ver- 
ffigung stehenden wirtschaftlichen oder militärischen Kräften ge- 
meinsame Sache machen. Die loyale Anerkennung der Regeln 
und Entscheidungen der internationalen Organisation setze jedoch 
eine volle Demokratisienmg in allen « Lindem Yoraiis. Sie er- 
todere also: 

die Ausschaltung aller absoluten Mächte« die bisher sich die 
Aufgebe zugesprochen haben, cwiscfaen Krieg und Frieden nn 
wählen; parlamentarische Versammlungen, die auf Grund des 
souveränen Recht des Volkes und für dieses gewählt sind; Ab- 
schaffung der geheimen Diplomatie, an deren Stelle eine der 
Kontrolle der gesetzgebenden Versammlungen unterstellte aus- 
wärtige Politik zu treten hat; Veröffentlichung aller Verträge, 
die niemals den vom Verein der Nationen festgesetzten Vor- 
schriften widersprechen dürfen; absolute Verantwortlichkeit der 
Regierungen und insbesondere der Minister des Auswärtigen 
aller Länder ihren Parlamenten gegenüber. 

Unterstützt durdi eine solche Verallgemdnerung der Demokratie 
werde «,in einer Welt« wo die widcsamen internationalen Bürg- 
scbaffen gegen jeden Angriff gesichert sind, der Verein der 
NaÜonsn daan gelangen« die Gewalt als Mittet der Behandlung 
internationaler Konflikte vollständig an^zusdialten." 

In Vorbereitung der vereinbarten Abschaffung der militärischen 
Dienstpflicht in allen Ländern werde der Verein der Nationen zu- 
nächst schreiten mfissen: 

1. zum Verbot neuer Rfistua^ sowohl auf dem Lande wie auf 
dem Meere; 
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2. desgleichen zur Beschränkung der Unterhaltuni^ der Rustui^eii, 
mit denen die Völker bereits überlastet sind; 

3. zur Kontrolle der Fabrikation für den Krieg und zur 0urcli- 
sicht der Verträge, die hierüber wurden vereinbart werden» ««Die 
Staaten wenden diese Fabrikationen ^bemebmen und die groBen 
Privatfirmen radikal unterdrücken, die von den Rüsttmgen profi- 
tieren und im Interesse ilires Profite versucht sind, Manöver zur 
Herbeifühning von Kriegeandrohungen anzustiften, und ein System' 
beschleunigter Konkuirenz in der Vorbereitung des Krk^ zu 
•dmlfen/' 

Den le^glidi für ihre Verteidigung und iOr eine Aktion, weldie 
der Verein der Nationen 3Bur Verteidigung d^ internationalen Rechts 
von ihnen verlangen mag, bewa&ieten Nationen werde es, jedoch 
unter Intenationider Kontrolle^ freistehen, ein System freMUiger 
Rekrutierung einznfGhren oder iSm Bewaffnung der Nation mit Ane- 
«chloB des Systems der kasernierten Heere und des langfristigen 
Militirdienstes zu organisieren.*' 

Diese allgein einen Prinzipien sollen als Grundlage des Vereins der 
Nationen einen integrierenden Teil des Friedens selbst ausmachen 
und als Atisgangspunkt für die Regelung der Schwierigkeiten 
dienen. In diesem Sinne schließe sich die Konferenz den vom 
Präsidenten Wilson in seiner damals letzten Botschaft formulierten 
Vorschlägen an. 

Die letzteren werden wie folgt zusammengefaßt: Jeder Punkt der 
endgültigen Regelung soll auf die wesentliche Gerechtigkdt des 
besonderen Falles gegründet und so bestimmt werden, wie es für die 
Herbeiführung eines dauernden Friedens am zweckmäßigsten ist; 
die Völker und die Provinzen sollen kein Handelsobjekt zwischen 
Souveränitäten bilden, als ob sie einfache Objekte oder 
„Spielmarken in dem nun für inmier diskreditierten großen Spiel 
des Gleichgewichts der Kräfte" seien; jede Gebietsregelung im An- 
schluß an diesen Krieg solle im Interesse und zum Vorteil der 
interessierten Bevölkerung und nicht als Teil eines Kooqironiisses 
der Ansprüche rivalisierender Staaten getroffen werden, und 
viertens sollen iialle ivohlbestimmten nationalen Aspirationen die 
vollstiadigste Genugtuung erhalten, die ihnen gegeben werden kann, 
ohne neue Elemente der Zwietracht oder des Gegensatzes herbeizu- 
führen, die mit der Zeit den Frieden Europas vnd infolgedessen der 
Welt stören können, und Elemente alten Streits verewigen iwörden«*' 
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i Ver^leicli der beiden Denkeclirii t en. 

Verj^leicht man dieses Manifest mit der Denkschrift der deutschen 
Mehrheitspartei, so steht es in der Redaktion unbestreitbar hinter 
j^ner zurück. Es wirft Gegenstände unterschiedener Natur ziemlich 
ungeordnet durcheinander, verlegt sich mehr auf Entwicklung allge- 
meiner Grundsätze als bestimmte Forderungen niederzulegen, wie 
sie bei der ^e^ebenen Beschaffenheit der kriegführenden Staaten 
mit dem System dieser noch allenfalls vereinbar waren, ohne doch 
grundsätzlich von ihm abzugehen. Sogenannte Vorschläge zur Voll- 
kommenheit wechseln ab mit Gegenwartsforderungen. Wohingegen 
die österreichische und die deutsche Denkschrift die Gegenwart 
bezw, die gegebene Natur der Staaten ziu* Grundlage nahmen und 
ihre Forderungen und Vorschläge auf dieser basierten. Das gab den 
letzteren eine größere Einheitlichkeit und Systematik und ließ alles 
darin Gesagte als bei gutem Willen realisierbar erscheinen. Dagegen 
unterscheidet sich die deutsche Denkschrift in der Behandlung der 
politischen Fragen dadurch sehr zu ihrem Nachteil vom Manifest 
der alliierten Sozialisten, daß sie sich in fast kleinlicher Weise darauf 
versteifte, nichts zu fordern, was den Macht- und Besitzinteressen 
des eignen Landes nach den Anschauungen der besitzenden 
Klassen widersprechen könnte. Das gilt sowohl für die Völker- 
rechtsfragen im engeren Sinne dieses Wortes als auch für die 
Friedensforderungen, die das Recht der Völker berühren. Andere 
Staaten sollten alles mögliche herausgeben. FürTripolis, das seit Jahr- 
hunderten keine staatliche Selbständigkeit kannte oder erstrebte, 
ward diese verlangt. Desgleichen für das noch rein despotisch 
regierte und in keiner Weise ein modernes Staatsleben entwickelnde 
Marokko. Daß an zwei Fünftel der Bevölkerung Irlands unter keinen 
Umständen vom britischen Reich getrennt werden wollen, vcnn 
übrigen Irland der weitaus giröflere Teil zwar SelBstregienmg ver* 
langte, aber im Rahmen des. Müschen Reiches bleiben wolltet so daß 
nur höchstens ein Zehntel völlige Loslösung erstrebte, ward voll- 
ständig i^ioriert -Ebenso daß Indien niemals ein Staat war, aus 
Völkenschaften mit grundverschiedenen Einrichtungen und Stre- 
bungen sidi zusammensetzt und daß die große Nationalpartei 
Indiens gnuodsStzlich in ihren Fonderungen nicht Aber einen ge- 
wissen Ofiad von Selbstre^erung im britischen Reich hinausging. 
Dieses StOck der deutsdien Denkschrift sfindigt last noch mehr 
durob tendenziöse Ignorierung der tatsäcihlidien Verhaltnisse als 
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dnrcli die fendenzioie Einseiti^eit der Forderungen. Auch die Be- 
merkung der Denksdurift über Elsaß-Lothringen forderten in feder 
Hintidit sar KnVk heraius. £• heifit dn zun Beitpiel: 

,J>ie ursprüngliche staatereditlich ivle ethnographiich zo 
Deutschkuid jdi<^ri|gea ElsaB-Lothringischen GeUete shid neben 
anderen Oelitetcn ^«tt Fnadcreicb eelnmeit auf dem Wege 
gewaltsamer Annexion ans dem Verbände des Deutschen Reiches 
herausgerissen woiden." * 

Staatsrechtlich konnte aber Elsaß-Lothringen nicht „ursprünglich 
zu Deutschland" gehören, weil es ein staatsrechtliches Deutschland 
überhaupt nicht gab. Das heutige Elsaß-Lothringen lag größtenteils 
im Gebiet des heiligen römischen Reichs deutscher Nation und war 
Besitztum sehr verschiedener Herrschaften. Teile von ihm sind von 
ihren Herren an Frankreich vertauscht oder verkauft jworden« 
Andere ihm freiwillig beigetreten. Nur von einem Teil kann mau 
das Wort gewaltsame Annexion gebrauchen. Es war daher ganz 
unhistorisch, wenn die Denksdirift fortfuhr: „Duch den Frankfurter 
Frieden 1871 erhielten sie die ursprüngliche Staatszugehörigkeit 
wieder.** Der daran anschHefiende Satz wiederum „es ist sonach 
gänzlich ungerechtfertigt, von einem iiistorischen Recht Frank- 
reichs auf diese Gdbiete zu sprechen" hätte, so schief wie 
er lautet, allenfalls noch Berechtigung, wenn franzdslscher- 
seits ein historisches Recht in diesem Sinne geltend gemacht 
wurde. Die französischen Sozialisten aber riefen kein soldies 
Recht an, sondern stützten Ihre Forderung darauf, daß die Be- 
völkerung Elsaß-Lothringens 1791 in der Revolution einmütig 
Are Zu^drigkelt zu Frankreich kundgegd>en und 1871 durch 
ihre im Mftrz jenes Jahres geiwählten Vertreter ausnahmsloe ge^en 
die Trsnnung von Frankreidi protestiert hatte. Die Denkschrift der 
alliierten Sozialisten machte überhaupt kein Besitzredht auf die 
Provinzen geltend, sondern forderte die nationale Selbst- 
ixe stimmungElsafi-Lotk ringen«. Dieser Frage wich die 
deutsche Mehrheit durch jene Fommlierung geflissentlioh aus« 

Ks ist liier ein wesentlicher Unterschied zwischen der Denkschrift 
der deutschen Mehrheit und der Denkschrift der deutschen Sozial- 
demokraten Österreichs festzustellen. Wenn die letzteren sich 

gegen die Loslösung der südslavischen Provinzen des Reiches aus 
dessen Verbände erklärten, so begründeten sie dies mit Rücksichten 
der Zweckmäßigkeit, über die sich streiten ließ, und bei der jeden* 

« 
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falls ein Hören der Bevölkerung nicht ausgeschlossen war, sie be- 
riefen sich aber nicht auf Beaitzrechte und Machtinteressen. Ihre 
Denkschrift stand somit nicht in jeiicni starken Gegensatz zu dea 
Grundgedanken des Manifestes der allüerten Sozialisten wie 4ie 
der ideutscliea MehrheitssozialtsteiL 

Das Manifest der aUüerten Sozialisten stellte aidi gnind- 
sitzUdi tmd rfiddialtlos auf den demdcratiaclien Stand« 

punkt. Sein oben gerügter Mangel an einheitlldiem Auf- 
bau ist darauf zurückzuführen, daß es im doppelten Sinne 
Kompromißarbeit war. Es war ein Kompromiß zwischen der 

Mehrheit und der Minderheitsfraktion der französischen Sozialisten 
tmd in einem etwas anderem Sinne ein Kompromißwerk zwischen 
eniJlischen und französischen Sozialisten, wobei weniger das Grund- 
sätzliche als die Betrachtungsweise auszugleichen war. Sehr 
systematisch und eingehend findet man den Standpimkt der Fran- 
zosen in ihrer vom 11. August 1917 datierten Antwort auf das 
schwedisch-*holländische Komitee entwickelt, die vier Bogen im 
Zwölftelformat (umfaßt und von der das zitierte Manifest jjewisser- 
maßen einen Auszug bildet« 

Stellt man von seinen {ormalen Mängeln ab, so war dais Manifest 
der allüerien Sozialisten als ganzes eine Kundgebung zugunsten ' 
der Umwandlung des lieutigen Staatensystems m einen Bund 
der Völker« Formel bli^ es insofern auf dem halben 
Wege stehen, ab es die Stoaten so nahm, wie de in 
jenem Zeitpunkt besdiaffen waren« Es trennte nicht scharf 
zwischen den Forderongen an die Politik dieser Staaten 
und den Forderungen zur Änderung dieser Staaten eelbet« 
wie sie nötig ist, um den Bund der Völker, den die Sozialdemolcratie 
erstreben mufi, möglidi und zur Wahrheit zu machen. Aber es 
enthält keinen Gedanken, der der Bildung eines solchen Bundes im 
Wege stand. Was von der Denkschrift der deutschen sozialistisdien 
Mehrheitsfraktion leider nicht gesagt werden Iconnte. 

I 

g. Das Stockholmer Manifest 
der Unabhängigen deutschen Sozialdemokratie« 

« 

Der mittlerweile imter dem Namen UnaUiängige Sozialdemokratie 
Deutschlands verselbständigte Flügel der oppositionellen Mitglieder 
der deutschen Sozialdemokratie beantwortete die Frage in einem 
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Manifest, dessen auf unseren Gegenstand bezügliche und die Denk- 
weise der Urheber besonders bezeichnenden Stellen wie folgt lauten: 

«JDse UndbbliiM« SonaM^mokratiiche Pairtei Deutsohlanda 
geht In iisnr FiMeoBpoUtik wie in llirer gesamten Politik aus 
y/m dan Geitaaitittteressan des internationalen Proletariats «nd 
der sozialen EnMddimg. 

Diese Interessen erheischen den sofortigen Fiiedeni Wir 
foitdern beim Friedensschluss ein intematioiiales Oberefnkomnien 
über allgemeine Abrüstung. Dies ist das wichtigste Mittel, den 
geschwächten Volkskörper überall wieder zu stärken, dem nieder* 
getretenen ökonomischen Leben der Völker in absehbarer 2^t 
wieder zum Aufschwung zu verhelfen. Nur so kann die Herr- 
schaft des Militarismus gebrochen, können die Beziehungen der 
Völker zu einander für die Dauer friedlich gestaltet werden. 

Wir fordern die vollste Freiheit des internationalen Handels 
und Verkehrs sowie die unbeschränkte internationale Freizügig- 
Iceit zur Entfaltung der Produktivkräfte der Welt und zur An* 
nftlwnu^ und Verbindung der Völker. 

Wir wweilen die iwirtsohaltUcfae Absonderung oder gar den 
Wirtschaftskampf der Staaten. Zur SoUichtang aUer Streltlg- 
Iseiten zwischen den einzelnen Staaten ist das intematioiiiale 
Schiedsgericht obligatorisdi zu machen . . . 

Die nationale wie soziale Befreiung der Völker kann nicht das 
Werk eines Krieges der Regierungen, sondern nur das Werk der 
Demokratie sdn, für deren volle Durchführung die Volker unab- 
lässig den nachdrücklichsten Kampf zu führen haben. Die Über- 
wachung der auswärtigen Politik der Regierungen durch die 
Demokratie eines jeden Staates wird zur Vtrhütimg aggressiver 
Schritte führen. Die Geheimverträge sind abzuschaffen. Alle 
Staatsverträge sind fortan von der Zustimmung der Volksver- 
tretung abhängig zu machen, . . . Ohne die Staatsgrenzen, die 
das Ergebnis von Eroberungen sind und vielfach im Widerspruch 
zu den Bedürfnissen der Völker stehen, als unantastbar zu be- 
trachten, lehnen wir den Krieg überhaupt und also auch seine 
Verlängerung als Mittel zur Regelung der Staatsgrenzen ab, 

Grenzveränderungen müssen an die Zustimmung der davon be- 
troffenen Bevölkerung gebunden werden, dürfen nicht anige- 
zwungeoe Gewaltakte sein. 
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Jeden Versuch irgem! ein VoLk in irgendeiner Form zu ver- 
gewaltigen 'weisen wir mit aller Entscliiedenheit zurück .... 

Unsere Aufgabe ist es nicsht, für alle Einzel fragen, die beim 
Friedensschluß eine Rolle spielen werden, hier ein Programm 
aufzustellen. Über die Fragen jedoch, die im Mittelpunkt der 
Erörterung stehen, erklären wir schon heute folgendes: 

Die Wiederherstellung Serbiens als eines selbständigen und 
unabhängigen Staats ist ein unbedingtes Erfordernis, Wir ver- 
kennen nicht, daß der DranjJ der Serben nach Vereinigung in 
einen Nationalstaat wohl begründet ist. Die Bildung eines 
solchen Staates und eine Zusammenfassung mit den übrigen 
Balkanstaaten zu einer republikanischen ßalkanföderation wäre 
das sicherste Mittel, dauernd befriedigende Zustände auf dem 
Balkan zu schaffen, Interventionen des Auslandes auszuschließen 
und die Orientfrage als Kriegsursadie zu beseitigen. Dieses 
Ziel durch den Krieg zu vevlol^eii, bedeutet aber aar 4eMeD 
nutzlose Verlängerung. 

Wir verstehen das tiefe Sehnen des polnischen Volkes 
nach nationaler Vereinigung. Der Standptmkt, das Recht der 
•Poleo auf nationale Selbständigkeit durch die Kriegslage zu be» 
atkiunen, dieses Recht den Polen in Russisch-Polea zuizubÜligeii« 
dagegen für Preußisch- und Österreichisch-Polen zu leugnen, ist 
Im Widerapmdi zu dem Seibstbestimnmi^Brecht. Wir leimen aber 
auch bier die Fortffibrung tles Krieges al« Mittel zur Durch- 
•etzviig dieees Rechts ab. 

In gl^cher Weise verwerfen wir dieees Mittel zur Lösung der 
elsaß-lo thringtschen Frage und befinden una dabei in 
tJbereinstfanntong mit Engels und Jaurte. Die Verlangenmg des 
Krieges um Elaafi-Lothringens willen bedeutet heuiei daß die 
ganze Welt, £lsaß*Lotfaringen inbegriHen, wegen der Streitfrage 
des nationalen BedÜrinlsaes dieser Bevölkerung veswfistet, und 
daß mehr Menschen auf den Schlachtfeldem Temichtet werden« 
als ElsaB-Lothxingea Einwohner zählt. 

Aber wie Engds 1892, mehr als zwei Jahrzehnte nadi dem 
Frankfurter Frieden, so können mrir uns heute erst recht nicht der 
Erkenntnis verschlieSen, daß die elsafi-lothrhiglsGhe Bevölkerung, 
die 1S71 gegen ihren Willen annektiert wurde, solange nicht zur 
Ruhe kommen wird, bis tfur die Gelegenheit gegeben ist, eich in 
direkter unbeeinfluBter Abstimmung fiber ihre Staatsaugehörig* 
keit zu Sufiem. 

174 



...... ^le 



Wird die Mttiniiiioiig mSoUer Frdlieit in R«he^ vieHeddit 
ncib einer Im Friedeoevertratf lestzuaeixenden Zeit vollsoigen tmd 
Hur Grjdmie von «vomlierem als liestiamiend ffir die endgültige 
Retfetnng der Strcitibratfe aneikenntt dlttu wird der nnheilvoUe 
Gegensatz begralien, der Deutschlaiid «nd Fienkieidi fast sdion 
ein iialbes Jelirliiimdert trennt, den MiHtarismns hSbvk imd 
drüben fordert, beide Staaten fikonomiscli schwer bdaslet und 
der Demokratie ||rofie Hernnrnisse in den Weg legt, .... 

Die volle Unabhängigkeit und Selbständigkeit Belgiens ist 
unabweisbar. In Erfüllung des feierlichen Versprechens, das die 
deutsche Regierung bei Kriegsbet^inn gegeben hat, sind dem 
beigischen Volke auch die durch den Krieg verursachten Schäden, 
insbesondere die «weggenommenen wirtschaftlidien Werte zu 
ersetzen. 

Ein derartiger Ersatz hat nichts zu tun mit jener Art von 
Kriegsentschädigungen, die eine Plünderung des Besiegten durch 
den Sieger bedeuten und die wir de^iall) iverwerfen. .... 

Der Friedensvertrag nvird nur gesichert sein, wenn ^e inter- 
nationale Kraft über Üm wacht. 

Diese Kraft erblicken wir nicht in einer internationalen Re- 
gierungsbehörde, sondern in dem internationalen sozialistischen 
Proletariat. Nur wenn die Internationale selbständit^ und kraft- 
voll aufgebaut wird, wenn das Proletariat ihr überall seine volle 
Macht für die Kontrolle über die Regierungen und für die Er- 
haltung des Friedens leiht, wird in Zukunft an Stelle des ver- 
hängnisvollen Wettrüstens ein Zustand des gegenseitigen Ver- 
trauens der Völker treten. 

Zunächst hat das Proletariat in jedem Lande alles zu tun, um 
den Absdiluß des Weltkrieges liesbeizufubren, den Frieden zu er- 
ringen« « « • • 

Die Attistelluttg eines gemeittsainen Ftiedensprogramms ist 
wichtig. Ai)er dieses Programm ist wesenloser Sdiall und Rauchf 
wenn es niclit von dner energisdien internationalen Aktion der 
VbllBsmassen getragen wird. 

Von jeder Regierung ist die unbedingte Annahme des inter- 
nationalen Friedensprogramms zu fordern. Die Kredite sind jeder 
Regierung zu verweigern, die dieses Programm ablehnt oder 
auch nur ausweichend beantwortet, oder die sich nicht bereit 
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erklärt, in solortige Friedensverhandlungeii auf Onindlage dieses 
Programmt einzutreten. Sie Ott nuf das entschiedenste zu 
t>ekampfen. 

Eine soldie femeinsuM Friedensektiott einanleiten und zu 
Idrdem, wird die erste Aulgabe der geplanten intematlonalea 
Friedenskonferenz sein, Sie hat alle wahfiiaft sozialistiscbm 
Elemente zasanumensaiaasen, die entacUoasen sinid« in diesem 
Sinne mit aller Kraft Ifir den Flieden »i ^ndrken. 

Eine proktarisdie Organisation, die «ch dieser Aktion ent- 
zieht, wwirkt damit das Anredit, Idnfort ak Oiganisatiim 
des internationalen Sozialismus zu gelten.*' 

Niemand wird ^iiesem Manifest das Zeugnis versagen können, 
dafi es in «Beiumdlung der nationalen Fragen und Streitfragen 
den Grundsätzen der Intemationalitat in hohem Grade gerecht 
wird. Die in &m entwickelten Richtlinien ffir die praktische 
Stellun^iahme der Sozialisten zum Krioge eelbst sind dagegen 
auch vom marxistischoi Standpunkt aus — wemi nicht gerade 
von ihm aus — der Kritik offen« Die völlige Ignorierung der Unter- 
schiede der im Krieg ringenden Mächte und der Kriegslage selbst 
sovde des Kräfteverhältnisses der proletarischen Parteien ent- 
sprach durdiaus nicht der Art, wie Karl Marx und Friedrich 
En^ls in Kriegsfällen Stellung nahmen* Die iBegrflnder des 
wissenschaftlichen Sozialismus habeU: über der generellen 
Charakterisierung der gesellschaftlichen Natur der streitenden 
Parteien im allgemeinen niemals die Besonderheiten der Kon- 
stellation der ringenden Mächte und ihrer Bedeutung für die 
politische Entwicklung vernachlässigt, sie vielmehr bei der Wahl 
ihrer Stellungnahme zu den Parteien stets sehr genau berück- 
sichtigt. Indem das Manifest den So7.iaUsten aller Länder das 
bis auf den Buchstaben gleiche praktische Verhalten ohne Rück- 
sicht auf die Unterschiede der Lage dieser Länder vorschreibt, 
entfernt es sich von dem bedeutungsvollsten Kapitel der politischen 
Theorie des wissenschaftlichen Sozialismus, 
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Das Jahr 1917 brachte die Revolution der Bolschewisten in Ruß- 
landt cl^ Austritt dies^ Landes aus dem Bündnis mit der 
Entente, den sogenannten Frieden von Brest-Litowsk und die 
ZerstfickeiuDg Rußlands ,ziur Fol^ iiatte« Im Jabre 1918 stellte 
Präsident Woodrow Wilson in einer Ansprache vom 8, Januar 
Über .die Kriegssiele der Vereinigten Staaten jene 14 Punkte 
dnes FiMensprogvsmms zusammen, das zunächst den 6eifall so 
siemUob aller Sozialisten und radüoalea Pazifisten landi dann aber, 
als die Afineea der Mittekoacbte lusammenbracheh, von den 
letzteren aufgenooopmen mruxde. Insbesondere die deutsche Re- 
^enung erklarte, ak sie im Oktober 1918 sich zur Kapitulation 
entschlofi, sie tue es Im Vertrauen «uf das von Wilson formulierie 
Proj^amm. Dies und die Beratungen und Beschlässe der AlUierten 
fiber den endgültig zu gründenden Bund der Nationen und die 
Deutschland and dessen Verbündeten aufzuerlegenden Friedenshe- 
diagungen schulen -eine neue Lage, deren ROokwiilnaig auf die 
Gestaltung des Völkerrechts im engmn nyie im weitersn Sinne emer 
besonderen Untersuchung bedarf. 
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ZuMitikapitcL 

XI. 

Der Völkerbund und die Rechte der Völker. 

Als einen Zweckverband der Staaten bezeichnete, wie 
wir im ersten Abschnitt gesehen haben, Liszt vor dem Kriege die - 
G«meiiisdiaft der Staaten, die das Völkerrecht als für sie bindend 
anerkennen. Prüft man die Legion der Pläne zu einem Völkerbund 
odfir Bund der Nationen, die der Krieg gezeitigt hat, etwas näher, 
so werden sie sich fast ausnahmslos als Pläne herausstellen, die 
ledi^ch die festere Zusammenfassung dieses Zweckverbandes und 
eine Erweiterung seiner Angaben und Befugnisse im Auge haben« 

Das ist an sich selbstversflndlich noch kein Fehler. Der Satz 
Natura non facit saltum ^t ffir die Entwiddung der intematio- 
nalen Beziehtungen der Nationen in höherem Orade als fOr deren 
innere Entwicklung. Denn da die Staaten kulturell und in Ihrer 
politiscfaen Verfassung nicht auf gleicher Entwickelungshöhe stehen, 
die «nen langsamer als die andern fortschreiten, kann ein Bund 
von ihnen nicht nach Belieben Neuerungen beschlieOen, sondern 
muß auf die weniger vorgeschrittenen Rücksicht nehmen, wenn er 
nidit auf ihre Zugdiörlgkeit vercichten iwiU. Eine grofie Armee 
bewegt sich unmer wesentlidi schwerfälliger vorwärts, als ein 
kleiner Trupp. 

Muß man unter diesen Umständen schon zulrieden sein, wenn 
es überhaupt vorwärts geht, so darf man sich doch dabei nicht be- 
ruhigen, sondern muß daran gehen, der Vorwärtsbewegung weitere 
Ziele zu setzen. Denn von dem gesteckten Ziel hängt die Wahl der 
Schritte ab, die gemacht werden müssen, Ein Zweckverband der 
Staaten für Sicherung des Friedens ist ein Fortschritt gegenüber 
dem Zustand zwischenstaatlicher Anarchie. Als Mittel zur Be- 
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festiguni^ gegebener staatlicher Verfassungen und Machtverhält- 
nisse kann er dagegen etwas sehr reaktionäres sein. 

Sowohl der nun (Frühjahr 1919) von den alliierten Mächten aus- 
gearbeitete Entwurf einer Liga der Nationen, wie der von der Re- 
gierung der deutschen Republik verfaßte Gegenentwurf, der Vor- 
schläge für einen Völkerbund darzubieten erklärt, sind Vorschläge 
für die Errichtung eines Staatenbundes. Beide überschreiten nur 
wenig den Rahmen der Grundsätze und Institutionen des schon 
geltenden Völkerrechts und der zwischen einzelnen Staaten oder 
Staatengruppen behufs friedlicher Schlichtung von Streitigkeiten, 
für die Gegenseitigkeit des Verkehrs, den Schutz Eingeborener auf 
Kolonien und dergleichen abgeschlossenen Verträge. In bezug auf 
den Aulbau der Organisation, und die Verteilung der Rechte ist 
der deutsche Entwurf aus begreiflichen Gründen demokratischer als 
d6r Entwurf der Alliierten. Während dieser für den engeren 
Ausschuß — den „Rat" — wie für die Vollversammlung 
der Li^a nur kurzweg „Vertreter" der angeschlossenen Staaten 
vorsieht, ohne sich uro die Art von deren Auswahl oder 
Ernennung zu kümmern, und dem Rat obendrein eine Zusammen- 
setzung vorschreibt, die den Großmächten die Mehrheit sichert, 
setzt der deutsche Entwurf dem Kongreß der Staaten ein 
aus Delegierten der Volksvertretungen dieser zusammengesetzte 
Weltparlament zur Seite. Er enthält Bestimungen über Ver- 
kehrs- und handelspolitische Gleichberechtigung, Schutz der 
nationalen Minderheiten, offene Tür auf den Kolonien, die im 
Entwurf der Alliierten fehlen, scliiägt ein internationales 
Arbeiterrecht vor, das über den von der Liga vorgeschlagenen inter- 
nationalen Arbeiterschutz hinausgeht, und verlangt für entschei- 
dende Beschlüsse des Bundes eine Zwei-Drittcl-Mehrheit, während 
der Entwurf der Alliierten für die meisten Entscheidungen Ein- 
stimmigkeit der Abstimmenden fordert. 

Das letztere bedeutet starres Festhalten am Grundsatz der un- 
bedingten Souveränität der Staaten, den wir als ein Hemmnis der 
Weiterentwicklung des Völkerrechts kennen gelernt haben. Über- 
haupt ist der Entwurf der Allüerten wenig mehr als das Statut einer 
Organisation zur Verhütung von Kriegen, imd da er Deutschland 
und die mit diesem im Krieg verbündet gewesenen Staaten nicht 
einbej^reift, vielmehr für die Aufnahme dieser in den Bund die Zu- 
stimmung einer zwei Drittel Mehrheit der abstimmenden Staaten 
vorschreibt, so daß für die erste Zeit nundestens eine Ablehnunl 
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also nicht ausgeschlossen ist, würde für die im Entstehen begriffene 
Verbindung im Grunde einstweilen noch das Wort Liga in seinem 
alten Sinne passen, als gleichbedeutend mit Verbindung gegen 
irgendwelche andere. Man merkt dem Entwurf noch .ölht^ die 
Nachwirkung des Krieges an, dem er sein Entstehen verdankt. 

Wenn das beim deutscihefl Entwurf weniger der Fall ist, und seine 
Bestlnuiumgen liberaler «nd« bei welcher Featstelliing nicht ver- 
sdiwiegen werden soll, daB hier «m hohen Grade Notwendi^eit der 
Lehrmeisfer wrar, so würden doch andi dJese Satzun^n nicht recht- 
fertigen« anf die nach ihnen zu schaffende Verbindung den Ausdruck 
Völlcerbund anzuwenden. Sie wäre eben auch nur ein Bund von 
Staaten oder von Nationen im staatsrechtlichen Sinne dieses Wortes, 
aber nicht von Völkern. Denn trotz seiner größeren Weitlierzigkeit 
macht auch dieses Statut grundsätzlich vor dem Staate Halt, Die von 
ihm dem Weltparlament zugeschriebenen Rechte und Aufgaben be- 
treffen die Änderung der Verfassung des Bundes, die Einsetzung 
neuer Behörden, die Feststellung seines Haushalts und die Auf- 
stellung allgemein gültiger internationaler Rechtsnormen. 
Von anderen Funktionen ist nicht die Rede, 

Um den Namen V&lkerbund zu rechtfertigen, mußte der 
Schwerpunkt des Bundes gerade bei der Körperschaft liegen, die 
aus möglichst direkt, gewählten Vertretern der Völker zusanunen-? 
gesetzt ist. Allerdings wird auch das VÖlkerparlamenti wi6 der 
deutsche Entwurf es vorsieht, nidit direkt gewlShlt. Aber zwrischen 
seinen BÜtgliedem und der breiten Wählerschaft steht immerbin 
nur eine Zwischeninstanz: die Volksvertretung des Staates* dem sie 
zugehören, während bei den von den Staaisregierungen ernannten 
Delegierten zwischen diesen und den Wählern mindestens zwei 
. Instanzen stehen, eben die Staatsregienmgen iind, parlamentarische 
Regierung vorausgesetzt, die Volksvertretungen, von denen die 
ersteren ihr Mandat haben. Es ist natürlich nicht undenkbar, daß 
bestimmt wird, die Mitglieder des Weltparlaments von den Wählern 
direkt wählen zu lassen. Da aber der Völkerbund, der doch die 
ganze Kulturwelt umfassen soll, vielleicht 1200 Millionen oder mehr 
Angehörige zählen würde, müßten, da das Parlament nicht ins Un- 
gemessene Mitglieder zählen darf, diese in so großen Wahlkreisen 
gewählt werden, daß das Moment, welches der direkten Wahl ihren 
Wert verleiht, für die große Mehrzahl der Wähler doch nicht zu 
ermöglichen wäre« 
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Indes ist die Existenz eines mindesteins von den Volksvertre- 
tungen direkt gewählten Weltparlaments gar nicht die wesentliche 
Voraussetzung eines wahren Völkerbundes. Die entscheidend« 
Vorbediijigung ist das Vorhanidensein von so intimen sozialen Be- 
ziehungen zwischen den Völkern, daß die Schaffung des Bun-dea 
quasi nnx d&a, Stempel auf das tatsächlich schon Vorhandene aul* 
dxfickea, «hm «oziiaa^ «Ue gesetzliche Weihe ^ben würde. 

Man stellt sich heute «Ugemein den Völkeilxiiiid ab eine Sacbe 
vor« die nur dturdi ilie Vefbiadung der Zentralb^drden der ver- 
sdiiedenen L£nder herzosteUen wäre und. seinem Begriff um so 
mehr entspradie, je mehr ^Heee Behenden demolcratisdi« wiiUldi 
in jedem Lande der Ausdruck des VolkswUlens aeieo. Und dann 
ist In der Tat so viel richtig, daß die VerwirkUdumg der Demo- 
kratie zu den grundlegenden Vorbedingungen des echten Völker- 
bundes gehört. So lange sie dies nicht ihren Gliedern zur Vor- 
schrift machen, werden alle zwischenstaatlichen Verbände, wie 
immer sie sich nennen mögen, faktisch nur Staatenbünde sein. 
Zum Völkerbund gehören als unentbehrliche Vorbedingungen 
sehr bestimmt und tiefjöEreifendc Rechte der Völker. Nicht 
die Staaten, die Völker müssen seine wirklichen Subjekte 
sein, und das ist nur möglich bei weithehend duxclxg^iüiirier 
Demokratie. 

Nun wird freilich der Staat nicht von heute auf morgen ver- 
schwinden. Nur Phantasten können von einer so schnellen Auf- 
lösung der staatlichen Gemeinschaften träumen, «laß die Kultur- 
völker ohne jede Zentralbehörde auskämen. Wo aber für ein 
ganzes Land eine Zentralbehörde besteht« da ist ein Staat, gleich- 
inel ob er diesen Namen trägt oder nicht. Eine demokratische Re- 
publik, die eineZentiialregierung hat« ist «o gut ein Staat, wie irgend 
eine konservative Monarchie, und manchmal ein sehr viel festerer 
Staat. Nur hat in ihr der Staat seinen mystisdien Nimbus abge- 
streift. Es schwebt nicht mehr als etwas Höheres, Unnahbares über 
der Allgemeinheit, sondern ist in realstem Sinne des Wortes nur 
noch ihr Diener, 

, J)er Staat kann von der Demokratie*', iheißt es in einem Vortrag, 
den der Schreiber dieses ider Wochen vor der Reivolntioi» yoi9 
9. Nomober 1918 zu EarUn hielt, „der Staat kann Ton der Demor 
kratie nur insoweit aneif|i;mt werden« als er Organ -der Allge- 
meinheit des Valkes ist, ns^ch iliren Bedürfnissen sich 
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wandelt und seine diesen nvidersprechenden Funktionen aufgibt» 
Das tritt aber in den modernen Kulturstaaten erst ein^ wenn deren 
ökonomisch-soziale Entwicklung soweit vorgeschritten ist, daB Volk 
mit Ausnahme der Bauern überwiegend identisch ist mit um Lohn und 
Geihalt arbeitendes Volk, das heißt, «wenn die Demokratie nur noch 
als sosialisttsciie Demokratie leben und wirken kann, und wenn 
andererseits das soziale Ldben in allen seinen ManilestatLonen über 
die Grenzen des Staates bJnweggetrieben hat. 

Ein Bund abgeeddossen wirtediafteader Staaten nach dem 
Muster von Babeufs Comninnantö oder Fichte*« geschlossenem Han- 
delsstaat wfirde nie ein Völkerbund sein können, der vielmehr eine 
entwickelte gegenseitige materielle vad geistige Durchdringung zur 
Vorbedingung hat. Der etwaige Verkdur von Zentralbehörde zu 
Zentralbehönle ist nur ein Teil der Verbindungen, auf die es an- 
konmit, den Bund der Völker zur Wahrheit zu machen. Fäden ver- 
schiedeneter Art mfissen hinfiber und herläber laufen, freie inter- 
nationaleOrganisationen vorhanden sein, um ihmRealitit zu geben« 
Daran hat es ja auch vor dem Kriege nicht gefehlt. Der inter- 
nationale Handelsmicehr, dieser Anzeiger fflr die HiUie der inter- 
nationalen Arbei tat eilung, hatte einen Jahreewert von mehr 
als 170 Milliarden Mark erreicht, und ihm entsprach ein gewaltiger 
Personenverkehr. Ein ganzes Netz internationaler Verbindungen für 
wirtschaftliche, politische, wissenschaftliche und künstlerische 
Zwecke umspannte die Erde, die Zahl der internationalen Kon- 
gresse und ihrer Besucher stieg von Jahr zu Jahr. 

Dem^ internationalen sozialistischen Büro waren einige zwanzig 
sozialistische Landesparteien mit zusammen ge^en 2 Millionen 
Mitgliedern angeschlossen, hinter denen über 10 Millionen sozia- 
listischer Wähler standen, die dem Internationalen Gewerkschafts- 
bund angeschlossenen Gewerkschaften umfaßten zusammen über 
7 Millionen organisierte Arbeiter. In verschiedenen Zweigen der 
Großindustrie hatten sich internationale Kartelle gebildet, das Ver- 
sicherungswesen internationalisierte sich, auf dem Gebiete des Ver- 
kehrs trafen die großen Schiffahrtsgesellschaftcn internationale Ab- 
kommen, um die Auswüchse des bis aufs äußerste getriebenen Wett- 
bewerbs zu beseitigen. Gelehrte kamen auf regelmäßigen inter- 
nationalen Kongressen zusammen, Angelegenheiten, Methoden und 
Fortschritte ihrer Wissenschaft zu besprechen, Praktiker der ange- 
wandten Wissenschaften, Ärzte, Hygieniker, Sozialpolitiker, Völ- 
kerrechtslehrer taten das Gleiche. Ständige internationale Büros 
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imd bistitttte wurden In wachsender Zahl geschaffen, diese Inter- 
essen unter dem Geeichtspuidcte der GemeinschaftUohkeit der 
froBen Völkerfamilie zu f 5rdenL 

Das sind reale Grimdlagen eines wirklichen Völkerbundes, Der 
Weltkrieg hat verhängnisvolle Zerstörung unter ihnen angerichtet, 
viele der Fäden des Netzes zerrissen, von dem oben gesprochen 
wurde, luid es somit der notigen Festigkeit beraubt, Sie wieder- 
herzustellen muß die Aufgabe aller sein, welche die Schaffung des 
Völkerbundes auf ihre Fahne geschrieben haben. Daß die Fäden 
zwischen einzelnen Ländern noch unverletzt sind, ändert nichts an 
der Wirkung für das Ganze der Frage, In dieser Sache gibt es 
keine Halbheit. Ein Bund von Völkern, der andere Völker oder 
auch nur ein Volk von Bedeutung ausschließt, i^t das GetJenteil des 
zu erstrebenden Völkerbundes, und alle auf einen solchen Rund ab- 
zielenden Pläne sind denn auch von der soziaUstischen Internatio- 
nale grundsätzlich abgewiesen worden. 

Während in den FriUunonaten des Jahres 1919 die Häupter der 
Regierungen der alliierten Mächte zu Paris den Deutschland und 
den mit ihm im Krieg verbündet gewesenen Staaten aufzuerlegenden 
Friedensvertrag ausarbeiteten, der für diese einem furchtbaren 
Strafurteil gleichkam, und für den ursprünglich verkündeten Bund 
der Nationen das oben gekennzeichnete Statut ausarbeiteten, hat 
im Monat Februar des gleichen Jahres (vom 2. bis 10. Februar) 
eine in Bern zusammengetretene internationale Konferenz von Ver- 
tretern der grofien Mehrzahl der im Internationalen sozia- 
listischen Büro vertretenen sozialistischen Parteien, darunter die 
Vertreter der deutschen« der englischen wid der französischen 
Sozialisten radikaler wie gemäßigter Richtung, getagt hat« neben 
Beschlüssen hinsichtlich der Ffiedensziele, die das unbedingte 
Selbstbestimmungerecht der Völker im Rahmen des 
Völkerbundes forderten, in bezug auf den zu schaffenden Vedband 
(Sod^t^, Society) der Nationen folgendes beschlossen; 

„Der Verband muß ausgehen von einem Rechtsfrieden, 
der keine neuen internationalen Konfliktstoffe schafft. Er soll 
von den Volksvertretungen der verschiedenen Länder gebildet 
werden. 

Die Nationen sollen im Zentralrat des Verbandes der Nationen 
vertreten sein, nicht durch Delegierte der Retjierungen, sondern 
dtu'ch Delegierte der Volksvertretungen in einer Weise, die allen 
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ihren Parteien eine Vertrehin^ sichert. So wird der Verband der 
Nationen nichteinBund derRcgierungen, sondern 
der Völker sein. 

Alle auf dem Grundsatz der Selbstbestimmung der Völker 
aufgebauten Staaten müssen in den Verband der Na- 
tionen aufgenommen werden. 

Alle Mitglieder dieses Verbandes haben gleiche Rechte 
und gleiche Pflichten, was die Aktionskraft des Ver- 
bandes sicherstellen würde." 

Hier ist zunächst grundsätzlich der Gedanke ausgesprochen, daß 
der Bund der Nationen ein Bund der Völker sein muß, und in 
folgerichtiger Anwendung des Gedankens der demokratische 
Grundsatz des gleichen Zulassungsrechts und der 
gleichen übrigen Rechte aller. Aber die Konferenz blieb 
dabei nicht stehen. Weiterhin erklärte sie, daß der Verband der 
Nationen als wichtige Funktion haben soll: 

ffdie Verhinderung von Wirtschaftskriegen durch die Ein- 
führung des Freihandels, der freien Zulassung zu 
allen Ländern, der offenen Tür in den Kolonien 
und der internationalen Kontrolle über die W e 1 1 - 
Verkehrsstraßen. Wenn einzelne Nationen Zolltarife ein- 
führen wollen, müssen diese vorher dem Verband der Nationen 
zur Begutachtung vorgelegt werden, und wo Zolltarife bestehen, 
muß ihre Aufrechterhaltung ebenfalls von der Zustimmung des 
Verbandes der Nationen abhängig gemacht werden." 

Diese Bekennerschaf t zum Freihandel ist überaus bemerkenswert, 
da die Freihandelsbewegung früher von Sozialisten als eine 
„Bourgeoisieangelegenheit" betrachtet wurde. Die berufenen Ver- 
treter der Arbeiterklasse sind aber dahinter gekommen, daß die 
Arbeiter als Gesamtheit noch mehr als andere Klassen am freien 
internationalen Verkehr interessiert sind. Für die Frage des Völker- 
bimdes ist der Freihandel dadurch von besonderer Bedeutung, daß er 
in höherem Grade als irgend eine andere Handelspolitik die i n t e r-" 
nationale Arbeitsteilung begünstigt, und damit die ge- 
genseitige Durchdringung der Nationen zur höchsten Entfaltung 
bringt. Der Freihandel ist die spezifische Handels- 
politik des Völkerfriedens, von ihren Anfängen an war die Frei- 
handelsbewegung eng verschwistert mit der Friedensbewegung, alle 
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ihre groflen Vertreter waren zugletcli eifrig Agitatoren für Ein* 
ricbtun^ zur Sieherstellung ^et Friedens, wShrend umgekeilirt die 
SchuinoUpolitik.in Ländern, entwickelter ki^ntaliitisdier Produk- 
Ücm die Tendenzen fördert, die der Kriegspolittk Vorsdrab leisten. 

Die internationale Sozaalietenkonferenz fing aber in Üiren Be- 
sddteen noch weiter. Ihre Resolution fordert noch: 

„Der Verband der Nationen muß Befugnisse cnhalten, die ihm 
^statten, sich zu einem Organismus zu entwickeln, der die Auf- 
gabe hat, die Weltproduktion und Verteilung der 
Nahrungsmittel und der Rohstoffe zu dem Zwecke 
zu kontrollieren, der Weltproduktion den höchsten Ertrag zu 
sichern.'* 

„Zu den Aufgaben des Verbandes gehört auch die Ausarbei* 
tung, Welterentwicklung und Überwachung eines inter- 
nationalen Arbeiterrech ts.*' 

Hiemach sollen die Vcrflmachten und Aufgaben des Vefhandes 
der Nationen so tief in die Wirtschalts- und Sozialpolitik der ein- 
zelnen Staaten eingreifen, daß diese au&ören, die höchste Instanz 

für die betreffende Gesetzgebung zu bilden, sondern für deren 

grundlegenden Teil nur Ausführungsorgane sein würden, während 
die Bestimmung der Richtschnur der Gesetze dem Weltparlament 
anheimfällt. Und daß die tatsächliche Entwicklung diesen Gang 
geht, bestätigen die bei den Pariser Friedensverhandlungen von 
beiden Mächtegruppen vorgelegten Entwürfe. Die Ausweitung des 
Krieges zu einem Kriege ganzer Völker hat die breite Volksdemo- 
kratie der Nationen in einer 'Weise aiifj^erüttelt, wie keine andere 
Erschütterung es stärker vermocht hätte, und die Regierungen 
überall gezwungen, ihr weitgehende Zugeständnisse izu machen. Sie 
• hat aber zugleich in dieser Demokratie der arbeitenden Volks- 
klassen den Drang nach stärkeren Sicherungen gegen den Krieg, als 
sie bisher gegeben waren, gewaltig gesteigert. Ihr kann der Bund 
der Nationen, wie ihn die aUierten Mächte darlneten, nicht genügen» 
Die Resolution der Bemer Sozialistenkonferenz zu dieser Frage 
schliefit daher: 

«JDie Bildung des Verbandes der Nationen wird jetzt unter dem 
Druck der Nachwirkungen des Krieges erfolgen* Der Veihand 
der Nationen wird sich Indes später, wenn diese Nadiwirkungen 
schwächer weiden, nur dann kräftig entwickeln und seinen 
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^oflen Angaben gerecht werden, wenn dta internationale Pro- 
letariat mit voller Macht hinter Ihm steht und ihn vorwirta* 
drin^. Je kräftig die proletarische Bewegung in allen Län- 
. dern ist, je mehr sich das Proletariat «einer internationalen Auf- 
gaben bewußt ist, je entschlossener die Proletarier in jedem 
Lande jegliche Machtpolitik der eigenen Regierung bekämpfen, 
Je m^r Sozialismus sie verwirklichen und je kraftvoller sie die 
neue Internationale auffassen, um so gewaltiger und segens- 
reicher weiidea die Wirkungen des Verbandes der Nationen sich 
gestalten." 

Diesen Bestrebungen der Parteien der Arbeiterklasse nach Inter- 
nationalisienmg steht bei ein^m erheblichen Teil der b^^lichen 
Klassen der in den Krieg hineingerissenen Länder die entgegen- 
gesetzte Tendenz ge^nüber, mindestens eine Nation — die 
deutsche — aus xlem Verkehr mit flmen auszuschließea. Sie ist 
stark genug, als daß man berechtigt wire» sie zu unterschätzen. 
Fragt man aber, welche Strflmimg anf die Dauer die stärkere sein 
wird, so kann die Antwort nicht zweifelhaft sein. Alle im Wesen des 
Wirtschafts- und Kulturlebens unseres Zeilalters des Verkehrs 
gegründeten Tendenzen stehen, wie wir gesehen haben, auf der 
Seite der von der sozialistischen Internationale verfochtenen 
Politik. Die Wirtschaft selbst treibt überall über die Landes- 
grenzen hinaus, ebenso das ^e\st{^e Leben in seinen verschiedenen 
Verzweigungen, ebenso und niclit zuletzt die Gesetzgebung 
und Politik unter dem Druck der naturgemäßen Bestrebungen 
der arbeitenden Klassen. Sie wirken zusammen darauf hin, 
die Bedeutung des Staates als Sonderkörper im Getriebe der Kul- 
turwelt zurückzudrängen, seinen Einfluß auf die Beurteilung der 
weltpolitischen Aufgaben abzuschwächen. Nicht in der Pflege des 
nationalen, sondern in der Pflege und Stärkung des internationalen 
Denkens haben wir die Lösung der großen Probleme zu sudien, 
für die unsere Zeit die rettende Zauberformel in dem Wort Völker- 
bund gefunden zu haben glaubt. Täusche man sich darüber nicht, 
dieienige Schöpfung, die darauf Anspruch haben wird, Völkerbund 
genannt zu werden, wird, wie Schreiber dieses, in jenem am Vor- 
abend der großen deutschen Revolution gehaltenen Vortrage fiber 
Völkerbund imd Staatenbund es ausdrückte, nur* in dem Mafie 
Wahrheit werden, als die Völker aufgehört haben in 
Staaten zu denken. 
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Dat kann und wird aber nur ^Behehen diirbh die Beseitigung 
an der Gesetze und ElnTtditungen, auf die der alte, über der Ge« 
sellsdiaft als mystischer Gebieter thronende Macht- und Gewalt- 
staat seine Herrschaft gründete. Sie'durcb die Mbstregiemng auf 
Grand dentokxiatischer Einriditungen za beseitigen, ist die aus dem 
Innern der Nationen hemns zur Erffillung zu bringende Vorbedin- 
gung. Der Staat kann nicht auf die Dauer zertrümmert, er kann 
nur in seinen verschiedenen Fraktionen abgelöst werden. Das aber 
muß geschehen, die Völker müssen zu Herren ihrer selbst werden, 
um den Völkerbund zur Wahrheit machen zu können. Um an ein 
zweites Wort jenes Vortrags anzuknüpfen: „Nur als W e It- 
repubiik solidarisch verbundener freier Volker 
wird der Völkerbund seine große Mission erfüllen, nur als solche 
ein Völkerrecht entwickeln, das nicht melir nur ein yerkleLdetes 
Staatenrecht ist*** 
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Diese Ausgabe tritt an die Stelle der seinerzeit im Aufbaue der 
sozialdemokratischen Partei veranstalteten und seither vo^grWenen 
Gesamtausgabe. V(m Eduard Bernstein, wohl dem besten und 

gewissenhaftesten Kenner Lassalles . zusammengestellt, eingeleitet und 
erläutert, hat der Verlag auch in drucktechnischer Hinsicht alles auf- 
geboten, um eine allen Ansprüchen genügende und der Bedeutung 
des grofien Sozialisten würdige. Gesamtausgabe zu schaffen. Eine 
solche wurde längst erwartet und kommt zur rechten ISeit. Die ersten 
lier Bände erscheinen schon im Herbst, die weiteren Bände in 
rascher Folge, so daß die Ausgabe bis zum Frühjahr 1920 vollständig 
vorliegen dürfte. Ein ausführliclic s {Rundschreiben mit Angabe der 
Preise gelangt als Subskriptionsemladung in Kürze zur Ausgabe. 
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Frankfurter Zeitung: Gieldiviiel wfe naa fll>er die letzte Phase 

des Wirkpn? von Eisner denken map, — er War ein außergewöhnlicher 
Kopi uad iiat das Gute gewollt. DaiQr tind auch diese «Gefammelten 
Sehif ftca** da Zeugnis. Man aiufi iluiea vide ILeier wQoichea. 
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Soeben erschienen: 

DER ADLERPROZESS 

Friedrich Adler vor dem Ausnahmegericht. Die Ver- 
handlungen vor dem §-14-Gericht am 18. und 19. Mai 
1917 nach dem stenographischen Protokoll. 

(Von Friedrich Adler durchgeaehene uod autorisierte Ausgabe M. 8. — , 

geb. M. 10.— 

Die ausfohrliche Wiedergabe dieses Prozesses bietet nicht nur ein zeit- 
geschichtliches Dokument von bleibendem Wert ; hier spricht ein Mensch, 
ein Sozialist, nicht nur in der Pohtik, sondern im Leben mit einer Offen- 
heit und Rücksichtslosigkeit von seinem poÜtischen und sozialen Streben, 
wie sie nur die Gewißheit verleiht, zum letzte» Male öffentlich sprechen 
zu können. Dieser ProzeS kann nicht veralten, wenngleich seine politische 
Bedeutung durch die Revolution gemindert ist. Er bleibt ein politisches, 
soziales und seelisches Dokument, das stets seine Leser finden wird. 

KLASSENARMEE UND VOLKSWEHR 

Von Richard Seidel M. 3.50 

Den Aufbau einer neuen Armee, nicht die Weiterfohrung des alten 
Militarismus unter republikanischer Flagge will Seidel fördern durch sein 
Buch Ml*^l&>senarmee und Volkswehr", einer Programmschrift zur Elr- 
richtung einer demokratischen Volkswehr im Gegensatz zum alten Milita* 
rismus und zum neuen Freiwilli^^ensystem. Bei dem Mangel an militä- 
rischer Fachliteratur verdient Seidels Buch Aufmerksamkeit in einer Zeit, 
wo es gilt, nicht nur die Wirtschaft, sondern auch das Heerwesen gründlich 
umzubauen, um mit den Fesseln des Kapitalismus auch die SchÜngen des 
Militarismus fOr immer zu zerrei£en. 

DIE ERSTE MILLIARDE DER ZWEITEN BILLION 

Von Heinrich Stroebel. Die Gesellschaft der Zukunft 

M. 10.-, geb. 12.50 

Stroebel ist von Beruf Journalist. Er wei£ zu schreiben und bat Phantasie. 
Wer mit der Erwartung einer interessanten Unterhaltung an die Lektflre 
des Buches geht, wird nicht enttäuscht werden, zumal da es eine ganze 
Anzahl von Fragen bespricht: Journalismus, Kunst, Erziehung, Sport und 
Naturgenu&, Tierschutz. Kriminalität, Hygiene, Geschlechtskrankheiten, 
Bolschewismus, Parlamentarismus, Landwirtschaft, Rassenproblera usw. 

FraniifuTter Zeitung. 
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